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59. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022

Beginn: 13.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich wünsche einen schönen Tag. Die Sitzung 
ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Ergebnisse der Unabhängigen Kommission 
Erdgas und Wärme der Bundesregierung – 
Sicher durch den Winter

ZP 2 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Iranische Protestbewegung entschlossen un-
terstützen – Den Testfall einer frauenorientier-
ten Außenpolitik zum Erfolg machen

Drucksache 20/3930

ZP 3 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Migrationspolitischen Sonderweg in Europa 
sofort beenden

Drucksache 20/3933
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

ZP 4 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 32)

Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Boehringer, Marcus Bühl, Dr. Michael 
Espendiller, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Energieversorgung gewährleisten – Nord 
Stream reparieren, öffnen, sichern

Drucksache 20/3942

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Haushaltsausschuss

ZP 5 Weitere abschließende Beratung ohne Aus-
sprache
(Ergänzung zu TOP 33)
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes
Drucksachen 20/2297, 20/3066, 20/3369 
Nr. 1.17
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Gesundheit (14. Ausschuss)
Drucksache 20/…

ZP 6 Beratung des Antrags der Fraktion DIE LINKE
Keine Waffenexporte nach Saudi-Arabien
Drucksache 20/3947

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Marc 
Bernhard, Roger Beckamp, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD
Grüne Inflation und CO2-Besteuerung been-
den – Wohnen wieder bezahlbar machen
Drucksache 20/3945
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

ZP 8 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Stabilisierungsfondsgesetzes zur 
Reaktivierung und Neuausrichtung des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds
Drucksache 20/3937
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Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Boehringer, Marcus Bühl, Dr. Michael 
Espendiller, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Keine neuen Schattenhaushalte begründen

Drucksache 20/3944
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

ZP 10 Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht zur Überprüfung des Einsatzes be-
waffneter deutscher Streitkräfte – Stabilisie-
rung sichern, Wiedererstarken des IS verhin-
dern, Versöhnung in Irak fördern

Drucksache 20/3885
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Heute folgt nach der Fragestunde auf Verlangen der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP eine 
Aktuelle Stunde mit dem Titel „Ergebnisse der Unabhän-
gigen Kommission Erdgas und Wärme der Bundesregie-
rung – Sicher durch den Winter“. Tagesordnungspunkt 6 
wird abgesetzt und an dieser Stelle Tagesordnungs-
punkt 23 mit einer Debattendauer von 39 Minuten auf-
gerufen.

Am Donnerstag soll Tagesordnungspunkt 8 abgesetzt 
werden. Ebenso ist vorgesehen, Tagesordnungspunkt 10 
abzusetzen und an dieser Stelle Tagesordnungspunkt 17 
mit einer Debattenzeit von 68 Minuten zu beraten. Zudem 
soll Tagesordnungspunkt 21 abgesetzt und an dieser 
Stelle Tagesordnungspunkt 4 mit einer Debattenzeit von 
nun 26 Minuten aufgerufen werden. Weiter ist vorgese-
hen, Tagesordnungspunkt 24 unter TOP 32 – Überwei-
sungen im vereinfachten Verfahren – aufzurufen. 

Am Freitag soll Tagesordnungspunkt 25 mit einer ver-
änderten Debattendauer von 39 Minuten beraten werden.

Ich mache außerdem auf die nachträglichen Über-
weisungen im Anhang zur Zusatzpunkteliste aufmerk-
sam: 

Der am 22. September 2022 (54. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Digitales (23. Ausschuss) zur Mitberatung 
überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Verkündungs- und Bekannt-
machungswesens

Drucksache 20/3068

Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

Der am 28. September 2022 (56. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Rechts-
ausschuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Brennstoffemissionshandels-
gesetzes
Drucksache 20/3438
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Haushaltsausschuss

Der am 23. September 2022 (55. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Antrag soll zusätzlich dem Rechtsaus-
schuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen wer-
den:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
Bürgern und Unternehmen eine energiepoliti-
sche Perspektive geben – Preise unter Kon-
trolle bringen – Insolvenzwelle verhindern
Drucksache 20/3486
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Der am 29. September 2022 (57. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Antrag soll zusätzlich dem Rechtsaus-
schuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen wer-
den:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ralph 
Lenkert, Dr. Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE
Längere Lebensdauer für Elektrogeräte
Drucksache 20/3617
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Digitales

Der am 22. September 2022 (54. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Finanz-
ausschuss (7. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes, des Stabili-
tätsratsgesetzes sowie weiterer Gesetze
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Drucksachen 20/3446, 20/3711
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss

Der am 22. September 2022 (54. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(13. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Europawahlgesetzes
Drucksache 20/3499
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

Der am 22. September 2022 (54. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Rechts-
ausschuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur weite-
ren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1158 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Vereinbarkeit von Be-
ruf und Privatleben für Eltern und pflegende 
Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 
2010/18/EU des Rates
Drucksache 20/3447
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Rechtsausschuss

Der am 23. September 2022 (55. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Rechts-
ausschuss (6. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur finan-
ziellen Stabilisierung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV- 
Finanzstabilisierungsgesetz)
Drucksache 20/3448
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Sind Sie damit einverstanden? – Das sieht so aus. Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1:
Befragung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute der 
Bundesminister für Gesundheit, Herr Dr. Karl 
Lauterbach, zur Verfügung steht.

Herr Bundesminister, Sie haben das Wort für Ihre ein-
leitenden Ausführungen.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Lassen Sie mich beginnen mit der Coro-
nasituation. Wir sind am Beginn einer Herbst- und Win-
terwelle. Dies kommt nicht überraschend.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das stimmt!)

Wir sind aber auf diese Welle sehr gut vorbereitet.

Wir haben zunächst einmal im Rahmen der Beschaf-
fung von Impfstoffen angepasste Impfstoffe beschafft, 
sodass wir auf die Varianten, mit denen wir derzeit zu 
ringen haben, gut vorbereitet sind. Die Versicherten ha-
ben eine Auswahl zwischen entsprechend angepassten 
Impfstoffen.

Wir haben darüber hinaus den Pandemieradar ein-
geführt. Der Pandemieradar erlaubt es den Ländern, prä-
zise zu erkennen, wie die jeweilige Situation dort ist, 
sodass sie relativ früh reagieren können.

Wir haben für die besonders vulnerablen Gruppen Arz-
neimittel beschafft, die die Sterblichkeit der Patienten 
deutlich senken können. Diese Arzneimittel werden in 
den Pflegeeinrichtungen gelagert und können durch 
Hausärzte direkt abgegeben werden, sodass wir dort 
eine deutlich verbesserte Versorgung der Patienten erwar-
ten können.

Schließlich haben wir mit dem geänderten Infektions-
schutzgesetz, das wir über den Sommer vorbereitet ha-
ben, die Länder in die Lage versetzt, auf der Grundlage 
der vorhandenen Daten entsprechende Infektionsschutz-
maßnahmen vorzunehmen, insbesondere die Masken-
pflicht in Innenräumen einzuführen, diese aber auch, 
wenn das notwendig wäre, auszudehnen und, wenn es 
ganz schlimm käme, sogar in Außenbereichen vorzu-
schreiben. Aber davon gehen wir derzeit nicht aus.

Ich appelliere an die Länder, die Verantwortung auch 
wahrzunehmen. Wir sehen derzeit stark steigende Fall-
zahlen. Ich höre aber, dass die Länder diese Maßnahmen 
derzeit diskutieren. Ich gehe daher von einem verantwor-
tungsvollen Handeln aus.

Zum Zweiten. Die Krankenhäuser sind in einer Situa-
tion, in der sie mit steigenden Energiekosten, insbeson-
dere Stromkosten, aber auch Gaskosten, konfrontiert 
sind. Darüber hinaus ist die Inflation stärker als das, 
was die Landesbasisfallwerte an zusätzlichen Einnahmen 
erwarten lassen. Darauf werden wir reagieren, indem im 
Rahmen unseres 200-Milliarden-Euro-Schutzpaketes die 
Länder in die Lage versetzen werden, die Krankenhäuser 
auch direkt zu unterstützen.

Schließlich möchte ich auf Folgendes hinweisen: Wir 
haben eine Finanzlücke von 17 Milliarden Euro in der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Das werden wir in 
den nächsten Wochen durch das geplante GKV-Finanz-
stabilisierungsgesetz ausgleichen.

Wir sind am Vorabend wichtiger Gesetze. Ich will hier 
nur numerisch ganz kurz zusammenfassen, dass wir in 
den nächsten Wochen und Monaten insgesamt zwölf Ge-
setze ans Netz bringen werden, über die wir dann mit 
Ihnen diskutieren werden.
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Wir werden für die Kinderheilkunde die Fallpauscha-
len überwinden. Bei der Versorgung von Kindern ist das 
ein wesentlicher Schritt nach vorn.

Wir werden in der Geburtshilfe zu Lösungen kommen, 
sodass die Geburtshilfe auf dem Land sichergestellt wer-
den kann.

Wir werden Tages-DRGs einführen, sodass die Patien-
ten nicht im Krankenhaus übernachten müssen, wenn das 
medizinisch nicht notwendig ist.

Wir werden das DRG-System weiterentwickeln, um 
auch Vorhaltepauschalen berücksichtigen zu können, so-
dass die Krankenhäuser besser dort platziert sind, wo 
auch der Bedarf ist.

Im Rahmen der Digitalisierung haben wir zwei 
Schwerpunkte: Die elektronische Patientenakte wird als 
Opt-out-Akte eingeführt. Wir werden darüber hinaus 
auch das E-Rezept etwas anders organisieren und nach 
vorne bringen.

Gesundheitskioske – das ist die siebte Maßnahme – 
werden in den besonders benachteiligten Städten und 
Stadtteilen die Versorgung ergänzen.

Wir werden durch das geplante Krankenhauspflegeent-
lastungsgesetz die Pflegekräfte deutlich entlasten, und 
wir werden darüber hinaus auch für die Langzeitpflege 
eine Finanzierungsreform vorschlagen, die die Langzeit-
pflege sicherstellt.

Die Unabhängige Patientenberatung soll durch ein 
UPD-Gesetz verbessert werden.

Wir werden eine Gesetzgebung zur Legalisierung von 
Cannabis vorstellen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Sehr wichtig!)

wo insbesondere der Gesundheitsschutz im Vordergrund 
steht, sodass Cannabis tatsächlich so konsumiert werden 
kann, dass diejenigen, die es konsumieren, abgesichert 
sind und dass der Gesundheitsschutz beim Cannabiskon-
sum im Vordergrund steht. Es geht hier nicht um die Aus-
weitung des Konsums.

Schließlich werden wir Gesetze vorstellen, durch die 
wir die psychotherapeutische Versorgung verbessern, und 
zwar sowohl in den Krankenhäusern wie auch im ambu-
lanten Bereich.

Es sind also zwölf gesetzliche Grundlagen, die wir 
derzeit vorbereiten. Ich freue mich auf die Diskussion 
über diese wichtigen Gesetzentwürfe mit Ihnen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Wir beginnen die Regierungsbefragung 

zu den einleitenden Ausführungen des Bundesministers, 
Herrn Dr. Karl Lauterbach, und zum Geschäftsbereich 
sowie zu den vorangegangenen Kabinettssitzungen und 
mit allgemeinen Fragen.

Schon mal prophylaktisch vorab: Der Fragesteller oder 
die Fragestellerin hat für die erste Frage jeweils eine 
Minute Zeit, und der Minister hat dann jeweils eine Mi-
nute für die Antwort. Sie sollten also immer auf die Zeit 
achten. Für die Nachfrage und die entsprechende Antwort 

haben Sie allerdings jeweils nur 30 Sekunden Zeit. Ich 
will das nur schon mal vorab sagen, damit alle wissen, 
wie das Verfahren hier gleich ist.

Das Wort hat als erster Fragesteller der Kollege Tino 
Sorge aus der CDU/CSU-Fraktion.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundesgesundheitsminister, zahlreiche Kliniken, Pfle-
geheime und Arztpraxen sind durch die Inflation von 
fast 10 Prozent und massiv gestiegene Energiepreise in 
ihrer Existenz gefährdet; Sie haben es gerade eben noch 
mal angesprochen. Die Bundesregierung weiß seit Mo-
naten von dieser Thematik, unternimmt aber leider nichts 
dagegen. Insolvenzen und Schließungen drohen bereits.

Deshalb würde mich konkret interessieren: Wann ge-
nau kommt endlich das Rettungspaket für die Infrastruk-
tur im Gesundheitswesen aus dem Bundesgesundheits-
ministerium?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für die Frage. – Die Grundlage für die 

Abschätzung, wie groß der Bedarf in den Krankenhäu-
sern ist, ist ja am letzten Wochenende geschaffen worden. 
Durch das allgemeine Rettungspaket haben wir jetzt ei-
nen Fahrplan, wie wir die Energiekosten in Deutschland 
bremsen werden.

Davon werden auch die Krankenhäuser profitieren. Es 
werden aber wahrscheinlich noch Restbelastungen ver-
bleiben. Wie diese Restbelastungen ausgeglichen wer-
den, wird derzeit von meinem Haus vorbereitet. Ich bin 
diesbezüglich auch in direkten Verhandlungen mit Fi-
nanzminister Lindner, und wir werden Ihnen dann unmit-
telbar vortragen.

Wir haben hier drei Blöcke. Wir haben die steigenden 
Gaskosten, die steigenden Stromkosten und den Inflati-
onsbereich, der durch die Veränderung der Landesbasis-
fallwerte nicht abgedeckt ist, und wir werden alle drei 
Bereiche entsprechend abfedern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Bundesgesundheitsminister, im 

Grunde genommen kommen von Ihnen seit Monaten 
nur Ankündigungen. Ich habe Ihnen bereits im April in 
einem Schreiben die wirklich kritische Situation in den 
Kliniken geschildert. Wir als Union haben schon vor der 
Sommerpause diesbezüglich einen Antrag eingebracht. 
Deshalb würde mich interessieren, warum Ihr Haus bis-
her untätig geblieben ist und keine konkreten Maßnah-
men vorgelegt hat.
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Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich habe gerade ausgeführt, dass die Voraussetzung für 

die Berechnung der Bedarfe in den Krankenhäusern erst 
am Wochenende geschaffen wurde. Nun liegt das Papier 
der Expertenkommission vor. Jetzt geht es darum, ab-
zuschätzen, wie hoch die Mehrbedarfe für die sozialen 
Einrichtungen sind. Wir werden das ins Schutzpaket ein-
beziehen. Wir haben das Papier erst jetzt am Wochenende 
bekommen. Ich bitte daher um Nachsicht, dass ich dieses 
Ergebnis nicht schon vor Monaten vorwegnehmen konn-
te.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zu diesem Thema weitere Nachfragen? – Kol-

lege Pilsinger.

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Herr Bundesminister, die Deutsche Krankenhausge-

sellschaft hat in dieser Woche deutlich gemacht, dass 
die Vorschläge der Gaspreiskommission hinten und vorne 
nicht ausreichen, um die Krankenhäuser zu entlasten. 
Zwei Drittel der ungedeckten Kosten seien nicht auf-
grund der gestiegenen Energiekosten, sondern durch 
Kostensteigerungen bei Medizinprodukten, Arzneimit-
teln, Lebensmitteln und Dienstleistungen entstanden. 
Wie werden Sie sicherstellen, dass unsere Krankenhäuser 
unter dieser Kostenlast nicht zusammenbrechen? Und 
auch noch einmal die Frage: Bis wann wollen Sie den 
Gesetzesvorschlag einbringen? Es darf keinen zeitlichen 
Verzug mehr bei der Stabilisierung unserer Krankenhäu-
ser geben.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich hatte eben selbst eingeräumt, dass die Vorschläge 

der Kommission nicht ausreichen, um das Delta komplett 
zu beseitigen. Ich hob darauf ab, dass die die Differenz 
zwischen der Entwicklung der Landesbasisfallwerte und 
der Inflationskosten, die die Krankenhäuser tragen müs-
sen, abgedeckt werden muss. Ich hatte darauf hingewie-
sen, dass ich diesbezüglich in Gesprächen mit Finanz-
minister Lindner bin. Der Mehrbedarf ist bekannt. Der 
Mehrbedarf wird auch mit der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft und mit einzelnen Kliniken im Detail bespro-
chen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen, wenn Sie möchten; 

Sie müssen aber nicht.

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Sie haben meine Frage noch nicht beantwortet. Meine 

Frage war, bis wann Sie das Gesetz vorlegen wollen. 
Könnten Sie eine zeitliche Einschätzung abgeben, bis 
wann Sie das machen wollen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ja, das kann ich: Wir werden das rechtzeitig machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zum Thema „Krankenhaus und Energiekosten-

steigerung“ noch eine Frage? – Der Kollege Irlstorfer, 
bitte.

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herr Minister, wenn nicht bald etwas passiert, wird es 

zu einer kalten Strukturreform kommen. Rehakliniken, 
Pflegeeinrichtungen und Praxen werden schließen. Ver-
sorgungsengpässe für breite Bevölkerungsschichten dro-
hen. Mich würde interessieren: Wie genau soll der Ret-
tungsschirm aussehen? Und weil mir Ihre bisherige 
Aussage nicht ganz reicht, was die zeitliche Schiene be-
trifft: Wann soll er kommen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich wies darauf hin, dass die Gespräche mit Finanz-

minister Lindner bereits begonnen haben und in der 
nächsten Woche fortgesetzt werden und dass wir auf 
das Ergebnis der Expertenkommission am Sonntag war-
ten mussten, weil eine Abschätzung des Mehrbedarfs 
vorher nicht möglich war. Die Ergebnisse der Experten-
kommission müssen jetzt in gesetzgeberische Maßnah-
men übersetzt werden. Außerdem müssen wir parallel 
in der Vorbereitung dieser gesetzgeberischen Maßnah-
men für den Energiebedarf insgesamt bereits den Kran-
kenhaussektor mit abdecken.

Wir haben das voll im Blick, und wir werden die Maß-
nahmen rechtzeitig auf den Weg bringen. Das war keine 
polemische Bemerkung. Ich bin mit den Krankenhäusern 
und mit dem Geschäftsführer der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft im engen Austausch. Ich habe sehr 
früh auf dieses Thema hingewiesen. Daher können Sie 
sich darauf verlassen: Wir haben das im Blick, und wir 
werden das lösen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Irlstorfer, Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Herr Minister, eine Nachfrage: 

Teilen Sie die Einschätzung der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft, dass sich die Finanzierungslücke bei Sach-
kosten und Energie in diesem und im kommenden Jahr 
auf rund 15 Milliarden Euro summiert? Können Sie das 
abschätzen, bitte?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Diese Einschätzung kann ich nicht teilen; denn das 

würde ja bedeuten, dass ich in der Lage wäre, die Ent-
wicklung der Preise zum Beispiel für Gas und Strom im 
nächsten Jahr vorherzusehen. Dazu bin ich zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht in der Lage. Ich bin auch nicht ganz 
sicher, ob die Deutsche Krankenhausgesellschaft dazu in 
der Lage ist.

(Erich Irlstorfer [CDU/CSU]: Danke!)

Präsidentin Bärbel Bas:
So, ich sehe dazu keine weiteren Nachfragen. – Frau 

Zeulner, Sie dürfen.
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(Zuruf des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Nein, liebe Kollegen, ich stelle die Frage nicht noch 

mal anders. – Lieber Herr Minister, mir geht es um das 
Thema Energie und in diesem Zusammenhang um die 
ambulanten Pflegedienste im ländlichen Raum, für die 
die Spritpreise ein Problem sind. Darauf haben wir schon 
vor Monaten hingewiesen. Deswegen die Frage: Was 
wird konkret für die ambulanten Pflegedienste getan? 
Denn Sprit ist absolut notwendig, um mit dem Auto 
von A nach B zu kommen.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für diese Frage, Frau Abgeordnete. – Ja, 

in der Tat: Sowohl für die stationären Pflegeeinrichtun-
gen wie auch für die ambulanten Pflegedienste ergeben 
sich Mehrkosten, die durch die jetzigen Verträge, die oft 
auch langfristigerer Natur sind, nicht abgedeckt sind. Da-
her planen wir die Möglichkeit, die Verträge kurzfristiger 
anzupassen, sodass die zusätzlichen Kosten – das sind ja 
nicht nur Benzinkosten, sondern es sind auch andere 
Kosten dazugekommen – umgelegt werden können. Es 
muss durch eine Verkürzung der jeweiligen Vertrags-
dauer auf jeden Fall gewährleistet sein, dass die Mehr-
kosten an die Pflegekassen weitergegeben werden kön-
nen. Die Refinanzierung bei den Pflegekassen 
refinanziert dann das Delta.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Weil alle zeitlich unter Druck stehen, 

auch hier die Nachfrage: Wann rechnen Sie konkret mit 
einem Signal an die ambulanten Pflegedienste gerade in 
den ländlichen Räumen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Für die stationäre Versorgung haben wir im Kabinett 

die verkürzte Vertragsdauer beschlossen. Mit dem Wohn-
geld Plus, das die Pflege mit abdeckt, können kurzfristig 
Zusatzkosten weitergegeben werden. Eine ähnliche Re-
gelung für die ambulanten Dienste ist in Vorbereitung.

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich den nächsten Nachfrager aufrufe, will ich 

noch einmal erinnern: Wir waren ursprünglich beim 
Thema „Krankenhaus und Energiekosten“. Jetzt wurde 
das Thema schon auf die ambulanten Dienste ausgewei-
tet. Daher meine Bitte, bei diesem Thema zu bleiben, 
damit wir die anderen Fragen auch noch berücksichtigen 
können.

Als Nächstes hat das Wort der Kollege Reichardt aus 
der AfD-Fraktion.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, ich habe ebenfalls eine Frage zum Be-

reich der ambulanten Pflegedienste. Mir haben etliche 
Bürger mitgeteilt, dass sie von ihrem entsprechenden 

Pflegedienstleister darüber informiert wurden, dass auf-
grund der steigenden Energiekosten zum Beispiel gege-
benenfalls statt der bisher 4 Stunden Pflegeleistung pro 
Woche nur noch 3 Stunden erbracht werden können, und 
Ähnliches. Meine Frage dazu: Haben Sie Informationen 
darüber, in welchem Umfang das geschieht? Wie sehen 
Sie diese Situation? Und was planen Sie, um hier den 
Bürgern Sicherheit zu geben?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Herr Abgeordneter, vielen Dank für diese Frage. – Zu-

nächst einmal: Eine Verkürzung der Pflegeleistungen ein-
seitig durch den Pflegedienst ist natürlich nicht erlaubt. 
Das ist mir auch nicht bekannt. Das wäre ein Bruch mit 
den geltenden Regeln. Dann würde sich die Frage stellen, 
ob der Pflegedienst die Leistungen überhaupt so erbracht 
hat, dass sie abgerechnet werden können.

Grundsätzlich haben Sie aber recht, dass wir mit Mehr-
belastungen in der ambulanten Pflege zu rechnen haben. 
Daher habe ich eben schon in meiner Antwort auf die 
Frage der Abgeordneten Zeulner darauf hingewiesen, 
dass wir die Verkürzung der Laufzeiten von Verträgen 
zwischen Pflegekassen und Pflegediensten planen, so-
dass die Mehrkosten an die Pflegekassen weitergegeben 
werden können, und dass wir diese dann im Rahmen der 
Maßnahmen refinanzieren, die ich eben angesprochen 
habe.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Martin Reichardt (AfD):
Ich entnehme Ihren Aussagen, dass Sie sicherstellen, 

dass es durch die erhöhten Kosten im Bereich der Pflege 
nicht zu einem Rückgang der Qualität bei der Pflege der 
Menschen vor Ort kommt.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Genau, davon gehe ich aus. Ich gehe davon aus, dass 

die Pflegequalität nicht sinken wird, obwohl wir in dieser 
Krisensituation sind, weil wir die Leistungen so finanzie-
ren werden, dass sie in der Qualität erbracht werden kön-
nen, wie sie bisher erbracht wurden. Von daher gehe ich 
nicht davon aus, dass es zu einem Einbruch oder einem 
Absinken der Pflegequalität kommt, weder im ambulan-
ten noch im stationären Sektor.

Präsidentin Bärbel Bas:
Es gibt eine Nachfrage aus der SPD-Fraktion zum 

gleichen Thema. Die Kollegin Baradari.

Nezahat Baradari (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, vielen 

herzlichen Dank für Ihre Ausführungen. Für die Inves-
titionskosten der Krankenhäuser sind die Länder zu-
ständig, und in vielen Ländern sind keine Investitionen 
getätigt worden, auch im Hinblick darauf, was Gebäude-
sanierung oder erneuerbare Energien angeht. Könnten Sie 
uns vielleicht darstellen, wo bundesseitig, aber vor allen 
Dingen bei der Zuständigkeit der Länder, vielleicht auch 
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in Bezug auf Nordrhein-Westfalen, noch Verbesserungs-
bedarf ist?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – In 

der Tat ist es so, dass die Länder seit vielen Jahren ihren 
Verpflichtungen bei den Investitionskosten nicht nach-
kommen. Das hat zur Folge, dass die Heizkosten zum 
Teil deutlich höher sind, als sie eigentlich sein müssten, 
weil die Heizungsanlagen teils veraltet und ineffizient 
sind, von der Dämmung der Gebäude mal ganz abge-
sehen. Somit sind die Gebäude im Sommer zu heiß und 
im Winter zu kalt und müssen entsprechend geheizt wer-
den.

Wir werden jetzt noch viele Gelegenheiten haben, mit 
den Ländern über dieses Defizit zu verhandeln, zunächst 
im Rahmen der Umsetzung des Entlastungspaketes, wel-
ches ich eben angesprochen habe und für welches wir die 
Kommissionsvorschläge am Wochenende bekommen ha-
ben. Da wird es viele Verhandlungen mit den Ländern 
geben: Was sind die Verpflichtungen der Länder?

Wir werden aber auch im Rahmen der Erarbeitung der 
von mir eben angesprochenen Krankenhausgesetze diese 
Gelegenheit haben. Ich hatte ja darauf hingewiesen, dass 
wir das Fallpauschalensystem bei der Kinderheilkunde 
überwinden wollen. Wir wollen die Geburtshilfe besser 
abdecken. Wir wollen die Fallpauschalen so verändern, 
dass der stationäre Aufenthalt da, wo er nicht nötig ist, 
nicht erbracht werden muss, und wir wollen das Fallpau-
schalensystem insgesamt verbessern.

Somit: Wir werden jetzt über viele Monate mit den 
Ländern verhandeln und bei diesen Gelegenheiten immer 
wieder auch über die Investitionszusagen und Verpflich-
tungen der Länder verhandeln können.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Nezahat Baradari (SPD):
Vielen Dank. – Ich wüsste ganz gerne, ob es da auch 

spezielle Gespräche mit Herrn Laumann, dem Gesund-
heitsminister in NRW, dem bevölkerungsreichsten Bun-
desland, gibt.

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])
Es interessiert mich natürlich auch als Abgeordnete aus 
diesem Land sehr.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
In der Tat ist auch das Bundesland Nordrhein-West-

falen den Verpflichtungen nicht nachgekommen.
(Stephan Brandner [AfD]: So ein Zufall aber 

auch, bei der Fragestellerin!)
Herrn Laumann sind – aus früheren Gesprächen weiß ich 
das – diese Defizite bekannt. Bisher habe ich aber von 
ihm nicht gehört, wie er diesen Verpflichtungen begegnen 
möchte.

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das war ja ein Voll-

treffer! Tief getroffen! – Gegenruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD]: Jetzt haben sie den 
Salat!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Ich habe noch eine Nachfrage aus der 

Fraktion Die Linke zum gleichen Thema. Kollege 
Gürpinar.

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Sie bezieht sich auf die Antwort von 

Herrn Lauterbach auf die eben gestellte Frage. Herr 
Lauterbach, Sie haben eben gerade und auch schon in 
der Einführung gesagt, dass Sie von Ihrem bisherigen 
Plan im Koalitionsvertrag absehen und dass Sie nur bei 
der Kinderheilkunde die Fallpauschalen herausnehmen 
wollen. Sie haben das im Koalitionsvertrag aber fest-
gehalten für die Notfallversorgung, für die Kinderheil-
kunde und für die Geburtshilfe, und zwar kurzfristig. 
Jetzt möchte ich noch mal nachfragen, inwiefern Ihre 
eben gegebene Antwort tatsächlich der Realität entspricht 
und damit aber dem Koalitionsvertrag widerspricht, in 
dem festgelegt ist, dass Sie kurzfristig in allen drei Be-
reichen – das ist uns noch zu wenig, aber immerhin dort – 
von Fallpauschalen absehen wollen. – Herzlichen Dank.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich bitte um Ent-

schuldigung, dass ich nicht genau erkennen konnte, ob 
Sie verspätet eingetroffen sind. Ich wies ja darauf hin, 
dass wir in der Kinderheilkunde die Fallpauschalen über-
winden wollen, dass wir die Geburtshilfe im ländlichen 
Bereich durch ein anderes System darstellen wollen, dass 
wir die Fallpauschalen in der stationären Versorgung ver-
ändern wollen, sodass die ambulante Leistungserbrin-
gung möglich ist, und dass wir das Gesamtsystem der 
Fallpauschalen dahin gehend weiterentwickeln oder 
auch überwinden wollen, dass es Vorhaltepauschalen 
und auch andere Elemente gibt, die der Sicherstellung 
der Krankenhäuser genügen.

Es ist also insgesamt ein großes Programm zur Ver-
besserung der Qualität in der Krankenhausversorgung 
und zur Entökonomisierung. Es ist die größte Reform 
dieses Systems seit der Einführung der Fallpauschalen, 
und sie wird im Wesentlichen das jetzt bestehende Sys-
tem der Fallpauschalen überwinden.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Bis wann?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Es gibt jetzt wieder mehrere Nachfragen. Ich hoffe 

aber, dass es nicht das neue Thema Fallpauschalen ist. 
Wir waren immer noch bei der Energieversorgung. – 
Aber Sie dürfen jetzt noch eine Nachfrage stellen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Zur Energiever-
sorgung!)

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Es ist mir unangenehm, weil sie in gewisser Weise 

schon noch mal auf die Antwort von Herrn Lauterbacht 
zurückführt. Ich war nämlich nicht nur heute schon um 
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13 Uhr dagewesen, sondern ich kenne, obwohl ich bei 
den Verhandlungen nicht dabei war, auch die Verein-
barung im Koalitionsvertrag – zumindest habe ich ihn 
lesen können. Dort habe ich gesehen, dass alle drei Be-
reiche aus den Fallpauschalen herausfallen sollen, und 
zwar kurzfristig. Deswegen noch mal die Frage: Wollen 
Sie die Notfallversorgung, wie im Koalitionsvertrag ver-
einbart, aus den Fallpauschalen herausnehmen oder 
nicht?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Die Notfallversor-

gung ist auch jetzt nicht durch die Fallpauschalen abge-
deckt. Es ist eine Bezahlung, die anders organisiert ist. 
Ich habe in meiner letzten Antwort darauf hingewiesen, 
dass wir eine Komplettreform für das gesamte Fallpau-
schalensystem machen, was die Fallpauschalen dahin ge-
hend überwindet, dass dann eben mit Vorhaltepauscha-
len, mit Sicherstellungszuschlägen und mit einigen 
anderen Elementen gearbeitet wird. Das kann ich jetzt 
hier in der Kürze der Zeit nicht diskutieren. Aber somit 
würde das bestehende Fallpauschalensystem dann für alle 
Bereiche überwunden. Das würde die von Ihnen an-
gesprochenen Beispielbereiche enthalten.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Ist das denn mit 
dem Koalitionspartner abgestimmt?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage zum Thema stellt aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Weishaupt.
(Stephan Brandner [AfD]: Das ist echt Zeit-
spiel jetzt hier, oder? – Beatrix von Storch 
[AfD]: Das ist Sabotage des Fragerechts des 
Parlaments! Gefälligkeitsfragen! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP]: Parlamen-
tarismus muss man der AfD noch mal erklä-
ren!)

– Das ist keine Sabotage. Hier kann sich jeder Abgeord-
nete melden. – So, und die Frau Weishaupt hat jetzt die 
Gelegenheit, ihre Frage zu stellen.

Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, liebe Frau Präsidentin. – Lieber Herr 

Minister, Sie haben ja gerade schon die Geburtshilfe an-
gesprochen. Jetzt würde ich da gerne noch mal nachfra-
gen, was das Bundesgesundheitsministerium denn plant, 
um die Gesundheitsversorgung rund um die Geburt tat-
sächlich auch konkret zu verbessern.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist doch nicht 
mehr die Ursprungsfrage!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – In 

der Tat: In der Geburtshilfe haben wir die Situation, dass 
die Kliniken, die derzeit den sogenannten Sicherstel-
lungszuschlag bekommen, mit diesem Sicherstellungs-
zuschlag alleine die Geburtshilfe nicht so darstellen kön-
nen, dass Qualität und Versorgungsangebot gesichert 
sind. Daher arbeiten wir an Modellen, in denen Zuschläge 
gewährleistet werden, die auskömmlich sind, sodass die 

Geburtshilfe dort auch wirklich dargestellt werden kann. 
Dabei soll auch unterschieden werden, ob das Kliniken 
sind, wo eine Pädiatrie-, also eine Kinderheilkundestati-
on, gleichzeitig vorgehalten wird oder nicht, sodass wir 
einen Qualitätsanreiz geben.

Aber das zentrale Ziel ist, dass die Kliniken, die die 
benötigten Einnahmen nicht alleine aus der Geburtshilfe 
erwirtschaften können, aus diesem wirtschaftlichen 
Druck komplett herausgenommen und so unterstützt wer-
den, dass die Sicherstellung unabhängig von der Zahl der 
Geburten gewährleistet ist. Dafür wäre dann der alte Si-
cherstellungszuschlag zuständig, dann eine zusätzliche 
Finanzierung und eine dritte Finanzierungssäule, die da-
von abhängen würde, ob es auch eine Geburtshilfe gibt 
oder nicht. Das ist der derzeitige Stand der Diskussionen. 
Wir werden Sie da in Kürze mit einem Gesetzentwurf 
konfrontieren.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen noch eine Nachfrage stellen. Und wirklich: 

jetzt keine neuen Themen beginnen.
(Tino Sorge [CDU/CSU]: Jetzt sind wir schon 

bei der Geburtshilfe!)

Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich würde darauf verzichten, Frau Präsidentin.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben auf die Nachfrage verzichtet. – Jetzt lasse ich 

noch eine Nachfrage zu, nämlich von der FDP. Dann 
haben wir alle Fraktionen in dieser Runde einmal gehabt. 
Und dann würde ich wirklich gerne so langsam zur nächs-
ten angemeldeten Frage übergehen.

(Stephan Brandner [AfD]: Zur zweiten! – Zu-
ruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)

Frau Aschenberg-Dugnus, Sie dürfen jetzt noch nach-
fragen. Ursprünglich war mal das Thema „Krankenhaus 
und Energiekosten“. Bitte.

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Es hat natürlich auch 

mit den Krankenhäusern zu tun.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Herr Minister, wir haben ja im Koalitionsvertrag die 
sogenannten Hybrid-DRGs vereinbart, um die Ambulan-
tisierung voranzutreiben. Es gibt von Herrn Professor 
Schreyögg aus Hamburg ein Modell, das sich dadurch 
auszeichnet, dass es sehr schnell umsetzbar ist. Meine 
Fragen sind: Haben Sie das in Ihre Erwägungen mitein-
bezogen, und können wir damit rechnen, dass wir eben 
auch zeitnah diese Hybrid-DRGs bekommen? – Vielen 
Dank.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Das 

Gutachten von Professor Schreyögg, auch im Auftrag des 
BMG erstellt, ist mir natürlich bekannt. Und im Rahmen 
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der Vorbereitung der Maßnahme „Hybrid-DRG“, wo es 
darum geht, dass Fallpauschalen, für die bisher stationäre 
Aufenthalte notwendig waren, in ambulanter Erbringung 
abgerechnet werden können, werden wir dieses Gutach-
ten berücksichtigen. Das würde dann auch dazu führen, 
dass beispielsweise die Kolleginnen und Kollegen – jetzt 
spreche ich von den ärztlichen Kolleginnen und Kolle-
gen –, die an der Versorgung dieser Patienten teilnehmen 
wollen, diese Möglichkeit bekämen.

Wir müssen das System öffnen, sodass also stationäre 
Leistungen ohne Aufenthalt in der Klinik erbracht wer-
den können. Das setzt Pflegekräfte frei; genauer gesagt: 
Die Pflegekräfte werden dann dort weiterbeschäftigt, 
sind aber nicht mehr überlastet. Gleichzeitig müssen wir 
aber auch die ambulant tätigen Ärztinnen und Ärzte nut-
zen, damit sie stärker in die stationäre Versorgung ein-
gebunden werden können. Da ist dieses von Ihnen er-
wähnte Gutachten sehr wichtig, und das werden wir 
selbstverständlich mitberücksichtigen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das war noch im weitesten Sinne etwas zum Thema 

Krankenhaus.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Im sehr weiten 
Sinne!)

Ich habe aber gesagt, dass ich jetzt, da wir sehr weit in der 
Zeit fortgeschritten sind, in der Fragestellung weitergehe. 
Daher gestatten Sie mir, dass ich jetzt weiter zur nächsten 
Frage übergehe – denn ich glaube, dass auch bei der 
nächsten Frage wahrscheinlich sehr viele Nachfragen 
kommen –, sodass wir weiterkommen.

Ich habe jetzt als nächsten Fragesteller Johannes 
Wagner aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum sind Sie so 
ein toller Typ, Herr Lauterbach?)

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, welche Stellung messen Sie dem Vorhaben 
bei, ein Bundesinstitut für öffentliche Gesundheit zu er-
richten? Und wie planen Sie im Ministerium, das noch in 
dieser Legislaturperiode umzusetzen?

(Stephan Brandner [AfD]: Das wird rechtzeitig 
geschehen!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für diese Frage. – In 

der Tat messen wir diesem Vorhaben eine sehr große 
Bedeutung bei, weil der Öffentliche Gesundheitsdienst 
derzeit eine Einrichtung benötigt, von der zentral be-
stimmte Aufgaben übernommen werden können, die bis-
her nicht genau koordiniert werden können, zum Beispiel 
die Entwicklung von evidenzbasierten Leitlinien für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst, die Entwicklung von 
Softwarepaketen, die hier hilfreich sind, von Lehrmög-
lichkeiten, vielleicht auch ein Studienangebot im Öffent-
lichen Gesundheitsdienst. Daher hat das eine große Be-
deutung.

In Deutschland fehlt eine solche Einrichtung. Wir wol-
len eine solche Einrichtung schaffen. Wir planen das be-
reits für das nächste Jahr, wenn wir die Vorschläge um-
setzen können. Die Arbeiten haben bereits begonnen. Wir 
sind auch im Austausch mit der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung, die bekannterweise zumindest 
in Teilen in dieses Institut übergehen soll. Die Bespre-
chungen finden in regelmäßigen Abständen statt. Ich 
kann zusichern, dass wir Ihnen da einen entsprechenden 
Regierungsentwurf vorlegen können, wahrscheinlich ei-
nen ersten Entwurf noch in diesem Jahr.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Minister, inwiefern 

könnte dieses Bundesinstitut auch dabei helfen, Präven-
tion voranzubringen? Das ist ja ein sehr prominentes 
Thema im Koalitionsvertrag.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für die Frage, Herr Abgeordneter. – In der 

Tat, ein solches Institut wäre natürlich für die Stärkung 
der Vorbeugemedizin ein Segen – das ist ganz klar –, weil 
wir in Deutschland derzeit kein präventionsorientiertes 
Bundesinstitut haben. Viele dieser Aufgaben werden in 
hoher Qualität vom Robert-Koch-Institut mitübernom-
men, aber eine eigentliche Präventionsinstitution haben 
wir hier nicht. Dafür ist natürlich ein solches Institut 
prädestiniert. Hier geht es nicht nur um Suchtprävention, 
sondern auch um verbesserte Lebensführung. Hier geht 
es um die Vermeidung von Krebserkrankungen. Hier geht 
es um die Integration des Wissens, wie man über Kom-
munikation die Prävention in der Bevölkerung verbes-
sert. Daher ist dieses Institut für die Präventionsleistun-
gen, die wir uns wünschen, ein ganz zentraler und 
unabkömmlicher Baustein.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zu diesem Thema Nachfragen?

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
war ein langweiliges Thema!)

Frau Zeulner.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Bundesminister, Sie haben jetzt an-

gesprochen, dass das RKI in Teilen Aufgaben übernimmt 
und es weitere Institutionen gibt. Vor dem Hintergrund, 
dass wir ja überall Anspannung im Finanzierungsbereich 
haben: Welche Möglichkeiten sehen Sie, zukünftig wei-
tere Abteilungen beispielsweise in diesem Institut auf-
gehen zu lassen? Und mit welchem Stellenzuwachs rech-
nen Sie gegebenenfalls bzw. in der Hoffnung, dass wir 
dann vielleicht schlagkräftiger werden und tatsächlich 
sogar Stellen einsparen können?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Ich 

kann die präzise Stellenplanung für dieses Institut jetzt 
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natürlich noch nicht vortragen, weil wir noch in der Ge-
staltungsphase sind. Aber ich will auf einen Punkt auf-
merksam machen, der sehr bedeutsam ist: Sie wiesen 
darauf hin, dass wir die Kostenentwicklung im Auge 
behalten müssen. Es ist tatsächlich ein Manko, ein Pro-
blem, ein Mangel in unserem Gesundheitssystem, dass 
wir bisher kein solches Institut haben. Durch die bessere 
Vorbeugung gegen schwere Erkrankungen mit hohen 
Kostenfolgen könnten wir natürlich sehr viel Geld ein-
sparen. Daher gehe ich davon aus, dass sich ein solches 
Institut zum Schluss selbst finanziert, weil durch die ver-
besserte Vorbeugeleistung Kosten vermieden werden 
können.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Können wir dann davon ausgehen, dass 

Sie zum Beispiel bei der Akademisierung der Pflege, die 
natürlich auch einen großen Teil im Bereich der Präven-
tion ausmachen kann, endlich einen Schritt weiterkom-
men und dass die Kosten für die Ausbildung in diesem 
Bereich übernommen werden, analog zur Regelung der 
Akademisierung der Hebammenausbildung?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – In 

der Tat, die Kosten in der akademisierten Pflege bleiben 
bei den Studierenden hängen. Daher haben wir eine viel 
zu geringe Anzahl von Studierenden; und das ist nicht 
hinzunehmen, weil die Akademisierung der Pflege tat-
sächlich dringend geboten ist. Wir überlegen uns daher 
derzeit, wie wir hier eine Lösung finden, sodass die Stu-
dierenden wirtschaftlich so unterstützt werden, dass sie 
nicht schlechtergestellt sind als diejenigen, die in der 
Ausbildung sind. Da ist beispielsweise eine Fondslösung 
möglich. Aber ich bitte Sie um Verständnis, dass ich 
Ihnen das heute noch nicht sagen kann. Auf jeden Fall 
werden wir dafür sorgen, dass die Studierenden in der 
Pflege gleichgestellt sind mit den Auszubildenden.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zum Thema weitere Nachfragen? – Ja, aus der 

SPD-Fraktion.

Tina Rudolph (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Minister, zum In-

stitut für öffentliche Gesundheit hätte ich die Nachfrage – 
vielleicht können Sie das noch einmal kurz skizzieren –, 
warum ein solches Institut auch wichtig wäre für die 
Zusammenarbeit mit den Gesundheitsämtern der Länder 
und Kreise

(Stephan Pilsinger [CDU/CSU]: Das hatten wir 
schon! – Beatrix von Storch [AfD]: Das ist 
doch keine Frage!)

und warum das für unser Gesundheitssystem eine gute 
Angelegenheit wäre. – Danke.

(Beatrix von Storch [AfD]: So können Sie 
noch mal Werbung für Ihre Politik machen! 
Das ist keine Frage! Das ist eine Frechheit!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Wir 

haben derzeit das Problem, dass die Gesundheitsämter 
und die öffentlichen Gesundheitsdienste wenig koor-
diniert sind. Ich bringe ein Beispiel: Die Software, die 
im Rahmen der Kontaktnachverfolgung im Pandemiefall 
verwendet wird, ist nicht einheitlich und wird auch nicht 
einheitlich weiterentwickelt. Es gibt auch in der Fortbil-
dung der dort Tätigen keine einheitlichen Leitlinien, so-
dass zum Teil die Vorgehensweise medizinisch nicht ab-
gestimmt ist.

Das ist den Gesundheitsämtern und auch den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes nicht vorzuwerfen. Dort wird eine vorzügliche 
Leistung erbracht. Ich bin dankbar, dass diese Leistung 
im Rahmen der Pandemie, aber nicht nur dort, erbracht 
wurde, und ich möchte mich anlässlich Ihrer Frage bei 
diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch hier noch 
einmal ganz herzlich bedanken. Diese Leistung ist sehr 
viel wert; von ihr hängen wir ab.

Trotzdem müssen wir dem Öffentlichen Gesundheits-
dienst hier helfen, zu einer zentralen Einrichtung zu kom-
men, wo Dinge gemacht werden können, die einzelne 
Gesundheitsämter nicht machen können. Dazu zählen 
zum Beispiel die Vorbereitung der Lehre, Fortbildung, 
Weiterbildung, gemeinsame Datenpakete und derglei-
chen und darüber hinaus auch die Möglichkeit, sich zu 
akademisieren. Das alles ist in diesem Institut abgebildet. 
Daher messe ich der Schaffung dieses Instituts große 
Bedeutung für die Verbesserung des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes in Deutschland bei.

Präsidentin Bärbel Bas:
Keine Nachfrage mehr. – Dann gehen wir jetzt über 

zum nächsten Fragesteller aus der AfD-Fraktion, Martin 
Sichert.

Martin Sichert (AfD):
Herr Minister, in der Vergangenheit wurde ja mit der 

Sicherheit der Impfstoffe sehr fahrlässig umgegangen. 
Bei AstraZeneca beispielsweise brauchte es erst Todes-
fälle, bis man ihn jungen Menschen nicht mehr empfoh-
len hat. Bis heute haben die Impfstoffe keine Vollzulas-
sung, sondern nur eine bedingte, vorläufige Zulassung. 
2,5 Millionen Menschen waren allein im letzten Jahr 
mit Impfnebenwirkungen beim Arzt, und bis heute ken-
nen wir die zugehörigen Diagnosen nicht. Sie machen ja 
immer wieder Werbung für die Impfung. Daher meine 
Frage an Sie: Wollen Sie für mehr Aufklärung und Trans-
parenz und einen verantwortungsvolleren Umgang mit 
den Impfungen sorgen, um so verlorenes Vertrauen wie-
derzugewinnen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Sehr verehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für die 

Frage. – Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen, 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                               6542 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesminister Dr. Karl Lauterbach 



dass ich keine Werbung für die Impfstoffe mache, son-
dern die Menschen zur Impfung aufrufe,

(Beatrix von Storch [AfD]: Ach so! – Stephan 
Brandner [AfD]: Das ist was völlig anderes!)

die durch die Impfung möglicherweise vor schwerer 
Krankheit und vor Tod geschützt werden;

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist aber keine 
Werbung!)

und das ist die Aufgabe eines Gesundheitsministers.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass diesen Impfstof-
fen zahlreiche Menschen in Deutschland ihr Leben ver-
danken.

(Beatrix von Storch [AfD]: Absolut!)
Zum Zweiten. Die von Ihnen in der Frage unterstellte 

mangelnde Prüfung und Sicherheit der Impfstoffe ist wis-
senschaftlich nicht haltbar. Keiner der Impfstoffe, die wir 
je eingesetzt haben, ist so gut untersucht worden wie die 
derzeit von uns eingesetzten Coronaimpfstoffe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Beatrix von Storch [AfD]: Das glauben 
Sie doch selber nicht! Das ist doch lächerlich!)

Wenn ich das noch sagen darf, Herr Abgeordneter: Die 
Impfstoffe sind milliardenfach eingesetzt worden.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! Eingesetzt! – 
Beatrix von Storch [AfD]: Das war eine große 
Testreihe! – Gegenruf des Abg. Dr. Lukas 
Köhler [FDP]: Wollen Sie die Antwort hören 
oder nicht?)

Auf der Grundlage des milliardenfachen Einsatzes dieser 
Impfstoffe haben wir präzise Daten zu den Nebenwirkun-
gen dieser Impfstoffe,

(Beatrix von Storch [AfD]: Großer Men-
schenversuch!)

und auf dieser Grundlage empfehlen die internationalen 
Fachgesellschaften weltweit die Nutzung dieser Impf-
stoffe. Dem schließe ich mich an.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Martin Sichert (AfD):
Sie haben gerade gesagt, dass es keine Impfstoffe gab, 

die so gut getestet sind. Wozu momentan aufgerufen 
wird, ist ja die Impfung mit dem BA.5-Impfstoff. Wäh-
rend die Impfstoffe am Anfang wenigstens noch an Men-
schen getestet worden sind, bevor man sie zugelassen hat, 
haben wir vor der Zulassung des BA.5-Impfstoffs einen 
Test an 32 Mäusen gehabt, keinen Test an Menschen. 
Halten Sie wirklich 32 Mäuse für repräsentativ für die 

deutsche Bevölkerung? Und halten Sie das für einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit Impfstoffen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für diese Frage, Herr Abgeordneter. – Die 

Verunsicherung der Bevölkerung kann man so nicht ste-
hen lassen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich entnehme Ihren Äußerungen, dass Sie sich offenbar 
mit den Impfstoffen beschäftigt haben. Dann wissen Sie 
ja, dass hier nur sehr wenige Mutationen vorgenommen 
wurden, dass der Impfstoff im Wesentlichen, also zu 
mehr als 99 Prozent, der Genomsequenz entspricht, die 
wir milliardenfach eingesetzt haben. Daher gibt es wis-
senschaftlich keinen Zweifel daran, dass das Nebenwir-
kungsprofil dieser Impfstoffe dem Profil der Impfstoffe 
entspricht, die wir gut getestet haben.

(Martin Sichert [AfD]: Das weiß man doch gar 
nicht!)

Daher – auf der Grundlage der Arbeit der internationalen 
Wissenschaftler – ist das, was Sie hier beschreiben, nicht 
der Fall.

Das Maß der Sicherheit der vorhandenen Impfstoffe, 
die wir geprüft haben, lässt sich auf die neuen Impfstoffe 
übertragen, weil sie, gemessen am genetischen Aufbau, 
fast identisch sind.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Nachfrage aus der AfD-Fraktion stellt 

Frau von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen Dank. – Herr Minister, habe ich Sie gerade 

richtig verstanden, dass Sie gesagt haben, es hat quasi 
noch nie einen Impfstoff gegeben, der an so vielen Mil-
liarden Menschen verimpft und damit eigentlich gut ge-
testet worden ist? Haben Sie also eigentlich gesagt, dass 
das Ergebnis der Prüfung das ist, was wir jetzt in der 
ganzen Welt sehen können, weil man quasi an so vielen 
Menschen getestet hat? Haben Sie das gerade so gesagt?

(Katja Mast [SPD]: Das können Sie selber be-
antworten! – Weitere Zurufe von der SPD)

Oder wollen Sie das vielleicht kassieren? Denn so haben 
Sie es gesagt.

(Katja Mast [SPD]: Zuhören hilft! – Weiterer 
Zuruf von der SPD: Ganz böse!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für die Frage, Frau Abgeordnete. – Die 

Antwort ist: Nein.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.
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Beatrix von Storch (AfD):
Sie haben gerade gesagt, Herr Professor Dr. Karl 

Lauterbach, dass dieser Impfstoff an Milliarden Men-
schen verimpft worden ist,

(Nezahat Baradari [SPD]: Ja, aber nicht getes-
tet!)

weswegen die Erkenntnisse darüber jetzt so groß sind, 
aber vorher nicht waren.

(Nezahat Baradari [SPD]: Aber nicht getestet!)

Genau das haben Sie gerade gesagt.

(Zuruf von der SPD: Nein, das hat er nicht 
gesagt!)

Wir werden das sicherlich gut zusammenschneiden kön-
nen. Aber vielleicht können Sie das noch mal klarifizie-
ren, damit die Menschen draußen im Land erfahren, dass 
sie möglicherweise an einem großen Versuch beteiligt 
waren.

(Zuruf von der SPD: Sehr böse! Fast schon 
Sabotage!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Sehr geehrte Frau Abgeordnete, ich will es Ihnen noch 

einmal erklären. Ich weiß nicht, ob Sie es nicht verstan-
den haben oder ob Sie sich hier – das kann ich wirklich 
nicht einschätzen – dümmer stellen, als Sie sind;

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

aber ich werde es noch einmal erklären: Was ich gesagt 
habe, ist, dass die Impfstoffe sicher sind, weil sie an sehr 
vielen Menschen eingesetzt wurden, nachdem sie getestet 
wurden. Und im Einsatz hat man gesehen, dass die Impf-
stoffe sicher sind.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich habe aber nicht gesagt, dass die Impfstoffe an so 
vielen Menschen getestet worden sind. Anders aus-
gedrückt: Wenn sich aus dem Einsatz des Impfstoffes 
die Sicherheit ergibt, ist das etwas anderes, als wenn ich 
bei Milliarden einen Impfstoff teste.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Beatrix von Storch 
[AfD]: Ja, klar!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Nachfrage aus der AfD-Fraktion stellt 

Frau Dr. Baum.

Dr. Christina Baum (AfD):
Vielen Dank. – Herr Lauterbach, immer mehr Ärzte 

und Verbände fordern die Aufhebung der einrichtungs-
bezogenen Impfpflicht; auch mehrere Bundesländer ha-
ben sich angeschlossen. Das betroffene Personal braucht 
unbedingt Klarheit. Deshalb frage ich im Namen vieler 
Mitarbeiter: Haben Sie vor, das Gesetz auslaufen zu las-
sen, oder wollen Sie es verlängern?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für diese Frage, Frau Abgeordnete. – Wir 

beschäftigen uns derzeit mit der Entwicklung der Pande-
mie, also mit der Herbst- und Winterwelle, und wir wer-
den es von dem Verlauf der Herbst- und Winterwelle 
abhängig machen, wie wir mit der einrichtungsbezoge-
nen Impfpflicht umgehen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Christina Baum (AfD):
Sehr gerne. – Herr Lauterbach, viele Menschen haben 

Ihnen geglaubt und darauf vertraut, dass – was Sie immer 
wieder gesagt haben – die Impfungen keine gesundheit-
lichen Schäden nach sich ziehen. Nun haben sie zum Teil 
schwerste Nebenwirkungen. Was sagen Sie diesen davon 
betroffenen Impfgeschädigten? Es sind unter anderem 
auch sehr viele junge Leute dabei. Was sagen Sie denen? 
Ist jetzt von Ihrer Seite endlich mal eine Entschuldigung 
dazu fällig?

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Sehr geehrte Frau Abgeordnete, ich glaube – wenn ich 

ganz ehrlich sein darf –, dass hier eine Entschuldigung 
von Ihrer Seite fällig wäre, wenn Sie diese Gelegenheit 
nutzen, um die Menschen zu verunsichern.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. 
Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Sie stellen die Impfstoffe hier gefährlicher dar, als sie 
sind. In Wirklichkeit sterben Menschen, wenn sie nicht 
geimpft sind, und es sterben Menschen, wenn sie nicht 
mehr ausreichend geimpft sind. Dieser Verantwortung 
müssten gerade Sie als ärztliche Kollegin gerecht werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Beatrix von Storch 
[AfD]: Das ist doch irre!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Nachfrage: aus der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen die Kollegin Heitmann.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Herr Professor Lauterbach, nach 

allem, was wir wissen, senkt die Impfung das Risiko einer 
Long-Covid-Erkrankung. Nichtsdestotrotz sehen wir lei-
der, dass eine Reihe von Menschen deutlich länger als die 
fünf bis zehn Tage, die man bei einer Infektion in Qua-
rantäne bleibt, mit der Erkrankung zu kämpfen hat. Des-
halb an Sie die Frage: Was planen Sie, um die Versorgung 
für die an Long Covid erkrankten Menschen in diesem 
Land zu verbessern? Wollen Sie vor allem auch bei den 
Spezialambulanzen einen Ausbau vorantreiben? Wann 
genau ist damit zu rechnen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)
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Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für diese wichtige Frage, Frau Abgeord-

nete. – Das Long-Covid-Problem haben wir im Auge, 
und wir unterschätzen es keineswegs. Der Ausbau von 
Spezialambulanzen ist geplant, nicht nur an den Univer-
sitätskliniken, sondern auch in der Fläche. Darüber hi-
naus – das möchte ich ankündigen – werden wir uns 
auch auf den Weg machen, ein Programm aufzulegen, 
bei dem die Versorgung mit der Erhebung von For-
schungsdaten kombiniert wird. Wir haben nämlich in 
Deutschland das Problem, dass wir die Versorgung ver-
bessern müssen, aber gleichzeitig noch erforschen müs-
sen, welche Versorgungswege die besten Ergebnisse brin-
gen. Dazu werden wir Ihnen in Kürze einen Vorschlag 
machen können.

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor Sie die Nachfrage stellen, sage ich das jetzt noch 

mal: Die Nachfragen beziehen sich auf die erste Frage. Es 
kann nicht sein, dass hier andauernd neue Themen auf-
gemacht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sonst kommen wir mit dieser Befragung und dem Recht, 
die angemeldeten Fragen zu stellen, nicht weiter.

Sie dürfen jetzt Ihre Nachfrage, wenn sie zum gleichen 
Thema ist, nicht mehr stellen. Ich habe Sie jetzt nur nicht 
unterbrochen. Es war eigentlich ein anderes Thema – 
auch wenn es ein wichtiges Thema ist; keine Frage. Ich 
habe nämlich noch eine lange Liste an Nachfragen. Ur-
sprünglich ging es bei der Frage um die Impfpflicht oder 
um den Impfstoff und Arzneimittelsicherheit, um genau 
zu sein; das war die Ursprungsfrage.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich finde, dass das Thema „Long Covid“ durchaus mit 

der Wirkung der Impfung in Zusammenhang steht. Jetzt 
ist der Minister auch noch mal konkret auf die Forschung 
eingegangen; auch dafür haben wir Geld in den Haushalt 
eingestellt. Da würde ich gern noch mal nachfragen, wo 
Sie da die Schwerpunkte in der Erforschung von Long 
Covid setzen möchten.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für diese Frage, Frau Abgeordnete. – Bei 

Long Covid ist ja zunächst einmal das Problem, dass es 
mehrere Krankheiten in der Ausprägung gibt, die neben-
einander bestehen können. Aber es kann auch sein, dass 
es nur eine Krankheit gibt. Das sind zum einen die Krank-
heiten, die im Wesentlichen das Gehirn betreffen, also 
Brain Fog, die darauf hinauslaufen, dass unter bestimm-
ten Bedingungen der Patient gar nicht mehr arbeitsfähig 
ist. Und dann gibt es wiederum Erkrankungen, die das 
Lungengewebe oder den Kreislauf betreffen. Wir werden 
in beiden Bereichen entsprechende Forschungsmodelle 
vorlegen, und wir werden die unterschiedlichen Spezia-
lisierungen so aufbauen, dass für diese beiden großen 
Bereiche jeweils Ambulanzen da sind.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der AfD-Fraktion der Kol-

lege Brandner, aber jetzt bitte nicht zum Thema „Long 
Covid“, sondern zum Ursprungsthema.

Stephan Brandner (AfD):
Ursprungsthema, selbstverständlich. – Um diese Frage 

geht es ja auch: Wer verunsichert wen, und wer macht 
Werbung für was? Herr Lauterbach, da ist mir noch Ihre 
Äußerung von Ende letzten Jahres im Kopf, in der Sie 
prognostizierten – in Ihrer gewohnt sachlichen Art und 
Weise, wie Sie so was machen –: Wer sich nicht impfen 
lässt, der ist im März 2022 tot; der ist gestorben. – Also, 
da haben Sie Druck ausgeübt, das Ganze sekundiert durch 
Jens Spahn, der sich ähnlich geäußert hat und der inzwi-
schen für Wirtschaftspolitik zuständig ist – hoffentlich 
ein bisschen erfolgreicher. Sie haben angekündigt: Jeder 
Ungeimpfte sei bis März 2022 gestorben. – Ich bin ein 
Prachtexemplar, ein Prachtbeispiel dafür, dass das nicht 
der Fall ist. Meine Frage daher: Wie stehen Sie zu dieser 
Aussage, gerade vor dem Hintergrund, dass der Volks-
mund ja sagt: „Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht“?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Zunächst einmal ist 

nicht jede falsche Einschätzung eine Lüge. Zum Zweiten 
ist es nicht eingetroffen. Und so wie Sie mich jetzt zitiert 
haben, war es auch aus dem Zusammenhang gerissen. 
Von daher ist das eine Aussage, die ich in dieser platten 
Form nicht getätigt habe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist aber ein wichtiges Thema; man muss offen mit-
einander umgehen können.

Die Omikron-Variante ist wesentlich weniger tödlich 
verlaufen als die Varianten, die wir damals hatten. Die 
Omikron-Variante hat damals noch niemand vorhersehen 
können, auch niemand in Ihrer Fraktion im Übrigen. Da-
rüber, dass wir dann eine leichter verlaufende Variante 
mit höherer Ansteckungsrate, aber einem deutlich gerin-
geren Risiko, zu versterben, bekommen haben, können 
wir alle froh sein. Somit: Wenn ich mich in der Prognose 
irre, weil eine Variante kommt, die weniger gefährlich ist, 
dann bin ich dafür dankbar und korrigiere mich gerne.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Schön, dass Sie die Fehleinschätzung einräumen. Aber 

wir gucken noch mal zurück. Als Sie die Äußerung ge-
tätigt haben: „Jeder Ungeimpfte ist bis März 2022 gestor-
ben“, waren etwa 20 bis 30 Millionen Menschen in 
Deutschland ungeimpft.
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(Nezahat Baradari [SPD]: 150 000 Tote spre-
chen eine deutliche Sprache!)

Das heißt, Sie als Fachpolitiker haben zu 20 bis 30 Mil-
lionen Menschen in Deutschland gesagt: Ihr werdet ster-
ben, wenn ihr euch nicht impfen lasst.

(Zuruf von der SPD: Hat er nicht gesagt! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
war Herr Spahn, nicht Herr Lauterbach!)

Jetzt werden sich wahrscheinlich viele – ich hoffe, nicht 
allzu viele – von Ihrer Expertise haben beeinflussen las-
sen. Gesunde Menschen haben sich impfen lassen und 
wurden danach durch die Impfung krank.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unglaublich!)

Ist es daher nicht jetzt mal an der Zeit, sich dafür zu 
entschuldigen, dass Sie Leute wissentlich in Impfungen 
gejagt haben, die dann hinterher erkrankt sind – nicht an 
der Krankheit, sondern an den Folgen der Impfung?

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist lebensgefährlich, was Sie 
da verbreiten!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Herr Abgeordneter, ich habe das so nicht gesagt, wie 

Sie das hier unterstellt haben. Von daher kann ich auch 
Ihre Frage nicht beantworten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Frage zu diesem Thema: aus der AfD-Frak-

tion der Kollege Ziegler.

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Vielen Dank. – Herr Minister, ich habe eine Frage an 

Sie. Sie sagen ja die ganze Zeit: Die Impfstoffe sind 
sicher, sie sind verträglich, und sie sorgen dafür, dass 
weniger Leute ins Krankenhaus kommen. – Ihr Staats-
sekretär hat heute im Gesundheitsausschuss folgende 
Aussage gemacht: Der Hospitalisierungsindex liegt im 
Moment bei 12 von 100 000 Einwohnern. – Zum Ver-
gleich: Im letzten Jahr zum selben Zeitpunkt lag der 
Hospitalisierungsindex bei 1,7. Erklären Sie mir bitte, 
wie das mit diesen Impfstoffen einhergeht, wie der Hos-
pitalisierungsindex also so ansteigen konnte, wenn denn 
die Impfstoffe vernünftig wirken würden. – Vielen Dank.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für diese Frage. – In 

der Tat ist es so, dass wir derzeit eine bedrückende Zu-
nahme der Zahl der Patientinnen und Patienten auf den 
Intensivstationen in den Kliniken beobachten. Ich habe 
daher eben darauf hingewiesen, dass die Länder jetzt in 
der Pflicht sind, die Maßnahmen des Infektionsschutz-
gesetzes zu prüfen und anzuwenden. Die Tatsache, dass 
derzeit sehr viele Menschen erkranken, weil sie sich in-
fiziert haben, liegt also an der mangelnden Vorsicht und 
nicht an den Impfstoffen. Wenn die Impfstoffe nicht im 

Einsatz wären, dann würden die Verläufe, die wir derzeit 
beobachten, ganz anders ausgehen. Das heißt, wir haben 
im Moment zwar eine hohe Hospitalisierungsinzidenz, 
aber die Zahl der Todesfälle ist deutlich niedriger, als 
wir sie vor einem Jahr hatten, und das verdanken wir 
der Wirkung der Impfstoffe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Uns wird seit mehr als zwei Jahren erzählt, dass die 

Impfstoffe vor schweren Verläufen schützen. Daher ver-
stehe ich nicht, wie es mit diesen Impfstoffen überhaupt 
möglich ist, dass man trotzdem in ein Krankenhaus 
kommt und der Index deutlich höher als in den Vorjahren 
ist. Das ist meine Frage: Wie ist es möglich – wenn die 
Impfstoffe so wirksam sind –, dass die Leute trotzdem im 
Krankenhaus landen? Und im Krankenhaus landen be-
deutet ja: Es ist ein schwererer Verlauf – zumindest 
nach meinem logischen Verständnis. Dafür hätte ich 
gerne eine Erklärung.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich glaube, ich 

kann diese Frage beantworten. Der Unterschied liegt da-
rin, dass es einen Unterschied macht, ob ich in ein Kran-
kenhaus komme und dort erfolgreich behandelt werde 
oder ob ich in ein Krankenhaus komme und versterbe. 
Und die Impfstoffe – –

(Beatrix von Storch [AfD]: Die wären alle ge-
storben! Das ist doch Irrsinn!)

– Nein, es wären mehr gestorben. Frau von Storch, Sie 
dürfen sich nicht dümmer stellen, als Sie sind. Das mag 
nicht leicht sein, aber – –

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Die Menschen kommen jetzt in die Krankenhäuser und 
überleben die Erkrankung, weil sie geimpft sind. Wenn 
sie nicht geimpft wären, dann wäre der Verlauf sehr viel 
schwerer, und es würden mehr Menschen versterben.

(Beifall des Abg. Takis Mehmet Ali [SPD] – 
Beatrix von Storch [AfD]: Die wären alle tot!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen die Kollegin Künast.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, ich weiß es gar nicht: Vielleicht ist es 

Dummheit, oder vielleicht ist es sogar Absicht. Ich weiß 
es nicht. Sie haben gesagt: Manche stellen sich dümmer, 
als sie vielleicht sind. – Das kann auch Absicht sein.

(Martin Reichardt [AfD]: Bei Ihnen ist es kei-
ne!)
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Ich stelle in dieser Runde fest, wie menschenverach-
tend Kollegen hier sein können, die mit Zahlen operieren 
nach dem Motto: Es sind nicht 100, sondern nur 12 auf 
der Intensivstation. Ich frage mich bei manchen: Was ist 
eigentlich in Ihrem Leben schiefgegangen, dass Ihnen 
diese zwölf Leute so was von egal sind?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP] – Martin 
Reichardt [AfD]: Sie sollen eine Frage stellen! 
Sie sollen nicht Ihre hysterischen Statements 
absondern!)

Wir reden ja über das Impfen und die Frage der Risi-
ken. Natürlich bringt jeder Impfstoff auch ein Risiko mit 
sich – andere gibt es aber nicht –, aber er ist auch eine 
Chance. Ich würde gerne mal von Ihnen wissen, wie Sie 
die Risiken und Chancen der Impfstoffe in Relation zu 
den Risiken und Chancen, wenn man nicht geimpft ist, 
abwägen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Für einen 19-jäh-
rigen jungen Mann!)

Ich persönlich kenne auch Leute, die geimpft waren und 
krank wurden, die danach lange krank sind. Aber Ver-
antwortung und Vorsorgeprinzip heißt ja, das in Relation 
zu setzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Christina Baum [AfD]: Genau!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – In 

der Tat: Ich kann hier nur auf die Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission verweisen, die den über 60- 
Jährigen jetzt die Vervollständigung des Impfschutzes 
empfiehlt, weil aus der Perspektive der Ständigen Impf-
kommission bei diesen der Nutzen der Impfung das Ri-
siko der Impfung bei Weitem überwiegt. Es ist einfach so.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

– Das hängt natürlich immer vom Einzelnen ab.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das Alter!)

– Das Alter spielt eine Rolle, ob man Risikopatient ist. 
Aber für alle über 60-Jährigen wird jetzt beispielsweise 
durch die STIKO die vierte Impfung mit den angepassten 
Impfstoffen empfohlen, weil man davon ausgeht, dass für 
alle über 60-Jährigen der Nutzen der Impfung größer ist 
als das Risiko, sich impfen zu lassen. Das gilt auch für 
diejenigen, die unter 60 sind und Risikofaktoren haben.

Wir haben ähnliche Einschätzungen durch Experten-
kommissionen in der ganzen Welt, also in fast allen euro-
päischen Ländern, auch in den osteuropäischen Ländern, 
in den Vereinigten Staaten, in England. Diese Empfeh-
lungen gelten in der gesamten Welt. Somit kann ich es 
wirklich nicht verstehen, dass die internationale Wissen-
schaft hier im Haus immer wieder hinterfragt wird. Ich 
weiß nicht, woher diese Spezialkenntnisse kommen sol-
len.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich lasse jetzt noch zwei Nachfragen zu diesem Thema 

zu, auch wenn es noch mehr Wortmeldungen gibt, Frau 
von Storch. Ich lasse noch zwei zu, und ich sage jetzt 
schon, dass diese Befragung zum Leidwesen des Minis-
ters um eine Viertelstunde verlängert wird, damit wir 
noch annähernd durch die angemeldeten Fragen kom-
men. Ich lasse jetzt noch zwei Nachfrager zu: einmal 
den Herrn Reichardt aus der AfD-Fraktion, und dann ist 
die Kollegin Borchardt aus der CDU/CSU-Fraktion 
gleich auch noch dran.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, ich muss noch mal nachfragen. Sie ha-

ben vorhin auf die Frage des Kollegen Sichert, der sagte, 
dass die neuen Impfstoffe nur an 32 Mäusen getestet 
worden sind, gesagt, dass dies daran läge, dass der alte 
und der neue Impfstoff vom Genom her zu 99 Prozent 
übereinstimmen. Nun ist es aber auch so, dass das Genom 
von Menschen und Schimpansen zu 97 bis 99 Prozent 
übereinstimmt. Ich kann daher nicht verstehen, woher 
Sie diese Leichtfertigkeit nehmen, Herr Minister.

(Lachen der Abg. Heike Baehrens [SPD])
Könnten Sie dazu vielleicht was sagen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich glaube, das brau-

che ich nicht zu beantworten. Die Genome der Wirkstof-
fe, die miteinander verglichen werden, beziehen sich aus-
schließlich auf die Impfwirkung. Beim menschlichen 
Genom wie auch beim Schimpansengenom bzw. bei tie-
rischen Genomen gibt es beispielsweise sehr große Stre-
cken, die in keiner Weise eine funktionelle Bedeutung 
haben. Wenn Sie sich damit auskennen: Im Genom sind 
große Strecken, die im Wesentlichen mit keiner physio-
logischen Eigenschaft einhergehen. Somit sind diese Ver-
gleiche zwischen den Spezies und den Wirkstoffen voll-
kommen irrelevant.

(Beifall des Abg. Dr. Andrew Ullmann [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen. – Das ist nicht der 

Fall. Dann ist jetzt die Kollegin Borchardt aus der CDU/ 
CSU-Fraktion dran.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr Mi-

nister. – Sie haben jetzt ja bereits mehrfach erwähnt, dass 
Sie sich von der STIKO beraten lassen. Sehen Sie es mir 
nach: Das ist nicht immer der Eindruck, den ich im Ge-
sundheitsausschuss gewinnen konnte. Sie haben Aus-
sagen zur Auffrischungsimpfung getätigt, die im Wider-
spruch zur offiziellen Empfehlung der STIKO standen. 
Warum haben Sie für diese Verunsicherung gesorgt? 
Glauben Sie, dass dies die Impfbereitschaft fördert und 
zu mehr Glaubwürdigkeit führt? – Vielen Dank.
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Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Wir 

haben die STIKO um beratende Mitglieder erweitert, 
indem wir dort eine weitere Institution ergänzend ge-
schaffen haben, die sogenannte PAIKO, die Pandemie-
impfkommission. Dieser Impfkommission wohne ich 
selbst bei, und wir diskutieren im Einvernehmen mit-
einander. Mir sind keine Missverständnisse oder Mei-
nungsverschiedenheiten in dieser Zusammenarbeit be-
kannt. Die Arbeit der STIKO hat ein gewohnt hohes 
Niveau und wird auch von uns als Gesundheitsministe-
rium voll unterstützt.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen. – Das ist nicht der 

Fall.
Dann gehe ich jetzt zur nächsten angemeldeten Frage 

über. Die Frage stellt Heike Baehrens, SPD-Fraktion.

Heike Baehrens (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, wie Sie und auch andere renommierte Expertin-
nen und Experten es ja immer wieder angekündigt haben, 
steigen die Coronainfektionszahlen spürbar. Die jüngsten 
Entwicklungen, insbesondere in Bayern nach dem Okto-
berfest, führen in den Kliniken schon jetzt zu sehr belas-
tenden Situationen, nicht nur für das Personal, sondern 
vor allem auch für die Menschen, die in diesen Kranken-
häusern behandelt werden müssen.

Werden Ihrer Meinung nach die Länder ihrer Ausfüh-
rungsverantwortung im Rahmen des Infektionsschutzes 
ausreichend gerecht, auch wenn sie teilweise zum Bei-
spiel die einrichtungsbezogene Impfpflicht in der Umset-
zung sehr lax handhaben? Welche ergänzenden Schritte 
planen Sie gegebenenfalls für die Bundesregierung, da-
mit wir gut durch den Herbst und Winter kommen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – In 

der Tat ist es so, dass die Länder auch öffentlich zum Teil 
sehr schwer nachvollziehbare Ratschläge geben. Ich bin 
zum Beispiel teils aus Süddeutschland für eine nicht aus-
reichend strenge Handhabung des Infektionsschutzes kri-
tisiert worden; so etwas höre ich eher selten, aber immer-
hin. Doch das ist hier nicht der springende Punkt. Zum 
Teil wurden diese Ratschläge mit dem Maßkrug in der 
Hand vorgetragen und hatten daher eine geringe Glaub-
würdigkeit.

Ich glaube, dass die Länder jetzt gut beraten sind, sich 
den Infektionsverlauf genau anzuschauen. Das Infekti-
onsschutzgesetz bietet hier Möglichkeiten. Ich denke, es 
ist eine Fehlannahme, zu glauben, dass sich die jetzt be-
ginnende Herbst- und Winterwelle von alleine begrenzt. 
Daher würde ich mir wünschen, dass die Länder jetzt 
prüfen, wann der optimale Zeitpunkt ist, Maßnahmen 
zu ergreifen. Ich hoffe, dass wir mit den Ländern gut 
zusammenarbeiten können – davon gehe ich aber aus – 
bei der Verbesserung des Schließens der Impflücken in 
den Pflegeeinrichtungen. Im Hinblick auf die älteren 
Menschen arbeiten wir sehr eng mit dem Hausärztever-
band zusammen, bei dem ich mich übrigens ausdrücklich 

für die Zusammenarbeit bei der Vorbereitung der Impf-
kampagne, aber auch bei der Vorbereitung der besseren 
Versorgung der Betroffenen mit Medikamenten bedanken 
möchte. Das ist etwas, was wir gemeinsam schaffen.

Ich glaube, wir müssen nach vorne blicken. Wenn wir – 
Länder, Bund, Hausärzteschaft, Pflegeeinrichtungen – 
nach vorne blicken, können wir das schaffen. Wir sind 
besser vorbereitet als im letzten Jahr und haben alle Mög-
lichkeiten.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir schaffen das!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Heike Baehrens (SPD):
Vielen Dank. Diese Gelegenheit nehme ich gerne 

wahr. – Herr Minister, Sie haben schon die internationale 
Dimension der Pandemie angesprochen. Deshalb möchte 
ich mit Blick auf unsere Nachbarländer nachfragen: Wer 
hat welche Maßnahmen vielleicht besser umsetzen kön-
nen als wir? An wem können wir uns ein Beispiel neh-
men, um besser durch Herbst und Winter zu kommen?

(Beatrix von Storch [AfD]: An allen anderen, 
die damit aufhören!)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für die Frage, Frau Abgeordnete. – Mir 

liegt es fern, andere Länder zu bewerten oder anderen 
Ländern Ratschläge zu geben. Ich glaube, wir können 
mit der Art und Weise, wie wir die Pandemie bisher 
gemanagt haben, insgesamt einigermaßen zufrieden sein, 
weil wir zum Beispiel erreichen konnten, dass die Sterb-
lichkeit im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
nur etwa halb so hoch ist. Somit sind wir zwar nicht 
perfekt, aber doch besser durch die Pandemie gekommen 
als viele unserer Nachbarländer.

(Beatrix von Storch [AfD]: Schlechter als an-
dere Länder! Schweden zum Beispiel!)

Ich will alles in meiner Macht Stehende tun, damit es 
nicht schlechter wird, sondern besser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zu diesem Thema eine Nachfrage? – Das ist 

nicht der Fall.
Dann gehe ich zur nächsten angemeldeten Frage über. 

Die Kollegin Kathrin Vogler aus der Fraktion Die Linke 
hat das Wort.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, ich würde jetzt gerne mal zu einem brennenden 
Thema kommen, das auch im Zusammenhang mit Infla-
tion und Teuerung steht. Es ist ja so, dass wir in der 
gesetzlichen Krankenversicherung ein enormes Defizit 
haben. Sie betonen immer, dass das im Wesentlichen 
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von Ihrem Vorgänger, der teure Leistungsreformen 
durchgeführt und von Strukturreformen Abstand genom-
men habe, geerbt wurde. Allerdings war natürlich auch 
die SPD Teil dieser Regierung,

(Beifall der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU])

und Sie waren als stellvertretender Vorsitzender der SPD- 
Bundestagsfraktion zuständig für Gesundheitspolitik. 
Das heißt also, dass Sie das ein bisschen mitzuverant-
worten haben.

Jetzt kommt aus Ihrem Haus leider keine Struktur-
reform, die die Sicherung der Krankenkassen nachhaltig 
gewährleistet. Stattdessen haben Sie dem Bundestag ein 
Notpaket vorgelegt, durch das die Rücklagen der Kran-
kenkassen und des Gesundheitsfonds zum größten Teil 
verbraucht werden, das die Beitragszahlerinnen und Bei-
tragszahler noch einmal mit mindestens 5 Milliarden 
Euro durch Beitragssatzsteigerungen belastet und das 
der GKV einen Milliardenkredit von der Bundesregie-
rung aufzwingt, von dem niemand weiß, wie er wieder 
zurückgezahlt werden kann.

Da möchte ich wissen: Wann sind denn endlich wirk-
liche Strukturreformen von Ihnen zu erwarten, beispiels-
weise indem die Einnahmebasis der gesetzlichen Kran-
kenkassen verbreitert wird und mehr Menschen mit 
höheren Einkommen einbezogen werden, etwa durch An-
hebung der Beitragsbemessungs- und der Pflichtver-
sicherungsgrenze?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Wenn ich die Frage 

richtig verstehe, verwechseln Sie eine Strukturreform mit 
einer Finanzreform. Sie haben nach einer Strukturreform 
gefragt und dann gesagt: Wann kommt denn mehr Geld 
ins System? Aber „mehr Geld ins System“ ist ja keine 
Strukturreform.

Die Strukturreform besteht aus den zwölf Gesetzen, 
die ich eben angekündigt habe. Sie beinhaltet die Fragen, 
wie wir die Kinderheilkunde demnächst finanzieren, wie 
wir die Geburtshilfe finanzieren, wie wir Anreize für 
Tagesfallpauschalen setzen, wie wir das Fallpauschalen-
system weiterentwickeln, wie wir die Digitalisierung 
durch die elektronische Patientenakte verbessern, wie 
wir das elektronische Rezept verändern, wie wir die Ge-
sundheitskioske für die bedürftigen Bereiche aufbauen 
usw. Die Inhalte des Krankenhauspflegeentlastungs-
gesetzes sind Strukturreformen; denn sie verbessern die 
Art und Weise, wie Medizin gemacht wird. Ich mache es 
ganz simpel: Es geht um eine bessere und effizientere 
Medizin, unter anderem durch eine Entökonomisierung 
des Krankenhaussektors.

Davon abzugrenzen ist die Frage, wie das System be-
zahlt wird. Die Bezahlung ist ja keine Strukturreform. Da 
haben wir in der ersten Runde Effizienzreserven ge-
hoben. Der Beitragssatz wird darüber hinaus um 0,3 Bei-
tragssatzpunkte erhöht. Es gibt einen Steuerzuschuss von 
zusätzlichen 2 Milliarden Euro, ein Darlehen. Aber es ist 
ganz klar, dass weitere Finanzierungsreformen in dieser 
Legislaturperiode folgen werden –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Minister, denken Sie bitte an die Redezeit.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
– und auch folgen müssen. Daher kommen die Finanz-

reformen. Aber jetzt ist erst mal die Effizienzreserve ge-
hoben worden. Und die Strukturreformen habe ich eben 
mit den zwölf Beispielen benannt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Vogler, Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Ja, vielen Dank, Herr Minister. Auch wenn ich viel-

leicht Struktur und Finanzierung verwechselt habe, ist es 
doch so, dass diese zwölf Reformvorhaben, die Sie ge-
rade genannt haben, nicht unmittelbar zur Entlastung der 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler beitragen werden 
und auch nicht dazu, die Versorgung unmittelbar effizien-
ter und schlanker zu gestalten. Im Gegenteil: Sie müssen 
erst mal finanziert werden.

Den Aufbau der Gesundheitskioske, die Sie ja genannt 
haben, halte ich zum Beispiel für ein durchaus spannen-
des Programm, weil es darum geht, dass die Versorgung 
gerade in ländlichen Räumen und in benachteiligten 
Stadtteilen verbessert werden soll. Aber so etwas kostet 
doch. Sie wollen 1 000 Gesundheitskioske errichten. Wer 
soll denn das bezahlen? Die Kommunen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Vogler, bitte mal an die Redezeit denken.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Ja.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Die 

Gesundheitskioske werden die GKV insgesamt entlasten; 
denn es geht ja um eine Versorgung in den ärmsten Stadt-
teilen, wo Patienten, die keinen Zugang zum System 
haben, oft über die Notfallambulanzen aufgenommen 
werden und dann übrigens oft sogar stationär versorgt 
werden müssen. Hier kann man doch durch einfache Mit-
tel verhindern, dass eine Krankheit, die durch kleine In-
terventionen noch behandelbar ist – beispielsweise indem 
Blutdruckmedikamente eingenommen werden –, zu einer 
schweren Krankheit wie einem stattfindenden Schlag-
anfall wird. Gesundheitskioske sind ein Beispiel für einen 
Bereich, wo eine neue Struktur mehr Geld spart, als sie 
kostet.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir haben einige Nachfragen. Es be-

ginnt der Abgeordnete Sorge.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundesgesund-

heitsminister, Sie haben auf die Frage nach dem Finanz-
defizit gerade mehr oder weniger ausweichend geantwor-
tet. Wir haben ja nun dieses Defizit in Höhe von 
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prognostizierten 17 Milliarden Euro für das nächste Jahr; 
in den folgenden Jahren wird es voraussichtlich sogar 
noch höher. Sie haben in der Vergangenheit ausgeschlos-
sen, die 10 Milliarden Euro, die im System ja fehlen, weil 
die Krankenkassenbeiträge für ALG-II-Bezieher aus dem 
Bundeshaushalt nicht in ordnungsgemäßer Höhe in den 
Gesundheitsfonds abgeführt werden, einzufordern. Das 
heißt, Sie unternehmen überhaupt nicht den Versuch, 
die Mittel in Höhe von 10 Milliarden Euro, die dem 
Gesundheitssystem zustehen würden, beim Bundes-
finanzminister einzufordern. Deshalb würde mich inte-
ressieren, ob Sie ernsthaft glauben, dass Sie diese 17 Mil-
liarden Euro Defizit durch Effizienzreserven im System, 
wie Sie es ja immer sagen, kompensiert bekommen, oder 
ob Sie nicht gleichzeitig die Akteure im System – Ärzte, 
Apotheker, Pharmaindustrie, forschende Unternehmen – 
zusätzlich belasten wollen.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Zum Ersten 

möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass ich dieses 
Defizit bekannterweise von meinem Vorgänger geerbt 
habe.

(Lachen der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE] – Simone Borchardt [CDU/CSU]: 
Sie waren auch in der Regierung! – Zuruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD])

Zum Zweiten. Sie werden durch den Abstimmungsver-
lauf hier im Haus sehen, dass wir dieses Defizit durch das 
Heben von Effizienzreserven bereinigen können.

Zum Dritten. Ich habe nicht gesagt, dass ich auf die 
Erhöhung der Beiträge für Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger oder die Dynamisierung des Bundeszuschusses ver-
zichten werde. Ich habe bei einer Veranstaltung nur da-
rauf hingewiesen, dass wir das nicht jetzt machen 
müssen; aber das muss im Laufe der Legislaturperiode 
stattfinden. Zum jetzigen Zeitpunkt können wir das be-
stehende Defizit durch die Effizienzreserven beheben, die 
im System noch bestehen. Das werden Sie qua der Ab-
stimmungsergebnisse hier im Haus bald sehen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Gibt es noch eine Nachfrage?

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Natürlich habe ich 

noch eine Nachfrage dazu. Im Grunde ist es das, Herr 
Minister, was Sie die letzten Monate quasi mantraartig 
vor sich hertragen: Sie sagen, alle Probleme, die das Ge-
sundheitssystem in Deutschland hat, hätten Sie von Ihrem 
Vorgänger geerbt. Es ist bereits angeklungen und ich 
kann mich dunkel erinnern, dass Sie in der letzten Legis-
latur als stellvertretender Fraktionsvorsitzender für den 
Gesundheitsbereich zuständig waren.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

– Ja, ich weiß, Wahrheit tut weh.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bitte an die Redezeit denken!

Tino Sorge (CDU/CSU):
Insofern würde mich schon interessieren, ob Sie der 

Meinung sind, dass das Verhalten des damaligen Bundes-
finanzministers und jetzigen Bundeskanzlers Olaf 
Scholz, der diese 10 Milliarden Euro immer gedeckelt 
hat und nicht abführen wollte, richtig war.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich habe nie ge-

sagt, dass mein Vorgänger alles falsch gemacht hat. Das 
ist nicht meine Meinung, und das würde ich auch nicht 
vortragen. Ich habe lediglich auf dieses Defizit abge-
hoben. Das werde ich zusammen mit den Kolleginnen 
und Kollegen hier im Haus durch Effizienzreserven be-
seitigen.

Wie es dann mit der Finanzierung unseres Gesund-
heitssystems weitergeht, werden wir im nächsten Jahr 
gemeinsam entwickeln. Wir werden die Strukturrefor-
men machen – die zwölf Gesetze habe ich eben beschrie-
ben –, wir werden eine Finanzreform machen, und wir 
werden das Defizit beseitigen. Alles wird gelingen. Effi-
zienzreserven, Strukturreformen und Finanzreform – alle 
drei Blöcke werden abgearbeitet, und zwar erfolgreich.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Bis wann?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dann habe ich eine Nachfrage der Kollegin Lütke.

Kristine Lütke (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, natürlich hängt das Defizit in der Krankenver-
sicherung auch mit den Versäumnissen der Vorgänger-
regierungen bei Strukturreformen zusammen. Ich bin 
deswegen sehr froh, dass wir diese jetzt endlich angehen. 
Was genau haben Sie vor, um die Ambulantisierung vo-
ranzutreiben? Und welche Rolle sollen niedergelassene 
Ärzte und andere Therapieberufe in dem Zusammenhang 
spielen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Wir 

wollen in der Tat im Bereich der stationären Versorgung 
etwas einführen, was in vielen anderen europäischen 
Ländern schon gelungen ist, nämlich dass die Fallpau-
schalenleistung, also die Leistung, die stationär erbracht 
wird, auch erbracht werden kann, indem auf die Über-
nachtung verzichtet wird. Das kann man mit dem Begriff 
„Tages-DRG“ beschreiben. Auf jeden Fall führt das dazu, 
dass bei der Pflege massiv entlastet werden kann.

Man kann allerdings auch Leistungen, die bisher sta-
tionär erbracht wurden, komplett ambulant erbringen. Da 
sind natürlich die niedergelassenen Kolleginnen und Kol-
legen gefordert, sich einzubringen. Sie alle kennen den 
AOP-Katalog. Man könnte sich vorstellen, dass wir die-
sen Katalog, der ja vorliegt, stärker, ausweitend in die 
Versorgung einbringen. Wir können es uns nicht länger 
leisten, die ambulanten und die stationären Bereiche ge-
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geneinanderzustellen. Vielmehr muss hier miteinander 
gearbeitet werden. Das verbessert die Effizienz der Ver-
sorgung und die Versorgungsqualität und ist auch die 
einzige Art und Weise, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
– wie wir dem Mangel in Zukunft begegnen können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Haben Sie eine Nachfrage?

Kristine Lütke (FDP):
Ja, und zwar noch einmal ganz konkret zu der jetzt 

vorliegenden Stellungnahme der Regierungskommission 
zum Bereich Ambulantisierung: Sind die Maßnahmen, 
die dort aufgezeigt worden sind, Ihres Erachtens ein 
gangbarer Weg?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Die Stellungnahme der Regierungskommission ist von 

uns mit großem Wohlwollen aufgenommen worden und 
beinhaltet das, was wir in den nächsten Monaten ent-
wickeln werden. Die Arbeit hat ja längst begonnen und 
wird sich sehr eng an dem orientieren, was die Regie-
rungskommission vorgetragen hat. Es sind ja immer meh-
rere Optionen vorgetragen worden. Wir werden jeweils 
die Option wählen, die politisch am besten und am effi-
zientesten durchsetzbar ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich lasse jetzt noch eine Nachfrage der Linken zu und 

gehe dann über zur nächsten Frage, weil wir sonst nicht 
mit einer Runde durchkommen.

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Vielen herzlichen Dank für die Möglichkeit, noch eine 

Frage zu stellen.
Wir reden ja von Finanzierungsdefiziten. Nun haben 

Sie selbst eingestanden, dass Sie keine Strukturreform 
anstreben. Es wäre übrigens eine Strukturreform gewe-
sen, eine Bürgerversicherung einzuführen. Das ist mehr 
als eine Finanzreform; das kann man schon Struktur-
reform nennen. Aber das haben Sie in dieser Legislatur 
anscheinend nicht mehr vor und nicht geschafft.

Aber kommen wir zu einem Vorschlag von Ihnen vom 
Frühjahr. Damals haben Sie gesagt, dass eine Idee wäre, 
wie in anderen europäischen Ländern auf Arzneimittel 
nur den ermäßigten Mehrwertsteuersatz zu erheben. In 
manchen Ländern sind es sogar nur 2 oder 0 Prozent; in 
Deutschland gilt hier nach wie vor der volle Mehrwert-
steuersatz. Wieso machen Sie es nicht so wie bei Tier-
arzneimitteln, aber auch Stadionbesuchen oder Schnitt-
blumen, dass man einen geringeren Mehrwertsteuersatz 
dafür einführt? Warum haben Sie Ihre Meinung, die Sie 
noch im Frühjahr hatten, geändert? Oder werden Sie sich 
vielleicht doch noch mal mit dem Finanzminister in Ver-
bindung setzen? Wenn er insgesamt 200 Milliarden Euro 

in die Hand nimmt, wäre das vielleicht auch dafür auf-
zuwenden. Das wäre ja bei solch einem Doppel-Wumms 
möglich. – Danke schön.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter, für diese Frage. – Ich 

möchte noch einmal darauf hinweisen, dass das Ver-
fügbarmachen von mehr Geld – mehr Steuern, höherer 
Krankenkassenbeitrag oder höhere Beitragsbemessungs-
grenze – für das existierende System keine Struktur-
reform ist.

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Weniger Geld! 
Hier ist es aber weniger Geld!)

– Und weniger Geld ist auch keine Strukturreform. – Man 
muss zwischen einer Strukturreform und der Finanzie-
rung des Systems unterscheiden.

Strukturreformen sind die Dinge, die ich eben be-
schrieben habe: Krankenhausreform, Arzneimittel-
reform, wie wir die Kinderheilkunde bezahlen, Gesund-
heitskioske – das hat die Kollegin angesprochen –, die 
Frage, wie wir mit dem Institut für das öffentliche Ge-
sundheitswesen umgehen. Das sind echte, schwierige 
Strukturreformen. Und wenn man solche Reformen 
macht, dann muss man sich mit vielen Lobbygruppen 
im Gesundheitssystem auseinandersetzen, weil jede 
Strukturreform Gewinner und Verlierer hat. Mehr Geld 
in die Hand zu nehmen –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Minister.

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
– und zu sagen: „Es bleibt so wie immer“, das kann 

jeder. Das kann nicht unser Ansatz sein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben noch die Möglichkeit der Nachfrage.

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Ich mache es noch einmal ganz konkret, weil Sie die 

Frage gar nicht beantwortet und auf eine falsche Ansicht 
zum Begriff „Strukturreform“ hingewiesen haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Oder haben Sie 
keine Ahnung?)

Die Frage lautet: Möchten Sie in Zukunft auf Arznei-
mittel nicht doch einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz 
anwenden, wie Sie es im Frühjahr noch selbst behauptet 
haben?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Ich habe nichts behauptet, sondern diese Maßnahme 

damals erörtert.
(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das ist ja Semantik!)

Wir haben sie auch mit den Ländern erörtert – die Länder 
sind ja unmittelbar von den Einnahmen betroffen –; sie 
waren an einer solchen Reform bisher nicht interessiert, 
kein Land im Übrigen, also auch kein Land, wo der Mi-
nisterpräsident durch die Partei Die Linke gestellt wird.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank, Herr Minister. – Dann kommen wir zur 

nächsten und letzten regulären Frage der Abgeordneten 
Nicole Westig.

Nicole Westig (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, der 

Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsminis-
terium hat kürzlich sein Gutachten für eine nachhaltige 
Reform der Pflegeversicherung veröffentlicht, mit ganz 
klaren Empfehlungen für die dringend notwendige Re-
form, gerade mit Blick auf die Generationengerechtig-
keit. Im Koalitionsvertrag haben wir geplant, eine Exper-
tenkommission dazu einzusetzen. Welche Reformschritte 
planen Sie genau, und wann wird diese Expertenkommis-
sion eingesetzt?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete, für diese Frage. – Wir 

werden uns im nächsten Jahr mit der Finanzierung der 
Pflegeversicherung auseinandersetzen. Wir werden bis 
dahin eine Reform vorlegen, die die Finanzierung der 
Pflegeversicherung bis zur Mitte des nächsten Jahres ab-
sichert, sodass wir kein Defizit haben.

Die gesetzliche Krankenversicherung hat ja ein vo-
raussichtliches Defizit von 17 Milliarden Euro. Das 
wird durch das sogenannte GKV-Finanzstabilisierungs-
gesetz, das wir hier demnächst beschließen werden, be-
seitigt. Wir haben ein kleineres, aber doch nennenswertes 
Defizit von etwas weniger als 3 Milliarden Euro bis zur 
Mitte des nächsten Jahres in der Pflegeversicherung zu 
erwarten. Auch da werden wir Ihnen in Kürze einen Vor-
schlag unterbreiten, wie das beseitigt wird. Aber dann 
muss eine Finanzierungsreform in der Pflegeversiche-
rung kommen, und da werden wir auf eine gutachterliche 
Begleitung zurückgreifen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Haben Sie eine Nachfrage?

Nicole Westig (FDP):
Aber könnte man nicht jetzt, nach der Veröffentlichung 

des Gutachtens, diese Expertenkommission direkt einset-
zen?

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Vielen Dank für die Nachfrage, Frau Abgeordnete. – 

Das könnten wir tun, es würde aber wenig Sinn machen. 
Denn wir müssen erst einmal schauen, wie die Einnahme-
situation sich entwickelt, und ich muss erst einmal die 
Defizite, die ich – ich muss mich etwas vorsichtiger aus-
drücken – von der Vorgängerregierung geerbt habe, be-
seitigen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: An der 
Sie ja auch beteiligt waren! Nur zur Erinne-
rung! Sie waren ja auch in der Regierung! – 
Tino Sorge [CDU/CSU]: Was haben Sie in 
der letzten Legislatur gemacht?)

Erst dann kommt die große Finanzierungsreform. Also: 
In dem Dreiklang „Strukturreform sofort, Defizitbeseiti-
gung sofort und Finanzierungsreform im nächsten Jahr“ 
gehen wir vor,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Die 
gleichen Erinnerungslücken wie der Bundes-
kanzler offensichtlich! – Tino Sorge [CDU/ 
CSU]: „Ich kann mich nicht erinnern, ich 
scholze jetzt!“)

und das ist auch die richtige Reihenfolge. Erst muss die 
Strukturreform kommen, müssen die Defizite behoben 
sein, und dann kommt eine wirklich durchdachte Finan-
zierungsreform im nächsten Jahr.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, da jetzt eine Anhö-

rung im Gesundheitsausschuss ansteht und mir schon 
viele signalisiert haben, dass sie deshalb hier auf heißen 
Kohlen sitzen, würde ich an dieser Stelle die Befragung 
der Bundesregierung beenden und keine weiteren Nach-
fragen zulassen.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Der Minister kann 
sich eh nicht erinnern!)

Herzlichen Dank und den Gesundheitspolitikern viel Er-
folg bei der Anhörung! Ich beende damit die Befragung.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:

Fragestunde

Drucksache 20/3858
Die Geschäftsbereiche auf Drucksache 20/3858 wer-

den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht die Parlamen-
tarische Staatssekretärin Katja Hessel bereit.

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Tobias Matthias 
Peterka auf:

Strebt der Bundesminister der Finanzen analog zum Nach-
folger des 9-Euro-Tickets für den Bereich des Personennah-
verkehrs Maßnahmen zur Entlastung von Autofahrern im 
Herbst bzw. Winter dieses Jahres an, die darauf gerichtet sind, 
die aktuell aus meiner Sicht vorhandene Doppelbelastung 
durch die Umrüstung auf hochpreisige Winterbereifung ab-
zufedern, und, wenn ja, welche (vergleiche „Merkur“ vom 
26. September 2022 – www.merkur.de/verbraucher/teurer- 
2022-autofahrer-kosten-im-herbst-winterreifen-spritpreise- 
tankstelle-preise-tanken-kaufen-zr-91806182.html und Mittel-
deutscher Rundfunk vom 26. September 2022 – www.mdr.de/ 
brisant/neun-euro-ticket-nachfolger-130.html, jeweils zuletzt 
abgerufen am 27. September 2022)?

Liebe Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Frage des Abge-
ordneten beantworte ich wie folgt: Die Bundesregierung 
hat seit Februar drei große Entlastungspakete mit einem 
Gesamtvolumen von mehr als 95 Milliarden Euro auf den 
Weg gebracht. Hinzu kommt der am 29. September an-
gekündigte Abwehrschirm mit einem Volumen von 
200 Milliarden Euro, der als zentrales Element die Gas-
preisbremse finanzieren soll. Diese Gaspreisbremse wird 
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allen Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie Unter-
nehmen helfen, die von stark angestiegenen Gaspreisen 
betroffen sind. Dazu gehört im Übrigen auch die Reifen-
industrie, die dadurch ihre Produktionskosten senken 
kann.

Die Bundesregierung hat mit den bislang beschlos-
senen Maßnahmen Bürgerinnen und Bürger in ganz er-
heblichem Umfang entlastet. Der Staat kann aber nicht 
alle Belastungen abfedern, die durch erhöhte Preise auf 
Bürgerinnen und Bürger zukommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank für diese recht allgemeine Antwort. – Die 

Stoßrichtung meiner Frage war ja das 49-Euro-Ticket, 
also das Nachfolgeticket des 9-Euro-Tickets. Man hat 
sich jetzt wohl darauf geeinigt, dass der Preis im Bereich 
von 50 bis 70 Euro liegen wird; aber es stellt schluss-
endlich ein Klimaticket dar. Hier wird also – das ist meine 
Nachfrage – offensichtlich der Autofahrer bzw. das Auto 
als das am weitesten verbreitete und beliebteste Verkehrs-
mittel quasi absichtlich ausgenommen. Die Formulierung 
„Klimaticket“ deutet ja darauf hin.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die 
Klimawende zu beschleunigen, also den Auswirkungen 
des Klimawandels entgegenzuwirken. Sie wissen: Wir 
haben als Bundesregierung 1,5 Milliarden Euro für die 
Nachfolge des 9-Euro-Tickets zur Verfügung gestellt. 
Wir haben aber bereits im Entlastungspaket I die Fern-
pendlerpauschale erhöht. Es ist also nicht so, dass der 
Autofahrer hier ausgeklammert oder benachteiligt wird.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit, eine zweite Nachfrage zu 

stellen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Die Pendlerpauschale wurde meiner Meinung nach nur 

glattgezogen, und wir stellen fest: Es gibt zum Beispiel 
keine Pauschale für Winterreifen. Aber auch die sons-
tigen Entlastungen sind, wie Ihren Ausführung gerade 
zu entnehmen war, meiner Meinung nach eher punktuell. 
Von der Gaspreisbremse kann man halten, was man will, 
aber ich sehe zum Beispiel keine Entlastungsansätze bei 
sonstigen Heizalternativen wie Pellets, Holz oder Öl im 
engeren Sinne. Die haben Sie hier wohl wiederum aus-
geklammert, oder?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Wir haben mit den Entlastungspaketen I, II und III 
erhebliche Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger in 
vielen Bereichen auf den Weg gebracht; ich möchte hier 
gerade den Heizkostenzuschuss und die Erweiterung des 
Wohngeldes erwähnen. Also: Es ist hier viel getan wor-

den, um allen Bürgern zu helfen. Die Gaspreisbremse 
wird jetzt natürlich hauptsächlich den Gaskunden zugute-
kommen – das sagt schon der Name, Herr Kollege –; 
denn der Gaspreis ist, wie wir wissen, extrem angestie-
gen, wesentlich stärker als die anderen Preise.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Gibt es aus den anderen Fraktionen Nachfragen zum 

Thema? – Das ist nicht der Fall.
Dann fahren wir fort mit der Frage 2 der Abgeordneten 

Dr. Ingeborg Gräßle:

Warum plant der Bundesfinanzminister, mit dem Bundes-
finanzkriminalamt eine neue Behörde zu schaffen (www. 
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/ 
Themen/Schlaglichter/Geldwaesche-bekaempfen/voller- 
einsatz-gegen-finanzkriminalitaet.html), statt auf die Struktu-
ren und vor allem die Erfahrungen bei Ermittlungen, insbeson-
dere Finanzermittlungen, des Zollfahndungsdienstes mit den 
vorhandenen Behörden, etwa dem Zollkriminalamt, zurück-
zugreifen, und kann diese Neugründung mit einer Schwächung 
dieser vorgenannten Behörden einhergehen?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Frage der Kolle-
gin darf ich wie folgt beantworten: Der Vorschlag des 
Bundesfinanzministers sieht vor, in einer neuen Bundes-
oberbehörde zur Bekämpfung von Finanzkriminalität in 
drei Säulen alle relevanten Zuständigkeiten und Kom-
petenzen zu bündeln, um eine wirksame Bekämpfung 
von Finanzkriminalität sowie eine stärkere Koordinie-
rung und Steuerung sicherzustellen. Maßnahmen zur 
Geldwäschebekämpfung sollen damit zukünftig mit 
Blick auf Strafverfolgung, Aufsicht und Analysetätigkeit 
von Verdachtsmeldungen aus einem Guss erfolgen. Ent-
sprechend dem in Deutschland bestehenden Risiko und 
den Feststellungen der Financial Action Task Force in 
ihrem aktuellen Prüfungsbericht soll die Bekämpfung 
komplexer und internationaler Geldwäsche in einer Be-
hörde priorisiert werden und damit nicht länger durch 
Ressourcen- und Priorisierungsfragen belastet werden.

Hierzu soll nach den Plänen des Bundesfinanzministe-
riums unter dem Dach einer neuen Bundesoberbehörde 
als dritte Säule – neben den Analyseaufgaben der Zentral-
stelle für Finanztransaktionsuntersuchungen und einer 
bundesweiten Koordinierung der Geldwäscheaufsicht 
der Länder im Nichtfinanzsektor – auch ein – nach der-
zeitigem Namensvorschlag – „Bundesfinanzkriminal-
amt“ mit polizeilichen Ermittlungsbefugnissen vor-
geschlagen werden. Das Bundesfinanzkriminalamt soll 
sich auf Fälle internationaler und komplexer Geldwäsche 
fokussieren, hierzu konsequenter den Ansatz „follow the 
money“ verfolgen und sich dabei auch von einem durch 
die Financial Action Task Force kritisierten Vortatenfo-
kus lösen. Im Ergebnis soll die ressourcenbedingte Lücke 
bei der Ermittlung komplexer, internationaler Geld-
wäsche durch eine neue, spezialisierte Behörde geschlos-
sen werden, ohne dabei Doppelstrukturen zu schaffen.

Der Vorschlag des Bundesfinanzministeriums wird 
derzeit innerhalb der Bundesregierung erörtert.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Kollegin Gräßle, Sie haben die Möglichkeit zur 

Nachfrage.

Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/CSU):
Vielen Dank, dass Sie praktisch die Pressemitteilung 

des Finanzministers vom August zur Verlesung gebracht 
haben. Wann dürfen wir denn tatsächlich mit der Ein-
richtung rechnen? Und die Frage, die ich gestellt habe, 
war ja: Warum werden die vorhandenen Organisationen, 
die auf diese Fragen spezialisiert sind, nicht genutzt? – 
Für eine Antwort wäre ich dankbar.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sehr gerne, Frau Kollegin. – Sie sprechen die vorhan-
denen Strukturen beim Zoll an. Die FIU wird ja umge-
gliedert. Es wird beim Zoll auch eine neue Stelle für die 
Durchsetzung von Sanktionen eingesetzt; die wird ge-
nauso umgegliedert werden. Aber der Zoll in seiner 
Struktur soll so beibehalten werden. Durch die notwen-
dige Bündelung der Aufgaben im Zusammenhang mit 
Geldwäsche und bei der Aufsicht über die Geldwäsche 
ist es, glaube ich, wichtig, dass wir eine neue Behörde 
schaffen, die diese Bündelung auch vornehmen kann, 
damit wir da effektiver werden; das hat uns der letzte 
Bericht gezeigt.

Wir sind jetzt im Aufbau einer neuen Behörde. Ich 
kann Ihnen versichern – das wissen Sie sicherlich auch –, 
dass das nicht von heute auf morgen gehen wird. Dazu ist 
ein Steuerungsarbeitskreis unter Leitung meines Kolle-
gen einberufen worden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nachfrage.

Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/CSU):
Danke. – Wann können wir damit rechnen, dass diese 

Behörde arbeitsfähig sein wird, und wo wird sie arbeits-
fähig sein? Man munkelt, dass es sogar drei Standorte 
geben soll. Also, von einer Zusammenfassung der Kom-
petenzen kann man dann ja nicht mehr sprechen, oder?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Ich glaube, im Zeitalter der Digitalisierung kann man 
Kompetenzen sehr wohl an mehreren Standorten bün-
deln. Da ist es nicht davon abhängig, einen Standort zu 
bilden. Wie gesagt, wir sind gerade dabei, mit den betei-
ligten Ressorts die Strukturen dafür zu schaffen. Bitte 
haben Sie Verständnis, dass wir erst, wenn das steht, 
einen endgültigen Zeitplan nennen können. Denn jetzt 
einen Zeitplan zu nennen und dann nicht zu wissen, wie 
die Strukturen aussehen, halte ich für unseriös.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben noch eine Nachfrage vom Kollegen Meister.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

polizeiliche Ermittlungsarbeit ist nach unserer Verfas-
sungsordnung Aufgabe der Bundesländer. Sie haben 
eben dargestellt, dass Sie den Aufbau dieser neuen Be-
hörde in der Regierung abstimmen wollen. Ist auch daran 
gedacht, sich mit den Bundesländern, die originär für 
polizeiliche Ermittlungsaufgaben zuständig sind, ab-
zustimmen?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Ja, Herr Kollege, daran ist gedacht. Wir als Bundes-
regierung werden zuerst die Struktur vorbereiten, und 
dann werden wir gemeinsam mit den Ländern diese be-
sprechen. Das ist mit der Finanzministerkonferenz der 
Länder auch so besprochen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Weitere Nachfragen sehe ich nicht.
Dann kann der Kollege Meister gleich stehen bleiben. 

Denn wir kommen jetzt zur Frage 3 des Kollegen 
Dr. Meister:

Welche Kosten entstehen durch eine „Gaspreisbremse“, so 
wie sie der Bundesfinanzminister Christian Lindner vorschlägt 
(www.zeit .de/wirtschaft/2022-09/christ ian-lindner- 
gasumlage-gaspreisbremse-energiekrise), und wie beabsich-
tigt die Bundesregierung diese Kosten zu finanzieren?

Frau Staatssekretärin, Sie dürfen.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank. – Die Frage des Kollegen Meister darf 
ich wie folgt beantworten. Die Gaspreisbremse ist Teil 
des wirtschaftlichen Abwehrschirms, den Bundeskanzler 
Scholz, Bundesminister Habeck und Bundesfinanzminis-
ter Lindner am 29. September vorgestellt haben. Die Gas-
preisbremse wird Haushalte und Unternehmen finanziell 
spürbar entlasten und soll zugleich Anreize zur Reduk-
tion des Gasverbrauches enthalten. Die ExpertInnen- 
Kommission Gas und Wärme hat in ihrem Zwischen-
bericht am letzten Montag Vorschläge für die Ausgestal-
tung der Gaspreisbremse vorgelegt. Diese Vorschläge 
werden derzeit mit der Regierung abgestimmt.

Sie soll finanziert werden – das ist jetzt, glaube ich, der 
Kernpunkt – durch einen neu ausgerichteten Wirtschafts-
stabilisierungsfonds, den wir am Freitag hier im Bundes-
tag beschließen und der mit 200 Milliarden Euro aus-
gestattet ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu Nachfragen.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Wenn ich das richtig verstehe, Frau 

Staatssekretärin, ist beabsichtigt, dass die aktuelle Heiz-
periode bei der Gaspreisbremse keine Berücksichtigung 
findet. Vielmehr soll die Gaspreisbremse erst ab März 
kommenden Jahres wirken. Warum klammern die Bun-
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desregierung und der Bundesfinanzminister in ihren 
Überlegungen die aktuelle Heizperiode aus?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Wir haben die Vorschläge der ExpertInnen-Kommis-
sion zur Kenntnis genommen, die am Montag veröffent-
licht wurden. Da man in dieser Expertenkommission

(Stephan Brandner [AfD]: ExpertInnen!)
im Übrigen davon ausgeht, dass die Gaspreisbremse erst 
zum März wirken kann, ist darin die Möglichkeit der 
Einmalzahlung bereits für die aktuelle Heizperiode, näm-
lich für den Dezemberabschlag, vorgesehen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es gibt die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Dann würde ich an diesen Vorschlag „Einmalzahlung 

1. Dezember“ anknüpfen, Frau Staatssekretärin. Gibt es 
für die Gesetzgebung zu dieser Abschlagszahlung im 
Dezember schon einen Zeitplan? Denn nach meinem Ka-
lender haben wir gerade noch sechs Kalenderwochen 
Zeit. Wie ist beabsichtigt, innerhalb dieser sechs Wochen 
das Gesetzgebungsverfahren durchzuführen und denjeni-
gen, die das umsetzen müssen, noch die Gelegenheit zu 
geben, das Geld zu den Empfängern zu transferieren?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Wir sind gerade dabei, die Vorschläge der Experten-
kommission

(Stephan Brandner [AfD]: ExpertInnen!)
– Herr Brandner, ich habe es verstanden – innerhalb der 
Bundesregierung umzusetzen. Dazu wird täglich in einer 
Kommission getagt hinsichtlich der Frage, welche Vor-
schläge wie umgesetzt werden. Wir werden im Laufe der 
nächsten Woche, schätze ich, den Zeitplan haben, wie wir 
das dem Parlament vorschlagen können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Gibt es weitere Nachfragen zu diesem 

Thema? – Das ist nicht der Fall.
Dann kann der Kollege Dr. Meister weiter stehen blei-

ben. Denn wir kommen zur Frage 4 des Kollegen 
Dr. Meister:

Welche aktuellen Informationen hat die Bundesregierung 
zum Verfahren über die Standortentscheidung bezüglich der 
künftigen Antigeldwäschebehörde der EU (AMLA), und wel-
che europäischen Mitbewerber um den Sitz dieser Behörde hat 
Frankfurt am Main nach Kenntnis der Bundesregierung?

Auch hier hat die Staatssekretärin jetzt das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Als Teil des von der 
Europäischen Kommission vorgelegten Legislativpake-
tes zur umfassenden Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung soll neben der Harmonisierung 

des materiellen Rechtsrahmens zur Geldwäschepräven-
tion auch eine EU-Behörde für die Geldwäscheaufsicht 
geschaffen werden. Hierbei enthält der von der Europäi-
schen Kommission vorgelegte Legislativvorschlag keine 
Festlegung auf den Standort dieser Behörde.

Die tschechische EU-Ratspräsidentschaft hat angekün-
digt, das Thema im Laufe des zweiten Halbjahres 2022 
aufgreifen zu wollen und nach Möglichkeit bis Ende des 
Jahres 2022 eine Entscheidung in der Standortfrage her-
beizuführen. Weitere Einzelheiten sind uns gegenwärtig 
nicht bekannt, insbesondere auch nicht zu den Anfor-
derungen an die Bewerbung um den Standort sowie zur 
Rolle des Europäischen Parlaments bei der Standortent-
scheidung.

Die Bundesregierung fordert in den derzeit laufenden 
europäischen Verhandlungen zu diesem Legislativpaket, 
dass über den Standort der Anti-Geldwäsche-Behörde in 
einem transparenten Verfahren und anhand objektiver 
Kriterien entschieden werden soll. Dabei soll vor allem 
sichergestellt werden, dass die AMLA, diese Behörde, 
zügig aufgebaut wird und ihre operativen Aufsichtsauf-
gaben wahrnehmen kann.

Der Bundesregierung ist informell bekannt geworden, 
dass Bewerbungsabsichten neben Deutschland mögli-
cherweise auch in Österreich, Italien, Luxemburg, den 
Niederlanden, Frankreich, Spanien und Litauen bestehen; 
Sie sehen, es ist ein ganzer Kreis von Kollegen. Es ist 
nicht auszuschließen, dass es darüber hinaus noch weitere 
Interessenten geben wird.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Auch hier besteht die Möglichkeit von Nachfragen.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Wenn Sie mir die einräumen, Frau Präsidentin, gern. – 

Inwieweit hat die Bundesregierung ihre Position zur An-
siedlung von AMLA mit der hessischen Landesregierung 
abgestimmt?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Deutschland wird sich mit dem Finanzzentrum Frank-
furt – das haben Sie jetzt schon vorweggenommen – um 
die Ansiedlung der AMLA bewerben. Die Bundesregie-
rung bereitet dabei gemeinsam mit dem Land Hessen und 
der Stadt Frankfurt eine entsprechende formelle Bewer-
bung vor. Alle Beteiligten befinden sich im engen Aus-
tausch, um die erwarteten Bewerbungskriterien mit einer 
überzeugenden Bewerbung erfüllen zu können. Wir war-
ten auf die Kriterien, sind aber zu dritt im Austausch, um 
eine gute, überzeugende Bewerbung abzugeben.

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Danke schön.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir haben dazu noch eine Nachfrage 

der Kollegin Gräßle.
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Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich möchte darauf 

verweisen, dass die AMLA nur eine von mehreren Be-
hörden ist. Wir haben in Deutschland das Zollkriminal-
amt, den Zollfahndungsdienst. Wir haben die FIU als 
Generalzolldirektion. Wir haben die neu gegründete 
Glücksspielregulierungsbehörde in Halle. Und wir haben 
den europäischen Finanzstaatsanwalt EPPO. Sie alle ar-
beiten zum Thema Geldwäsche, und dazu kommt jetzt 
noch das Bundesfinanzkriminalamt. Es wäre gut, von 
Ihnen zu erfahren, wie sich die Aufgaben dieser einzelnen 
Behörden in Deutschland voneinander abschichten. – 
Danke für eine Antwort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Liebe Frau Kollegin, wenn wir wissen, wie genau die-
ses Bundesfinanzkriminalamt aussieht, können wir auch 
über die Zuständigkeitsabgrenzungen sprechen. Ich glau-
be, dass die nationale Geldwäscheaufsicht in enger Ab-
stimmung mit einer dann vielleicht und hoffentlich nach 
Deutschland kommenden AMLA stünde, die die euro-
päische Aufsicht hat.

Sie haben viele Institutionen angesprochen, die sich 
mit Geldwäsche beschäftigen. Es ist ein Thema, dass 
die Geldwäscheaufsicht sehr zerstreut ist. Genau das 
soll dieses Bundesfinanzkriminalamt in eine Hand brin-
gen, und wir sind gerade bei der Konzeptionierung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Frage zu diesem 

Themenkomplex.
Dann kommen wir zur Frage 5 des Abgeordneten 

Stephan Brandner:

Wie bewertet der Bundesfinanzminister eine Absenkung der 
Mehrwertsteuer auf Lebensmittel als mögliche Maßnahme, um 
die Bürger angesichts der hierzulande hohen Inflation finan-
ziell zu entlasten (www.rnd.de/politik/inflation-christian- 
lindner-skeptisch-gegenueber-weiteren-entlastungen- 
ULW4XS4RYXGRJQY74PDL6VFXJU.html)?

Frau Staatssekretärin, Sie dürfen.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Frage möchte ich 
wie folgt beantworten. Es existiert keine Entscheidung 
der Bundesregierung, ob und in welchem Umfang eine 
Änderung der ermäßigten Umsatzsteuersätze initiiert 
werden soll.

Im Umsatzsteuerrecht gilt für Lebensmittel die all-
gemeine Systematik der Umsatzsteuerermäßigung, nach 
der Nahrungsmittel grundsätzlich bereits dem ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent unterliegen. Nicht er-
mäßigt besteuert werden Getränke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Brandner, Sie dürfen Nachfragen stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Das war ja nicht die Frage. Die Frage war, warum Sie 

alles so lassen wollen, wie es ist. Wir haben 10 Prozent 
Inflation in Deutschland, wir haben 18,7 Prozent höhere 
Nahrungsmittelpreise im Vergleich zum Vorjahresmonat. 
Das wird den deutschen Bürger, die Durchschnittsfamilie 
mit etwa 500 Euro im Monat zusätzlich belasten. Meine 
Frage war nicht, warum die Mehrwertsteuerregelungen 
so sind, wie sie sind, sondern warum Sie die nicht ändern. 
Warum greifen Sie nicht zu dem einfachen Mittel, die 
Mehrwertsteuer auf Lebensmittel deutlich zu senken 
oder ganz abzuschaffen? Das würde so gut wie keine 
Bürokratiekosten nach sich ziehen.

Wenn man das mal vergleicht: Wir hatten ein Wumms- 
Paket zu Coronazeiten. Dann haben wir jetzt das Entlas-
tungspaket I und II in dieser Krise. Wir haben das Dop-
pel-Wumms-Paket, das Sie uns hier als das Tollste über-
haupt verkaufen. Alleine beim ersten Entlastungspaket 
fielen fast 1 Milliarde Euro Bürokratiekosten an, um 
das umzusetzen.

Deshalb noch mal die Frage: Warum machen Sie nicht 
den einfachen Schritt, alle Bürger dadurch zu entlasten, 
dass Sie die Mehrwertsteuer auf Lebensmittel, auf 
Grundnahrungsmittel deutlich senken oder sogar ab-
schaffen?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sie wissen genau wie ich, Herr Kollege,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Da wäre ich mir 
nicht so sicher!)

dass die Umsatzsteuer in den Bruttopreisen enthalten ist, 
dass es als Bundesregierung keine Möglichkeit gibt, 
durch eine Mehrwertsteuersenkung gezielt zu entlasten. 
Aus diesem Grund gehen wir diesen Weg auch nicht, 
sondern haben die Entlastungspakete I bis III auf den 
Weg gebracht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Sie meinen jetzt: Weil die Mehrwertsteuer in den Brut-

topreisen enthalten ist, würden sich die Bruttopreise nicht 
verändern, wenn Sie die Mehrwertsteuer abschaffen wür-
den? Ich weiß nicht, welche Fachkräfte Sie im Bundes-
finanzministerium beschäftigen. Also, das den Menschen 
draußen oder mir zu erklären, dürfte Ihnen sehr schwer 
fallen. Aber sei’s drum! Das ist nun wirklich Käse, was 
Sie da erzählen.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Das erkläre ich Ihnen gerne gleich noch einmal.
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Stephan Brandner (AfD):
Frau Staatsekretärin, wir haben – ich hatte es gerade 

schon erwähnt – eine Inflationsrate von 10 Prozent. Das 
gab es seit 1951 noch nie. Wir haben durch die steigenden 
Energiepreise eine Deindustrialisierung. Also, es droht 
das Horrorszenario einer Stagflation: auf der einen Seite 
Stagnation der Wirtschaft, Inflation auf der anderen Seite. 
Jeder Volkswirt rennt weg, wenn er überhaupt nur daran 
denkt, dass so etwas passieren könnte. Das ist jetzt real. 
Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Handlungsmög-
lichkeiten des Staates weiterhin bestehen? Wie wollen 
Sie aus dieser Abwärtsspirale jemals wieder herauskom-
men?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Ich fange erst einmal mit dem Bruttopreis an und er-
kläre es Ihnen. Es gilt die Preisangabenverordnung; 
deswegen können wir nicht sicherstellen, dass eine Mehr-
wertsteuersenkung auf den Verbrauchspreis weitergege-
ben wird. Das diskutieren wir in diesem Parlament seit 
mindestens vier Jahren. Ich glaube, Sie waren das eine 
oder andere Mal sicherlich auch hier, sodass Sie wissen, 
was ich Ihnen versucht habe zu erklären. Aber ich kann es 
Ihnen gerne später noch einmal erklären.

Sie wissen, dass wir momentan alles dafür tun, die 
Wirtschaft zu stärken. Mit dem 200-Milliarden-Euro- 
Schirm, mit der Gaspreisbremse greifen wir zielgerichtet 
ein, um die Gas- und Strompreise zu stabilisieren und für 
die Wirtschaft und die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher eine Entlastung und Sicherheit herbeizuführen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Takis 
Mehmet Ali [SPD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Gibt es weitere Nachfragen zu diesem 

Themenkomplex? – Das sehe ich nicht.
Der Kollege Brandner kann gleich stehen bleiben. Ich 

rufe die Frage 6 des Abgeordneten Stephan Brandner auf:
Inwiefern ist der Bundesminister der Finanzen der Ansicht, 

dass das Eurosystem in seiner derzeitigen Verfasstheit ohne 
eine Transfer- und Fiskalunion kurz- bis mittelfristig Bestand 
haben kann?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Wirtschafts- und 
Währungsunion wurde auf Dauer angelegt und als Stabi-
litätsgemeinschaft in den europäischen Verträgen ver-
ankert. Als Reaktion auf die globale Finanzkrise und 
die europäische Staatsschuldenkrise haben sich die Mit-
gliedstaaten der Eurozone und der EU auf verschiedene 
Maßnahmen verständigt, um die Resilienz der Eurozone 
und der Europäischen Union zu stärken. Dazu gehörten 
Schritte im Bereich der Finanzmarktregulierung sowie 
der einheitliche Aufsichts- und Abwicklungsmechanis-
mus für Banken und Ergänzungen der institutionellen 
Architektur durch die Schaffung des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus.

Die wirtschafts- und finanzpolitische Koordinierung – 
inklusive des fiskalischen Regelwerks des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes und des makroökonomischen Un-
gleichgewichtsverfahrens – stärkt den Charakter der 
Wirtschafts- und Währungsunion als Stabilitätsgemein-
schaft für eine solide Haushaltsführung und Wirtschafts-
politik. Im Rahmen der wirtschaftspolitischen Koordinie-
rung innerhalb der Europäischen Union wird die 
nationalstaatliche Wirtschafts- und Finanzpolitik über-
wacht, und es werden fiskalpolitische Empfehlungen an 
die EU-Mitgliedstaaten abgegeben. Die Bundesregierung 
setzt sich im Zuge der wirtschaftspolitischen Koordinie-
rung kontinuierlich für eine solide Haushalts- und Fi-
nanzpolitik ein.

Zur Weiterentwicklung des gemeinsamen fiskalischen 
Regelwerks hat die Bundesregierung ein Prinzipien-
papier vorgelegt. Gemeinsam mit unseren europäischen 
Partnern wollen wir die Weiterentwicklung der europäi-
schen finanzpolitischen Vorschriften erörtern und diesbe-
züglich eine Einigung erzielen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Brandner, Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Sie haben die europäischen Partner und auch das Dop-

pel-Wumms-Paket erwähnt, die 200 Milliarden Euro. Sie 
tun so, als ob Sie die Bevölkerung damit entlasten. In 
Wirklichkeit geben Sie der Bevölkerung nur ein bisschen 
was davon zurück, was Sie vorher weggenommen haben. 
Das muss auch klar sein. Das sind ja keine Almosen, die 
Sie von oben verteilen, vielmehr kassieren Sie Hunderte 
Milliarden Euro ein und geben ein bisschen was zurück. 
Das ist das Doppel-Wumms-Paket. Gut. Immerhin gibt es 
das jetzt, und es kommt überwiegend Deutschland zugu-
te.

Aber sofort erhebt sich Kritik in der Europäischen 
Union, wenn ich das richtig vernommen habe, und der 
eine oder andere europäische Regierungschef und Fi-
nanzminister sagt: Das geht ja gar nicht, dass ihr deut-
schen Politiker euch um eure deutsche Bevölkerung küm-
mert. Wir kriegen ja kaum noch etwas ab in der 
Europäischen Union.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was erzählen Sie denn für einen 
Schrott!)

– Ach, Frau Bayram, ziehen Sie erst einmal den Trai-
ningsanzug aus.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie müssen mal Ihren Reflex prüfen, 
Herr Kollege!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Entschuldigung. – Alle anderen haben die Möglich-

keit, eine Nachfrage zu dem Thema zu stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Eben. Schreien Sie doch nicht dazwischen. – Sie 

kommt gerade vom Sport, die Frau Bayram.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Jetzt wird der Kollege Brandner seine Frage stellen, 

und dann fahren wir ordnungsgemäß in der Fragestunde 
fort.

Stephan Brandner (AfD):
Ich hoffe, Sie haben nach dem Sport geduscht, Frau 

Bayram. Also, wenn ich Sie mir so angucke – –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Hallo, Herr Brandner, keine Beleidigungen hier an 

dieser Stelle!

Stephan Brandner (AfD):
Also, finden Sie es vor diesem Hintergrund nicht 

grundsätzlich eine Unverschämtheit,
(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Das ist unver-

schämt, dass wir Ihnen zuhören müssen!)
dass sich seitens einiger Regierungschefs überhaupt in 
die innenpolitische Auseinandersetzung eingemischt 
wird, obwohl wir mit Abstand größter Nettozahler sind 
und eigentlich schon viel mehr abgeben, als es sein müss-
te?

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Wir sind 
nicht der größte Nettozahler pro Kopf!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Staatssekretärin.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich glaube, Herr 
Brandner, wir haben unterschiedliche Vorstellungen, 
was unverschämt ist und was nicht unverschämt ist.

(Beifall bei der FDP, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der CDU/CSU)

Um auf den Kern der Frage zurückzukommen, der da 
war, glaube ich, wie die anderen Staaten unser Paket 
kommentiert haben: Sie wissen, dass letzte Woche, am 
4. Oktober, der Ecofin-Rat, das EU-Finanzministertref-
fen, stattgefunden hat. Dort hat der Bundesfinanzminister 
die Maßnahmen den anderen Finanzministern erläutert. 
Damit war dieses Thema für uns und für die europäischen 
Finanzminister erledigt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Gerade die Erledigung interessiert mich sehr, zumal 

die EU-Kommission Ende Mai die EU-Schuldenregelung 
wieder außer Kraft gesetzt hat, das heißt, die Neuver-
schuldung der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
galoppiert weiter. Diese Schengenkriterien wurden ja 
von Anfang an nicht so richtig ernst genommen; also, 
da geht es jetzt weiter. Wir haben steigende Zinsen, was 

auch Auswirkungen auf die wirtschaftliche Stabilität ge-
rade Südeuropas hat.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: 
Schengenkriterien?)

– Was haben Sie jetzt schon wieder?
(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Schen-
genkriterien! Sie haben von den „Schengenkri-
terien“ gesprochen! So etwas gibt es nicht!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kollege Brandner, bitte führen Sie Ihre Frage zu 

Ende.

Stephan Brandner (AfD):
Immerhin hat er keinen Trainingsanzug an, der Herr 

Lambsdorff. – Stil haben Sie ja.
Vor diesem Hintergrund: Müssen wir uns wieder auf 

weitere Rettungsschirme vorbereiten? Also, droht eine 
weitere Krise zur Eurorettung?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Herr Kollege Brandner, was Ihnen der Kollege Graf 
Lambsdorff erklären wollte, war, dass Sie Schengen mit 
Maastricht verwechselt haben. Ich gehe davon aus, dass 
das von Ihnen ein Versprecher war.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Schengen betrifft die Grenzen; aber das wissen Sie auch.

Stephan Brandner (AfD):
Ist aber auch eine ganz besonders wichtige Geschichte, 

oder? Da geben Sie mir Recht?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Das ist natürlich eine wichtige Geschichte. Ich wollte 
Ihnen nur vorsichtig eine Beihilfe geben, über was wir 
gerade sprechen.

Stephan Brandner (AfD):
Es soll auch keiner dümmer hier herausgehen, als er 

hereingekommen ist. Also, deshalb vielen Dank dafür.
(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: So viel Zeit haben wir nicht!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Brandner, jetzt hat die Staatssekretärin die Mög-

lichkeit, zu antworten.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Ihre Frage war – wenn ich Sie richtig verstanden 
habe –, ob wir davon ausgehen, dass wir ein neues EU- 
Rettungspaket brauchen. Wir gehen in der derzeitigen 
Lage nicht davon aus, dass so etwas notwendig ist, son-
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dern wir gehen davon aus, dass die momentanen Re-
gelungen ausreichen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Gibt es zu diesem Thema noch Fragen aus den anderen 

Fraktionen? – Das sehe ich nicht.
Dann fahren wir fort mit der Frage 7 des Abgeordneten 

Dr. Michael Kaufmann:
Plant die Bundesregierung, die „unanständigen“ Gewinne 

der Impfstoffhersteller (so Zitat Frank Ulrich Montgomery; 
www.swr.de/swraktuell/radio/aerztefunktionaer-montgomery- 
will-gewinn-von-corona-impfstoff-herstellern-abschoepfen- 
100.html), allen voran BioNTech (www.tagesspiegel.de/ 
wirtschaft/biontech-macht-im-ersten-halbjahr-54-milliarden- 
euro-gewinn-8544007.html), mit einer Sonderabgabe oder so-
genannten Übergewinnsteuer zu belegen, um damit das vor-
liegende Defizit der gesetzlichen Krankenkassen in Höhe von 
17 Milliarden Euro auszugleichen, und zwar nicht nur, weil ihr 
Erfolg mit Covid-19-Impfstoffen komplett zulasten des Steuer-
zahlers und Beitragszahlers ging, sondern vor allem deswegen, 
weil die „EU Hersteller von Covid-19-Impfstoffen entschä-
digt, sollten diese gegenüber Patienten für unvorhergesehene 
Nebenwirkungen ihrer Vakzine haftbar gemacht werden“ 
(www.apotheke-adhoc.de/nachrichten/detail/coronavirus/ 
covid-19-impfstoffe-keine-haftung-fuer-hersteller/) bzw. weil 
die meisten Geschädigten, die nicht gegen die Konzerne kla-
gen, auf Kosten der Beitragszahler und damit der Allgemein-
heit behandelt werden müssen (die Verträge der EU bzw. der 
Bundesrepublik Deutschland mit den Impfstoffherstellern sind 
leider nicht einsehbar)?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Frage darf ich 
wie folgt beantworten: Eine Zusatzsteuer auf Gewinne 
aus Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten ist nicht 
geplant. Sie würde nämlich unserer Ansicht nach innova-
tions- und wachstumshemmend wirken. Deswegen kann 
ich Ihre Frage mit Nein beantworten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kaufmann, Sie haben die Möglichkeit einer 

Nachfrage.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Die Frage war auch nicht so sehr auf die Kosten für 

Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten beschränkt, 
sondern es geht um die Gewinne, die erheblichen Gewin-
ne. Es geht darum – ich darf Herrn Montgomery zitie-
ren –, die „unanständigen Gewinne der Impfstoffherstel-
ler“ möglicherweise zu nutzen, um zum Beispiel für 
Schäden, die durch die Impfstoffe erzeugt wurden, auf-
zukommen. Vielleicht können Sie mir beantworten, ob 
das möglich ist.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Herr Abgeordneter, die Bundesregierung und das Bun-
desfinanzministerium, das ich hier vertreten darf, können 
schwierig zwischen unanständigen und anständigen Ge-
winnen unterscheiden. Dementsprechend bleibe ich bei 
der Antwort, die ich Ihnen gerade gegeben habe.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Danke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Gibt es weitere Fragen zu diesem The-

menkomplex? – Das ist nicht der Fall.
Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Michael Kauf-

mann auf:
Wie bewertet das Bundesfinanzministerium die Gefahr, dass 

durch die freiwillige Inflationsausgleichsprämie in Höhe von 
3 000 Euro ohnehin notleidende mittelständische Unterneh-
men eine zusätzliche Schwächung durch die Abwanderung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte erleiden?

Frau Staatssekretärin, Sie dürfen.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Mit der Möglichkeit 
einer freiwilligen zusätzlichen Zahlung der Unternehmen 
an ihre Beschäftigten von bis zu 3 000 Euro ohne zu-
sätzliche Belastungen durch Steuern und Sozialversiche-
rungsabgaben ermöglicht die Bundesregierung eine 
wirkungsvolle Stärkung der Einkommen von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern und federt somit Kaufkraft-
verluste aufgrund der aktuellen hohen Teuerung ab. 
Davon profitieren auch die Unternehmen. Diese Ein-
schätzung teilen sowohl die Arbeitsnehmer- als auch 
die Arbeitgeberseite, wie in den bisherigen Sitzungen 
der Konzertierten Aktion vom 4. Juli und 15. September 
deutlich geworden ist.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Vielleicht darf ich da kurz einen Situationsbericht aus 

meinem Wahlkreis geben. Dort sehen sich schon heute 
kleine und mittelständische Unternehmen der Situation 
gegenüber, dass Arbeitnehmer von gut verdienenden 
Großunternehmen abgeworben werden. Dieser Effekt 
wird sich tendenziell verstärken. Sind Sie mit mir einer 
Meinung, dass das zu einem weiteren Auseinanderdriften 
von weniger gut verdienenden Unternehmen und gut auf-
gestellten Unternehmen führt?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Staatssekretärin.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wir haben die Situa-
tion, dass wir momentan auf dem Arbeitsmarkt sowohl 
einen Fachkräftemangel als auch einen Arbeitskräfte-
mangel und eine schwierige Situation für das eine oder 
andere Unternehmen haben. Die Inflationsprämie ist aber 
genau deswegen auch so ausgestaltet, dass sie gestückelt 
bis zum 31. Dezember 2024 gezahlt werden kann, dass 
jeder Unternehmer die Möglichkeit hat, seinen Arbeit-
nehmern eine solche Inflationsprämie zusätzlich zu zah-
len.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Kaufmann, möchten Sie eine zweite Nachfrage 

stellen?

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Nein, danke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Das ist nicht der Fall. – Es gibt einen Kollegen aus der 

AfD, der eine Nachfrage zum Thema hat.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Angestellte gibt es 

nicht nur in Unternehmen, sondern auch im öffentlichen 
Dienst. Deswegen ist meine Frage: Plant denn die Bun-
desregierung, den Angestellten im öffentlichen Dienst, 
bei den Bundesbehörden, diese Inflationsprämie zu zah-
len?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Die Bundesregierung plant momentan außerhalb von 
Tarifverhandlungen keine weiteren Zahlungen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der Abgeordnete Brandner hat noch eine Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Ja. – Das ist interessant. In diese Richtung geht auch 

meine Frage. Sie haben mit der Ankündigung dieser 
Möglichkeit der Zahlung einer Sonderprämie von 
3 000 Euro in weiten Teilen der Bevölkerung dafür ge-
sorgt, dass ein Hoffnungsschimmer entstanden ist. Sie 
haben da faktisch fast einen Vertrag zulasten Dritter ge-
macht, indem Sie gesagt haben: Der Arbeitgeber kann das 
bezahlen. – Jetzt haben natürlich viele die Hoffnung, dass 
das Geld auch kommt. Die Arbeitgeber wissen nicht, wie 
sie es finanzieren sollen – das kam hier gerade an –, und 
Sie machen sich jetzt als Bundesregierung einen schlan-
ken Fuß und sagen: Aber für uns gilt das nicht. Für 
Bundesbedienstete, für Bundesbeamte soll das nicht gel-
ten. Diese Hoffnung auf die Prämie wecken wir nur in der 
Privatwirtschaft, aber nicht im öffentlichen Dienst. – Wie 
geht das denn zusammen?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Kollege Brandner, ich habe gesagt: Wir planen außer-
halb von Tarifverhandlungen momentan keine weiteren 
Zahlungen. – Dabei bleibe ich auch. Sie können den Satz 
hoffentlich interpretieren, ohne dass ich Ihnen den erklä-
ren muss.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weiteren Nachfragen zu 

diesem Thema.
Die Fragen 9 und 10 des Kollegen Christian Haase 

sowie die Frage 11 der Kollegin Antje Tillmann werden 
schriftlich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 12 des Kollegen Florian Oßner:
Ist ein Nachtragshaushalt für das Jahr 2022 erforderlich, um 

die Mehrkosten, die durch das dritte Entlastungspaket entstan-
den sind, zu finanzieren?

Frau Staatssekretärin, Sie dürfen antworten.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank. – Die Frage des Kollegen Oßner darf ich 
wie folgt beantworten: Ein Nachtragshaushalt 2022 ist 
nicht erforderlich. Der bisherige Haushaltsvollzug 2022 
lässt die Einschätzung zu, dass die Belastungen aus dem 
dritten Entlastungspaket, die den Haushaltsvollzug ein-
nahme- und ausgabeseitig voraussichtlich mit 10 Milliar-
den Euro belasten werden, im Rahmen der bestehenden 
Kreditermächtigung aufgefangen werden können. Eine 
Erhöhung der Kreditermächtigung ist somit nicht erfor-
derlich.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit, eine Nachfrage zu stellen.

Florian Oßner (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank für die 

Beantwortung, Frau Staatssekretärin. Im Rahmen des 
dritten Entlastungspakets gab es noch ein erhebliches 
Risiko, nämlich die Verhandlungsbasis mit den Ländern. 
Insgesamt sollen sich die Länder mit mindestens 18 Mil-
liarden Euro beteiligen. Können Sie sagen, ob es da schon 
einen Durchbruch gab oder wann dies erfolgen soll?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sie wissen, dass es eine Ministerpräsidentenkonferenz 
gab, die sich damit beschäftigt hat. Wir haben morgen 
auch die Finanzministerkonferenz. Noch einmal: Mo-
mentan sind die Verhandlungen mit den Ländern noch 
im Gange. Wir haben noch keine wirklichen Entschei-
dungen dazu getroffen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nachfrage.

Florian Oßner (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Möglichkeit der Nachfrage. – 

Wenn Sie erlauben: Wenn dieses Risiko nicht aus der 
Welt geschafft wird und sich die Länder am Ende nicht 
dazu bereit erklären, würden Sie dann die Ausgangsfrage, 
ob nicht ein Nachtragshaushalt notwendig wäre, genauso 
beantworten? Denn dann würde es am Ende nicht bei den 
10 Milliarden Euro seitens des Bundes bleiben. Meine 
konkrete Nachfrage: Sind die Reserven so groß, dass 
letztendlich auch das Paket der Länder übernommen wer-
den könnte?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Herr Kollege Oßner, soweit ich weiß, sind Sie Mitglied 
im Haushaltsausschuss. Dementsprechend wissen Sie 
auch viel über den Bundeshaushalt und wissen auch, 
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dass diese Frage schon unter gewissen Voraussetzungen 
von mir beantwortet worden ist. Sie wissen, glaube ich, 
auch, dass die Länder eine gesamtstaatliche Verantwor-
tung haben, auf die wir auch noch einmal dringen werden, 
dem dritten Entlastungspaket und den darin enthaltenen 
Maßnahmen zuzustimmen. Teilen der Maßnahmen haben 
sie letzten Freitag im Bundesrat auch schon zugestimmt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich sehe keine weitere Frage mehr aus den anderen 

Fraktionen.
Dann kann Herr Oßner gleich stehen bleiben. Wir 

kommen zur Frage 13 des Abgeordneten Oßner:
Kann die Bundesregierung angesichts der Tatsache, dass die 

Übernahme der Uniper SE die größte staatliche Rettungsaktion 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland ist, die Ein-
haltung der Schuldenbremse für die Jahre 2022 ff. auch weiter 
garantieren?

Frau Staatssekretärin, Sie dürfen antworten.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Die Frage darf ich 
wie folgt beantworten: Die Unterstützungsmaßnahmen 
für Uniper stehen beispielhaft für die Folgen des russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine und die notwen-
digen Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen. Die 
Bundesregierung hat entschlossen reagiert und umfang-
reiche Maßnahmen zur Entlastung der Bürgerinnen und 
Bürger sowie der Unternehmen zur Stützung der Wirt-
schaft und zur Sicherung der Energieversorgung be-
schlossen. Dass wir Uniper gerettet haben, war eine 
dieser Maßnahmen. Gleichwohl schließen sich Krisen-
bewältigung und Einhaltung des Regelwerks für die 
Schuldenbremse nicht aus, so wie wir es gerade dar-
gestellt haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen nachfragen, Herr Oßner.

Florian Oßner (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, vielen Dank, dass Sie mir wieder die 

Nachfrage gestatten. – Frau Staatssekretärin, auch da bin 
ich wieder beim Risiko, wie schon bei der vorangegan-
genen Frage. Insgesamt subsummiert sich die Uniper- 
Unterstützung, wenn man wirklich alles in einen Topf 
wirft, wie Kapitalerhöhung und Leistungen zum Einkauf 
von Gas, auf insgesamt 35 Milliarden Euro. Jetzt stellt 
sich für mich die Frage: Bleibt es dabei, oder sehen Sie 
noch weitere Notwendigkeiten, was die Übernahmefra-
gen von Uniper im Nachgang anbelangt, sodass hier noch 
weitere Kostenrisiken entstehen?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Die Kostenrisiken sehe ich momentan nicht. Nichts-
destotrotz wissen wir alle, dass die Situation momentan 
sehr schwierig ist aufgrund dieses Energiekrieges, den 
wir gerade führen. Aber momentan sehe ich sie nicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es ist noch eine zweite Nachfrage möglich.

Florian Oßner (CDU/CSU):
Danke. – Ganz kurze Nachfrage. Wieder zurück zu 

meiner Ausgangsfrage zur Schuldenbremse, die ja in un-
serer Verfassung steht und deshalb auch kein Wunsch-
konzert ist. Sie sagen, Sie könnten nochmals bestätigen, 
dass für 2023 ff. der Bruch der Schuldenbremse seitens 
der Bundesregierung nicht angedacht und nicht geplant 
ist.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Herr Kollege Oßner, erst einmal vielen Dank für die 
Frage zur Schuldenbremse und die Aussage, dass die 
Schuldenbremse kein Wunschkonzert ist, sondern ein 
verfassungsmäßiger Auftrag. Vielen Dank auch dafür! 
Sie wissen, dass der Haushaltsentwurf, den Sie gerade 
beraten, die Schuldenbremse 2023 einhält. Wir gehen 
davon aus, dass wir das auch 2024 und 2025 weiter tun 
werden. Sie wissen aber auch, dass es Notlagen gibt, mit 
denen man die Schuldenbremse zwar nicht umgehen 
kann – um Himmels willen, nein –, aber bei denen man 
die Schuldenbremse lockern kann. Sie wissen wie ich, 
dass wir momentan in einer Zeit der Krisen sind. Ich 
habe keine Kristallkugel und kann Ihnen hier jetzt keine 
verbindliche Erklärung abgeben, wie es in den weiteren 
Jahren sein wird. Aber ich kann Ihnen verbindlich erklä-
ren, dass der Bundeshaushalt 2023 innerhalb der Schul-
denbremse bleibt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es gibt eine Nachfrage des Kollegen Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Nachdem der Kollege Oßner gerade den Gesamtauf-

wand von 35 Milliarden Euro für die Rettung von Uniper 
dargelegt hat, habe ich die Frage: Uniper hat – ich unter-
stelle das einmal – viele Jahre lang gutes Geld verdient 
und diejenigen, die an Uniper beteiligt waren, auch gut 
versorgt, weil große Gewinne erzielt wurden. Weil Uni-
per jetzt Verlust macht, öffnen Sie die Staatsschatulle und 
holen 35 Milliarden Euro heraus, um Uniper zu retten. Ist 
denn geplant, dass der deutsche Steuerzahler, der ja von 
den Gewinnen vorher auch nicht profitiert hat, irgend-
wann in der Zukunft diese 35 Milliarden Euro, vielleicht 
dann auch Gewinnanteile, wenn wieder Gewinne ge-
macht werden, wiederbekommt?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sie haben es gerade gesagt. Momentan sind wir daran 
beteiligt. Wenn Uniper Gewinne machen würde, würden 
die Gewinne in den Bundeshaushalt fließen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wann kommen 
die?)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es gibt nur die Möglichkeit zu einer Nachfrage, Herr 

Brandner. – Vielen Dank. Ich sehe keine weitere Nach-
frage mehr.

Die Frage 14 der Kollegin Julia Klöckner und die 
Frage 15 des Kollegen Christian Görke werden schrift-
lich beantwortet.

Wir kommen zur Frage 16 der Abgeordneten Bayram:

Weshalb haben bislang maximal ein Drittel der Eigentüme-
rinnen und Eigentümer die Grundsteuererklärung abgegeben, 
und wie plant die Bundesregierung, die Eigentümerinnen und 
Eigentümer bei der Einreichung der Grundsteuererklärung jen-
seits einer möglichen Fristverlängerung zu unterstützen (www. 
t a g e s s c h a u . d e / w i r t s c h a f t / v e r b r a u c h e r / l i n d n e r -  
fristverlaengerung-grundsteuer-101.html)?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Das Verfahren zur 
Abgabe der Grundsteuererklärung liegt bei den Ländern. 
Wir sind mit den Ländern im regelmäßigen Austausch. 
Morgen ist das wieder ein Thema der Finanzministerkon-
ferenz. Es ist aber nicht die Aufgabe der Bunderegierung, 
eine Verlängerung der Frist zur Abgabe der Grundsteu-
ererklärung zu initiieren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit von Nachfragen.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Es gab dazu eine 

Äußerung des Bundesfinanzministers. Deswegen würde 
ich gerne wissen, ob es in Ihrem Haus eine Meinung dazu 
gibt oder ob Sie sich darauf vorbereiten, wie die Men-
schen unterstützt werden können, die diese Erklärung 
vielleicht nicht fristgerecht abgeben können.

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Die Nachfrage darf ich wie folgt beantworten: Ja, der 
Bundesfinanzminister hat gesagt, er gehe wegen einer 
eventuellen Fristverlängerung auf die Länder zu. Es 
bleibt aber bei meiner ersten Aussage: Das ist Aufgabe 
der Länder. Die Bundesregierung hat, da sie für die Ver-
waltungsverfahren der Grundsteuererklärung nicht zu-
ständig ist, einen Grundsteuerlotsen programmiert, der 
in vielen, vielen Fällen helfen kann, wenn die Erklärung 
nach dem Bundessteuermodell abgegeben werden muss. 
Dieser Lotse ist hilfreich und wird auch sehr oft in An-
spruch genommen.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Meine weitere Frage wäre: Gibt es 

denn seitens des Bundesfinanzministeriums weitere An-
gebote, um den Ländern Unterstützung zu geben – das ist 
ja ein übergreifendes Thema –, und, wenn ja, wie sehen 
die aus?

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Es gibt keine Unterstützungsmaßnahmen gegenüber 
den Ländern. Es fehlt mir auch jegliche Fantasie, mir 
vorzustellen, wie die aussehen sollten, weil die Bürgerin-
nen und Bürger die Grundsteuererklärung abgeben müs-
sen. Wir sprechen nicht darüber, ob die Länder momentan 
die Grundsteuererklärungen verarbeiten können. Deswe-
gen wüsste ich jetzt auch nicht, wie eine Unterstützung 
der Länder aussehen könnte, Frau Kollegin.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich grüße Sie herzlich. – Nicht erschrecken! Die Pro-

tokollanten fragen sich schon, ob jemand vom Stuhl ge-
fallen ist. Nein, wir haben nur gewechselt. Deswegen war 
hier gerade so viel Stille.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern und für Heimat auf. Zur Beantwortung steht 
bereit die Parlamentarische Staatssekretärin Rita 
Schwarzelühr-Sutter.

Wir kommen zur Frage 17 des Abgeordneten Peterka:

Hat die Bundesregierung seit Beginn der 20. Wahlperiode 
Maßnahmen eingeleitet, die auf die Erhöhung des Schutzes 
kritischer Infrastruktur gerichtet sind, wenn ja, welche, und 
wird im Lichte des aktuellen mutmaßlichen Sabotageaktes 
auf die Gaspipelines Nord Stream 1 und 2 weiterer Handlungs-
bedarf gesehen (vergleiche „Junge Freiheit“ vom 28. Septem-
ber 2022 – https://jungefreiheit.de/wirtschaft/2022/sabotage- 
an-nordstream-pipelines/, zuletzt abgerufen am 28. September 
2022)?

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Kollege Peterka, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: 
Seit Beginn der 20. Wahlperiode hat die Bundesregierung 
unter anderem folgende Maßnahmen zur Erhöhung des 
Schutzes kritischer Infrastrukturen getroffen:

Erstens. Die Bundesregierung hat am 13. Juli 2022 die 
deutsche Strategie zur Stärkung der Resilienz gegenüber 
Katastrophen – kurz Resilienzstrategie – beschlossen. 
Die Resilienzstrategie ist eine Strategie der Bundesregie-
rung mit dem Ziel, Menschen und ihre Existenzgrund-
lagen besser zu schützen sowie die Widerstands- und 
Anpassungsfähigkeit des Gemeinwesens gegenüber Ka-
tastrophen zu stärken. Ein wesentlicher Fokus der Strate-
gie ist auch die Stärkung der Resilienz kritischer Infra-
strukturen.

Zweitens. Die Bundesregierung hat sich in den Bera-
tungen der EU-Richtlinie über die Resilienz kritischer 
Einrichtungen – CER-Richtlinie – und der EU-Richtlinie 
über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cyber-
sicherheitsniveau in der Union – NIS-2-Richtlinie – er-
folgreich mit den deutschen Verhandlungspositionen ein-
gebracht und entscheidend auf die Erreichung von 
Kompromisstexten hingewirkt. Die Arbeiten zu den Um-
setzungsarbeiten haben bereits begonnen.

Drittens. Auf Grundlage des Wassersicherstellungs-
gesetzes wurden in der genannten Wahlperiode Maßnah-
men zur Stärkung der Resilienz im KRITIS-Sektor Was-
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ser in Höhe von 15 Millionen Euro umgesetzt, unter 
anderem Härtung der Wasserinfrastruktur oder Notstrom-
versorgung in der Wasserversorgung.

Viertens. Es findet kontinuierlich und im benannten 
Zeitraum – auch lagebedingt verstärkt – ein ressort- und 
ebenenübergreifender Informationsaustausch zwischen 
Behörden zu KRITIS-Themen sowie über die unter-
schiedlichen Arbeitsformate des UP KRITIS auch mit 
den Betreibern statt.

Fünftens. Die vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe veröffentlichten Leitfäden und 
Empfehlungen zum Schutz von KRITIS – sektorüber-
greifend sowie sektorspezifisch – werden stetig weiter-
entwickelt und aktualisiert. Der Schutz kritischer Infra-
strukturen hat hohe Priorität für die Bundesregierung, 
weshalb kontinuierlich Handlungsbedarfe geprüft wer-
den und entsprechend Maßnahmen getroffen werden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Peterka, Sie haben eine Nachfrage. Bitte sehr.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank für die Ausführungen, die auf den ersten 

Blick halbwegs beruhigend wirken könnten. – Wir haben 
aber auch eine ganz andere Entwicklung erlebt. Am 
Samstag gab es Anschläge auf die Infrastruktur der Bahn, 
die von Fachleuten so beschrieben wurden, dass hier 
quasi Insider am Werk gewesen sein müssen, dass es 
also nicht nur ein Gelegenheitsanschlag auf irgendeinen 
Schaltkasten war. Gibt es ganz konkrete Maßnahmen 
über die bisherigen Ausführungen hinaus, zum Beispiel 
Bildung einer Taskforce etc.? Der Staat scheint ja am 
Samstag ziemlich überrumpelt worden zu sein.

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Da es den Betreiber eines bundeseigenen Unterneh-
mens betrifft, werden im Verkehrsministerium auch ent-
sprechende Maßnahmen getroffen. Außerdem tauscht 
sich die Bundespolizei mit der DB AG über weitere Maß-
nahmen aus.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Noch eine zweite Nachfrage von Ihnen?

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Ja, zum Bahnanschlag. – Sicherheitsexperten haben 

wiederholt darauf hingewiesen, dass die Vorgehensweise 
auf Linksextremismus hindeutet. Haben Sie irgendwel-
che Erkenntnisse? Es gab ja auch eine wichtige Demo 
am Samstag. Der Zufall ist schon sehr merkwürdig. Wie 
gesagt, mehrere Fachleute haben das ganze Vorgehen als 
eindeutig linksextremistisch bewertet. Haben Sie Er-
kenntnisse, die wir noch nicht kennen?

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Die Fachleute, die dieses als eindeutig linksextremis-
tisch bewertet haben, kenne ich nicht, und daher liegen 
auch keine Erkenntnisse vor. Es liegt auch kein Beken-

nerschreiben vor. Insoweit gibt es bisher keine Feststel-
lung, wer tatsächlich Täter ist. Es können neben links- 
oder rechtsextremistischen Tätern auch fremde Staaten 
infrage kommen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Kollege Peterka hat zwei Beispiele dafür aufgezeigt, 

wo der Schutz der kritischen Infrastruktur nicht funktio-
niert hat. Das waren zum einen die doch sehr wichtigen 
Pipelines in der Ostsee und zum anderen der Zugfunk, der 
offenbar durch zwei gezielte Schnitte in Kabel in ganz 
Norddeutschland – zufällig am Tag der AfD-Demonstra-
tion – lahmgelegt wurde, was dazu führte, dass in Nord-
deutschland gar kein Zug mehr fuhr.

Meine Frage, noch einmal den Blick in die Vergangen-
heit gerichtet, ist: Wie waren denn konkret die Siche-
rungsmaßnahmen die Pipelines betreffend? Wie waren 
denn die Pipelines als kritische Infrastruktur geschützt? 
Und wie waren denn die durchgeschnittenen Kabel, die 
den Zugfunk lahmlegten, geschützt?

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrter Herr Brandner, Sie wissen sicherlich, 
dass auch der Schutz von Infrastrukturen von den Betrei-
bern zu leisten ist. Insofern betrifft es den Betreiber von 
Nordstream 1 und Nordstream 2. Bei der Bahn ist es 
natürlich die DB AG. Hier liegt die Gefahrenabwehr bei 
der Bundespolizei. Ja, Sie haben recht. Es sind 35 000 Ki-
lometer Bahnstrecke. Dementsprechend wird man sich 
jetzt noch einmal zusammensetzen und über verstärkte 
Maßnahmen diskutieren, wie der Schutz verbessert wer-
den kann.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

Sie haben am Anfang den ganzen Strauß an Maßnahmen 
vorgelesen, den die Bundesregierung in der 20. Legislatur 
verfolgt, um die Sicherheit, für die eigentlich die Betrei-
ber zuständig sind, zu gewährleisten. Nun sind die an-
gesprochenen Vorkommnisse passiert. Darüber hinaus 
hat es dutzendfach Vorfälle gegeben, bei denen wichtige 
Standorte der Energieinfrastruktur wie Braunkohlekraft-
werke und Gasverdichterstationen von sogenannten Ak-
tivisten behindert und stillgelegt worden sind. Würden 
Sie angesichts der Anschläge auf die Pipelines und die 
Deutsche Bahn sowie des Eingriffs in die Energieinfra-
struktur durch sogenannte Aktivisten sagen, dass Ihr 
Maßnahmenpaket ausreichend ist? Schließlich hat es 
diese Vorkommnisse nicht verhindern können.
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Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin bei 
der Bundesministerin des Innern und für Heimat:

Ich muss darauf hinweisen, dass die Betreiber für den 
Schutz zuständig sind. Wenn eine konkrete Bedrohungs-
lage vorliegt, wird auch die Polizei der Länder entspre-
chend tätig. Darüber hinaus sprechen wir auch mit den 
Unternehmen. Wir haben eine Initiative Wirtschafts-
schutz. Hier geht es insbesondere nach dem 24. Februar 
darum, die Resilienz und die Widerstandskraft entspre-
chend zu erhöhen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Damit beende ich die Fragestunde.
Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Ergebnisse der Unabhängigen Kommission 
Erdgas und Wärme der Bundesregierung – Si-
cher durch den Winter

Alle Platzwechsel erledigt. – Dann gebe ich das Wort 
an Julia Verlinden für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir haben im Augenblick zwei Herausforderun-
gen auf dem Gasmarkt: Das eine sind die deutlich gestie-
genen Preise, das andere ist, dass uns in Europa weniger 
Gas zur Verfügung steht als in den letzten Jahren.

Zum Ersten hat die Expertenkommission für Gas und 
Wärme bis Montag früh um sechs – es ging fast schon die 
Sonne auf – an einem Zwischenbericht gearbeitet. Herz-
lichen Dank an dieser Stelle an alle, die daran mitgewirkt 
haben, auch an die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die bis zum Ende mit dabei waren und im Hintergrund 
sehr viel dafür geleistet haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Tatsache ist: Es werden in diesem Zwischenbericht In-
strumente für alle Gaskundinnen und -kunden, für alle 
Fernwärmekundinnen und -kunden vorgeschlagen. Das 
heißt, sowohl für die privaten Haushalte als auch für die 
Bäckereien als auch für die Sportstätten, die Krankenhäu-
ser und natürlich auch für die Industrie gibt es in diesem 
Bericht Vorschläge, was die Politik jetzt tun kann, um in 
großem Maßstab zu entlasten.

Die Entlastungen sind vor allem für diejenigen wich-
tig, die gerade in eine besonders schwierige Situation zu 
geraten drohen. Auch hier sind konkrete Vorschläge ge-
macht worden. Diese Vorschläge werden jetzt von der 
Bundesregierung geprüft. Daran sind viele Ministerien 
beteiligt; denn selbstverständlich sind zahlreiche Res-
sorts betroffen, die jetzt Umsetzungsprüfungen durchfüh-
ren müssen, ob Gesetze genau so realisiert werden kön-
nen oder möglicherweise ein bisschen anders realisiert 

werden müssen. Es ist allen in den Ministerien, aber 
natürlich auch hier im Bundestag bewusst: Es braucht 
eine schnelle Unterstützung. Deswegen werden wir das 
so schnell, wie es irgendwie geht, auf den Weg bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Um Missverständnisse zu vermeiden: Das derzeit teure 
Gas zu subventionieren, wird in der aktuellen, schwieri-
gen Situation nicht ausreichen. Denn die begrenzte 
Menge wird dadurch, dass man den Verbrauch subven-
tioniert, nicht mehr. Wenn alle genau dieselbe Menge 
verbrauchen wie in der Vergangenheit, dann könnte im 
Winter ein Problem entstehen. Leider sind zahlreiche 
Lebens- und Wirtschaftsbereiche bei uns noch abhängig 
vom Erdgas. Viel zu viele Gebäude werden mit Gas 
beheizt. Der Umstieg auf erneuerbare Wärme und Ver-
besserungen bei der Energieeffizienz sind in den letzten 
Jahren viel zu langsam vorangegangen. Zahlreiche Men-
schen arbeiten mit Hochdruck daran, Wärmepumpen ein-
zubauen, Windräder zu planen, Solaranlagen auf die Dä-
cher zu bringen. All das ist ein wichtiger Beitrag; dafür 
ganz herzlichen Dank! Aber man kann eben auch nicht 
alles von heute auf morgen herbeizaubern.

Alle Speicher in Deutschland sind gut gefüllt. Auch 
dafür vielen Dank an diejenigen, die daran beteiligt wa-
ren, Wirtschaft und Regierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Aber gefüllte Speicher allein reichen nicht, um sich ent-
spannt zurücklehnen zu können; denn je kälter der Winter 
wird, je mehr geheizt wird, desto weniger Energie steht in 
den nächsten Monaten für die Industrie zur Verfügung, 
und das betrifft dann auch die Menschen, die dort arbei-
ten. Ich hoffe, dass die Bundesnetzagentur als Lastvertei-
ler nicht entscheiden muss, Gas zu rationieren, sodass 
Großunternehmen in einer Gasmangellage ihre Produk-
tion oder einen Teil davon herunterfahren müssen. Des-
wegen ist es so wichtig, dass wir kommunizieren, dass die 
Lage ernst ist, dass alle einen Beitrag leisten können, 
indem sie Wärme einsparen.

Die Expertenkommission will in ihrem Abschluss-
bericht Ende Oktober ausführliche Empfehlungen dazu 
abgeben, was im Hinblick auf Energieeffizienz und Ener-
giesparen jetzt politisch sinnvoll ist. Dazu gehören auch 
Investitionen; denn Investitionen in die Transformation 
der Industrie, in den Wasserstoffhochlauf, in energiespa-
rende Technologien, in Gebäudesanierung, in die erneu-
erbaren Energien sind die beste Versicherung gegen hohe 
Energiepreise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Klar ist: Investitionen sind wichtig.
Es gibt auch kleine Dinge, die jetzt parallel von vielen 

gemacht werden können,

(Zuruf von der AfD: Waschlappen!)
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kleine Dinge, die in der Summe einen riesigen Unter-
schied machen können. Ein wichtiges Argument ist: 
Wenn wir den Verbrauch reduzieren, dann hat das auch 
preisdämpfende Wirkung und hilft, uns alle zu entlasten.

Ich finde, eine Sache braucht auch noch mehr Auf-
merksamkeit: Wir reden viel über die Verfügbarkeit von 
Gas und seinen Preis, darüber, dass es wichtig ist, den 
Menschen Sicherheit zu geben, und sagen: Keiner wird 
alleingelassen; wir unterstützen alle. – Es ist aber auch 
wichtig, darauf hinzuweisen, dass das Erdgas ein fossiler 
Energieträger ist und wir uns davon befreien müssen; 
denn neben der Gaspreiskrise stecken wir weiterhin in 
einer sich täglich verschärfenden Klimakrise. Auch des-
wegen ist es sinnvoll, wenn wir mit der Transformation 
schnell voranschreiten.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Andreas Jung spricht für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Kollegin Dr. Verlinden, es muss schnell gehandelt 
werden, keiner wird alleingelassen, kein Bürger, kein 
Betrieb. Das waren in etwa die Worte von Bundeskanzler 
Olaf Scholz auf der Pressekonferenz vom 22. Juli. Seine 
Botschaft war – Zitat –: „You’ll never walk alone.“

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Richtig zitiert!)

– Stimmt, es ist richtig zitiert. – Es ist auch richtig, wenn 
ich dazu sage: Dann hat er aber die Gasumlage vor-
geschlagen, die die Preise verteuerte. Hätte Olaf Scholz 
am 22. Juli das klare Signal gegeben: „Wir lassen keinen 
allein, deshalb kommt eine Preisbreme, dafür setzen wir 
eine Kommission ein“, dann würde die Gaspreisbremse 
uns in diesem Winter helfen können und nicht erst im 
März oder April.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist unser Punkt.

Wir haben Respekt vor der Arbeit der Kommission. 
Wir werden ihre Vorschläge sehr konstruktiv bearbeiten. 
Und wir werden darauf drängen, dass die Gaspreisbremse 
schnell, unbürokratisch und in einem Gesamtkonzept 
umgesetzt wird. Fest steht aber auch: Die Kommission 
ist zu dem Ergebnis gekommen, dass man einen Vorlauf 
von vier Monaten braucht. Deshalb werden wir die Gas-
preisbremse in diesem Winter nicht haben. Die Kommis-
sion schlägt für den Winter, die Zeit bis dahin, vor, mit 
einer Einmalzahlung eine Brücke zu bauen. Diese Ein-
malzahlung wirft allerdings, je länger man sich mit ihr 
beschäftigt, mehr Fragen auf, als sie beantwortet. Da soll 
Bezug genommen werden auf den Abschlag im Septem-
ber. In diesem Abschlag sind aber viele Preiserhöhungen 
noch gar nicht berücksichtigt. Kann eine Einmalzahlung 
für den September tatsächlich durch den Zeitraum Sep-
tember, Oktober, November, Dezember, Januar, Februar, 

März – vielleicht kommt die Preisbremse ja erst im 
April – tragen? Das sei ein sehr sportlicher Plan, hört 
man aus der Kommission. Bleibt die Einmalzahlung ei-
gentlich gleich hoch, egal ob die Bremse im März oder im 
April kommt? Da sind viele Fragen unbeantwortet, und 
die Regierung hat durch ihr verspätetes Handeln die 
Kommission in diese, von ihr selbst so benannte, un-
zumutbare Situation gebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir fordern ein Gesamtkonzept. Die Gaspreisbremse 

ist das eine. Wir erwarten, dass jetzt auch Vorschläge für 
eine Strompreisbremse, die wir gemeinsam umsetzen, 
gemacht werden, damit es keine Schieflage gibt zwischen 
den Menschen, die mit Gas oder Strom heizen, und de-
nen, die mit Öl heizen oder auf Pellets gesetzt haben.

Über Preisbremsen bei Gas und bei Strom hinaus brau-
chen wir eine bessere Unterstützung für Normalverdie-
ner. Das, was vorgeschlagen wird, bedeutet ja trotzdem, 
dass sich die Gasrechnung im Vergleich zum letzten Jahr 
mehr als verdoppeln wird. Das können Menschen mit 
einem geringen Einkommen nicht tragen. Es ist richtig, 
dass das Wohngeld angepasst wird; diese Menschen brau-
chen das. Aber es gibt Menschen, die kein Wohngeld 
bekommen – auch nach Ihrer Reform nicht –, und trotz-
dem ein so geringes Einkommen haben, dass sie eine 
Preissteigerung, die auf mehr als eine Verdopplung hi-
nausläuft, nicht tragen können. Deshalb müssen die 
Preisbremsen durch bessere Hilfen für Normalverdiener 
ergänzt werden; darauf werden wir in den Beratungen 
drängen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir halten es für falsch, was die Bundesregierung an-

gekündigt hat. Die Bundesregierung hat angekündigt – so 
die Verlautbarung heute Morgen im Energieausschuss –: 
Das Energiekostendämpfungsprogramm wird zum Jah-
resende eingestellt. Nach allem, was wir bislang kennen, 
haben wir nicht die Erwartung, dass all den Betrieben, die 
jetzt in Existenznot sind, denen jetzt geholfen werden 
muss, weil sie jetzt mit der Preisexplosion zu tun haben, 
mit dem, was im März oder April kommen könnte, ge-
holfen werden kann. Wir setzen auf die Zusage von 
Robert Habeck. Er hat angekündigt: Das Energiekosten-
dämpfungsprogramm wird so geändert, dass es einen 
leichteren Zugang gibt, dass auch Bäckereien, der Mittel-
stand und das Handwerk daraus Unterstützung beziehen 
können. Da nehmen wir den Minister, da nehmen wir die 
Bundesregierung beim Wort. Die entsprechenden Fragen 
werden nicht beantwortet durch eine Preisbremse, die 
vielleicht im März oder April kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zu den Pellets. Menschen haben mit Ermunterung der 

Politik und mit Zuschüssen der KfW in Pelletheizungen 
investiert und legen uns jetzt ihre Rechnungen vor. Bä-
ckereien haben – ich kenne die Zahlen – Preissteigerun-
gen zu verzeichnen, die mehr als eine Verdopplung, na-
hezu eine Verdreifachung bedeuten und diese Betriebe in 
eine existenzbedrohende Situation bringen. Darauf lautet 
bisher die Antwort der Bundesregierung: Für die machen 
wir nichts. – Dabei kann es nicht bleiben! Da droht eine 
Schieflage. Deshalb dringen wir auf ein Gesamtkonzept, 
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und zu diesem Gesamtkonzept muss auch gehören, dass 
das Angebot erweitert wird. Daher fordern wir Sie auf: 
Beenden Sie Ihren Streit in der Koalition! Treffen Sie 
jetzt endlich eine Entscheidung, die das umsetzt, was 
Ihre eigenen Experten fordern. Ein dringender Rat der 
Experten der Übertragungsnetzbetreiber lautet: Nutzen 
Sie jetzt endlich alle Möglichkeiten der Energieerzeu-
gung! Der Biomassedeckel ist abgeräumt; bei der Kohle 
muss es jetzt schneller vorangehen. Bei der Kernenergie 
brauchen wir eine klare Entscheidung, dass das, was 
möglich ist, für diesen Winter, für die Krise, jetzt ge-
macht wird. Ihr Streit belastet das Vertrauen in die Hand-
lungsfähigkeit des Staates, und deshalb brauchen wir da 
jetzt eine Entscheidung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Danke. – Dr. Matthias Miersch hat jetzt das Wort für 

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Andreas Jung, ich finde es vollkommen in Ord-
nung, dass die Opposition Fragen stellt und Kritik äußert. 
Aber gerade die CDU/CSU-Fraktion sollte sehr vorsich-
tig sein, wenn sie hier von den Lösungen spricht. Im März 
haben Sie hier an dieser Stelle – zusammen mit Ihrem 
Fraktions- und Parteivorsitzenden – gefordert, dass von 
der Bundesrepublik Deutschland ein einseitiges Gas-
embargo gegenüber Russland ausgesprochen werden 
soll. Wir würden jetzt nicht mehr über Bremsen reden, 
sondern wir hätten Versorgungsprobleme, die ins Ein-
gemachte, ins Existenzielle gehen würden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Andreas Jung [CDU/CSU]: Matthias, das ist 
nicht richtig! Das haben wir nicht gefordert! 
Wir haben kein Gasembargo gefordert! Das 
ist nicht richtig!)

Deswegen muss man vorsichtig sein, wenn man hier Kri-
tik äußert. Aber ich finde es hervorragend, dass Sie jetzt 
hier sagen, Sie wollten sich konstruktiv mit Vorschlägen 
beteiligen. Ich will das im Namen der SPD-Bundestags-
fraktion sagen: Unser Dank gilt den Expertinnen und 
Experten, die aus unserer Sicht eine sehr, sehr gute 
Grundlage für unsere weiter gehende Beratung auf-
gestellt haben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist immer so: Wenn eine Lösung schnell wirken soll, 
dann wird man in der Bundesrepublik Deutschland bei 
80 Millionen Menschen immer Fälle finden, in denen 

man sagen muss: Das ist nicht gerecht. – Aber das Erste, 
was uns jetzt wichtig ist, ist, den Menschen Sicherheit zu 
geben; das steht im Vordergrund.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir lassen diese Bremse aufgrund der einfacheren Struk-
turen schon ab 1. Januar 2023 in der Industrie wirken und 
dann vom 1. März bis mindestens zum 1. April 2024 bei 
allen, die hier in Deutschland einen Anschluss haben. 
Ihnen wollen wir Sicherheit geben. Dieser Eingriff ins 
System war der SPD-Bundestagsfraktion ganz wichtig, 
und wir sind froh, dass die Expertenkommission diesen 
Ansatz übernommen hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Es ist ebenso richtig – Herr Jung, ich gebe Ihnen da 
ausdrücklich recht –: Wir müssen zusehen, was wir in der 
Zwischenzeit, im Winter, machen. Aus meiner Sicht ist 
der Ansatz der Kommission richtig, dass der Staat im 
Dezember die Abschlagszahlungen übernehmen soll. 
Aber es stellen sich weitere Fragen: Was ist zum Beispiel 
mit Januar und Februar? Ist es eigentlich vor dem Hinter-
grund der dann gesetzgeberisch klar festgelegten Brem-
sen überhaupt noch gerechtfertigt, seitens der Versorger 
siebenmal oder achtmal höhere Abschläge von den Bür-
gerinnen und Bürgern zu verlangen? Auch das müssen 
wir in den weiteren Beratungen klären.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich halte es genauso für gerechtfertigt, dass man überlegt: 
Bedarf es weiterer flankierender Maßnahmen zwischen 
Dezember 2022 und März 2023? Auch dem werden wir 
uns stellen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Genauso ist es aus unserer Sicht natürlich richtig, dass 
wir uns, weil wir schnell wirkende Maßnahmen ergreifen 
wollen, die Frage stellen: Wie ist es eigentlich um die 
Gerechtigkeit im Zusammenhang mit den Anschlüssen 
bestellt? Wir haben das große Problem, dass die Versor-
ger augenblicklich die entsprechenden Daten nicht ken-
nen. Sie wissen nicht, ob es sich um ein Einfamilienhaus, 
ein Mehrfamilienhaus oder eine Villa handelt, ob zu fünft 
oder zu zweit gewohnt wird, ob es sich um einen reichen 
oder armen Haushalt handelt. Das ist den Versorgern 
nicht bekannt. Deswegen finden wir es richtig, dass die 
Kommission auch auf diesen Gerechtigkeitsaspekt eine 
Antwort findet und vorschlägt, das Steueraufkommen der 
Haushalte zu berücksichtigen. Auch darüber müssen wir 
jetzt beraten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich sage aber auch: Es kann weitergehen. Wenn wir 
von März 2023 bis April 2024 – über ein Jahr – diese 
Bremse wirken lassen, kann man auch überlegen, eine 
Obergrenze, wenn weitere Daten vorhanden sind, ein-
zuführen, sodass es bei bestimmten Einkommensklassen 
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gar nicht mehr zu einer Förderung kommt. Auch darüber 
werden wir reden müssen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es ist schon zu Recht angesprochen worden: Auch 
wenn siebenfache, achtfache Steigerungen die Ausnahme 
sind, sollen diejenigen, die auf Öl oder auf Pellets gesetzt 
haben, nicht alleingelassen werden.

(Beifall bei der SPD)
Deswegen werden wir im parlamentarischen Verfahren 
auch diese Gruppe in den Fokus nehmen und hier Härten 
abfedern. Auch dazu hat die Kommission Vorschläge 
gemacht – Härtefallfonds und weitere Einrichtungen –, 
die wir als Grundlage sehen, um auch dieser Gruppe 
Sicherheit zu geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das, was die Kom-
mission vorgeschlagen hat, ist aus unserer Sicht ein rich-
tiger Schritt, den Zusammenhalt in dieser schwierigen 
Zeit zu organisieren.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die AfD wird von Dr. Rainer Kraft vertreten.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Verehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Bevor ich los-

lege, wieder mal ein kurzer Realitätscheck, heute die 
jüngsten verfügbaren Daten des Fraunhofer-Instituts: 
Wind liefert 1,5 Gigawatt, Kernenergie 4 Gigawatt, und 
Sie verbrennen gerade wieder für 9 Gigawatt Gas zur 
Stromerzeugung. Das an die Adresse der Kollegen, die 
meinen, dass die Erneuerbaren die Lösung der Energie-
krise wären!

(Beifall bei der AfD)
Die erste Empfehlung der Expertenkommission liegt 

also vor, und wie zu erwarten, plant die Regierung, mit 
massivem Einsatz von Steuergeldern die Probleme zu 
lösen, die es ohne sie natürlich nicht gäbe. Bis zu 200 Mil-
liarden Euro sollen erst aufgewendet werden, um Gas und 
Fernwärme wieder in den Bereich des Bezahlbaren zu 
bringen und die Unternehmen sowie die Bürger zu ent-
lasten. Ob diese Summe ausreichen wird, um die Zeche 
des energiepolitischen Versagens der Regierung zu be-
gleichen, ist dabei vollkommen offen.

Das Geld für diese Maßnahmen ist gar nicht vorhan-
den, und es wird über weitere Schulden refinanziert, ganz 
egal, welche Umschreibung dafür auch gewählt werden 
wird. Der Schattenhaushalt – in betrügerischer Absicht 
auch gern Sondervermögen genannt – von nun 360 Milli-
arden Euro wird bald größer sein als die Summe im 
Bundeshaushaltsplan. Das Schlimmste dabei ist: Sie ver-
brennen dieses Geld der Bürger völlig ziel- und orientie-
rungslos. Sie geben Milliarden von Euro aus für Instru-
mente, von denen Sie nicht wissen, ob sie funktionieren – 

Prinzip Hoffnung und blinder, teurer Aktionismus, der 
wieder einmal nur die Symptome mildern soll, anstatt 
an die Wurzeln des Problems zu gehen. Und diese Wurzel 
heißt: Ihre Energiewende ist krachend gescheitert!

(Beifall bei der AfD)
Über 500 Milliarden Euro mussten sich die Stromver-

braucher für Wind- und Photovoltaiksubventionen aus 
den Taschen ziehen lassen, deren Energiebeitrag im kom-
menden Winter irgendwo zwischen „vernachlässigbar“ 
und „unzuverlässig“ schwanken wird. Und als ob diese 
zügellose Verschwendung von Geld, für das Millionen 
Bürger hart arbeiten müssen, noch nicht ausreichte, ver-
spotten Sie die unermüdlichen Steuerzahler dieses Lan-
des noch mit hochnäsigen Ratschlägen zu Waschlappen, 
Pullovern und dazu, wie man sich wassersparend in der 
Dusche erleichtert. Nicht nur, dass Sie die Bürger berau-
ben, Sie machen sich über die Bürger auch noch lustig.

(Beifall bei der AfD)
Aber kommen wir zu dem wenigen, was wir von Ihren 

Programmen wissen; denn offiziell ist eigentlich noch gar 
nichts. Die Gasrechnung für Dezember soll übernommen 
werden, und ab dem Frühjahr irgendwann, wenn die 
Heizperiode vorbei ist, wollen Sie Teile des Gaspreises 
für Private und ab Januar für die Industrie deckeln. So 
weit, so wenig.

Ihr Vorhaben, die Rechnung für Dezember zu über-
nehmen, zeugt aber schon von Ihrem mangelnden Ver-
ständnis der Sachlage. Während die Gasverbraucher und 
Fernwärmenutzer einmalig und völlig unzureichend ei-
nen Teil ihrer Kosten ersetzt bekommen, gehen Nutzer 
von Öl- und Pelletheizungen komplett leer aus; es wurde 
angesprochen. Dabei sind auch in diesen Bereichen die 
Brennstoffkosten stark gestiegen: die Kosten für Öl ha-
ben sich verdoppelt, und die für Pellets haben sich ver-
dreifacht.

Aber was ist eigentlich mit den von Ihnen viel an-
gepriesenen Wärmepumpen? Auch Strom ist extrem 
teuer geworden. Und jetzt kommen wir zu einer Perver-
sität Ihres Vorschlages; denn Strom wird signifikant aus 
Gas erzeugt. Das heißt, der Gasverstromer kann seine 
Dezemberrechnung bei Minister Lindner einreichen, 
aber der so subventionierte Strom wird in vollem Umfang 
an die Stromkunden weitergegeben. Dort wird von diesen 
Subventionen nichts ankommen. Das ist einfach nur Per-
versität. Das ist die Solidarität à la Ampel.

(Beifall bei der AfD)
Es drängt sich der Verdacht auf, dass der Wirtschafts-

minister keine große Ahnung von der Energie- und Wär-
meerzeugung dieser Nation hat. Dazu passt auch die 
Kommission Gas und Wärme. Hier an dieser Stelle ein 
Zitat des Präsidenten von Haus & Grund: Die Vorschläge 
wirken, als wären sie „von Leuten erarbeitet worden, die 
noch nie eine Heizkostenabrechnung gesehen, ge-
schweige denn erarbeitet haben“.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, genau so ist das 
auch!)

Das sagt alles aus. Ihre Kommission ist die Crème de la 
Crème der bundesrepublikanischen Lebenslügen und 
Parteibuchwirtschaft. Eine absurde Mischung aus Klima-
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lobbyisten, Gewerkschaftlern, Vertretern der Energiever-
sorger und nicht zuletzt der Caritas diktiert der Regierung 
nun die Energiepolitik.

(Beifall bei der AfD)

Obwohl also diese Regierung durch diese ungenügen-
den Maßnahmen eingesteht, dass wir eine Energiekrise 
haben, ist sie nicht willens, durch eine Mehrproduktion 
von Energie dieser Krise entgegenzuwirken, und zwar 
aus rein ideologischen Gründen. Wir haben zu wenig 
Energie. Sie warnen bereits vor dem Winter 2023/24, 
verzichten aber generös auf viele Gigawatt an Leistungen 
aus Kern- und Kohlekraftwerken. Ihre Energiepolitik be-
wegt sich jenseits der Grenzen des Wahnsinns.

Um der drohenden Energieknappheit im kommenden 
Winter zu begegnen, plant diese Regierung keinesfalls, 
mehr Energie zu erzeugen, um die Knappheit zu bekämp-
fen, sondern mithilfe von Steuermilliarden den Energie-
händlern das knappe Gut Gas zu vergolden und den euro-
päischen Preiskampf endgültig eskalieren zu lassen. Die 
Regierung kapituliert dabei nicht nur vor der Mangellage, 
sondern sie hat diese verursacht. Der Grund dafür liegt in 
der Starrsinnigkeit der Regierung, die einfach nicht ak-
zeptieren will, sich in der Frage des Kernkraft- und Koh-
leausstieges fundamental geirrt zu haben.

(Beifall bei der AfD)

Und für diesen irrationalen Starrsinn müssen die Bürger 
nun Milliarden ihrer Ersparnisse opfern. Kommende Ge-
nerationen erben die Schulden dieses Regierungsver-
sagens. Unternehmen droht das Ende am Wirtschafts-
standort Deutschland. Und die, die sich das alles dann 
doch nicht leisten können, werden im Winter frieren, 
vielleicht sogar hungern.

Die Bürger und Unternehmen in diesem Land haben 
also zuerst den Schaden durch überbordende Energieprei-
se, dann den Spott einer politischen Nomenklatura, der es 
an jeglicher Empathie mangelt, und am Ende noch die 
Kosten.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Denn wie immer will die Regierung die selbstverschul-

deten Probleme mit Bergen und Bergen von Steuergeld 
zuschütten.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sie sind eine Schande für Deutschland. Diese Regie-

rung ist eine Schande.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Lukas Köhler spricht jetzt für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zu Beginn vielleicht ein paar Grundlagen; ich 
glaube, die gehen in der Debatte öfters mal unter. Das 
eine ist: Wir wissen, es gibt einen Krieg Putins gegen 
die Ukraine. Es gibt aber gleichzeitig – auch das muss 
man immer bedenken – einen Energiekrieg Putins gegen 
Europa. Das ist die Grundlage dieser Probleme. Das ist 
das, was wir lösen müssen. Dem müssen wir entgegen-
treten. Ich weiß, die AfD vergisst immer sehr gerne, dass 
eben Putin das Problem ist; aus näherer Beziehung oder 
Freundschaft.

(Zuruf von der AfD: Ihr seid das Problem!)

Aber ich glaube, das muss man dazusagen und mitden-
ken.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich habe aufgegeben, zu versuchen, der AfD zu ver-
stehen zu geben, was passiert. Der Zug ist abgefahren. 
Aber zumindest zwei Sachen, Herr Kollege, wollte ich 
Ihnen schon noch mitgeben: Erstens. Der Vorschlag der 
Gaskommission ist noch nicht der Vorschlag der Bundes-
regierung, sondern eben der der Gaskommission. Die 
Expertinnen und Experten – dabei waren übrigens auch 
die Versorger, die exakt diese Gasrechnungen geschrie-
ben haben – haben diesen Vorschlag vorgelegt. Ich bin 
also etwas überrascht – anscheinend haben Sie selber 
schon Gasrechnungen geschrieben –, dass Sie das hier 
einfordern.

Das Zweite ist – und das ist, glaube ich, wichtig –: Der 
Vorschlag bezieht sich explizit auf Gas und Fernwärme. 
Strom bzw. die Strompreisbremse kommt noch. Auch die 
Art und Weise, wie wir mit Öl und Pellets umgehen, wird 
von der Kommission besprochen und weiter erarbeitet, 
und auch da kommen Vorschläge, aber man muss das 
auseinanderhalten.

Ich helfe auch gerne der oppositionellen Demenz der 
Union ein bisschen auf die Sprünge. Herr Jung, es klang 
eben so, als ob das jetzt die einzigen Maßnahmen wären, 
die diese Bundesregierung auf den Weg bringen würde, 
und Maßnahmen, die wir hier im Parlament schon längst 
beschlossen hätten. Nein, das ist mitnichten der Fall. Wir 
haben 96 Milliarden Euro jetzt schon, also zusätzlich zu 
den 200 Milliarden Euro, in die Hand genommen, um die 
Menschen zielgerichtet über diesen Winter zu bringen,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

um den Unternehmen zu helfen, um alles dafür zu tun, 
dass auch Leute mit kleinem Einkommen weiterkommen, 
aber wir haben – zum Beispiel über die kalte Progres-
sion – auch dafür gesorgt, dass die Menschen mit mitt-
lerem Einkommen vor der Inflation geschützt werden. 
Und das darf und muss man mit nennen, wenn man da-
rüber spricht.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                               6568 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Rainer Kraft 



(Marc Bernhard [AfD]: Wann kommt das Geld 
an? Es kommt doch überhaupt nichts an!)

Wir haben auch dafür gesorgt – die Kollegin Verlinden 
hat es zum Glück schon angesprochen –, dass die Spei-
cherstände auf 93 Prozent hochgehen konnten. Dafür 
haben wir gesorgt, damit wir gut über diesen Winter 
kommen, und das ist wahrlich ein Erfolg. Genauso sorgen 
wir mit einem gesetzlichen Rahmen dafür, dass die Koh-
lekraftwerke jetzt im großen Maß ans Netz gehen. Über 
die Kernkraftwerke diskutieren wir gerade. Ich bin mir 
sehr sicher, dass es sehr zeitnah zu einer Lösung kommen 
wird.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Sehr zeitnah!)

Die Frage, die wir uns bei der Bewertung dieses Kon-
zepts, das die Gaskommission vorschlägt, stellen müs-
sen – noch mal vielen Dank an diese Kommission, die 
das, finde ich, wirklich sehr, sehr gut erarbeitet hat –, ist: 
Wir brauchen mehrere Instrumente, die drei Kriterien 
erfüllen. Erstens. Sie müssen schnell und einfach wirken. 
Sie müssen so schnell es geht bei den Bürgerinnen und 
Bürgern, aber auch bei den Unternehmen, bei den Bä-
ckern, bei den Mittelständlern, bei den Handwerkern, 
aber auch in der Industrie ankommen. Zweitens. Sie müs-
sen unbürokratisch sein. Sie müssen möglichst einfach 
akzeptiert werden, aber vor allen Dingen müssen sie ein-
fach bei den Leuten und den Unternehmen ankommen. 
Und drittens – das ist absolut zentral –: Sie dürfen dabei 
den Sparanreiz nicht über den Jordan gehen lassen. Wa-
rum? Wenn wir nicht mehr einsparen, passieren zwei 
Dinge: Zunächst subventionieren wir gegen die Knapp-
heit, also gegen zu wenig Gas an. Das bedeutet dann, dass 
das Geld, das wir staatlicherseits in die Hand nehmen 
würden, gar nicht mehr bei den Menschen ankommt, 
weil der Großhandelspreis immer teurer werden würde. 
Das ist ein Problem. Das Zweite ist: Wenn wir nicht 
genug sparen, meine Damen und Herren, dann haben 
wir eine Gasmangellage. Dann reden wir nicht mehr 
über Gaspreisbremsen. Dann reden wir darüber, dass 
die Bundesnetzagentur zuweist, wer wie viel Gas be-
kommt. Das ist eine Situation, die wir um jeden Preis 
verhindern müssen; denn das ist der wirtschaftliche Ab-
gesang dieses Landes.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Matthias 
Miersch [SPD])

Deswegen ist der Sparanreiz – und der ist in diesem Vor-
schlag enthalten – sehr, sehr wichtig.

Jetzt kann man sich fragen: Schafft die Gaskommis-
sion diese Rahmenbedingungen? Ja, das tut sie. Mit dem 
Gaspreisdeckel bei 80 Prozent des Vorjahresverbrauchs 
der privaten Haushalte bzw. 70 Prozent bei den Industrie-
unternehmen sorgt sie dafür, dass Sparanreize gesetzt 
werden. Sie sorgt dafür, dass insbesondere die Industrie, 
die schon jetzt einen größeren Teil der Einsparungen 
schultert und auch in Zukunft schultern wird, beim Gas, 
das sie auch mit staatlicher Unterstützung bekommt, wei-
ter handeln kann, sodass der Sparanreiz ganz klar beste-
hen bleibt. Deswegen ist das ein guter Vorschlag. Es ist 
eine gute Idee, so vorzugehen.

Was aber fehlt, sind die drei wesentlichen Punkte. Das 
ist zum einen – darüber müssen wir jetzt diskutieren –: 
Wie sieht eine Zukunft aus, in der der LNG-Preis in 
Deutschland die Strom- und Gaskosten bestimmen wird? 
Das ist die Zukunft in drei, vier, fünf Jahren. Wir müssen 
heute darüber nachdenken, wie das aussehen wird, damit 
wir vorbereitet sind. Aber das Gute ist: Darüber sprechen 
wir sowohl mit dem Ministerium als auch in den Fraktio-
nen.

Das Zweite ist, dass wir jetzt natürlich über Strom 
nachdenken müssen. Und da kommt analog zu diesem 
Vorschlag sehr bald der Vorschlag aus dem Wirtschafts-
ministerium; da bin ich mir sicher.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Und der letzte Punkt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der allerletzte, ganz schnell.

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Der allerletzte Punkt ist die Frage, wie wir mit den 

anderen Heizkosten umgehen. Und auch das werden wir 
regeln.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Ich bin mir sicher, das ist ein sehr guter Vorschlag.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Dietmar Bartsch hat jetzt das Wort für 

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren! Ich hätte mir angesichts der Dimension, 
vor der wir hier stehen, nicht eine Aktuelle Stunde, son-
dern wirklich eine Regierungserklärung zu diesem Pro-
blem gewünscht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD – 
Dr. Matthias Miersch [SPD]: Wir sind ja noch 
nicht fertig!)

Das wäre sinnvoll gewesen.
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Wir alle wissen doch, dass die Bürgerinnen und Bürger 
und die Betriebe in unserem Land aufgrund der explodie-
renden Preise mit dem Rücken zur Wand stehen; das ist 
uns allen hier bekannt. Und immer mehr Menschen fra-
gen sich: Wie sollen wir denn diese Krise stemmen?

Ehrlich gesagt, Herr Köhler, es ist nicht die einzige 
Maßnahme; das ist wahr. Nur, die Bürgerinnen und Bür-
ger haben immer mehr das Gefühl, dass es zugeht wie auf 
dem Basar. Was Sie gerade zum Beispiel bei der Atom-
kraft veranstalten, ist doch der Wahnsinn. Das sind par-
teipolitische Ränkespiele, das ist Geschacher. Es geht 
nicht mehr um die Sache – das ist das Problem. Und 
der Kanzler duckt sich weg. Er muss Therapiegespräche 
mit Herrn Lindner und Herrn Habeck führen; deswegen 
sind die offensichtlich alle nicht da. Das ist das Problem.

(Beifall bei der LINKEN – Katja Mast [SPD]: 
Her Lindner ist beim IWF! Das wisst ihr auch!)

Die Menschen draußen erfahren was anderes als das, 
was Sie hier darlegen. Seit Monaten explodieren die Gas-
preise. Die Bürger bekommen teilweise Rechnungen, bei 
denen sie zunächst denken: Das ist ein Druckfehler. – 
Aber das ist die Realität. Wir stehen vor der größten 
sozialen und wirtschaftlichen Krise der Nachkriegszeit, 
meine Damen und Herren. Das ist die Realität. Und der 
Bundeskanzler beschwört dann: „You’ll never walk 
alone“ und „Wumms“ und „Doppel-Wumms“ und „Ba-
zooka“. Die Realität: immer weiter steigende Preise und 
immer mehr wachsende Unzufriedenheit im Land.

Das, was wir heute hier diskutieren, was Sie diskutie-
ren, das hätte im Juni diskutiert und vor allen Dingen 
entschieden werden müssen.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich habe hier dreimal das Wort „schnell“ gehört. Ich 
dachte, ich höre nicht richtig. Das ist eben nicht schnell 
gewesen. Zu Beginn der Heizsaison im Oktober hätte das 
vorliegen und die Gaspreisbremse gelten müssen – das 
wäre richtig, lieber Matthias Miersch –, und nicht erst im 
März.

(Beifall bei der LINKEN)
Was ist denn die Realität gewesen? Die Realität ist 

gewesen, dass hier bis vor Kurzem noch über eine ver-
murkste Gaspreisumlage geredet worden ist; ich erinnere 
mich noch an den Wirtschaftsminister und die „Muss- 
weg-Opposition“. Was ist denn das für ein Agieren? 
Das ist das Problem. Sie haben untereinander über Mo-
nate hinweg gestritten und sich um die Menschen nur 
beiläufig gekümmert. Das ist verantwortungslos.

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: So eine ganz 
klare Linie hat Die Linke auch nicht, oder?)

Sie sind eine Zu-spät-Koalition, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Das ist alles nach dem Motto von Mark Twain: „Ver-
schiebe nicht auf morgen, was du auch übermorgen 
kannst besorgen.“

(Timon Gremmels [SPD]: Warum haben Sie 
nur 2,7 Prozent in Niedersachsen bekommen, 

wenn alles so schlimm ist? 2,7 Prozent in Nie-
dersachsen! Das ist die Wahrheit!)

Das ist leider die Wahrheit.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt soll die Gas-

preisbremse im März kommen; sie tritt für Private also 
in Kraft, wenn die Heizsaison – das habe ich doch richtig 
verstanden? – im Wesentlichen vorbei ist. Wie absurd ist 
das eigentlich?

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Das lohnt sich richtig! – Michael 
Schrodi [SPD]: Bis 30.04.2024!)

Ich bin ja sehr froh, Matthias Miersch, dass du sagst – und 
ich bin da auch sehr einverstanden –: Ja, wir müssen über 
weitere Maßnahmen nachdenken. – Da bin ich sehr ge-
spannt, die will ich dann gerne sehen. Deswegen lasse ich 
das jetzt mal offen. Denn wenn das so stehen bleibt, dann 
ist das eine Zumutung für die Bürgerinnen und Bürger. 
Ich hoffe, dass es wirklich weitere Maßnahmen gibt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt kommt der 
Punkt. Die erste Stufe soll dann heißen: Im Dezember 
wird die Gasrechnung für alle übernommen. – Was heißt 
denn das? Das heißt, wer eine Villa mit acht Zimmern und 
Pool hat und richtig mollig warm heizt, der bekommt 
einen fetten Rabatt vom Steuerzahler, und die Rentnerin, 
die schon über Jahre gespart und eine kleine Wohnung 
hat, bekommt fast nichts.

(Michael Schrodi [SPD]: Und was schlagt ihr 
vor? Was ist die Alternative? – Dr. Matthias 
Miersch [SPD]: Was schlägt denn Die Linke 
vor? – Katja Mast [SPD]: Was ist euer Vor-
schlag?)

Das, meine Damen und Herren, ist nicht gerecht. Ich kann 
der Koalition nur sagen: Millionäre und im Übrigen auch 
Minister brauchen keine Hilfe. Das ist eine absurde, das 
ist eine unsoziale Gießkanne, was Sie hier vorschlagen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Was ist der Vorschlag der Linken?)

Sie sind nicht nur die Zu-spät-Koalition, Sie sind auch 
eine Sozial-ungerecht-Koalition, meine Damen und Her-
ren. Ich will jetzt über die Strom- und die Spritpreise 
nicht weiter reden.

(Michael Schrodi [SPD]: Ich höre jetzt nichts! 
Ich höre keine Alternative! Kommt da noch 
was?)

Ihre Gaspreisbremse droht zu einer Luftnummer zu 
werden, und deswegen, sehr einverstanden: Sie muss 
dringend parlamentarisch nachgearbeitet werden. Ja, 
wir sind ausdrücklich bereit, uns da konstruktiv ein-
zubringen. Das ist überhaupt keine Frage. Nur, der jetzige 
Vorschlag ist wirklich zutiefst sozial ungerecht.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Was ist denn der 
Vorschlag? Was ist die Alternative?)

– Ich kann Ihnen nur sagen – weil Sie ja nach Vorschlägen 
rufen –: Wir haben immer ein Grundkontingent vor-
geschlagen,

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: Wer adminis-
triert das?)
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8 000 Kilowatt pro Haushalt, 4 000 Kilowatt für jedes 
weitere Haushaltsmitglied, preislich auf Vorjahresniveau 
deckeln.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Sie kennen ja die 
Mitglieder des Haushalts nicht! Wie geht das 
dann?)

Damit könnten die Familien planen, und dann würden sie 
auch deutlich entlastet werden, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der LINKEN – Saskia Esken 
[SPD]: Können wir es konkreter haben? – 
Michael Schrodi [SPD]: Kriegt der Villenbesit-
zer dann nichts?)

Aber als Zu-spät-Koalition und Sozial-ungerecht-Koa-
lition betreiben Sie halt viel zu viele machtpolitische 
Spiele und führen das Land damit nicht durch die Krise. 
Nehmen Sie endlich Ihre Verantwortung wahr! Und dabei 
müssen die Menschen im Mittelpunkt stehen, nicht die 
Konzerne. Für die ist das eher vernünftig, für viele Men-
schen nicht.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Dr. Matthias 
Miersch [SPD]: Gott sei Dank hat Frau 
Wagenknecht nicht geredet!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Dr. Nina Scheer hat das Wort für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Bartsch, wenn Sie jetzt aufzählen, was 
Sie alles an den Konzepten vermissen, die ja wohl-
gemerkt erst mal erste Vorschläge sind – das sind ja 
noch nicht mal die Konzepte, das sind erste Vorschläge –:

(Nina Warken [CDU/CSU]: Das ist schlimm 
genug! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ihr 
habt ja noch Zeit! Ihr habt so viel Zeit! Irre! )

Das ist jetzt ein weiterer Bereich in einer Reihe von sehr, 
sehr vielen Maßnahmen, die wir schon beschlossen ha-
ben. Das unterschlagen Sie dabei immer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wenn Sie jetzt auf vermeintliches Fehlen abstel-
len: Ich habe bei Ihren oberflächlich dargestellten Vor-
schlägen jetzt nicht herausgehört, dass die Villenbesitzer 
nicht profitieren würden. Das habe ich nicht heraus-
gehört. Also insofern: Es gibt bei Ihnen natürlich genau 
das gleiche Problem wie bei uns allen: Wenn wir Maß-
nahmen schnell machen wollen – und ich will Ihnen gar 
nicht absprechen, dass Sie das auch wirklich beabsichti-
gen –, dann bekommt man Schwierigkeiten, es wirklich 
ganz zielgenau zu machen. Das ist das Hauptproblem, das 
wir alle haben. Und es ist einfach unredlich, in Diskus-
sionen wie den hiesigen angesichts dieser so dramati-

schen Situation immer wieder zu unterstellen und der 
Öffentlichkeit zu suggerieren, dass dieses Problem nicht 
existiert. Das ist unredlich.

Deswegen möchte ich hier noch mal darauf hinweisen: 
Das Hauptproblem, das wir bei der Ausgestaltung der 
Gaspreisbremse und auch weiterer Hilfen haben – das 
war schon das ganze Jahr über die Herausforderung –, 
ist, dass wir die Menschen schnell entlasten wollen. Das 
haben wir auch getan: einmal mit 30 Milliarden Euro, 
dann noch mal mit 65 Milliarden Euro. Wir haben schon 
über 95 Milliarden Euro beschlossen und jetzt den Ab-
wehrschirm noch mal mit 200 Milliarden Euro für die 
nächsten Jahre gestreckt.

Bei all den Maßnahmen ist die Herausforderung immer 
die gleiche: Wir wollen es möglichst schnell hinbekom-
men – wir haben es bisher auch immer schnell geschafft –, 
aber es muss zielgerichtet sein. Deswegen haben wir 
natürlich vor, dass es gesteuert wird bzw. dass es ein 
Steuerungsinstrument gibt, damit eben nicht die Reichen 
überproportional davon profitieren, sondern weniger da-
von profitieren, dass es zuallererst an die Bedürftigen 
geht.

Und natürlich haben wir längst auf dem Schirm, dass 
es nicht nur Gasverbraucherinnen und -verbraucher gibt. 
Es gibt auch Verbraucherinnen und Verbraucher, die 
Tanks haben, die am Öl hängen, die mit Holzpellets hei-
zen; selbstverständlich gibt es die. Aber wir müssen na-
türlich schauen, dass die Menschen nicht überfordert 
werden; das ist für uns maßgeblich. Es darf auch nicht 
zu einer überproportionalen Überförderung von anderen 
kommen, sondern es muss wirklich gerecht zugehen. Alle 
müssen gleichermaßen entlastet werden, gemessen am 
Maßstab ihrer Überforderung, und genau das wird die 
Ausgestaltung unserer Arbeit in den nächsten Wochen 
sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man dazu übergeht, die Stufe auszugestalten, 
dass sich ein bestimmter Prozentsatz vom Jahresver-
brauch in einer Gaspreisbremse wiederfindet, ist aber 
auch klar: Ja, das ist erst mal schon ein großer Einspar-
anreiz – wenn man mit Prozenten eines Jahresverbrauchs 
arbeitet, ist das schon mal ein guter Einsparanreiz –, aber 
wir sind frei darin, und die Konzepte liegen auf dem 
Tisch, auch weiter gehende Anreize zu geben. Denn wir 
wissen natürlich, dass Anreize, die zum Einsparen von 
Gas führen, nicht nur die individuelle Rechnung herun-
terdrücken, sondern das, was an Gas insgesamt ein-
gespart wird und jetzt nicht dazugekauft werden muss, 
ist eine Entlastung für alle, weil die Preise einfach so 
horrend hoch sind. Deswegen ist natürlich auch das et-
was, was überprüft wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und es geht um klare Obergrenzen. Es kann nicht sein, 
dass man sagt: „Es wird einfach gemessen am Verbrauch 
gefördert bis ins Uferlose“; denn dann würden tatsächlich 
auch die Verbraucherinnen und Verbraucher noch weiter 
gefördert, die aufgrund ihrer Bedarfssituation bisher sehr 
viel Energie verbraucht haben. Selbst bei einem vermin-
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derten Anteil wäre das nicht das richtige Signal. Deswe-
gen braucht man eine Obergrenze bei der Unterstützung; 
denn sonst würde sie nicht zielgerichtet funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Ich möchte ganz zum Schluss noch mal auf einen 
Punkt eingehen, und zwar: Eine ganz wichtige Aufgaben-
stellung wird hierbei auch sein, dass bei all den Notfall-
maßnahmen, die wir jetzt erneut auf den Weg bringen und 
die flankieren, dass wir eine fossile Energiepreiskrise 
haben, diese Unterstützungsmaßnahmen nicht bewirken, 
dass wir die erneuerbaren Energien zurückdrängen. Das 
darf nicht passieren. Es muss nach wie vor einen stärke-
ren Anreiz und eine Privilegierung für erneuerbare Ener-
gien geben. Also, wir müssen sehr genau darauf achten, 
dass diese Privilegierung, die wir auch gesetzlich ver-
ankert haben, bei alldem erhalten bleibt. Da darf keine 
Überförderung in eine Richtung gehen, die uns von die-
sem Pfad abbringt. Es würde die Menschen auf mittel- 
und längerfristige Sicht massiv belasten, wenn wir ihnen 
die Möglichkeit nehmen, schnellstmöglich auf erneuer-
bare Energien umzusteigen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Andreas Lenz ist jetzt der nächste 

Redner für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Kom-
mission Gas und Wärme hat ihre Ergebnisse vorgelegt. 
Auch ich möchte mich ganz herzlich dafür bedanken. 
Letzten Endes wurde hier Arbeit gemacht, die eigentlich 
die Regierung leisten muss. Dass die Opposition hier 
nicht involviert war, haben wir zwar bedauert, aber wir 
freuen uns natürlich auch, dass viele unserer Vorschläge 
sich in den entsprechenden Entwürfen der Gaskommis-
sion wiederfinden. Das sage nicht nur ich, das sagt auch 
Frau Professor Grimm heute im „Handelsblatt“. Frau 
Professor Grimm bedauert, dass diese Kommission nicht 
früher eingesetzt wurde; und das bedauern wir auch.

Unsere Vorschläge liegen seit Sommer vor. Wir haben 
noch im September einen Antrag zur Abstimmung stellen 
wollen, in dem wir eine Preisbremse für Gas, einen Bür-
gerbasispreis, mit dem wir Anreize zum Energiesparen 
setzen wollten, und eine Energiepauschale von 1 000 Euro 
für das untere Einkommensdrittel gefordert haben. Leider 
haben damals die SPD, die Grünen und die FDP nicht 
zugestimmt. Schon Anfang 2022, Anfang dieses Jahres, 
hat die CSU übrigens eine Gaspreisdeckelung gefordert, 
einen Budgetansatz. Die Ampel schaltet also wieder ein-
mal zu spät, zu langsam.

Sie waren den ganzen Sommer mit einem Gasumlage-
chaos beschäftigt. Sie könnten die Entlastungen jetzt 
schon einführen, wenn Sie nicht die Zeit vertrödelt hät-
ten. Dann würden die Entlastungen auch nicht erst im 
April nächsten Jahres gelten, sondern schon jetzt. Wie 
gesagt: Das geht auf Ihr Konto.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im April ist schließlich die Heizperiode weitestgehend 
vorbei. Dann erst greift eine Vielzahl der entsprechenden 
Entlastungen. Im April kann es für viele Unternehmen 
aber bereits zu spät sein. Das geht, wie gesagt, alles auf 
Ihr Konto; das geht auf Ihre Untätigkeit zurück.

Jetzt mal konkret zu den Vorschlägen: Der Mittelstand 
soll zukünftig 12 Cent pro Kilowattstunde Gas zahlen – 
genauso viel wie die Verbraucher. Das ist natürlich gut, 
weil es eine Reduzierung ist.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ab März!)
Aber jetzt ist es so: Wenn ich die Vorschläge zu Ende lese, 
dann könnte das bedeuten, dass der Bäcker zukünftig 
12 Cent pro Kilowattstunde zahlt, aber der Großbäcker 
7 Cent. Das geht doch nicht zusammen. Das benachteiligt 
doch den Mittelstand, das benachteiligt doch gerade die 
Kleinen gegenüber den Großen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Übrigens entlastet die SPD beim Gaspreis den Ein-

kommensmillionär – das muss man sich auch mal ver-
gegenwärtigen; wie das erklärt werden soll, da bin ich 
noch gespannt –, wohingegen die niedrigen Einkommen 
letzten Endes nur mit einem Gießkännchen entlastet wer-
den sollen. Das ist weder sozial noch gerecht. Da muss 
doch, lieber Matthias Miersch, das Herz eines aufrechten 
Sozialdemokraten bluten.

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: Ich warte auf 
Ihre Vorschläge!)

Gleichzeitig werden die Haushalte, die unter hohen Prei-
sen für Heizöl und Pellets leiden, nicht entlastet. Wie 
passt denn das zusammen?

(Timon Gremmels [SPD]: Die Gaskommission 
heißt „Gaskommission“, weil sie sich mit Gas 
beschäftigt! Der Rest ist unsere Aufgabe!)

Das passt überhaupt nicht zusammen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Reduzierung des Gaspreises pro Kilowattstunde 

um 1 Cent kostet pro Jahr 8 Milliarden bis 10 Milliarden 
Euro. Das ist enorm, und das ist dauerhaft auch nicht zu 
leisten. Umso wichtiger ist es, dass jetzt alle Ressourcen 
auf der Angebotsseite auch wirklich genutzt werden, 
nutzbar gemacht werden. Wir brauchen Ersatzbeschaf-
fungsmaßnahmen. Da wird viel gesprochen, aber wenig 
geliefert – im wahrsten Sinne des Wortes.

Übrigens: Auch was den Weiterbetrieb der Kernkraft-
werke betrifft, brauchen wir jetzt wirklich Planungs-
sicherheit. Auch die Betreiber brauchen entsprechende 
Planungssicherheit. Da liefern sich Lindner und Habeck 
einen Schaukampf auf offener Bühne; das ist nicht ver-
antwortungsvoll, meine Damen und Herren. Letzten En-
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des ist es doch so: Je höher das Angebot ist, desto nied-
riger ist der Preis. Das ist auch die günstigste Form, um 
die Preise zu senken.

Ja, wir brauchen schnell Ergebnisse. Die Vorschläge 
sind noch längst nicht umgesetzt.

(Michael Schrodi [SPD]: Ach!)

Es gilt jetzt wirklich, das schnell, zielgenau und unbüro-
kratisch zu machen.

(Dr. Matthias Miersch [SPD]: Herzlich ein-
geladen!)

Wir hoffen sehr, dass es kein nächstes Fiasko wie bei der 
Gasumlage gibt. Damit wäre niemandem geholfen. Wir 
fordern Sie auf: Handeln Sie wirklich schnell, und han-
deln Sie zielgerichtet! Sonst ist es für viele in diesem 
Land zu spät.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dieter Janecek hat jetzt das Wort für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Der Abwehrschirm, den 

die Menschen in der Ukraine bräuchten, ist einer vor dem 
schrecklichen Angriffskrieg der russischen Armee mit 
Bomben. Wir diskutieren heute über den Abwehrschirm 
für unsere Volkswirtschaft, für die Bürgerinnen und Bür-
ger, für kleine und mittelständische Unternehmen. Das ist 
wichtig. Aber es ist auch wichtig, das in den Kontext zu 
stellen. Wir diskutieren das deswegen heute hier, weil 
Russland, weil Putin in der Ukraine diesen schrecklichen 
Krieg führt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Katja Mast [SPD]: Das muss man aus-
sprechen!)

Ich möchte mich bei den Mitgliedern der Unabhängi-
gen Kommission Gas und Wärme bedanken. Ich finde, 
sie haben kluge Vorschläge geliefert. Natürlich sind wir 
jetzt gefordert, diese im Verfahren zu bewerten und auch 
noch zu prüfen – Herr Miersch sagte das zu Recht – im 
Hinblick auf die sozialen Auswirkungen für den Einzel-
nen. Aber grundsätzlich ist eine Botschaft ganz wichtig: 
Wir haben als Bundesregierung, als Koalition vorgesorgt. 
Wir kommen gut durch den Winter, vor allem dann, wenn 
wir auch kraftvoll weiter daran arbeiten, Energie ein-
zusparen und auf der anderen Seite das Angebot aus-
zuweiten und die Entlastungsmaßnahmen jetzt auch um-
zusetzen. Das heißt, wir haben mit einem klaren Kurs 
reagiert, und das wird entscheidend dafür sein, dass wir 
gut durch den Winter kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wenn man sich die Vorschläge anschaut, stellt man 
fest: Der Einspareffekt ist vorgesehen. Die Industrie soll 
nach Vorschlägen von Frau Professor Grimm und ande-
ren jetzt 70 Prozent ihres Verbrauchs des Jahres 2021 
gedeckelt bekommen, für die ein Beschaffungspreis von 
7 Cent pro Kilowattstunde gelten soll. Lieber Andreas 
Lenz, das eine ist der Beschaffungspreis von 7 Cent, 
das andere ist der garantierte Verbrauchspreis. Da kom-
men nämlich noch Netzentgelte und anderes dazu; ich 
glaube, das wissen Sie ziemlich genau. Deswegen ist 
die Spreizung zwischen dem Industriepreis und dem Mit-
telstandspreis nicht so hoch, wie Sie es darstellen; es kann 
im Einzelfall sogar gleich sein. Das ist einfach die Frage, 
wo man ansetzt. Diese 70 Prozent bedeuten aber auch, 
dass weiter eingespart werden muss.

So ist es auch bei den Verbrauchern. Deswegen halte 
ich es auch für richtig, dass wir jetzt nicht rückwirkende 
Entlastungsmaßnahmen beschlossen haben, sondern den 
Menschen sagen: Es gibt jetzt eine Einmalzahlung. In-
vestiert die, wenn ihr müsst, auch in eure Ausgaben für 
Gas und Strom,

(Stephan Brandner [AfD]: Was sollen denn In-
vestitionen in Ausgaben sein? Was ist das denn 
für ein Quatsch?)

aber bitte spart auch ein in diesem Winter, soweit ihr das 
könnt! – Das ist eine ganz wesentliche Botschaft; denn – 
Lukas Köhler hat das völlig zu Recht gesagt – das 
schlimmste Szenario, was wir haben können, ist, dass 
wir durch einen erhöhten Verbrauch doch noch in eine 
Gasmangellage kommen. Dann haben wir wirklich mit 
Zitronen gehandelt. Dann sind wir in einer veritablen 
Wirtschaftskrise, die wir nicht mehr aufhalten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jetzt ist ja die Frage, was wir aus den Prozessen lernen 
können. Eins können wir lernen: Als wir die Regierung 
übernommen haben, fehlten uns viele Daten, zum Bei-
spiel zu den Gasverbräuchen; Staatssekretär Wenzel weiß 
das genau.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Den Sommer 
über hätte man das machen können!)

Uns fehlen heute noch die Daten, wie wir beispielsweise 
Einmalzahlungen übertragen können, also die Systematik 
von Entlastungsmöglichkeiten; Christian Lindner weiß 
das auch. Es wird daran gearbeitet, dass das in der Zu-
kunft besser wird, damit man Instrumente zur Verfügung 
hat, um zu reagieren, die wir heute nicht haben. Deswe-
gen sind bestimmte Maßnahmen, die wir heute tätigen, 
eben auch davon abhängig, wie wir sie realisieren kön-
nen. Auch das gehört zur Wahrheit.

Deswegen ist dieser Punkt der Einmalzahlungen im 
Dezember ein richtiger und wichtiger, weil er unbüro-
kratisch ist, den Menschen etwas in die Hand gibt, dass 
sie durch den Winter kommen, aber auch das klare Signal 
sendet, dass am Ende des Winters ein garantierter Preis 
auf Gas und Strom – ich denke, bei Strom werden wir 
analog handeln – zur Verfügung steht.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Am Ende des 
Winters! Wir müssen durch den Winter!)
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Das schafft Planungssicherheit für die Industrie, für die 
Wirtschaft, für die Kunden, für die Verbraucher.

Wie wir im Gesamtkontext gehandelt haben, mit den 
95 Milliarden Euro, die wir jetzt schon an Entlastungen 
beschlossen haben, ist eine Strategie, die sich sehen las-
sen kann. Sie ist richtig, und sie ist auch ökonomisch 
sinnvoll. Es ist übrigens auch sinnvoll, zu sagen, dass 
wir dadurch auch die Inflation bekämpfen; denn wenn 
wir die Preise senken, wird auch die Inflation runter-
gehen. Das ist ein erster Schritt. Sie wird nächstes Jahr 
noch nicht unter 5 Prozent kommen, aber wenigstens auf 
7 Prozent. Auch das ist ein Schritt, den wir tun. Also, das 
ist alles durchdacht und eine gute Strategie, die die Koa-
lition hier vorlegt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Julia Klöckner [CDU/CSU]: Durchdacht? Ich 
erkenne keine Strategie!)

Jetzt ist natürlich immer die Frage: Kann man es allen 
recht machen? Nein. Ehrlich, man kann es nicht allen 
recht machen. Das ist auch die Aussage der Kommission. 
Sie können keine einzelfallgerechte Maßnahme in einem 
Vorschlag unterbringen. Wenn jemand zum Beispiel – 
Thema Heizöl – einen Heizöltank im letzten Winter zu 
den alten Kosten vollgemacht hat, dann hat er den viel-
leicht jetzt noch für den nächsten Winter ausreichend 
gefüllt. Solche Fälle gibt es; dann hat er die alten Preise 
gezahlt. Wenn jetzt jemand für 150 Euro gekauft hat, hat 
er damit höhere Kosten zu decken. Wie soll man darauf 
als Staat reagieren? Durch Entlastungen für die All-
gemeinheit. Aber man kann das nicht fallbezogen ent-
scheiden.

Deswegen ist das Signal der Debatte heute: Das ist ein 
guter Vorschlag. Den schauen wir uns jetzt an. Wir wer-
den da zügig entscheiden. Wir werden auch nach sozialen 
Kriterien entlasten. Aber noch mal: Wir kommen gut 
durch den Winter – das ist schon mal das Signal, das 
wir durch die Arbeit der Bundesregierung der letzten 
Monate gegeben haben –; die Gasspeicher sind voll; 
LNG-Terminals kommen; Ausbau der erneuerbaren 
Energien. Aber entscheidend bleibt, dass wir gemeinsam 
Energie einsparen. Das ist entscheidend, um gut durch 
den Winter zu kommen, und entscheidend auch für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Durchhalteparolen 
sind das!)

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Michael Kruse ist der nächste Redner für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind im Bereich der Energie ja nun mal in 
eine große Abhängigkeit geraten, und deswegen ist es 
unser Ziel als Regierung und als regierungstragende 
Fraktionen, aus dieser Abhängigkeit schnellstmöglich 
rauszukommen und wieder in die Energieunabhängigkeit 
zu kommen.

Bei dem Entzug einer Ressource, bei der hier die Ab-
hängigkeit besonders groß ist – und das ist das Gas –, 
entstehen nicht nur jede Menge gesetzgeberische Aktivi-
täten, sondern es entsteht bei einem großen Teil der Wirt-
schaft und der Bevölkerung auch große Sorge. Und hier 
kommt Politik ins Spiel. Wir haben die Möglichkeiten, 
Sorgen zu vergrößern, oder wir haben die Möglichkeiten, 
Sorgen ernst zu nehmen und daran zu arbeiten, dass wir 
die Probleme, die diese Sorgen begründen, in den Griff 
bekommen und lösen.

Diejenigen, die hier am Rand sitzen, waren auch heute 
in der Debatte wieder damit beschäftigt, auf Sorgen 
draufzusatteln, sie zu vergrößern, sie herbeizureden, 
viel Zeit darauf zu verwenden, zu beschreiben, warum 
man sich diese Sorgen machen muss und warum die Re-
gierung nicht handelt.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])
Oder: Diejenigen, die hier eher in der Mitte des Hauses 
sitzen, sind – so wie wir – damit beschäftigt, Lösungen zu 
erarbeiten, um den Menschen in diesem Land die Sorgen 
zu nehmen. Das ist unsere Aufgabe als verantwortungs-
volle Politikerinnen und Politiker.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Seit acht Mo-
naten macht ihr gar nichts! Seit acht Monaten 
nur bla, bla, bla!)

Genau solche Lösungen hat die Kommission in ziemlich 
hoher Geschwindigkeit erarbeitet. Dafür gebührt ihr 
Dank und Respekt; das ist etwas, was wir anerkennen.

Inhaltlich haben wir ja schon einiges gehört heute. Wir 
haben wichtige Ziele, die es mit diesem Maßnahmenset 
zu erreichen gilt. Wir müssen die Sparanreize hochhalten. 
Wir müssen dafür sorgen, dass unsere konkrete Gesetz-
gebung fair ausgestaltet ist. Wir wollen eine schnelle 
Umsetzung, und wir wollen eine unbürokratische Umset-
zung. Die Messlatte liegt hoch. Und ich kann Ihnen ver-
sprechen: Wir werden über diese Latte springen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit den klaren Zielen, die wir hier formulieren, neh-
men wir den Menschen ihre Sorgen, nämlich dass es – das 
ist die größte Sorge – so schlimm bleiben könnte, wie es 
aktuell ist: Die Gaspreise könnten so hoch bleiben, wie 
sie in diesem Sommer gewesen sind. Wir ergreifen kon-
krete Maßnahmen, um aus der Abhängigkeit rauszukom-
men und um damit auch die Sorgen der Menschen in 
diesem Land in den Griff zu kriegen.

Ich nenne nur mal das Thema LNG-Speicher. Wir ha-
ben sie gefüllt.
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(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Es ist kein LNG- 
Speicher!)

Dem zugrunde lag unser Gesetz, verabschiedet bereits im 
März dieses Jahres. Heute sind wir bei einem Füllstand 
von über 94 Prozent. Wer hätte das ernsthaft gedacht?

Der Ausbau der LNG-Terminals erfolgte in einer Re-
kordgeschwindigkeit. Wilhelmshaven: 28 Kilometer Lei-
tung sind schon unterwegs.

(Marc Bernhard [AfD]: Wie viele Schiffe sind 
denn schon auf dem Weg?)

Es gab eine Einsparkampagne, wie sie dieses Land noch 
nicht erlebt hat,

(Marc Bernhard [AfD]: Wie viele Schiffe sind 
schon auf dem Weg?)

und natürlich – in diesen Tagen mit der Sorge wegen der 
Anschläge, die wir im Moment sehen – auch den Schutz 
der kritischen Infrastruktur dieses Landes als Basis für 
die Versorgung der Menschen in diesem Land.

Wenn man das jetzt mal alles zusammennimmt, dann 
kann man bestimmte Wirkprinzipien erkennen, die wir 
hier zur Anwendung bringen: Das erste Prinzip ist das 
klare Ziel, aus der Energieabhängigkeit rauskommen. 
Das zweite Prinzip ist ein großes Engagement. Da ver-
stehe ich, ehrlich gesagt, die Kritik der Opposition nicht; 
denn natürlich ist es gut, die Versorger, die Ökonomen, 
die Wissenschaftler, alle mit am Tisch zu haben, um 
gemeinsam etwas zu erarbeiten, um gemeinsam das beste 
Konzept zu erarbeiten. Da verstehe ich wirklich nicht, 
was da eigentlich die Kritik sein soll.

Andersrum: Wenn wir uns das alles im stillen Käm-
merlein ausgedacht hätten, dann hätten Sie doch einen 
Grund zur Kritik. Wir haben hier mit dem größtmögli-
chen, auch gesellschaftlichen Engagement dafür gesorgt,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ach, du lieber 
Himmel!)

dass hier gute Konzepte erarbeitet werden.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Klarheit, Engagement, Geschwindigkeit: Am Ende pro-
duzieren diese drei Werte Verlässlichkeit, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen.

Das wird an den Märkten ja auch schon deutlich. Wir 
haben in diesem Sommer am Spotmarkt für Gas Höchst-
preise von 320 Euro gesehen; aktuell schwanken wir um 
100 Euro. Wir sind von 320 Euro auf 100 Euro gefallen. 
Das ist das Ergebnis einer Politik, die in diesem Land 
sichtbar wird. Das ist immer noch zu viel – das möchte 
ich Ihnen sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen –; aber 
es ist nicht mehr ruinös für unsere ganze Volkswirtschaft. 
Deswegen werden wir diesen Weg auch weiter gehen, 
nämlich mit verantwortungsvollen Maßnahmen den 
Menschen in diesem Land ihre Sorgen zu nehmen.

Und wo es Sorge gibt, da gibt es immer auch Hoff-
nung. Ich frage mich bei jedem einzelnen Redner und 
bei jeder einzelnen Rednerin: Was tragen Sie eigentlich 
dazu bei, den Menschen in diesem Land in dieser schwie-

rigen Situation Hoffnung zu machen? Mit entschlos-
senem Handeln, mit beherztem Eingreifen und mit guten 
gesetzgeberischen Maßnahmen werden wir diese Hoff-
nung erarbeiten.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was ist denn das 
für eine Hoffnung?)

Deswegen freue ich mich auf den weiteren gesetzgeberi-
schen Prozess zur Einführung von Gaspreisbremse und 
Strompreisbremse.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat Julia Klöckner das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Kollege Kruse, Sie sprachen von „Hoff-
nung machen“. Also, eines kann ich Ihnen sagen: Was 
den Bürgern keine Hoffnung gemacht hat, war Ihr Ge-
eiere rund um die Gasumlage. Sie tun so, als wenn die-
ser – so nenne ich es mal – „Stuhlkreis der Ampelkoali-
tion“ hier zu den Ergebnissen der Kommission Hoffnung 
machen soll.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ernsthaft? Also, die 
Kommission so zu bezeichnen, das ist wirklich 
hart! – Zuruf der Abg. Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Ja, Sie müssen auch mal ertragen, dass man Sie kriti-
siert. -

(Timon Gremmels [SPD]: Mein Gott!)
Es ist sehr bezeichnend, wie Sie heute hier reingegangen 
sind und von den LNG-Speichern sprachen, die gefüllt 
sind.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jede Rede ein Auftritt! Nichts zu bie-
ten!)

Ich gehe davon aus, dass das ein Fehler war und nicht Ihr 
Erkenntnisgewinn ist. Noch mal: Sie haben von LNG- 
Speichern gesprochen. Um die geht es hier nicht.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Genauso wenig wie 
um den Stuhlkreis und die Kommission!)

Dann lassen wir das; dann stellen wir das einfach mal 
klar.

(Timon Gremmels [SPD]: Mein Gott!)
Aber es gehört auch dazu, dass wir den Sorgen der Men-
schen wirklich Ernsthaftigkeit entgegenkommen lassen.

Der Bundeskanzler kommt ja nicht so gerne zu uns ins 
Parlament, wie wir festgestellt haben. Wenn nicht jetzt, 
wann dann wäre Zeit für eine Regierungserklärung, in der 
der Kanzler einmal über die Lage in diesem Land spricht 
und diese auch einmal erklärt?
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das, was die Kollegin von den Grünen, Frau Verlinden, 
vorhin sagte: „Wir können nicht von einem auf den an-
deren Tag zaubern“, das verlangt auch keiner. Nur, bei 
einer Zeitspanne von Februar bis Oktober kann man nicht 
von „von einem auf den anderen Tag“ sprechen, und 
zaubern müssen Sie auch nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dazwischen ist ein Sommer gewesen. Wir als Opposi-

tionsfraktion haben Ihnen angeboten: Wir stehen parat 
und kommen zu jeder Sondersitzung hierher. Sie haben 
es vorgezogen, über den Sommer sich zu streiten, sich 
auszutauschen, zu diskutieren. Und was machen Sie jetzt, 
nachdem die Kommission ihren Zwischenbericht vor-
gelegt hat?

(Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

„Wir tauschen uns aus; wir schauen uns das an; wir dis-
kutieren das.“ Wissen Sie, wofür die Bürgerinnen und 
Bürger gar keine Zeit mehr haben? Zum Zuschauen und 
zum Abwarten; denn davon werden in diesem Land ihre 
Rechnungen nicht bezahlt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Also, Frau Klöckner, der Vorschlag 
kam am Montag! Wir haben jetzt Mittwoch! 
Also, bei aller Liebe, ein bisschen Seriosität 
kann auch der Union nicht schaden! Ein biss-
chen seriös! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Heiße Luft! Sonst 
nichts! Sprechblasen! Was ist Ihr Vorschlag?)

Damit Sie mal eine Vorstellung davon haben, wie es 
den vielen Unternehmen in diesem Land geht: Die haben 
überhaupt nicht Ihre Zeit. Bei diesen Unternehmen laufen 
jetzt, am Ende des Jahres, die Kontrakte, die Verträge, 
aus. Diese Verträge können sie, wenn sie Glück haben, 
verlängern, aber nicht zu einem Preis, den sie bisher 
kannten, sondern zu einem vielfach höheren Preis. Ich 
habe einen Unternehmer bei mir im Wahlkreis; der soll 
statt 700 000 Euro Energiekosten im nächsten Jahr 
2,5 Millionen Euro zahlen. Der braucht jetzt von Ihnen 
eine Antwort. Bekommt er einen Zuschuss, und, wenn ja, 
welchen? Was heißt das für ihn? Ansonsten muss er in die 
Insolvenz gehen. Wir hatten schon im September ein 
Drittel mehr Insolvenzen. Wir haben keine Zeit. Das, 
was Sie hier gerade machen, ist ein Outsourcing von Ver-
antwortung an eine Kommission.

(Timon Gremmels [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!)

Diese Kommission hätten Sie im Frühjahr, im Sommer 
einsetzen können. Sie haben Sie jetzt, kurz vor Schluss, 
eingesetzt, um dann wieder zu sagen: Wir schauen uns 
das erst einmal an.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist Verantwortungslosigkeit; das ist Outsourcing von 
Verantwortung.

Wir schauen es uns in Großbritannien und in Frank-
reich an. Dort hat man schon über eine Gas- und Strom-
preisbremse entschieden.

(Zuruf der Abg. Katja Mast [SPD])
Sie zusammen wissen noch nicht einmal, wie Sie die 
Vorschläge dieser Kommission gemeinsam beurteilen. 
Ich sage: Danke, Frau Grimm. Ich sage: Danke, Herr 
Russwurm. Und ich sage: Danke, Herr Vassiliadis. – 
Diese mussten Ihnen nämlich etwas unter einem erheb-
lichen Zeitdruck liefern. Und wir hören die Koalition 
schweigen. Wo bleibt denn Ihr Fahrplan? Heute haben 
wir nichts von einem Fahrplan gehört, sondern wieder 
das, was wir die vergangenen Wochen gehört haben: 
Sie diskutieren, Sie reden, Sie schauen es sich an. – 
Hier muss gehandelt werden. Man braucht eine Regie-
rung, die Krisen erkennt, die anpackt, die nicht planlos 
ist, sondern schnell entscheidet, sodass die Wirkung auch 
ankommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aus diesem Grund: Schauen wir uns doch mal die 

Zahlen an. Sie haben ein Energiekostendämpfungspro-
gramm aufgelegt. Wissen Sie, wie viele Unternehmen 
davon überhaupt profitiert haben? Heute im Ausschuss 
haben wir die Zahl bekommen: 29 Unternehmen in 
Deutschland. Sagen Sie mal, das ist doch ein Witz hier! 
Sie hatten eine Blaupause von der vergangenen Regie-
rung. Natürlich hat es bei unseren Coronahilfen ab und 
zu gerüttelt. Aber wir haben gehandelt. Das Geld kam an, 
und die Leute hatten erst mal Luft zum Atmen. Das, was 
Sie hier machen, ist, uns zu beschimpfen, die AKWs 
nicht länger laufen zu lassen, die Stromsteuer nicht zu 
senken. Es gibt so viele Dinge, die Sie jetzt machen 
könnten. Jetzt geht es um die Angebotserweiterung, da-
mit der Strompreis, damit der Energiepreis sinkt. Statt-
dessen lassen Sie weiterhin Gas verstromen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Für 9 Gigawatt!)
Das ist kein Konzept. Das ist Spielen mit den Sorgen der 
Bürgerinnen und Bürger. Sie beschimpfen uns. Sie ma-
chen nette öffentliche Darstellungen. Aber am Ende wird 
es darum gehen, ob Existenzen in Deutschland gesichert 
werden.

Zur Kommission, die diese Arbeit unter diesem Druck 
gemacht hat. Übrigens, Frau Grimm kann ihre Expertise 
noch weiter einbringen. Sie haben es nur nicht zugelas-
sen. Frau Grimm kann Ihnen sehr gut berechnen, was es 
bedeutet, wenn wir die Kernkraftwerke, die wir haben, 
erst mal länger laufen lassen: dass der Strompreis sinkt 
und dass vor allen Dingen auch die schädlichen CO2– 
Ausstöße sinken. Also, kommen Sie uns, gerade Sie 
von den Grünen, nicht mehr mit dem Thema Klima-
schutz! Sie verbrennen lieber Schweröl. Sie blasen lieber 
Kohlekraft raus, statt die AKWs länger laufen zu lassen. 
Sie nehmen alle nur für Ihre parteipolitische Ideologie in 
Geiselhaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Dafür ist dieses Land zu schade. Dafür ist diese Indus-

trie zu schade. Ich kann Ihnen nur sagen:
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Hier geht es um Existenzen. Hier geht es darum, dass 

Menschen ihre Arbeit nicht verlieren. Machen Sie Ihre 
Arbeit bitte!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Michael Schrodi hat jetzt das Wort für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Von diesem Bericht der Kommission 
geht eine wichtige, eine zentrale Botschaft aus. Nach 
milliardenschweren – fast 100 Milliarden Euro umfassen-
den – Entlastungspaketen, die wir schon auf den Weg 
gebracht haben, um Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen zu unterstützen, nach einem Abwehrschirm 
mit bis zu 200 Milliarden Euro, den wir spannen wollen,

(Karsten Hilse [AfD]: Sie haben „200 Milliar-
den“ gesagt! Sie haben noch nichts geschnürt, 
gar nichts!)

haben wir jetzt von dieser Kommission den Vorschlag 
eines Instruments, einer Gaspreisbremse, unterbreitet be-
kommen, mit dessen Umsetzung wir nicht nur Kosten 
dämpfen, sondern auch einen Systemeingriff vornehmen, 
der den Gaspreis massiv senken wird. Das gibt den Men-
schen Sicherheit, das gibt den Unternehmen Sicherheit. 
Das ist ein ganz wichtiges Signal in die Gesellschaft 
hinein, meine sehr geehrten Damen und Herren: Wir las-
sen niemanden alleine.

(Beifall bei der SPD)
Frau Klöckner, von einer Fraktion, die hier in diesem 

Parlament seit dem Angriffskrieg Putins nur zwei Dinge 
auf den Weg gebracht hat – das eine ist der Vorschlag, ein 
Gasembargo zu beschließen, das die Krise nur verschärft 
hätte,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist falsch! 
Sie wissen, dass Sie nicht die Wahrheit sagen!)

und das andere ein Antrag auf Inflationsbekämpfung, der 
von den Experten verrissen wurde, der nicht hilfreich 
war, weil alles zu spät gekommen wäre –, lassen wir, 
die wir ständig dran sind und auch jetzt handeln, uns nicht 
sagen, wie wir dieses Problem anzugehen haben. Sie 
haben in Ihrer Oppositionsrolle auch die Verantwortung, 
konstruktiv und substanziell einen Beitrag zu leisten. Da-
von ist nichts zu spüren, bis heute nicht. Daran müssen 
Sie sich messen lassen, Frau Klöckner. Wir machen die 
Arbeit. Sie blöken nur, und das ist der falsche Weg, den 
Sie hier beschreiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

FDP – Julia Klöckner [CDU/CSU]: So pein-
lich! Sie sind so mit dem Rücken an der 
Wand!)

Ich habe jetzt auch keine Alternative von Ihnen gehört. 
Wo ist sie denn? Wo ist, Frau Klöckner, nur einmal eine 
Alternative dazu?

(Marc Bernhard [AfD]: Einfach mal die 
Kernkraftwerke weiterlaufen lassen!)

Wo ist denn Ihr Vorschlag für Direktzahlungen, wo der, 
dass der Preis wirklich gesenkt wird? Es ist keine Alter-
native, nichts zu tun.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben zehn Mo-
nate nichts getan! – Julia Klöckner [CDU/ 
CSU]: Das machen Sie doch schon die ganze 
Zeit!)

Das können sich Reiche leisten. Aber die Gaspreisbrem-
se, so wie wir sie auf den Weg bringen werden, hilft vor 
allem den Menschen mit kleinen und mittleren Einkom-
men, weil sie keinen finanziellen Puffer haben, weil sie 
keine Rücklagen haben, weil sie nicht sparen können. 
Natürlich hilft es dann, wenn ich statt 28 Cent nur 12 Cent 
zahlen muss. Das hilft Menschen mit kleinen und mitt-
leren Einkommen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und es hilft auch der Wirtschaft, den kleinen und mitt-
leren Unternehmen, der energieintensiven Industrie, die 
unter großem Kosten- und Wettbewerbsdruck steht, wenn 
wir jetzt auch da den Preisdruck nehmen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Dieses Instrument ist ein Schutz für die Wirtschaft, für 
Arbeitsplätze und für den sozialen Zusammenhalt. Des-
wegen werden wir es zeitnah und schnellstmöglich auf 
den Weg bringen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und wieder Ab-
sichtserklärungen!)

Auf einen weiteren wichtigen Effekt, den diese Gas-
preisbremse hat, wenn wir die Gaspreise wirklich senken, 
möchte ich noch eingehen. Dazu muss man sagen: Die 
CDU/CSU kommt mit der Kritik, diese Entlastungspake-
te, der Abwehrschirm seien inflationstreibend. Wir wür-
den Geld in die Hand nehmen und inflationstreibend 
wirken. Der Bundesbankpräsident Nagel, der zuletzt bei 
uns im Ausschuss war, hat im „Geldpolitischen Dialog“ 
deutlich gemacht: Nein, die Maßnahmen gleichen die 
hohen Kosten und die Kaufkraftverluste aus. Sie sind 
nicht inflationstreibend. – Im Gegenteil – das ist auch 
eine ganz wichtige Botschaft an die Menschen draußen –: 
Diese Gaspreisbremse senkt Produktionskosten für Un-
ternehmen. Sie senkt Preise für Konsumenten. Sie sorgt 
für eine spürbare Senkung der Inflationsrate. Auch das ist 
wichtig; denn Inflation ist eine soziale Frage. Diese Gas-
preisbremse wird inflationsdämpfend wirken und hilft 
den Menschen im Land auch deshalb. Das ist eine wich-
tige Botschaft, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Lukas 
Köhler [FDP])
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Zuletzt noch: Natürlich geht es auch um die soziale 
Balance, um die Gerechtigkeit. Deswegen werden wir 
genau hinschauen, wie wir damit umgehen und welche 
Lösungen wir dafür haben, dass Menschen mit hohen 
Einkommen besteuert werden, wenn sie solch einen Ra-
batt für Abschlagszahlungen bekommen, und inwieweit 
wir hier mit einer Obergrenze für das Gaskontingent ein 
Instrument einführen können.

Aber lassen Sie mich noch auf eins eingehen: Wir 
haben europäische Vereinbarungen und jetzt auch eine 
Verordnung – und auch national werden wir eine Strom-
preisbremse und eine Gaspreisbremse umsetzen –, nach 
der wir krisenbedingte Übergewinne abschöpfen

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wann? Wann denn?)
und dazu benutzen werden, alle Hilfsmaßnahmen mit zu 
finanzieren. Auch das ist eine Frage der Gerechtigkeit: 
dass die Unternehmen, die hohe krisenbedingte Gewinne 
haben, ihren Teil dazu beitragen. Das werden wir eben-
falls national und auch zeitnah umsetzen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Immer der glei-
che Satzbaustein: „zeitnah“! Immer das Glei-
che!)

Das alles sind konstruktive Beiträge dieser Ampelkoa-
lition, die wir zeitnah auf den Weg bringen werden. Ich 
würde mich freuen, wenn sich die Opposition auch ein-
mal konstruktiv und substanziell daran beteiligen würde.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.
Ich unterbreche die Sitzung bis 16.30 Uhr. Durch Klin-

geln wird Ihnen in zwölf Minuten angezeigt, dass es 
weitergeht.

(Unterbrechung von 16.18 bis 16.30 Uhr)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet.
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung der Bestimmungen der Umwandlungs-
richtlinie über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer bei grenzüberschreitenden Um-
wandlungen, Verschmelzungen und Spaltun-
gen

Drucksache 20/3817
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss

Es ist verabredet, 39 Minuten zu debattieren.

Zunächst hat für die Bundesregierung die Parlamenta-
rische Staatssekretärin Anette Kramme das Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Putins Krieg ist nicht nur ein Krieg gegen die 
Ukraine, sondern eine Attacke gegen Europa als Ganzes, 
gegen unsere Freiheit, unsere wirtschaftliche Stabilität 
und unseren sozialen Frieden. Gerade in diesen Zeiten 
brauchen wir ein starkes Signal für ein soziales Europa. 
Dazu trägt auch dieser Gesetzentwurf bei, mit dem wir 
die Bestimmungen der sogenannten Umwandlungsricht-
linie im Hinblick auf die Mitbestimmung umsetzen.

Die unternehmerische Mitbestimmung ist ein hohes 
Gut in Deutschland und in vielen anderen EU-Ländern. 
Doch wir erleben leider immer wieder, dass sie aus-
gehöhlt oder gezielt umgangen wird, auch indem Unter-
nehmen ihren Standort in ein anderes EU-Land verlagern. 
Mit diesem Gesetzentwurf machen wir deutlich: Die 
europäische Niederlassungsfreiheit darf nicht zum Vehi-
kel für den Abbau von Arbeitnehmerrechten werden; 
denn beides ist wichtig,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

und beides ist möglich: unternehmerische Freiheit und 
hohe soziale Standards. Dafür steht auch diese Bundes-
regierung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf regeln wir in erster Linie die Mit-
bestimmung in Gesellschaften deutscher Rechtsform, 
die aus einem grenzüberschreitenden Formwechsel oder 
einer grenzüberschreitenden Spaltung hervorgehen. Ein 
Beispielsfall für eine solche Herein-Umwandlung wäre 
zum Beispiel der Formwechsel einer österreichischen 
GmbH in eine GmbH deutschen Rechts.

Nun wird es erstmals Regelungen zur Sicherung der 
Mitbestimmung für solche Fälle geben. Dabei orientieren 
wir uns an bereits bestehenden Regelungen. Im Falle 
einer grenzüberschreitenden Umwandlung gilt nun auch 
das, was bereits für die Rechtsform der Europäischen 
Gesellschaft, der SE, gilt: Ein besonderes Gremium der 
Beschäftigten soll mit der Unternehmensleitung in Ver-
handlungen zur Mitbestimmung treten. Das Ziel ist eine 
Mitbestimmungsvereinbarung. Scheitern diese Verhand-
lungen, gelten gesetzliche Auffangregelungen.

In jedem Fall sieht der Gesetzentwurf vor, dass beste-
hende Mitbestimmungsrechte umfassend geschützt wer-
den: das sogenannte Vorher-nachher-Prinzip. Damit ist 
sichergestellt, dass die Beschäftigten keine Mitbestim-
mungsrechte verlieren, wenn es zu einem grenzüber-
schreitenden Formwechsel oder einer grenzüberschrei-
tenden Spaltung kommt. Auch im Fall einer 
nachfolgenden innerstaatlichen Umwandlung, also bei-
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spielsweise bei einer Verschmelzung zu einer inländi-
schen Kapitalgesellschaft, wollen wir die Mitbestim-
mung wirksam schützen.

Ich bitte Sie um Unterstützung dieses Vorhabens, mit 
dem wir in schwierigen Zeiten den Beschäftigten in Eu-
ropa den Rücken stärken und für mehr soziale Sicherheit 
sorgen.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank!
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Unionsfraktion spricht jetzt Axel Knoerig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Knoerig (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Es gibt 
viele gute Argumente für die Mitbestimmung in Unter-
nehmen. Firmen mit Betriebsräten tun mehr für duale 
Ausbildung und somit auch für die Fachkräftesicherung. 
Sie setzen sich außerdem weitaus stärker für Investitio-
nen und nachhaltige Strategien ein; das haben auch Un-
tersuchungen bestätigt.

Die Gründe dafür liegen auf der Hand: Manager peilen 
mit Blick auf ihre Boni kurzfristige Erfolge an Aktien-
märkten an, und Belegschaften haben ein Interesse daran, 
den Betrieb und vor allem die Arbeits- und die Ausbil-
dungsplätze langfristig zu erhalten. Ich sage ganz klar: 
Für dieses Mitbestimmungsrecht lohnt es sich zu kämp-
fen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Carl-Julius 
Cronenberg [FDP])

Meine Damen und Herren, erinnern Sie sich: 2017 
wurde vor dem Europäischen Gerichtshof infrage ge-
stellt, ob die deutsche Unternehmensmitbestimmung 
rechtmäßig ist. Dieser Klage haben Arbeitgeber und Ge-
werkschaften widersprochen. Diese gemeinsame Unter-
stützung war ein eindeutiges Signal für das bewährte 
Modell der Mitbestimmung. Wir als Union haben uns 
erfolgreich dafür eingesetzt, unser Mitbestimmungsrecht 
zu erhalten, gerade auch in Zeiten europäischer Anpas-
sung.

Mit Blick auf den gemeinsamen Binnenmarkt brau-
chen wir aber gewisse einheitliche Standards. Das gilt 
auch für grenzüberschreitende Umwandlungen von Ka-
pitalgesellschaften. Angesichts der vielfältigen Regelun-
gen in den 27 Mitgliedstaaten ist das eine große Heraus-
forderung.

Mit der Umwandlungsrichtlinie hat die EU einen ge-
meinsamen Rahmen für die Unternehmensmitbestim-
mung festgelegt. Das ist begrüßenswert; denn für das 
bestehende nationale Mitbestimmungsrecht gilt ein Be-
standsschutz. Das reicht von einfachen Ansätzen bis hin 
zu fortschrittlichen Modellen, wie wir das in Deutschland 
haben. Dabei können auch unterschiedliche Regelungen 

aneinander angepasst werden – im Rahmen sozialpart-
nerschaftlicher Verhandlungen. Jedoch darf das jeweils 
geltende Mitbestimmungsrecht im Kern nicht beeinträch-
tigt werden. Auch wichtig: Mit der Umwandlungsricht-
linie der EU wird die bestehende Mitbestimmung nicht 
ausgeweitet. Darüber entscheiden die Mitgliedstaaten 
grundsätzlich selbst.

Richtig zudem ist: Es gibt gewisse Schutzmaßnahmen, 
die verhindern sollen, dass Unternehmen, die sich um-
wandeln, gesetzliche Schwellen umgehen können und 
sich somit aus der Mitbestimmung herausstehlen. Für 
Deutschland heißt das: Wenn eine ausländische Kapital-
gesellschaft ihren Sitz hierher verlegt, prüfen unsere Re-
gistergerichte, ob ein Missbrauch vorliegt.

Meine Damen und Herren, wir müssen im parlamen-
tarischen Verfahren vor allem auf eine praktikable Um-
setzung der EU-Richtlinie in deutsches Recht achten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Machen wir ja, oder? Ist doch ein gutes Ge-
setz!)

Offen bleibt jedoch, Frau Kollegin, was die Ampel 
eigentlich beim Schutz der Mitbestimmung erreichen 
will. Im Koalitionsvertrag wurde angekündigt, dass die 
Mitbestimmung gerade bei Europäischen Gesellschaften 
weiterzuentwickeln ist. Das wird in diesem Entwurf aber 
in keiner Weise realisiert.

Also, werte Kolleginnen und Kollegen der Ampel: 
Legen Sie nach! Es gibt noch einiges zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Das ist mir ganz neu, dass 
die Union so sehr für Mitbestimmung ist! – 
Gegenruf des Abg. Axel Knoerig [CDU/CSU]: 
Wir haben es aufgesetzt, das Gesetz!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Beate Müller-Gemmeke spricht für Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Carl-Julius Cronenberg [FDP])

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrte Gäste! Europa wächst zusammen. 
Das gilt einerseits für die Beschäftigten. Sie können 
dank der Freizügigkeit ohne große Hürden europaweit 
arbeiten. Das gilt natürlich andererseits auch für die Wirt-
schaft. Unternehmen können überall in Europa Nieder-
lassungen gründen, fusionieren oder Unternehmensteile 
abspalten. Wenn so in Deutschland neue Unternehmen 
entstehen, dann muss für diese Unternehmen natürlich 
auch die Mitbestimmung geregelt werden.

Deshalb gibt es heute das Gesetz. Es geht um unter-
nehmerische Freiheit und um die Rechte der Beschäftig-
ten. Beides ist wichtig, und beides muss in Europa Hand 
in Hand gehen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das Thema ist nicht ganz einfach; es ist ein bisschen 
sperrig. Deshalb zeige ich mit einem Beispiel, warum das 
Gesetz heute wichtig ist. In Österreich haben die Beschäf-
tigten ab einer Unternehmensgröße von 300 Beschäftig-
ten einen Anspruch auf ein Drittel der Sitze im Aufsichts-
rat. In Deutschland ist das erst ab 500 Beschäftigten der 
Fall. Wenn jetzt ein österreichisches Unternehmen mit 
400 Beschäftigten den Firmensitz durch Umwandlung, 
Spaltung oder Fusion nach Deutschland verlagert, dann 
gilt für das Unternehmen natürlich deutsches Recht. Und 
wenn dann über die Mitbestimmung für diese 400 Be-
schäftigten verhandelt wird, dann gilt zukünftig mit 
dem heute vorliegenden Gesetz ein strenger Bestands-
schutz. Die 400 Beschäftigten haben also die gleiche Mit-
bestimmung wie im bisherigen Unternehmen in Öster-
reich. Diese Regelung, dieser Bestandsschutz ist gut 
und vor allem fair.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Carl-Julius Cronenberg [FDP])

Damit schafft das Gesetz klare Regeln für grenzüber-
schreitende Unternehmen. Firmen können natürlich wei-
terhin fusionieren und sich abspalten, wie sie möchten. 
Die neuen Regelungen zur Mitbestimmung müssen dann 
aber mindestens so gut sein wie die alten. So wird die 
Mitbestimmung effektiv geschützt. Das ist wichtig; denn 
das schafft – trotz Veränderung – bei den Beschäftigten 
Vertrauen.

Ich komme zum Schluss. Es ist gut, dass die Euro-
päische Union mit der Umwandlungsrichtlinie bei grenz-
überschreitenden Unternehmen die Mitbestimmung absi-
chert. Es ist noch besser, dass die Bundesregierung ein 
präzises Gesetz vorlegt, mit dem die Richtlinie gut umge-
setzt wird. Deshalb werden wir das Gesetz – da bin ich 
mir sicher – auch bald beschließen können. Dann sind wir 
beim sozialen Europa wieder ein Stück weitergekommen. 
Und das ist gerade jetzt, in diesen Zeiten, besonders 
wichtig.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Carl-Julius 
Cronenberg [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jürgen Pohl spricht für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Pohl (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kollegen! Werte Zu-

schauer daheim an den Geräten! Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf wird die EU-Richtlinie 2019/2121, die 
sogenannte Umwandlungsrichtlinie, in innerstaatliches 
Recht umgesetzt. Die Umwandlungsrichtlinie zur Ände-
rung der Richtlinie (EU) 2017/1132, der sogenannten 
Gesellschaftsrechtsrichtlinie, in Bezug auf grenzüber-
schreitende Umwandlungen, Verschmelzungen und Spal-
tungen ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten und muss 

nach EU-Forderungen bis zum 31. Januar 2023 in deut-
sches Recht umgesetzt werden.

Mit der neuen Richtlinie wird ein einheitlicher Rechts-
rahmen für die drei Hauptanwendungsfälle grenzüber-
schreitender Umwandlungen, nämlich Formwechsel, 
Verschmelzung und Spaltung, von Kapitalgesellschaften 
innerhalb des Binnenmarktes angestrebt. Es geht um die 
Regelung der betrieblichen Mitbestimmung bei grenz-
überschreitenden Umwandlungen von Kapitalgesell-
schaften. Zwecke der Richtlinie sollen sein: Erleichte-
rung bei der Ausübung der Niederlassungsfreiheit für 
Unternehmen sowie Schutz der Gesellschafter, Gläubiger 
und Arbeitnehmer.

Positiv zu bewerten ist, dass das Ziel von mehr Klar-
heit und Übersichtlichkeit förderlich für die Mitbestim-
mungspraxis ist. Der Schutz von Arbeitnehmerrechten, 
hier der Vorrang einer Verhandlungslösung gegenüber 
einer rechtlichen Lösung, ist positiv. Auch Rechtsklarheit 
und leichtere Rechtsanwendung stehen im Mittelpunkt. 
Kurzum: Angestrebt wird eine vernünftige Vereinbarung 
bei grenzüberschreitenden Umwandlungen. – So weit die 
schöne Theorie.

Wir als AfD werden diesen Gesetzentwurf ablehnen. 
Es ist unklar, ob hier überhaupt ein Regelungsbedarf be-
standen hat.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir hat-
ten noch nicht mal die Anhörung! Das ist die 
erste Lesung!)

Es gibt keine Rechtslücke. Wozu braucht es ein neues 
Gesetz? Wieso übernimmt man nicht einfach die beste-
hende Regelung aus dem Gesetz über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Ver-
schmelzung, dem MgVG? Es gibt bereits ein innerstaat-
liches Gesetz, das man im Wege der Analogie auch auf 
andere Sachverhalte anwenden kann. Wieder einmal 
mischt sich die EU in innerstaatliches Recht ein.

(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Immer wieder 
die gleiche Schallplatte! – Axel Knoerig 
[CDU/CSU]: Sie haben es nicht verstanden!)

– Rufen Sie doch dazwischen! Sie müssen sich, auch 
nach der Wahl in Niedersachsen, überlegen, wen Sie 
hier vertreten: die deutschen Arbeitnehmer oder die 
Technokraten aus Brüssel. Das ist die Frage, die hier im 
Raum steht.

(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die deut-
schen Beschäftigten!)

Für uns, die Alternative für Deutschland, gilt der 
Grundsatz: In Deutschland gilt einzig deutsches Arbeit-
nehmer- und Mitbestimmungsrecht. Es muss sicher-
gestellt werden, dass das deutsche Mitbestimmungsrecht 
und die Arbeitnehmerrechte nicht durch die überborden-
den Regularien aus Brüssel oder Arbeitgeber aus dem 
Ausland geschleift werden.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: O Mannomann!)
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Über deutsches Arbeitsrecht entscheidet einzig und allein 
der deutsche Souverän und nicht die Brüsseler Bürokra-
ten,

(Angelika Glöckner [SPD]: Das tun die doch 
gar nicht!)

die mit ihrer technisch-bürgerfernen Sprache die Arbeit-
nehmer längst nicht mehr erreichen.

(Beifall bei der AfD – Frank Bsirske [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja irgendwie 
eine intellektuelle Zumutung!)

Wenn also der deutsche Gesetzgeber der Ansicht ist, 
dass hier wirklich eine Regelungslücke zu schließen ist, 
dann soll er von sich aus tätig und aktiv werden; dann ist 
das eine Sache der Regierung und unseres Deutschen 
Bundestages.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Gesetzgeber wird aktiv!)

Eine willfährige wie völlig unreflektierte Nachvollzie-
hung von Rechtsakten der EU lehnen wir ab.

Danke schön für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] – Frank Bsirske [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: O Mann!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt der Kollege Carl- 

Julius Cronenberg.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Also, Herr Pohl, dann müssen Sie schon ehrlich sagen: 
Wir wollen raus aus der EU. – Sagen Sie es doch!

(Tino Chrupalla [AfD]: Haben wir ja gesagt! – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Ein Europa der 
Vaterländer!)

Anders geht das ja nicht; denn eine Richtlinie muss in 
nationales Recht umgesetzt werden. Das sind die Spiel-
regeln.

Heute Nachmittag debattieren wir zum Thema Arbeit-
nehmermitbestimmung bei grenzüberschreitenden Um-
wandlungen – wir haben es gehört –, sei es durch Form-
wechsel, Verschmelzung oder Abspaltung. Es geht um 
Arbeitnehmerrechte im europäischen Kontext, Arbeit-
nehmerrechte vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
Dynamik des europäischen Binnenmarkts, der zwangs-
läufig und wünschenswerterweise zusammenwächst. Es 
geht darum, sicherzustellen, dass die Wettbewerbsfähig-
keit europäischer Unternehmen auf globalen Märkten ge-
stärkt wird und gleichzeitig Mitbestimmungsrechte für 
Arbeitnehmer gewahrt bleiben. Das ist die Aufgabe, 
und die haben wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
gelöst, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Die Materie ist komplex. Alle 27 Mitgliedstaaten ha-
ben unterschiedliche Historien im Mitbestimmungsrecht. 
Mit der Umwandlungsrichtlinie hat die EU 2019 einen 
einheitlichen Rechtsrahmen für grenzüberschreitende 
Umwandlungen geschaffen, und den müssen wir bis 
zum 31. Januar 2023 in deutsches Recht umsetzen. Ein 
einheitlicher Rechtsrahmen, der Rechts- und Planungs-
sicherheit für Unternehmen schafft, die europäischer wer-
den wollen: Das ist eine gute Botschaft, insbesondere für 
den deutschen Mittelstand, die tragende Säule des Wohl-
stands in Deutschland. Das ist eine gute Botschaft für 
unsere mehr als 1 500 Hidden Champions, die auch in 
ihrer Unternehmenskultur nicht mehr allein deutsche 
Champions sein wollen, sondern immer häufiger euro-
päische Champions werden wollen.

Gerade diesen Unternehmen fällt es aber oft genug 
schwer, sich in fremdes Recht einzuarbeiten oder die 
Kosten für hohe Beraterhonorare aufzuwenden, um inter-
national rechtskonform zu agieren. Deshalb ist ein ein-
heitlicher europäischer Rechtsrahmen ein Fortschritt, ins-
besondere für den Mittelstand, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Materie ist komplex. Uns allen ist bewusst, dass 
das BMAS seine geballte juristische Kompetenz aufwen-
den musste, um den arbeitsrechtlichen Anforderungen an 
die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht gerecht 
zu werden. Für die Freien Demokraten darf ich feststel-
len, dass wir an dem vorliegenden Gesetzentwurf nichts 
auszusetzen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Carina Konrad [FDP] – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bravo! – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Das ist ja schon viel!)

Bei uns im Sauerland heißt es: Nicht gemeckert ist Lob 
genug.

Aber im Ernst: Wir begrüßen die Eins-zu-eins-Umset-
zung. Sie erfüllt die Erwartung der Kommission, die Mit-
bestimmungsrechte zu schützen, und sie erfüllt die Er-
wartung der Wirtschaft hinsichtlich eines einheitlichen 
Rechtsrahmens bei Umwandlungen. Wir begrüßen die 
Eins-zu-eins-Umsetzung, und wenn Sie mir die kleine 
Spitze gestatten: Das hätte ich mir in der Vergangenheit 
öfter gewünscht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dass sich die Umwandlungsrichtlinie und das Umset-
zungsgesetz an der europäischen Rechtsform der Societas 
Europaea orientieren, ist effizient und zu begrüßen. Wir 
bringen den Gesetzentwurf übrigens genau 50 Jahre nach 
der letzten großen Reform des Betriebsverfassungsgeset-
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zes, der Mitbestimmungsreform von 1972, ein. Das wa-
ren, lieber Bernd Rützel, sozialliberale Zeiten, und das 
waren gute Zeiten für Deutschland.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da war 
der Bernd Rützel vier!)

Ja, mir ist bewusst, dass es einige Kolleginnen und 
Kollegen im Hohen Hause geben mag, die sich in Europa 
mehr paritätische Mitbestimmung wünschen würden. 
Aber so erfolgreich Deutschland Waren und Dienstleis-
tungen in die Welt exportiert, so müssen wir doch fest-
stellen: Die paritätische Mitbestimmung ist nie ein Ex-
portschlager geworden. Die große Mehrheit unserer 
europäischen Freunde und Nachbarn pflegt nach wie 
vor ein eher distanziertes Verhältnis zur Unternehmens-
mitbestimmung nach deutschem Muster: Sie haben gar 
keine Mitbestimmung oder maximal eine Drittelbetei-
ligung. Das mag man richtig oder falsch finden, aber so 
ist das nun mal. Das ist die souveräne Entscheidung un-
serer europäischen Partner. Das ist gelebte Subsidiarität.

Man kann für mehr Unternehmensmitbestimmung 
werben, man kann die Vorteile anpreisen und auf gute 
Erfahrungen von großen Unternehmen verweisen. Aber 
wir sollten uns immer bewusst machen: Unser abgestuf-
tes Modell von der Drittelbeteiligung bis zur echten pa-
ritätischen Mitbestimmung ist bis heute ein Alleingang in 
Europa geblieben.

Von allen großen Wirtschaftsräumen ist der europäi-
sche Binnenmarkt der sozialste. Nirgendwo auf der 
Welt sind Sozialausgaben im Verhältnis zum Brutto-
inlandsprodukt so hoch wie in Europa, nirgendwo sind 
Standards höher, und nirgendwo ist Mitbestimmung stär-
ker. Darauf können wir stolz sein, und das sollten wir 
bewahren und weiterentwickeln.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diesem Ziel dient die Schaffung eines einheitlichen 
Rechtsrahmens wie der, den wir heute debattieren. 
Wenn in Europa die Wirtschaft zusammenwächst – und 
das ist wünschenswert –, dann ist es gut und richtig, 
grenzüberschreitende Lösungen unter Achtung europäi-
scher Subsidiarität zu erarbeiten. Ich freue mich auf die 
weiteren Beratungen im Ausschuss.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir auch!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Die Linke hat der Kollege Pascal Meiser jetzt das 

Wort.
(Beifall bei der LINKEN)

Pascal Meiser (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Globalisierung, Digitalisierung und der dringend 
notwendige ökologische Umbau unserer Wirtschaft lösen 
große Sorgen bei vielen Beschäftigten aus, die sich fra-

gen, was diese Umbrüche für sie und ihren Arbeitsplatz 
mit sich bringen – und das leider häufig aus gutem Grund.

Ein Garant, dass die Beschäftigten bei diesen Umbrü-
chen nicht unter die Räder kommen, ist eine starke Mit-
bestimmung. Und dabei geht es nicht nur um die betrieb-
liche Mitbestimmung, sondern insbesondere auch um die 
Mitbestimmung in zentralen wirtschaftlichen Fragen, wie 
sie – zumindest begrenzt – die Unternehmensmitbestim-
mung in Deutschland für große Unternehmen ermöglicht.

(Beifall bei der LINKEN)
Denn Mitbestimmung kann nicht nur heißen, hinterher 

im Betrieb die Scherben aufzukehren, die einsame Ma-
nagemententscheidungen verursachen können. Mit-
bestimmung heißt auch, dass die Beschäftigten und ihre 
Gewerkschaften im Vorhinein über grundsätzliche Fra-
gen, zum Beispiel wenn es um zukünftige Investitionen 
geht, mitentscheiden können müssen.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber bereits seit vielen Jahren wird in Deutschland die 

Unternehmensmitbestimmung regelrecht unterlaufen. 
Hatten 2002 noch 767 Unternehmen mit über 2 000 Be-
schäftigten einen paritätisch besetzten Aufsichtsrat, so 
waren es 2021 nur noch 656 Unternehmen. In jedem 
dritten Unternehmen mit mehr als 2 000 Beschäftigten 
fehlt so inzwischen der mitbestimmte Aufsichtsrat. Die 
grenzübergreifende Mobilität europäischer Unternehmen 
und uneinheitliche Regelungen für unterschiedliche Un-
ternehmensrechtsformen haben diesen Prozess massiv 
verstärkt. Das ist unhaltbar; deshalb müssen die Schlupf-
löcher und Lücken dringend geschlossen werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf, der ja nur 

grenzübergreifende Umwandlungen und Aufspaltungen 
tangiert, wird nur ein kleiner Teil des Problems adressiert; 
dieser geht aber in die richtige Richtung. Im parlamenta-
rischen Verfahren werden wir schauen müssen, wo wir 
die Vorschläge des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
dazu aufgreifen und den Gesetzentwurf noch ein bisschen 
nachfeilen können. Doch das eigentliche Problem, dass 
im Rahmen der grenzüberschreitenden Mobilität von Un-
ternehmen weiterhin unternehmensmitbestimmungsfreie 
Zonen entstehen, wird nicht adressiert.

Erstens. Unternehmen wie H&M, Primark und Bau-
haus, die eine ausländische Rechtsform besitzen, aber 
hier ihren Verwaltungssitz haben, werden von dem beste-
henden Unternehmensmitbestimmungsrecht nicht er-
fasst. Das ist ein Problem. Das muss sich ändern. Auch 
auf ausländische Unternehmensrechtsformen von Fir-
men, die in Deutschland ihren Verwaltungssitz haben, 
muss die Unternehmensmitbestimmung erstreckt wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)
Zweitens. Noch gravierender ist der Befund bei der 

Europäischen Aktiengesellschaft, kurz: SE. In Deutsch-
land sind inzwischen – nach den letzten mir bekannten 
Zahlen – 107 Unternehmen mit mehr als 2 000 inländi-
schen Beschäftigten als SE registriert. Doch 86 dieser 
SE-Gesellschaften vermeiden die paritätische Mitbestim-
mung und deutsche Mitbestimmungsgesetze, obwohl sie 
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über den jeweiligen Schwellenwerten liegen. Das ist ein 
Problem, und das können wir so nicht länger zulassen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Marianne Schieder [SPD] und Frank Bsirske 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dabei sind auch prominente Beispiele: Deichmann, 
Zalando, auch die Tesla Manufacturing in Brandenburg 
sind solche SE, die die bestehenden Mitbestimmungs-
lücken nutzen, um zu verhindern, dass die Beschäftigten 
auf Augenhöhe über zentrale Fragen mitbestimmen.

Wenn Sie es ernst meinen mit ein klein wenig Demo-
kratie in der Wirtschaft, mit ein klein wenig Demokratie 
in Unternehmen, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
– dann lassen Sie uns dafür sorgen, dass es nicht nur 

beim Klein-Klein bleibt, wie es der vorliegende Gesetz-
entwurf adressiert, sondern dass wir die großen Fragen 
adressieren: Alle Lücken, die die Mobilität europäischer 
Unternehmen schafft –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Pascal Meiser (DIE LINKE):
– ich komme zum Schluss –, müssen endlich geschlos-

sen werden.
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich danke Ihnen. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

ich möchte Sie natürlich an diesem Nachmittag erst mal 
herzlich grüßen und gebe sofort das Wort an Mathias 
Papendieck für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Mathias Papendieck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Werte Damen und Herren! Wir debat-
tieren heute in der ersten Lesung ein Gesetz, das auf eine 
EU-Richtlinie zurückgeht, die wir jetzt in deutsches, na-
tionales Recht umsetzen; die Frau Staatssekretärin hat 
schon einiges dazu gesagt.

Ich möchte vorab aber was Positives sagen, und zwar: 
Europa wächst mehr und mehr zusammen. Die Unterneh-
men können sich überall niederlassen. Sie können sich 
jetzt spalten, sie können sich verändern. Wir wollen die 
Mitbestimmung der Kolleginnen und Kollegen, also die 
Arbeitnehmerrechte im Bereich der Unternehmensmit-
bestimmung, sichern, und zwar europaweit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Carl-Julius Cronenberg [FDP])

Für mich als langjährigen Betriebsrat ist das ein Her-
zensthema. Wir haben im Koalitionsvertrag gemeinsam 
vor einem Jahr vereinbart, dass wir die Unternehmens-
mitbestimmung weiterentwickeln wollen. Wir wollen ge-
rade nicht, dass die Verhinderung von Unternehmensmit-
bestimmung durch die Gründung von SE-Gesellschaften 
weiter um sich greift. Wir können jetzt nach einem Jahr 
sagen: Wir haben mit diesem Gesetz Wort gehalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eine Verbesserung ist zum Beispiel, dass aufgrund der 
Vier-Fünftel-Regelung bei Spaltungen ein Gremium ge-
bildet werden muss und die Verhandlungen mit den Kol-
leginnen und Kollegen aufgenommen werden müssen. 
Das ist eine bessere Regelung als im deutschen Recht; 
das sei an dieser Stelle deutlich gesagt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn sich die Kolleginnen und Kollegen mit ihrem 
Arbeitgeber auf eine Vereinbarung einigen, dann – das 
haben wir in das Gesetz geschrieben – hat das vier Jahre 
Bestand. Auch wenn Unternehmen sich strukturell noch 
mal verändern wollen, ist das festgehalten. Das ist für sie 
gesichert, da kommt auch keiner mehr ran. Ein zweiter 
Punkt ist auch enthalten, und zwar: Was passiert, wenn 
sie sich nicht einigen? Dann gilt in der Tat deutsches 
Arbeitnehmerrecht. An der Stelle haben wir noch mal 
eine Sicherung eingezogen.

Für uns sind Gewerkschaften in der Mitbestimmung 
elementar, genauso wie die Betriebsräte. Sie sind im Ge-
setz fest verankert: dass sie in das Gremium der Verhand-
lung gewählt werden können und dass sie am Ende über 
das Ergebnis informiert werden; das ist verpflichtend. 
Wenn die Information nicht kommt, werden Strafen ver-
hängt; die stehen im letzten Paragrafen.

Man muss sagen, dass wir hiermit Missbrauch nach 
allen Seiten verhindern wollen. Die Kollegen und Kolle-
ginnen dürfen nicht schutzlos sein. Wir wollen sie absi-
chern, und wir wollen, dass ihre Rechte Bestand haben. 
Gerade in europäischen Unternehmen, die an verschiede-
nen Standorten unterwegs sind, ist es teilweise besonders 
prekär, diese Rechte auch umzusetzen.

Wir sind unseren Überzeugungen und unseren politi-
schen Absichten treu geblieben. Wir werden das auch 
weiterhin tun – bei jeglichen Gesetzen der Mitbestim-
mung. Wir werden wissen, wo wir als SPD stehen. Wir 
stehen mit den Kollegen für ihre Rechte ein, und wir 
werden uns immer für diese Rechte einsetzen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herzlichen Dank. Sie haben die überschrittene Rede-

zeit des vorherigen Kollegen wieder ausgeglichen.
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(Beifall des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Ich gebe das Wort an Maximilian Mörseburg für die 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Maximilian Mörseburg (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der Deutsche Bundestag möchte ein 
neues Gesetz beschließen. Das ist ja nicht immer eine 
gute Nachricht für die Betriebe und die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in unserem Land. Zuletzt hat die Ampel-
regierung zum Beispiel bei der Umsetzung der Nach-
weisrichtlinie Papierberge bei Millionen von Beschäftig-
ten und in allen deutschen Betrieben produziert, anstatt 
die Prozesse rund um den Arbeitsvertrag zu digitalisie-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Also schauen wir doch mal, wie die Bewertung heute 

ausfällt. Die Bundesregierung muss die Regelungen der 
EU-Umwandlungsrichtlinie, die sich mit der Mitbestim-
mung in den Betrieben befassen, in deutsches Recht um-
setzen. Die EU bestimmt, welche Regelung anzuwenden 
ist, wenn ein Unternehmen aus der Rechtsform eines EU- 
Landes in die Rechtsform eines anderen umgewandelt 
wird. Wenn zum Beispiel eine italienische S.r.l. in eine 
deutsche GmbH umgewandelt werden soll, muss bei-
spielsweise geklärt werden, wie viele Arbeitnehmerver-
treter in den Aufsichtsgremien sitzen. Richtet sich das 
nach italienischen Regeln oder nach deutschen? Dieselbe 
Frage stellt sich, wenn ein Unternehmen aufgespalten 
wird und die neue Gesellschaft im EU-Ausland eine an-
dere Rechtform hat und dort die Arbeit weiterführt, wenn 
also die italienische S.r.l. aus unserem Beispiel in eine 
italienische Gesellschaft und eine deutsche Gesellschaft 
aufgespalten wird.

Für die Verschmelzung von zwei Unternehmen gibt es 
mit dem MgVG bereits ein Gesetz, das nun entsprechend 
den neuen Regeln angepasst wird. Zunächst einmal stelle 
ich fest, dass es richtig ist, das einheitliche europäische 
Regelwerk für die Wahrung der Mitbestimmung von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern weiterzuent-
wickeln; denn ein solches Regelwerk schafft Rechts-
sicherheit für Unternehmen und schützt die Belange der 
Arbeitnehmer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren von der AfD, mit 
Ihnen wollte ich mich heute eigentlich gar nicht beschäf-
tigen;

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann lassen Sie es 
doch!)

aber ich muss sagen: Diese Form von Vereinheitlichung 
in der EU liegt in unserem ureigenen Interesse. Dieses 
Ziel verfolgten die Gründungsstaaten mit der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft. Es geht nicht um die Ein-
mischung in innerstaatliche Dinge, sondern das ist wirk-
lich Harmonisierung im Binnenmarkt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist es, was unsere Wirtschaft braucht. Durch einen 
großen und möglichst einheitlichen europäischen Markt 
haben wir in Europa einen riesengroßen Wettbewerbs-
vorteil. Deswegen ist es vor allem für die Wirtschaft 
wichtig, dass wir uns weiter mit der Vereinheitlichung, 
der Harmonisierung des europäischen Binnenmarktes be-
schäftigen.

Es geht aber auch darum, dass wir Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die Vertretungen im Betrieb haben, un-
terstützen, damit sie diese Vertretungen nicht durch einen 
Wegzug des Unternehmens in ein anderes Land und eine 
entsprechende Rechtsformänderung verlieren. Wenn das 
passiert, wird in Zukunft ein Verhandlungsprozess zwi-
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern ausgelöst; den 
kennen wir bereits von der Verschmelzung, von der SE. 
Dieser Verhandlungsprozess wird bereits dann ausgelöst, 
wenn das Unternehmen im Heimatland vier Fünftel der 
Betriebsgröße erreicht, die notwendig wäre, um vom dor-
tigen Mitbestimmungsgesetz erfasst zu werden. So soll 
verhindert werden, dass ein Unternehmen aus einem EU- 
Land wegzieht, kurz bevor es seine Mitarbeiter in Auf-
sichtsgremien schicken müsste.

Natürlich finden sich auch Kritikpunkte. Zum einen 
schaffen Sie eine Missbrauchsregelung, die in dieser 
Art und Weise nicht von der Richtlinie gefordert ist, 
meines Erachtens rechtlich überflüssig zu sein scheint 
und vermutlich einfach ins Leere laufen wird. Zum ande-
ren scheint es ebenfalls unnötig zu sein, ein Mitglied der 
Leitung mit dem Bereich „Arbeit und Soziales“ zu be-
trauen, da die Leitung sowieso mit dem Bereich „Arbeit 
und Soziales“ betraut ist.

Abgesehen von diesen Kleinigkeiten, die wir im Aus-
schuss noch mal anschauen können, muss ich das BMAS 
heute ausnahmsweise mal loben. Sie setzen eine EU- 
Richtlinie nahezu eins zu eins um, ohne viel zusätzliche 
Bürokratie bei den Unternehmen auszulösen, und Sie 
sorgen mit dem neuen MgFSG für Klarheit im Recht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der aktuel-
len Krise vollziehen wir bei jeder Maßnahme, die wir 
beschließen, einen Balanceakt zwischen finanzieller Ent-
lastung und Inflationsgefahr: Geben wir zu wenig Geld 
aus, laufen wir Gefahr, dass Unternehmen insolvent wer-
den und Verbraucher ihre Rechnungen nicht mehr bezah-
len können. Beschließen wir zu viele Entlastungen, dann 
bürden wir nicht nur nachfolgenden Generationen diese 
Schulden auf, sondern unterstützen gleichzeitig auch die 
Inflation, die wir eigentlich bekämpfen wollen.

Das Einzige, was der Wirtschaft in dieser Situation 
ganz sicher hilft, ist das Entlasten von Bürokratie, der 
Abbau von Bürokratie.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb ist es gerade für uns Arbeitsmarktpolitiker ganz 
entscheidend, keine unnötigen Belastungen für unsere 
Unternehmen und Mitarbeiter einzuführen und endlich 
Bürokratie abzubauen.

(Zuruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Setzen Sie sich auch in Brüssel dafür ein, dass wir endlich 
ein Belastungsmoratorium bekommen. Unserer Wirt-
schaft steht das Wasser bis zum Hals. Jede weitere Belas-
tung lässt weitere Unternehmen absaufen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Korrigieren Sie also Fehler der Vergangenheit, indem 

Sie zum Beispiel Unternehmen die Nachweise zum Ar-
beitsvertrag digitalisieren lassen und sie damit entlasten.

(Mathias Papendieck [SPD]: Falsches Thema!)
Und setzen Sie in Zukunft alle Richtlinien eins zu eins 
um, ohne zusätzliche Bürokratieberge zu produzieren, so 
wie Sie es hier ausnahmsweise getan haben. Dann, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der Bundesregie-
rung, werden Sie auch öfter von der Opposition so gelobt, 
wie ich das heute gerne getan habe.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Jetzt erhält für Bündnis 90/Die Grünen 

Frank Bsirske das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Frank Bsirske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Abgeordnete! Die Ampel hat in ihrer 

Koalitionsvereinbarung vereinbart, die missbräuchliche 
Umgehung geltenden Mitbestimmungsrechts verhindern 
zu wollen und dafür zu sorgen, dass auch bei grenzüber-
schreitenden Umwandlungen, bei Verschmelzungen und 
Spaltungen von Gesellschaften nationale Beteiligungs-
rechte gesichert werden.

In diesem Sinne enthält der vorliegende Gesetzentwurf 
Regelungen zur Herein-Umwandlung von Gesellschaften 
nach Deutschland. Insbesondere enthält der Gesetzent-
wurf eine antizipierende Betrachtung von Schwellenwer-
ten für die Unternehmensmitbestimmung. Verhandlun-
gen zwischen dem Unternehmen und einem besonderen 
Verhandlungsgremium der Arbeitnehmer/-innen werden 
bereits erforderlich, wenn die Zahl der Beschäftigten 
mindestens vier Fünftel des Schwellenwertes entspricht. 
Dies ist in der Tat hilfreich, um missbräuchliche Umge-
hung von Mitbestimmungsrechten zu verhindern.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das Einfrie-
ren einer schlechten Mitbestimmung aus dem Ausland 
mithin erstmals wirksam unterbunden. Insofern wird 
das Mitbestimmungsrecht, anders als unser Kollege 
Axel Knoerig das sehen wollte, vor dem Hintergrund 
des Binnenmarktes sehr wohl weiterentwickelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Noch wichtiger für die Verhinderung missbräuchlicher 
Umgehung geltenden Mitbestimmungsrechts ist die so-
genannte Heraus-Umwandlung von deutschen Unterneh-
men und Gesellschaften ins europäische Ausland. Dieser 
Teil der EU-Richtlinie wird in einem Gesetzentwurf aus 
dem Justizministerium umgesetzt. Bei der Heraus-Um-
wandlung von deutschen Unternehmen werden die deut-

schen Registergerichte künftig prüfen, ob ein Unterneh-
men die grenzüberschreitende Umwandlung zu 
missbräuchlichen Zwecken durchführt. Hierzu gehört 
auch und insbesondere die missbräuchliche Umgehung 
der deutschen Mitbestimmung.

Nun werden die Registergerichte bisher ja nicht mit 
Fragen der Unternehmensmitbestimmung befasst. Umso 
wichtiger ist es daher, den gesetzlichen Prüfauftrag mit 
klaren Anhaltspunkten zu versehen, die für die miss-
bräuchliche Umgehung der deutschen Mitbestimmungs-
rechte sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der Abg. Mathias Papendieck [SPD] und Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es ist erklärtes Ziel der EU-Richtlinie und muss in der 
Folge auch Ziel des Umsetzungsgesetzes sein, ein Absen-
ken des Status quo bei der Mitbestimmung gegen den 
Willen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus-
zuschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Daraus wird für den Gesetzentwurf zur Heraus-Umwand-
lung folgen, dass für Formwechsel und Spaltung ein ab-
soluter Bestandsschutz vorzusehen ist und für die Ver-
schmelzung ein Absenken der Mitbestimmung nur mit 
Zustimmung der Arbeitnehmer/-innen möglich sein 
kann.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Mathias 
Papendieck [SPD])

In diesem Sinne schauen wir auf das, was uns bevor-
steht, und blicken auf das, was jetzt hier vorgelegt wird. 
Zu Recht werden wir zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Letzter Redner in dieser Debatte ist Jan Dieren für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen in den demokratischen Fraktionen! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen in Betrieben und Unternehmen! 
Mein geschätzter Kollege Cronenberg hat gerade zu 
Recht darauf hingewiesen: Wir diskutieren dieses Gesetz 
zur Unternehmensmitbestimmung heute, 50 Jahre nach 
der letzten großen Reform der betrieblichen Mitbestim-
mung, 50 Jahre nach Inkrafttreten des Betriebsverfas-
sungsgesetzes. Deshalb lohnt es sich, das in einen größe-
ren Rahmen einzuordnen.
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Die Mitbestimmung in Deutschland bröckelt. Vor 
20 Jahren wurden noch 50 Prozent der Beschäftigten in 
Westdeutschland und 42 Prozent der Beschäftigten in 
Ostdeutschland von einem Betriebsrat vertreten. Heute 
sind es noch 39 Prozent im Westen und 34 Prozent im 
Osten. Das ist ein Problem für uns alle;

(Beifall bei der SPD)

denn die Mitbestimmung in den Betrieben und Unterneh-
men ist nicht einfach ein nettes Gimmick, sondern ein 
grundlegender Pfeiler der demokratischen Ordnung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb ersetzen weder Coffee Corner noch Obstboxen 
in der Etagenküche Partizipationsmöglichkeiten und 
auch kein Kicker im Pausenraum das Recht auf Mit-
bestimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, viele für uns als Ge-
sellschaft wichtige Entscheidungen treffen wir demokra-
tisch. Das macht sie in der Tendenz ausgewogener und 
erhöht ihre Legitimation. Aber nicht alle wichtigen Ent-
scheidungen treffen wir gerade demokratisch, zum Bei-
spiel unternehmerische Entscheidungen in der Wirt-
schaft. Das trägt übrigens nicht immer zu deren 
Akzeptanz bei, wie man an öffentlichen Diskussionen 
über Preise gerade gut sehen kann. Aber auch in der Wirt-
schaft kann es demokratisch zugehen. Dafür spielt die 
Mitbestimmung der Kolleginnen und Kollegen eine 
Schlüsselrolle. Sie stärkt die Unternehmen: Mit-
bestimmte Unternehmen sind krisenfester, produktiver 
und haben zufriedenere Beschäftigte als nicht mit-
bestimmte. Und sie stärkt unsere Gesellschaft: Denn wo 
die Mitbestimmung in Betrieben und Unternehmen stark 
ist, ist es auch das Vertrauen in demokratische Prozesse 
überhaupt. Trotzdem gibt es jetzt Unternehmensleitun-
gen, die sich der Mitbestimmung lieber entziehen, weil 
sie auch mal ungemütlich sein kann.

Ein Beispiel: Nach deutschem Recht ist der Aufsichts-
rat von Unternehmen mit mehr als 2 000 Beschäftigten zu 
gleichen Teilen von Arbeitnehmer/-innenseite und Ar-
beitgeber/-innenseite zu besetzen. Manche Unterneh-
mensleitungen umgehen das jetzt, indem sie ihre Rechts-
form ändern, zwischen den Gesetzen verschiedener 
europäischer Länder hin und her springen. Mehr als 300 
große Unternehmen mit insgesamt mehr als 2 Millionen 
Beschäftigten in Deutschland haben so die Mitbestim-
mungsrechte ihrer Beschäftigten ausgehebelt.

Mit dem vorliegenden Gesetz und der Umsetzung der 
Umwandlungsrichtlinie der EU wollen wir genau das ver-
hindern. Das sorgt übrigens auch für mehr Fairness unter 
den Unternehmen und ist richtig für uns alle. Denn die 
Vermeidung von Mitbestimmung ist nicht nur unsolida-
risch gegenüber den vielen Unternehmen in Deutschland, 
die die Mitbestimmung ihrer Beschäftigten wertschätzen 
und achten. Es untergräbt auch einen Grundpfeiler jedes 
wirklich demokratischen Zusammenlebens.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts des Vor-
rückens faschistischer Strömungen in unserer Gesell-
schaft

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Wo sehen Sie 
denn die?)

– Sie fühlen sich zu Recht angesprochen –
(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

braucht es gerade heute nicht weniger, sondern mehr Mit-
bestimmung, mehr Demokratie.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie verstehen die 
Demokratie nicht!)

– Ja, reden Sie weiter! Sie bleiben weiter angesprochen.
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie faseln von 

Demokratie und akzeptieren sie nicht!)
Wer sich dem entgegenstemmt, gießt Wasser auf die 
Mühlen genau derjenigen, die das Rad der Geschichte 
zurückdrehen wollen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Jan Dieren (SPD):
Ich komme zum Schluss. – Ob man das will, muss jetzt 

jede Person und jede Partei für sich entscheiden. Wir 
haben das. Wir wollen mehr Fortschritt, mehr Demokra-
tie und mehr Mitbestimmung wagen.

(Zuruf von der AfD: Hat gereicht!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf der Drucksache 20/3817 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir so.

Ich rufe nun auf den Zusatzpunkt 2:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Iranische Protestbewegung entschlossen un-
terstützen – Den Testfall einer frauenorientier-
ten Außenpolitik zum Erfolg machen

Drucksache 20/3930
Sollte es einen Sitzplatzwechsel geben, bitte ich, den 

zügig und möglichst leise durchzuführen.
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-

einbart.
Wenn die Kolleginnen und Kollegen es hinbekommen, 

sich hinzusetzen, dann kann ich die Aussprache auch 
eröffnen. Es beginnt Dr. Katja Leikert für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ein herzliches Willkommen an Vertreterinnen 
der iranischen Gemeinde, die heute bei uns hier auf der 
Zuschauertribüne sind!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Wir bringen heute einen Antrag zur Situation der 
Frauen im Iran ein, weil wir der festen Überzeugung sind, 
dass Deutschland mehr tun kann. Die Lage im Iran wird 
jeden Tag schlimmer seit dem Tod von Mahsa Amini vor 
fast einem Monat, am 16. September. Es sind mittlerweile 
fast 200 getötete Protestierende, Tausende wurden ver-
letzt und inhaftiert. Sie alle sind auf die Straßen des 
Iran gegangen, ob in Teheran, Isfahan oder Ghom, um 
für ihre Freiheit und ihre Menschenwürde zu kämpfen. 
Ich bin mir ganz sicher, dass wir alle hier fest an der Seite 
der Frauen im Iran stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der LINKEN und der Abg. Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich das 
wirklich ganz deutlich sagen: Die aktuelle Lage im Iran 
ist auch ein richtungsweisender Testfall für deutsche Au-
ßenpolitik. Zeigen Sie uns, liebe Bundesregierung, wo 
Ihre neue frauenorientierte Außenpolitik – Sie nennen 
es „feministische Außenpolitik“ – wirklich einen Unter-
schied macht. Zeigen Sie uns, welche Maßnahmen Sie 
ergreifen wollen, um den Unterdrückten dort zu helfen. 
Zeigen Sie uns die Schritte, die Sie gehen wollen. Wir 
wollen Sie gerne auf diesem Weg unterstützen. Wir sind 
dazu bereit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Außenministerin – sie ist leider heute nicht hier –, 
Sie haben in Ihrer Rede vor zwei Wochen im Deutschen 
Bundestag gefordert – ich zitiere –:

Die iranischen Behörden müssen ihr brutales Vor-
gehen gegen die Demonstrantinnen und Demons-
tranten unverzüglich einstellen.

Aber es sind genau diese Behörden und Institutionen, 
die diese staatlichen Femizide zu verantworten haben, die 
unsere Bundesregierung offenbar nicht allzu sehr ver-
stimmen möchte. Wir haben den Eindruck, dass das Au-
ßenministerium und das Bundeskanzleramt eine zu starke 
Konfrontation vermeiden wollen, vielleicht auch, um die 
Verhandlungen zum iranischen Atomprogramm nicht in 
Gefahr zu bringen. Und wir alle sind natürlich Fans von 
Verhandlungen zum Atomprogramm; aber vielleicht 
müssen wir auch nach Jahren der Verhandlungen mit 
dem Mullah-Regime eingestehen – das ist eigentlich 
längst klar –, dass der Iran gar kein Interesse an echten 
Verhandlungen hat.

Wie passt das alles in eine kohärente Strategie?

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen 
über die Proteste das Große und Ganze nicht aus den 
Augen verlieren – genau das haben wir eben auch mit 
den Vertreterinnen der iranischen Exilgemeinde bespro-
chen –; denn der Iran ist eben nicht erst seit den letzten 
Wochen ein Terrorregime, das Menschenrechte mit Fü-
ßen tritt. Es ist ein Regime, das seine Bevölkerung unter-
drückt, das jegliche Opposition seit 40 Jahren knallhart 
niederschlägt. Und nicht nur das: Es ist auch ein Regime, 
das neuerdings bewaffnete Drohnen an Putin liefert für 
den Einsatz in der Ukraine. Mit der Wahl von Raisi zum 
Präsidenten im letzten Jahr hat sich die Lage nochmals 
verschärft. Auch das müssen wir alles mitdenken.

Liebe Bundesregierung, wir sind gerne bereit, uns kon-
struktiv einzubringen. Noch mal: Sie haben uns bei die-
sem Anliegen an Ihrer Seite. Denn auch wir wollen eine 
Außenpolitik, die sich für verfolgte Frauen einsetzt, die 
hinschaut und ihre Lage zum Thema macht. Genau des-
halb begrüßen wir auch, dass Sie Sanktionen auf den Weg 
bringen, wenn auch, wie alles, was Sie machen, sehr, sehr 
langsam. Die Sanktionen sind trotzdem wichtig. Und 
wenn das Thema am Montag beim Rat „Auswärtige An-
gelegenheiten“ auf der Tagesordnung steht, dann machen 
Sie da bitte auch wirklich Druck. Die Amerikaner und die 
Briten sind, wie immer, bereits mit Sanktionen gegen die 
Verantwortlichen vorausgegangen. Lassen Sie uns also 
gemeinsam dafür sorgen, dass die Europäische Union 
nachzieht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Lassen Sie uns auch über Sanktionen hinaus Maßnah-

men ergreifen. Wir haben in unserem Antrag – bitte lesen 
Sie ihn, bitte nehmen Sie ihn zur Kenntnis – konkrete 
Vorschläge gemacht: Setzen Sie sich ein für einen Son-
derrat der Europäischen Union zur Lage im Iran. Schlie-
ßen Sie das Islamische Zentrum Hamburg. Unterstützen 
Sie Exiliraner, die wichtige Oppositionsarbeit aus Europa 
heraus machen. Helfen Sie den Protestierenden, indem 
Sie sichere Kommunikationswege bereitstellen.

Es gibt viel mehr, was wir tun können, als das, was die 
aktuelle Bundesregierung tut. Es liegt jetzt an Ihnen, den 
politischen Willen dazu aufzubringen, damit feministi-
sche Außenpolitik – ich möchte ein letztes Mal unsere 
Bundesaußenministerin zitieren – eben nicht „nur eine 
kurze empathische Geste“ bleibt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Gabriela Heinrich für die SPD-Frakti-

on.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Gabriela Heinrich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor über 40 Jahren erlebte der Iran eine isla-
mische Revolution, angeführt von Männern, die „Gott ist 
groß“ riefen. Heute steht das Land vor einer neuen Re-
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volution, diesmal angeführt von Frauen. Sie rufen: „Frau-
en, Leben, Freiheit“.

Der Mut dieser Frauen ist kaum fassbar. Sie verbren-
nen Kopftücher, schneiden ihre Haare ab und reißen Bil-
der geistlicher Führer von den Wänden. Sie nehmen dafür 
Schläge, Tränengas, Verhaftung, ja, sogar den Tod in 
Kauf. Dieses Aufbegehren bei höchstem Risiko für Leib 
und Leben wird überall bewundert. Deshalb sehen wir bei 
uns und weltweit: Menschen solidarisieren sich über die 
Grenzen Irans hinaus mit den Demonstrierenden.

Seit Jahrzehnten leben Frauen im Iran fremdbestimmt 
und in Unfreiheit. Sie werden systematisch unterdrückt. 
Seit Jahrzehnten rütteln Frauen am Fundament eines 
scheinbar einsturzsicheren Gerüsts, von Männern gebaut 
und aufrechterhalten. Und jetzt schmettern sie dem Re-
gime ihre Wut und Ablehnung mit aller Wucht entgegen.

Aber etwas hat sich verändert: Früher gingen die 
Frauen allein auf die Straßen, um für ihre Rechte ein-
zustehen. Heute stehen Frauen und Männer Seite an Seite 
im Kampf um Freiheit. Denn darum geht es derzeit im 
Iran. Nicht nur um Solidarität, sondern um das Men-
schenrecht auf Freiheit. Selten zuvor hat sich die Wut 
und Ablehnung gegen die Unterdrückung so flächen-
deckend durch so breite Teile der Gesellschaft gezogen – 
quer über alle Religionen, Bevölkerungsgruppen und ge-
sellschaftliche Schichten.

Gestern wurde gemeldet, dass es zu Streiks und Pro-
testen in der Öl- und Gasindustrie im Süden des Landes 
gekommen sein soll. Denn die Demonstrationen für Frei-
heit bedeuten auch: Die Iranerinnen und Iraner wollen 
nicht in der Vergangenheit verharren – in einem Land, 
das von den Mullahs in großen Teilen systematisch iso-
liert wurde. Sie wollen Chancen, Perspektiven und bes-
sere Lebensbedingungen. Sie verlangen eine Zukunft.

Männer und Frauen im Iran kämpfen gemeinsam für 
ihre Freiheit; denn sie wissen: Der Weg dorthin führt 
immer und überall über Gleichberechtigung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, feministische Au-
ßenpolitik enthält Freiheit, Gerechtigkeit und Demokra-
tie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und das möchte ich an dieser Stelle noch mal ganz deut-
lich betonen: Von Geschlechtergerechtigkeit profitieren 
wir alle. Eine Unzahl von Studien belegt: Je stärker die 
Frauen missachtet und unterdrückt werden, desto 
schlechter steht es um das Land, in dem sie leben. Gerin-
gere Wirtschaftsleistung, weniger Ernährungssicherheit, 
schlimmere Konflikte sind die Folgen.

Eine stabile Demokratie, in der alle in Frieden und 
Sicherheit leben, ist eine Demokratie, in der Frauen 
gleichberechtigten Zugang zu ihren Rechten haben. 
Eine feministische Außenpolitik ist deshalb eine Politik, 
die eine Gesellschaft als Ganzes sieht. Deshalb muss man 
sich auch nicht davor scheuen, das Wort „feministisch“ in 
den Mund zu nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Und das Wort „Islam“!)

Es ist ja schon bezeichnend, dass Sie sich in Ihrem Antrag 
offenbar nicht trauen, von feministischer Außenpolitik zu 
reden,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

sondern sie in Anführungszeichen setzen. Hinken Sie da 
nicht ein bisschen der Debatte hinterher?

Und wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf: Ich 
bin schon darüber gestolpert, dass Sie die Iranerinnen und 
Iraner, die gerade unter Gefahr für Leib und Leben auf die 
Straßen gehen, als „Testfall“ bezeichnen.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Was wir jetzt brauchen, sind konkrete Maßnahmen zur 

Unterstützung vor Ort.
Erstens: gezielte Sanktionen gegen Verantwortliche. 

Vorschläge für Sanktionen gegen ausgewählte Personen, 
Organisationen und Einrichtungen liegen auf dem Tisch. 
Die EU-Außenministerinnen und -minister werden – Sie 
haben es gesagt – am kommenden Montag voraussicht-
lich darüber abstimmen.

Zweitens: praktikable Lösungen, um die Internetzen-
sur zu umgehen, wie Sie auch völlig zu Recht vorschla-
gen. Wir müssen dafür sorgen, dass die Menschen vor Ort 
wieder freien Zugang zu Informationen bekommen. 
Auch, um ihren Protest zu organisieren.

Und drittens: Es darf bis auf Weiteres niemand mehr in 
den Iran abgeschoben werden. Es ist gut, dass Innen-
ministerin Nancy Faeser die Länder dazu aufgefordert 
hat, über einen Abschiebestopp nachzudenken und zu 
entscheiden.

Zuletzt möchte ich sagen: Ihr Antrag ist durchaus in-
teressant. Der Vorwurf gegen die Außenministerin, der 
damit verbunden ist, ist: alles schneller, alles besser, alles 
weiter. Aber es sind interessante Vorschläge, und deshalb 
möchten wir diesen Antrag in den Ausschuss verweisen, 
damit wir weiter darüber diskutieren können.

Und ganz zuletzt: Unsere Solidarität mit den Demons-
trierenden muss ungebrochen bleiben. Das ist auch heute 
unser Signal an die mutigen Menschen, an die Frauen und 
Männer im Iran: Wir sehen euch, wir hören euch, und wir 
stehen an eurer Seite.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Stefan Keuter für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wenn die Union einmal mehr demonstrieren 
möchte, dass sie nicht mehr als einen opportunistischen 
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Scheinoppositionsantrag hier einbringt, dann wohl mit 
diesem Antrag.

Da regiert in diesem Land eine linksliberale Ampel-
koalition, die den ideologischen Unfug jedes durch-
schnittlichen linken Aktivisten als seriöse Politik verkau-
fen möchte, und die Union meint, diesen infantilen 
Ungeist auch noch überbieten zu müssen. Sie fordern: 
„Den Testfall einer frauenorientierten Außenpolitik zum 
Erfolg machen“. Bemerkenswert ist, dass Sie den Begriff 
„feministisch“ vermeiden, obwohl der Kollege Hardt aus 
Ihren Reihen in einer Pressemitteilung vom 26.09. dieses 
Wort sehr wohl schon verwendet hat.

(Zuruf des Abg. Jürgen Hardt [CDU/CSU])

Sie vermeiden es offensichtlich jetzt, um Ihre ideologi-
sche Nähe zu den Grünen hier nicht allzu offensichtlich 
zur Schau zu tragen.

Und um die Scheinheiligkeit der Diskussion um die 
Entwicklung im Iran zu entlarven, reicht ein Blick auf 
die politischen Entscheidungen dieser Regierung. Wäh-
rend Sie nun den Iran als schlimmstes theokratisches 
Terrorsystem aller Zeiten stilisieren, verkaufen Sie weiter 
via EU-Deals Waffen nach Saudi-Arabien, einem Land, 
in dem die Scharia herrscht. Wo ist denn da der Auf-
schrei, Ihr Ruf nach einem Regime Change und nach 
mutigem Widerstand? Wo ist da der Aufruf an die Frauen, 
ihre Gewänder und Kopftücher abzulegen und offen ge-
gen den Staat zu rebellieren? Er bleibt aus. Und weshalb 
bleibt er aus? Weil Saudi-Arabien ein strategischer Part-
ner der USA ist und bisher im transatlantischen Narrativ 
einfach verschont wurde. Und hier sehen wir wieder ein-
mal: Realpolitik triumphiert über angebliche Wertepoli-
tik.

(Beifall bei der AfD)

Die emotionsgeladenen Phrasen, die Sie in diesem Zu-
sammenhang immer gerne bringen und auspacken, pas-
sen dann halt hier nicht. Der Iran wäre ein potenzieller 
Alternativlieferant für russisches Öl, das Sie ja nicht 
mehr wollen. Aber anstelle hier Verhandlungen anzustre-
ben, um die Energieversorgung Deutschlands abzusi-
chern, fordert unsere Außenministerin weitere Sanktio-
nen gegen Teheran. Sie sagen: weil es ein sogenannter 
Schurkenstaat sei. Da frage ich mich: Seit wann interes-
siert Sie das? War das etwa ein Thema, als Vizekanzler 
Habeck in Katar den Kniefall machte und um Öl und Gas 
bettelte, das es gar nicht gab? Bei dem Staat, wo wir die 
Fußball-WM austragen wollen, aber Frauen immer noch 
die Erlaubnis ihrer Männer brauchen, um das Haus zu 
verlassen? Der Testfall frauenorientierter Außenpolitik 
hat hier bereits stattgefunden, und Sie haben hier kläg-
lichst versagt.

(Beifall bei der AfD)

Die Bilder aus dem Iran sind zweifelsohne verstörend 
und besorgniserregend. Ich bzw. meine Fraktion zollen 
jedem Mädchen und jeder Frau, die hier auf die Straße 
gehen, Respekt.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die islamischen Werte, die im Iran von den Mullahs ver-
treten werden, sind eindeutig nicht unsere westlichen 
Werte. Jedoch müssen wir offensichtlich die Herrschaften 
in diesem Hohen Haus daran erinnern, dass Teheran nicht 
in der Bundesrepublik liegt.

Der Raum, in dem Sie dafür sorgen können, dass 
Frauen sich nicht um ihre Gesundheit in diesem Land 
sorgen müssen, ist hier in Deutschland. Doch ausgerech-
net in unserem Land interessieren Sie Islamisierung, Eh-
renmorde, Beschneidungen von Mädchen und Zwangs-
ehen nicht die Bohne. Setzen Sie Ihren scheinheiligen 
Werteimperialismus erst einmal auf die Parallelgesell-
schaften in deutschen Großstädten an. Sie können in mei-
ner Heimat, dem Ruhrgebiet, oder hier in Berlin gerne 
damit anfangen,

(Beifall bei der AfD)

bevor Sie sich mit Ihrem Werteimperialismus auf andere 
Staaten stürzen. Lassen Sie die Moral in sauren Phrasen 
sein, und kümmern Sie sich um die Probleme in Deutsch-
land – denn dafür und nur dafür wurden Sie gewählt!

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was hat das noch mal mit dem Iran zu 
tun? Gar nichts!)

Die Außenministerin ist heute nicht da, aber einen Rat-
schlag gebe ich ihr noch: Bevor sie hier vorgaloppiert mit 
Forderungen, sollte sie erst einmal ihr Haus auf Kurs 
bringen, weil offensichtlich die führenden Beamten im 
Auswärtigen Amt dies alles auch ein bisschen anders 
sehen als unsere Außenministerin.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Lamya Kaddor für Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU, ich danke Ihnen, dass 
wir heute erneut die Gelegenheit haben, den mutigen 
Frauen, Schülerinnen, Studentinnen, Studenten und allen 
Iranerinnen und Iranern aus dem Deutschen Bundestag 
heraus unsere volle Solidarität zu zeigen. Inzwischen 
haben ja auch Proteste die Ölindustrie des Landes er-
reicht, und wir bangen und hoffen mit den Menschen 
im Iran.

Ich bin froh, dass Bundesaußenministerin Annalena 
Baerbock im Rahmen der EU an einem Sanktionspaket 
mit Einreiseverboten und dem Einfrieren von Konten und 
Finanzströmen arbeitet. Natürlich sprechen wir uns mit 
den internationalen Partnern ab und drängen auf eine Ver-
urteilung und unabhängige Untersuchung der Vorgänge.
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Darüber hinaus – das ist mir besonders wichtig – setzen 
wir uns in der Ampel für einen umgehenden Abschie-
bestopp in den Iran ein. Zugleich sollten wir es Frauen 
und anderen Verfolgten im Iran leichter machen, in 
Deutschland und im Rest der Europäischen Union Schutz 
zu erhalten. Das gehört auch zu einer feministischen Au-
ßenpolitik gegenüber dem Iran. Aber so etwas ist im 
Antrag der Union, den ich übrigens gelesen habe, leider 
nicht vorgesehen.

Es sind die von Ihrer Partei geführten Bundesländer, 
die sich gegen einen schnellen Abschiebestopp stemmen. 
Das ist weder menschlich noch politisch für uns nachvoll-
ziehbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
entlarven Sie Ihr eigenes Kalkül: Sie wollen Frauen vor 
einem gewaltvollen Machtapparat schützen, indem Sie 
auf das iranische Regime einwirken. Ihre angeblich frau-
enorientierte Außenpolitik soll die Lage von Frauen auf 
der Welt verbessern, aber es soll nicht darum gehen, 
diesen hier bei Bedrohung Schutz zu bieten.

Der Schleier muss fallen, dann ist im Iran alles gut? 
Das ist viel zu kurz gedacht aus meiner Sicht. Sie sollten 
endlich im Hier und Jetzt ankommen. Denn jenseits des 
Schleiers geht es eigentlich um Freiheit für alle, es geht 
um den Kampf gegen Korruption und Misswirtschaft, es 
geht um den Kampf gegen das Unrechtsregime der Mul-
lahs.

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Abge-
ordnete, ein weiterer Punkt ist mir in diesem Zusammen-
hang noch unklar. Letzte Sitzungswoche bekräftigte Herr 
Röttgen an dieser Stelle, wir müssten das Atomabkom-
men retten und zugleich die Frauen unterstützen. Der 
Kollege Hardt erklärte hier indes vor Kurzem, das JCPoA 
sei bereits gescheitert und jetzt sollten wir das alles neu 
bewerten. Ja, wie lautet denn nun Ihre Analyse? Was 
wäre denn die Alternative zu Verhandlungen über das 
Atomabkommen mit dem Iran? Was wären denn die Kon-
sequenzen? Auch hierzu leere Zeilen in Ihrem Antrag.

Das iranische Regime ist schon lange, auch ohne die 
Bombe, ein destabilisierender Faktor in der Region; das 
zeigen neben seiner Unterstützung für gewalttätige Ak-
tivitäten im Libanon, in Syrien oder im Jemen auch die 
iranischen Drohnen- und Raketenangriffe auf die auto-
nomen Kurdenregionen im Irak; seit dem Ausbruch der 
Proteste im Iran kamen dadurch mehr als 15 Personen 
ums Leben.

Wir dürfen die jahrelangen Bemühungen um ein 
Atomabkommen nicht ad acta legen. Wenn der Iran 
eine Nuklearmacht würde, wäre dies ein Gamechanger 
für den gesamten Nahen und Mittleren Osten und gewiss 
alles andere als eine Verbesserung für die leidgeplagten 
Kinder, Frauen und Männer vor Ort.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt Gökay Akbulut für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Seit dem gewaltsamen Tod von Jina Mahsa 
Amini Mitte September halten die landesweiten Proteste 
im Iran an. Mit der Parole der kurdischen Frauenbewe-
gung „Jin – Jiyan – Azadi“, übersetzt: „Frauen – Leben – 
Freiheit“, demonstrieren Bürgerinnen und Bürger gegen 
die Frauenfeindlichkeit und die Repression des Regimes 
im Iran. Diesen Menschen, vor allem den mutigen Frauen 
und Mädchen, gilt unsere Solidarität.

(Beifall bei der LINKEN)
Gegen die Proteste der Bevölkerung gehen die ira-

nischen Sicherheitskräfte mit äußerster Brutalität vor. 
Laut Angaben von Menschenrechtsorganisationen wur-
den bislang mindestens 154 Menschen von staatlichen 
Sicherheitskräften getötet und unzählige verletzt. Allein 
in der Stadt Zahedan sind mindestens 82 Menschen bei 
den Protesten getötet worden. Vertrauliche Dokumente 
verdeutlichen, dass die brutale Vorgehensweise der ira-
nischen Sicherheitskräfte System hat und vom General-
hauptquartier der Streitkräfte angeordnet wurde. Ich for-
dere die Verantwortlichen auf: Diese Gewalt und diese 
Repression gegen friedliche Demonstrierende müssen so-
fort beendet werden!

(Beifall bei der LINKEN)
Alle Personen, die bei den Protesten festgenommen wur-
den, müssen umgehend freigelassen werden. Die Presse- 
und Meinungsfreiheit muss gewährt und der Zugang zum 
Internet wiederhergestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Meine Damen und Herren, die starke Demokratiebe-

wegung im Iran braucht unsere Unterstützung. Solidari-
tätskundgebungen alleine reichen aber nicht aus. Die 
Bundesregierung muss endlich handeln und ihrem An-
spruch einer feministischen Außenpolitik auch gerecht 
werden. Sie muss sich dafür einsetzen, dass die Verant-
wortlichen zur Rechenschaft gezogen werden. Dafür 
schlagen wir, wie hier schon angesprochen wurde, eine 
Reihe von Maßnahmen vor.

Wir fordern erstens, dass die Bundesregierung sich auf 
internationaler Ebene dafür einsetzt, eine UN-Unter-
suchungskommission zu gründen. Denn die Verbrechen 
der iranischen Behörden bei der Niederschlagung der 
friedlichen Proteste müssen auf internationaler Ebene un-
tersucht und dokumentiert werden; vor allem müssen die 
Verantwortlichen benannt werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Zweitens brauchen wir personenbezogene Sanktionen, 

die sich umfassend und nicht nur in symbolischer Grö-
ßenordnung – von 16 oder so – dauerhaft gegen Angehö-
rige des iranischen Machtapparats richten. Wer für Men-
schenrechtsverletzungen im Iran verantwortlich ist, darf 
kein Visum für Deutschland erhalten, darf keine Konten 
und kein Eigentum hier in Deutschland haben.
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(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Zuletzt: Wer vor dem iranischen Regime fliehen muss, 

muss hier Schutz und Aufnahme erhalten. Abschiebun-
gen in den Iran müssen sofort gestoppt werden. Einige 
Bundesländer gehen hier mit gutem Beispiel voran. Es 
wird Zeit, dass die CDU-geführten Länder dem endlich 
zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)
Derzeit leben zehntausend Iranerinnen und Iraner in 

Deutschland mit dem prekären Status einer Duldung. 
Ihnen muss endlich dauerhafter Schutz und eine Aufent-
haltserlaubnis gewährt werden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt kommen wir zur FDP-Fraktion. Rainer Semet 

erhält das Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Gabriela Heinrich [SPD])

Rainer Semet (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit dem 
Tod von Jina Mahsa Amini am 16. September sehen wir, 
wie iranische Frauen an der Spitze einer Freiheitsbewe-
gung todesmutig auf die Straße gehen. Sie wollen nicht 
mehr und nicht weniger, als ihr Leben nach ihren eigenen 
Vorstellungen und ohne Bevormundung gestalten. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, diese Frauen und alle, die im 
Iran mit ihnen kämpfen, verdienen nicht nur unseren 
tiefsten Respekt, sie verdienen ohne Wenn und Aber un-
sere Solidarität,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

und genau diese Solidarität möchte ich ihnen von dieser 
Stelle aus nochmals versichern.

Klar ist: Der Iran befindet sich an einem Punkt der 
Entscheidung. Lassen Sie uns gut eine Woche nach dem 
Tag der Deutschen Einheit einmal innehalten und sagen: 
Es ist etwas Gutes, wenn Menschen aufstehen und sich 
die Freiheit nehmen, die ihnen zusteht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diesen Mut bringt wahrlich nicht jede unterdrückte 
Bevölkerung auf. Die Frage, die wir uns als politisch 
Verantwortliche in Deutschland in aller Ehrlichkeit stel-
len müssen, ist: Wie unterstützt deutsche Außenpolitik 
iranische Frauen konsequent bei ihrem Kampf um Frei-
heit und Gleichberechtigung? Das Regime steht auf der 
Seite der Vergangenheit und sieht seinem Ende entgegen. 
Geeignete Maßnahmen sind zum Beispiel harte Sanktio-
nen gegenüber Profiteuren des Systems, die ähnlich der 
russischen Oligarchie häufig im Ausland leben und auf 
Kosten der iranischen Bevölkerung ihren erschlichenen 

Wohlstand genießen; ein Stopp der Verhandlungen des 
Atomabkommens JCPoA, da ja ersichtlich ist, dass kei-
ner weiter ernsthaft über dieses Format diskutieren 
möchte – mit diesem Regime lassen sich derzeit offen-
sichtlich keine Verhandlungen führen –; und der Schutz 
iranischer Menschen in Deutschland, indem wir Duldun-
gen ausweiten.

Man kann über einzelne Maßnahmen geteilter Ansicht 
sein. Ich kann für die Freien Demokraten sagen: Wo 
immer sich Menschen ihre Freiheit gegen ein mittelalter-
liches Regime erkämpfen, sind wir als Verbündete zur 
Stelle.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stellen wir also sicher, dass die Freiheitsbewegung im 
Iran überall auf der Welt gehört und gesehen wird. Nie 
waren die Menschen im Iran so nahe daran, sich selbst-
bestimmt eine Zukunft zu geben. Die Hoffnungen auf 
Liberalisierung seitens des Systems, die Präsident Rohani 
noch in der Bevölkerung geweckt hat, sind mit Präsident 
Raisi endgültig verflogen. Die Frauen – und mit ihnen 
alle anderen Protestierenden – zeigen durch ihre Aus-
dauer und ganz deutlich durch das Verbrennen ihrer 
Kopftücher, dass sie nicht mehr in einer Diktatur leben 
wollen; sie zeigen sich als Individuen, sie fordern Freiheit 
und das Ende der Diktatur. Dabei müssen wir sie mit allen 
Möglichkeiten unterstützen. Je länger der intensive 
Druck auf das Mullah-Regime ausgeübt wird, desto 
schwächer wird es werden.

Meine Damen und Herren, der Weg, den der Iran jetzt 
nimmt, geht in eine klare Richtung. Und es bleibt nicht 
dabei; denn das ganze Land, zumindest große Teile des 
Landes, solidarisiert sich mit seinen Frauen und steht an 
ihrer Seite.

Zur feministischen oder frauenorientierten Außenpoli-
tik. Ich halte es für keine gute Idee, sie in diesem Zusam-
menhang ins Spiel zu bringen. Am 25. Juni 2021 hat der 
Bundestag mit einer Mehrheit der schwarz-roten Koaliti-
onsfraktionen sowie FDP und Grünen einem Antrag ge-
nau dieser vier Fraktionen zugestimmt. Mit dem dama-
ligen Antrag „Menschenrechte ins Zentrum der 
Iranpolitik stellen“ war es gelungen, sich zusammen-
zuschließen, einander ins Boot zu holen, Fraktionsgren-
zen zu überwinden, weil es um eine wichtige gemeinsame 
Sache geht.

Ich verstehe, dass Ihnen von der Union dafür in Ihrer 
Findungsphase in der Opposition die Ruhe fehlt,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

aber ich bedaure dies. Denn genau das hätte es gebraucht: 
einen gemeinsam gestellten Antrag einer breiten Mehr-
heit dieses Parlaments, zu dem alle hätten beitragen kön-
nen, ein Zeichen der Geschlossenheit der Bundesrepublik 
in den Iran, dass wir gemeinsam an der Seite der Frei-
heitsbewegung stehen. Stattdessen konfrontieren Sie uns 
am Vorabend der Debatte mit einem Antrag, der uns erst 
gestern Abend überhaupt zugegangen ist. Ursprünglich 
wollten Sie über Wahlen in Libyen diskutieren, bis Ihnen 
am Dienstagmorgen einfiel, dass die Situation im Iran 
vielleicht mehr Aufmerksamkeit bringt.
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Lassen Sie uns daher im Ausschuss eine gemeinsame 
Position der breiten Mehrheit dieses Hauses erarbeiten, 
verbliebene Fragen klären und zu der Geschlossenheit 
kommen, die dieses Thema verdient.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und das im Sinne der mutigen Menschen im Iran.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Und das Wort erhält Alexander Radwan für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Am 16. September ist Mahsa Amini im Iran an 
den Folgen der brutalen Übergriffe der Religionspolizei 
gestorben. Am 19. September gab es die ersten Proteste 
sehr mutiger Frauen. Seitdem weiten sich die Proteste 
Stück für Stück aus. Am Anfang war es die Jugend; es 
sind inzwischen die Basarhändler, es sind die Arbeiter in 
der Ölindustrie, die sich den Protesten anschließen.

Die deutsche Außenpolitik hat hier sehr spät reagiert. 
Ich möchte nur daran erinnern: Jake Sullivan hat noch am 
Todestag entsprechend reagiert und sich geäußert. Seit-
dem gab es wohlabgewogene Worte der Außenministe-
rin, zuletzt in der „BamS“, wo es hieß, die falsche Seite 
der Geschichte sei der Platz, wo sich dieses Regime be-
finde. Also, nach heftiger Kritik wurde hier entsprechend 
reagiert.

Anfangs hatte man das Gefühl – das hat man auch bis 
heute –, dass das Ziel eines Atomabkommens nach wie 
vor im Vordergrund steht. Aber die Bundesaußenminis-
terin hat die Absicht, ihr Etikett zu retten, und deswegen 
hat sie nachlegen und entsprechend formulieren müssen, 
weil die Unglaubwürdigkeit zum Greifen war. Man 
braucht sich ja nur die Artikel auch in linken Medien 
anzuschauen, die das Nichtssagen der Außenministerin 
gegeißelt haben.

Meine Damen und Herren, wir reden dauernd über ein 
Abkommen, das gerade gar nicht verhandelt wird. Der 
Iran ist eine außenpolitisch sehr komplexe Herausforde-
rung. Es wird immer wieder betont, der Iran zündle in der 
Region. Das ist richtig. Auch die Ukraine wurde erwähnt, 
wohin entsprechendes Material geliefert wird. Es ist Is-
rael, es ist der Irak, es ist der Libanon, und es sind die 
Angriffe auf die Ölfelder Saudi-Arabiens, die vom Iran 
ausgehen. Darauf brauchen wir von der deutschen Au-
ßenpolitik eine Antwort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Realität ist, dass der Iran konsequent gegen unsere 

Interessen in Deutschland und in Europa arbeitet. Die 
Verhandlungen zum Atomabkommen sind notwendig, 
wie es auch der Kollege Röttgen gesagt hat, und sie 

müssen fortgeführt werden. Der Kollege Hardt hat das 
Thema aufgegriffen, und da muss man dann auch nach 
dem Plan B fragen: Was passiert, wenn dieses Abkom-
men nicht zustande kommt? Wie reagieren wir in dieser 
Situation auf dieses Abkommen, auf die Situation vor 
Ort?

Ziel von Außenpolitik muss es sein, Sicherheit und 
Stabilität in der Region zu schaffen. Es geht aber dieser 
Regierung und dieser Außenministerin anscheinend nur 
um das Etikett. Wir müssen erkennen, dass die Formulie-
rungen einer Klimaaußenpolitik, einer feministischen 
Außenpolitik Etiketten sind, die für diese komplexen He-
rausforderungen nicht ausreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen eine reale Politik, die unsere Interessen 
berücksichtigt. Ich hoffe von der Außenministerin, dass, 
wenn jetzt entsprechende Sanktionen verhandelt werden, 
diese schneller erfolgen, dass sie effektiv sind und dass 
sie auch ein Stück weit mutig sind. Die Amerikaner ha-
ben relativ schnell dafür gesorgt, dass die Kommunika-
tion im Iran wieder funktioniert, dass diejenigen, die 
mutig auf die Straße gehen, eben nicht von den Kom-
munikationsmedien abgeschnitten werden. Dies würde 
ich mir auch von der Bundesregierung erwarten, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte noch ganz kurz etwas zum Thema Abschie-
bestopp erwähnen, wobei ich das Thema jetzt nicht ver-
tiefen werde.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Warum denn nicht?)

Aber die Behauptung von Ihnen, Frau Kaddor, die uni-
onsgeführten Bundesländer hätten hierzu nichts gesagt, 
ist nicht richtig. Das wissen Sie möglicherweise. Das 
möchte ich hier noch mal betonen und entsprechend be-
richtigen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann berichtigen Sie es doch!)

Mir geht es bei dieser Frage darum, dass wir eine 
Außenpolitik machen, die die Menschen, die Sicherheit 
und die Region im Auge hat, also eine Außenpolitik, die 
eben nicht abwägt, auf der einen Seite ein Abkommen 
oder auf der anderen Seite die Menschen zu unterstützen. 
Wir müssen mit dem Problem im Iran entsprechend um-
gehen.

Meine Damen und Herren, ich hatte gesagt, die fe-
ministische Außenpolitik und die Klimaaußenpolitik die-
ser Bundesregierung seien nur Etiketten, die nicht aus-
reichen. Die Frauen im Iran, die empfinden das Ganze als 
Etikettenschwindel.

Besten Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Rednerin ist für die SPD-Fraktion Derya 

Türk-Nachbaur.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen und andere! Da kämpfen mutige, junge, ent-
schlossene Iranerinnen um ihre ureigenen Menschen-
rechte, um ihre Freiheit, um ihre Selbstbestimmung und 
ihre Würde. Trotz massivster Repressalien gehen sie auf 
die Straßen, zünden Kopftücher an, schneiden sich die 
Haare ab, um der ganzen Welt zu zeigen: Wir haben 
genug! So nicht, und so nicht mit uns! – Ich verneige 
mich, wir verneigen uns alle vor dem Mut und der Ent-
schlossenheit dieser Frauen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wut und Mut setzen ungeahnte Kräfte frei; das haben 
Frauen in der Geschichte immer und immer wieder be-
wiesen. Und dann kommt ein Unionsantrag und will den 
Testfall einer frauenorientierten Außenpolitik initiieren. 
Diese Frauen sind kein Testfall und auch kein Spielball, 
von nichts und niemandem.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Das ha-
ben wir doch gar nicht gesagt!)

Was genau mit frauenorientierter Außenpolitik ge-
meint ist, weiß ich nicht. Ich vermute, Sie haben das 
Wort ganz bewusst gewählt, um unsere Außen- und Ent-
wicklungspolitik, die wir als Koalition verfolgen, nicht 
als feministisch bezeichnen zu müssen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Sie interpre-
tieren das ganz bewusst falsch!)

Keine Sorge, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, 
man wird nicht gleich feministisch – und es bleibt auch 
nichts kleben, und man steckt sich auch nicht mit Fe-
minismus an –, wenn man es ausspricht oder ausschreibt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Alles 
gut! Kommen Sie mal zur Sache!)

Sie wissen nämlich ganz genau, was das Wort „fe-
ministisch“ auch bedeutet: dass nicht mehr nur die so-
genannten alten weißen Männer oder in dem Fall die alten 
bärtigen Männer allein die Spielregeln der internationa-
len Politik diktieren. In Zukunft werden wir Frauen selbst 
unsere Themen laut und deutlich äußern, noch deutlicher 
und noch viel lauter als zuvor.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das erzählen Sie 
uns, wo Angela Merkel 16 Jahre lang Bundes-
kanzlerin war! Originell!)

Wir brauchen kein System des Patronats, das uns an die 
Hand nimmt und sagt, was wir zu tun haben. Genau das 
zeigen uns die mutigen Iranerinnen. Als Koalition wissen 
wir ganz genau, was unsere politischen und menschlichen 
Werte und Ziele sind, um eine erfolgreiche feministische 
Außen- und Entwicklungspolitik zu betreiben.

Keine Sorge, „feministisch“ bedeutet auch, alle Men-
schen und deren Bedürfnisse gleich zu achten und allen 
die gleichen Rechte zu gewähren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es heißt nicht, andere zu unterdrücken oder zu bevormun-
den. Von daher: Bitte keine Angst vor feministischer 
Außenpolitik.

Unsere Ministerinnen gehen dabei mit großen Schrit-
ten voran. Unsere Außenministerin hat weitere Sanktio-
nen gegen das repressive Regime im Iran angekündigt, 
darunter Einreisesperren, das Einfrieren von Vermögen in 
der EU. Dabei stimmen wir uns mit den internationalen 
Partnern ab. Viele der im Antrag aufgelisteten Forderun-
gen sind in der Mache – Sie haben es erwähnt –, und 
weitere werden folgen. Da sind sinnvolle Vorschläge da-
bei.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Dann können Sie 
ja zustimmen!)

Es scheint mir in dem Fall aber so zu sein, dass es der 
Union nicht unbedingt um Frauenrechte geht, sondern 
einzig allein um politisches Kalkül oder, um Sie zu zitie-
ren: um Etiketten. Einige Frauen Ihrer Fraktion waren 
genau wie viele meiner Kollegen und Kolleginnen vor 
zwei Wochen am Brandenburger Tor bei der großen 
Kundgebung nach dem Tod von Jina Mahsa Amini. Wir 
waren und sind uns hoffentlich in diesem Punkt einig: 
Frauenrechte sind Menschenrechte.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf der Abg. 
Dr. Katja Leikert [CDU/CSU])

Wenn es der Union tatsächlich um die Unterstützung 
und den Schutz von Frauen geht, die sich gegen Gewalt 
auflehnen, die sich gegen Unterdrückung stellen, die vor 
Gewalt fliehen: Wie kann es dann sein, dass Ihr Frakti-
onsvorsitzender noch vor wenigen Tagen in Bezug auf 
Frauen, die mit ihren Kindern vor einem brutalen An-
griffskrieg geflohen sind und Schutz bei uns gesucht ha-
ben, von Sozialtourismus spricht?

(Enrico Komning [AfD]: Weil er recht hat!)
Wie kann es sein, dass Ihr Landrat in Passau unter Vor-
spielung falscher Tatsachen einen gut integrierten Iraner, 
der in der Pflege arbeitet, in Abschiebehaft lockt?

(Zuruf von der AfD)
Wie kann es sein, dass Sie erst vor einigen Tagen mit 
Stimmungsmache gegen Migrantinnen und Migranten 
in Niedersachen auf Stimmentourismus gingen? Es ist 
Ihnen nicht gelungen, und ich sage: Was für ein Glück!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Katja Leikert 
[CDU/CSU]: Null Substanz!)

Frauenrechte und somit Menschenrechte sollten auch für 
die Union überall gelten, auch vor der eigenen Haustür. 
Für mich ist dieser Antrag tatsächlich nur ein Etikett.

Liebe Frauen im Iran, lasst euch von nichts und nie-
mandem instrumentalisieren! Lasst euch nicht zum Eti-
kett machen! Wir stehen nicht nur an der Seite der unter-
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drückten Frauen, sondern an der Seite aller unterdrückten 
und marginalisierten Gruppen und aller Andersdenken-
den im Iran. Wir sehen euch; wir hören euch, wie es 
meine Kollegin gesagt hat.

Danke. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Letzte Rednerin in dieser Debatte ist für Bündnis 90/ 

Die Grünen Merle Spellerberg.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Merle Spellerberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sehen gerade Menschen im Iran, die angeführt von 
mutigen Frauen ihr Leben riskieren, um für ihre Freiheit 
und ihre Rechte, um gegen einen repressiven und massiv 
gewaltvollen Staat zu kämpfen, die den Tod von Jina 
Mahsa Amini nicht einfach hinnehmen, die kämpfen trotz 
ihrer Angst, dass ihre Freundinnen, ihre Schwestern, ihre 
Kinder nicht lebend von einem Protest nach Hause kom-
men. Diese Angst wird zu Wut, zu Mut und zu Wandel, zu 
einer Revolution, in der Tausende Menschen – es wurde 
schon angesprochen –, von jungen Schülerinnen bis zu 
Arbeitern aus der Ölindustrie, jeden Tag im gesamten 
Land gegen das unterdrückende Regime kämpfen.

Liebe Unionsfraktion, ich freue mich, dass wir an die-
ser Stelle über das Thema sprechen können, aber ich 
finde es schon amüsant, dass Sie es nicht schaffen, in 
Ihrem Antrag über eine feministische Außenpolitik zu 
sprechen. Ich finde, es zeigt in einem gewissen Rahmen 
das tiefgreifende Missverständnis von feministischer Au-
ßenpolitik, wenn Sie denken, dass Sie „feministisch“ mit 
„frauenorientiert“ austauschen können. Das zeigt, dass 
einige von Ihnen denken, dass dieser Ansatz irgendwie 
zu unterkomplex oder der falsche wäre.

(Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Erläutern Sie 
mal!)

Aber eine feministische Außenpolitik zielt eben darauf 
ab, ungerechte Machtstrukturen und menschliche Un-
sicherheit zu erkennen, zu benennen und zu durchbre-
chen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Und genau das sehen wir in den feministischen Protes-
ten im Iran. Das betrifft natürlich Frauen, aber eben auch 
andere Gruppen von Menschen, die in unseren gesell-
schaftlichen Systemen, hier genau wie dort, immer wie-
der den Kürzeren ziehen und immer wieder bewusst un-
terdrückt werden;

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

und das sind eben nicht nur Frauen.
Die Kollegin Türk-Nachbaur hat es gerade angespro-

chen: Es hat schon einen bitteren Beigeschmack, wenn 
Sie uns über feministische Politik belehren wollen, ob-

wohl man in Ihrer Politik – ich wünschte, es wäre anders – 
häufig kein Interesse erkennen kann, den Status quo von 
Ungerechtigkeit zu ändern; das Stichwort „Sozialtouris-
mus“ wurde genannt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Jürgen Hardt 
[CDU/CSU]: Wir als Partei von Angela Mer-
kel müssen uns das nicht sagen lassen!)

Und deswegen möchte ich ganz klar sagen, dass wir 
eben keine frauenorientierte Außenpolitik wollen, wir 
wollen eine feministische Außenpolitik. Das ist ein Un-
terschied.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf von der 
AfD: So ein Blödsinn!)

Auch im Iran sehen wir keine frauenorientierten Pro-
teste, sondern feministische Proteste. Menschen aus den 
verschiedensten Bereichen der Gesellschaft stehen Seite 
an Seite der Frauen und riskieren ihr Leben, weil sie 
wissen, dass es nicht nur darum geht, wer wann wo ein 
Kopftuch trägt, sondern darum, ein unterdrückendes Re-
gime zu stoppen, darum, Freiheit und Selbstbestimmung 
für alle Menschen zu erwirken.

An die Menschen im Iran: Wir hören euch, wir sehen 
euch, wir stehen an eurer Seite. Wir trauern mit euch um 
die Liebsten, die ihr verloren habt. Wir geben alles, um 
eure Stimme in die Welt zu tragen und den Blick der Welt 
weiter auf euch zu richten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zum Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

auf Drucksache 20/3930. Die Fraktion der CDU/CSU 
wünscht Abstimmung in der Sache. Die Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP wünschen Über-
weisung, und zwar federführend an den Auswärtigen 
Ausschuss und mitberatend an den Innenausschuss, den 
Finanzausschuss, den Ausschuss für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe sowie an den Ausschuss für die Ange-
legenheiten der Europäischen Union.

Wir stimmen wie gewohnt zuerst über den Antrag auf 
Ausschussüberweisung ab. Deshalb frage ich: Wer 
stimmt für die beantragte Überweisung? – Das sind Die 
Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist CDU/CSU. Enthaltun-
gen? – Sehe ich keine. Damit ist die Überweisung so 
beschlossen, und wir stimmen heute über den Antrag 
auf Drucksache 20/3930 nicht in der Sache ab.

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Weiterentwicklung der Qualität und zur Teil-
habe in der Kindertagesbetreuung (KiTa- 
Qualitätsgesetz)

Drucksache 20/3880
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Wenn Sie bitte schnell Ihre Plätze wechseln und alles, 
was zu besprechen ist, nach draußen verlagern, wäre das 
wunderbar. Und bitte versuchen Sie in Zukunft – wir 
haben das auch vereinbart –, Ihre großen Taschen hinten 
abzulegen oder bei den Damen an der Garderobe abzuge-
ben. Das möchte ich noch kurz anmerken.

Ich kann die Aussprache eröffnen. Es sind 39 Minuten 
vereinbart. Es beginnt für die Bundesregierung die Bun-
desministerin Lisa Paus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuhörende! Das ist die erste Lesung des KiTa- 
Qualitätsgesetzes. In Kitas starten Kinder in eine ganz 
neue Welt. Dort wird das Fundament gelegt für Bildung, 
für eine gesunde Entwicklung, für soziale Teilhabe. Ich 
will, dass alle Kinder in Deutschland die gleichen Chan-
cen haben, egal ob sie in Flensburg aufwachsen oder in 
Frankfurt/Oder, in der Eifel oder im Erzgebirge. Wir wol-
len gute Startchancen für alle, soziale Gerechtigkeit von 
Anfang an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Dabei ist es nicht nur wichtig, dass wir überall Kitas 
haben; vielmehr brauchen wir auch gute Qualität in den 
Kitas. Die ist ganz zentral. Alle Bildungswissenschaft-
ler/-innen bestätigen: Frühkindliche Bildung zählt, und 
sie zahlt sich aus. Die Bundesregierung stellt mit dem 
KiTa-Qualitätsgesetz in den nächsten beiden Jahren 
4 Milliarden Euro bereit, damit die Länder die Qualität 
ihrer Kitas verbessern können. Wir setzen damit ein zen-
trales Vorhaben unseres Koalitionsvertrages um.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Folgende Bereiche sind besonders wichtig:
Erstens. Wir investieren in sprachliche Bildung; denn 

in der Kitazeit wird die Grundlage für eine gute Sprach-
entwicklung gelegt. Und bevor jemand erneut behauptet, 
wir zögen uns aus der sprachlichen Bildung zurück: Nein, 
das tun wir nicht. Im Gegenteil: Mit diesem Gesetz geben 
wir den Ländern die Möglichkeit, die Sprach-Kitas in die 
Landesstrukturen zu überführen, und genau dort gehören 
sie hin, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Zweitens. Wir fördern Gesundheit, Ernährung und Be-
wegung in Kitas. Das ist nicht nur, aber auch wegen der 
Coronajahre dringend notwendig.

Drittens ermöglichen wir einen besseren Betreuungs-
schlüssel. Der bedeutet ganz konkret: mehr Zeit für jedes 
einzelne Kind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Und viertens fördern wir die Personalentwicklung und 
die Entwicklung von Fachkräften.

Mehr sprachliche Bildung, mehr Gesundheit und Be-
wegung, ein besserer Betreuungsschlüssel und mehr Per-
sonal in Kitas und Kindertagespflege – das sind die wich-
tigen Bereiche in diesem KiTa-Qualitätsgesetz.

Künftig müssen mehr als 50 Prozent der Bundesmittel 
messbar in genau diese Bereiche fließen. Sofern einzelne 
Länder die Fördermittel des Bundes bislang vornehmlich 
genutzt haben, um Kitabeiträge zu senken: Dann müssen 
diese Länder jetzt umsteuern. Das alles ist die Quint-
essenz, das Fazit der Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Evaluation des Gute-KiTa-Gesetzes, das wir hatten. Ge-
nau das wurde uns aufgetragen. Es ist auch völlig klar, 
dass es sich lohnt; denn von guter Qualität profitieren die 
Kinder und übrigens gerade auch die Kinder aus belaste-
ten Familien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Und wir wollen eine gerechte Staffelung der Beiträge, 
Beitragsfreiheit für Transferempfänger, für Wohngeld-
empfänger, für Kinderzuschlagsempfänger. Ansonsten 
sollen die Kitabeiträge nach Einkommen und nach An-
zahl der Kinder gestaffelt werden.

Ich verstehe, dass die Länder dafür Zeit brauchen, und 
diese Zeit geben wir ihnen auch. Sie haben bis zum 
30. Juni Zeit, also noch rund ein Dreivierteljahr, um das 
entsprechend umzusetzen.

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Das KiTa-Quali-
tätsgesetz ist eine Investition in die Zukunft unserer Kin-
der, ein wichtiger Schritt hin zu einem Qualitätsentwick-
lungsgesetz mit bundesweiten Standards. Deswegen bitte 
ich Sie um die Unterstützung für dieses Gesetz.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Hermann-Josef Tebroke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir debattieren heute in erster Lesung den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung für ein – Sie nennen das so – KiTa- 
Qualitätsgesetz. Der Name hört sich erst mal wunderbar 
an; nur leider steckt auch hier nicht das dahinter, was man 
mit einem KiTa-Qualitätsgesetz verbinden oder dahinter 
vermuten würde.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Was?)
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Sehr geehrter Herr Kollege Seestern-Pauly von der 
FDP, vielleicht erinnern Sie sich, dass Sie bei der Ver-
abschiedung des Gute-KiTa-Gesetzes vorgeschlagen ha-
ben, nicht von einem „Gute-KiTa-Gesetz“ zu sprechen, 
sondern von einem „Verpasste-Chancen-Gesetz“.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Ja, richtig! 
Das machen wir heute!)

Und genau daran mussten wir uns erinnern, als wir uns 
mit diesem Gesetzentwurf befasst haben.

(Leni Breymaier [SPD]: So wechseln hier die 
Rollen! – Christine Aschenberg-Dugnus 
[FDP]: Was wollten Sie jetzt damit sagen? 
Das war jetzt aber schon eine Nullaussage!)

Aber kommen wir zum Inhalt des Gesetzentwurfs. Po-
sitiv hervorzuheben ist sicherlich, dass für 2023 und 2024 
wieder jeweils 2 Milliarden Euro in die Hand genommen 
werden, um die Länder und die Kommunen zu unterstüt-
zen, die Bundesmittel für Maßnahmen zur Verbesserung 
der Qualität in der Kinderbetreuung vor Ort zu nutzen. 
Das ist gut so.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber ist der Gesetzentwurf überhaupt dazu geeignet, 
und entspricht er überhaupt den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, Frau Ministerin? Sie sprechen von gleichen 
Lebensverhältnissen in Flensburg und in der Eifel. Ja, 
zur Begründung der Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des – und ich erinnere, dass das auch damals berechtig-
terweise und kontrovers debattiert worden ist – müssen 
Sie auf die Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse abstellen. Aber wenn ich mir den Gesetzentwurf 
anschaue, dann bin ich doch mindestens irritiert.

Im Kern, meine Damen und Herren, geht es natürlich 
um die Frage, wofür die Bundesmittel verwandt werden: 
zur Verbesserung der Qualität oder aber zur Absenkung 
der Elternbeiträge. Laut Gesetzentwurf wird in den Bun-
desländern, in denen bis zum 31. Dezember 2022 noch 
keine Bundesmittel aus dem Gute-KiTa-Gesetz für die 
Senkung von Elternbeiträgen eingesetzt wurden, wie 
zum Beispiel im Bundesland Baden-Württemberg, dies 
auch zukünftig nicht möglich sein. Das gilt auch dann, 
wenn alle bundesweit empfohlenen Qualitätskriterien er-
füllt würden. Andererseits werden qualitätssteigernde 
Maßnahmen nicht mehr finanziert, wenn sie nicht aus-
drücklich auch priorisiert sind.

Im Gegensatz dazu – und hier zeigt sich eigentlich der 
eklatante Widerspruch sehr deutlich – dürfen Länder wie 
zum Beispiel Mecklenburg-Vorpommern die Bundesmit-
tel weiterhin für die Beitragsentlastung verwenden, auch 
wenn sie bundesweit den schlechtesten Fachkraft-Kind- 
Schlüssel aufweisen.

Ich frage Sie, liebe Ampel: Wie sollen auch nur im 
Ansatz im Bundesgebiet vor diesem Hintergrund gleich-
wertige Lebensverhältnisse hergestellt werden können? 
Ist es im Gegenteil nicht gerade so, dass durch diese 
Regelung im Gesetz – ich hoffe, dass wir sie ändern 
können – die Lebensverhältnisse sich weiter auseinander-
entwickeln, weil die einen Länder weiter Beitragsentlas-
tungen mit den Geldern ermöglichen und die anderen 

Länder weiter in Qualität investieren? Dann haben wir 
noch größere Unterschiede zwischen unseren Bundeslän-
dern, und gerade das wollten wir doch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen aus der FDP und auch 

aus Bündnis 90/Die Grünen, Sie werden sich an einige 
kritische Beiträge erinnern, die Sie damals dazu vorgetra-
gen haben, dass die Bundesmittel auch zur Beitragsent-
lastung verwendet werden dürften,

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Sie haben 
zugestimmt!)

und Sie wissen auch, dass wir als Union damals die 
Bundesmittel lieber ausschließlich in die Qualität inves-
tiert hätten.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Haben Sie 
aber nicht! Das ist doch ein Witz!)

Sie haben an einigen Stellen durchaus berechtigterweise 
darauf hingewiesen.

Ich darf einen Beitrag aus der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zitieren. Frau Baerbock:

Diejenigen, die vorher 100 oder 200 Euro gezahlt 
haben und das jetzt nicht mehr tun müssen, weil 
Sie sie davon befreien, sagen: Super, für die 
200 Euro gehe ich jetzt in die private Kita nebenan, 
wo der Schlüssel stimmt. – Die Eltern, die sich das 
nicht leisten können, bleiben dann in den Kitas, wo 
eine Fachkraft auf 20 Kinder aufpasst ...

Und so weiter, und so weiter.
Allerdings – und das ist der große Unterschied, meine 

Damen und Herren –: Zu dieser Zeit gab es zu den Bun-
desmitteln für das Gute-KiTa-Gesetz zusätzliche Maß-
nahmen zur Verbesserung der Qualität in der Kinder-
betreuung. Damals gab es noch das Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas“, damals gab es noch die „Fachkräfteof-
fensive Erzieherinnen und Erzieher“, und damals gab es 
noch das Bundesprogramm „Kita-Einstieg“. Und jetzt 
stehen alle diese Programme vor dem Aus, auch das 
Bundesprogramm „Sprach-Kitas“. Das kann es nicht 
sein, meine Damen und Herren, und wir als Union wer-
den uns mit Nachdruck dagegen wenden. Wir haben dazu 
einen Antrag vorgelegt und auch heute noch einen Än-
derungsantrag zum Einzelplan 17 präsentiert. Wir werden 
uns dafür einsetzen, dass die Sprach-Kitas als Bundes-
programm erhalten bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit dem Hinweis, liebe Ministerin, das würde ja alles 

in dem neuen KiTa-Qualitätsgesetz aufgenommen wer-
den, machen Sie sich einen schlanken Fuß. Ich kann nicht 
erkennen, dass irgendwo eine Aufstockung des Pro-
gramms geplant ist. Denn Sie müssten zum einen um 
rund 200 Millionen Euro aufstocken, wenn Sie die Maß-
nahme weiterführen würden, und zum anderen haben Sie 
nicht erklärt, wie zur Mitte des kommenden Jahres, wenn 
denn dann das KiTa-Qualitätsgesetz greift, die Kapazitä-
ten wiederaufgebaut werden können, insbesondere die 
Personalkapazitäten, die gerade zusammengebrochen 
sind. Sie verantworten den Zusammenbruch hochwerti-
ger Strukturen, –
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
– und das müssen Sie sich vorhalten lassen.
Wir werden alles dafür tun, dieses Gesetz, das KiTa- 

Qualitätsgesetz, abzuändern, damit es zu einem Quali-
tätsgesetz wird, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
– und darum bitten wir um angeregte, konstruktive 

Beratung.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Wir stehen zur Verfügung.
Ich danke Ihnen, Frau Präsidentin, für Ihre Geduld und 

Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es sind ja die nachfolgenden Redner Ihrer Fraktion, die 

dann auf Redezeit verzichten müssen. Also, ich kann ja 
nur darauf hinweisen. – Es folgt jetzt für die SPD-Frak-
tion Erik von Malottki.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Erik von Malottki (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Das Gute-Ki-
Ta-Gesetz war ein Meilenstein: Zum ersten Mal inves-
tierte der Bund in Milliardenhöhe und auf Dauer angelegt 
in die frühkindliche Bildung. Wir knüpfen heute als Koa-
lition an diesen Erfolg an und entwickeln das Gute-KiTa- 
Gesetz weiter. Diese Teamleistung wäre ohne das erfolg-
reiche Verhandeln der 2 Milliarden Euro jährlich durch 
die Bundesfamilienministerin nicht möglich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der Entwurf für das KiTa-Qualitätsgesetz schafft dabei 
einen wichtigen Balanceakt: Fokussierung auf Qualitäts-
verbesserung und die Möglichkeit, Familien mit Kitakin-
dern weiterhin zu entlasten.

Warum ist es uns wichtig, dass Entlastung weiterhin 
möglich ist? Für uns sind drei Punkte entscheidend: Bil-
dungsgerechtigkeit, Gleichstellung, gute Löhne.

(Zuruf von der AfD)

Erstens: Bildungsgerechtigkeit. Als Sozialdemokraten 
wollen wir die kostenlose Bildung von der Krippe bis zur 
Hochschule.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Für uns sind Kitagebühren das Gegenteil von Bildungs-
gerechtigkeit.

(Dr. Katja Leikert [CDU/CSU]: Hä?)
Diese Gebühren führen gerade in Familien mit mehreren 
Kindern im Kitaalter zu einer folgenschweren Abwä-
gung: Lohnt es sich für beide Eltern, arbeiten zu gehen, 
um dann einen hohen Anteil des Einkommens für Kitage-
bühren zu verwenden? Muss ich für meine Kinder aus 
finanziellen Gründen auf frühkindliche Bildung verzich-
ten? Das darf nicht sein.

Zweitens: Gleichstellung. Die ungerechte Verteilung 
von Sorgearbeit führt häufig dazu, dass die Mutter zu 
Hause bleibt und die Betreuung übernimmt. Hohe Ki-
tagebühren sind deswegen ein Bremsklotz für Gleichstel-
lung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Na klar!)

Drittens: gute Löhne. 92,5 Prozent aller Beschäftigten 
in Kindertageseinrichtungen sind Frauen – 92,5 Prozent! 
Sie sind die Leidtragenden der schlechten Bezahlung in 
der frühkindlichen Bildung. Wie hilft aber der Wegfall 
von Kitagebühren nun den Erzieherinnen? In Mecklen-
burg-Vorpommern hat die Landesregierung mit den 
Mitteln aus dem Gute-KiTa-Gesetz ab 2020 die Kitas 
kostenlos gestellt. Damit wurde erreicht, dass in den 
Platzkostenverhandlungen die drohende höhere Belas-
tung von Familien einer Refinanzierung von guten Löh-
nen nicht mehr entgegensteht. Dies hat den Gewerk-
schaften ermöglicht, gute Tarifabschlüsse für die 
Erzieherinnen zu erreichen.

Natürlich kenne auch ich die Kritik an der Gebühren-
entlastung aus der Praxis. Aber bevor Sie und bevor wir 
in diese Kritik einstimmen, sollten Sie sich die Lohnent-
wicklung der Erzieherinnen in Bad Doberan, in Ludwigs-
lust und in Wolgast seit 2020 ansehen. Diese Erzieherin-
nen haben jetzt dank Gebührenentlastung und starker 
Gewerkschaften 200, 300, 400 Euro monatlich mehr im 
Portemonnaie, weil sie endlich einen guten Tarifvertrag 
haben.

(Beifall bei der SPD – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Ach! Das eine hat doch mit dem ande-
ren gar nix zu tun!)

Die Gebührenfreiheit hat uns ermöglicht, diese Erziehe-
rinnen aus dem Niedriglohnsektor herauszuholen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Die Gebühren-
freiheit? Das ist doch Schwachsinn!)

Ich war selber als Tarifreferent dabei, ich habe die Tarif-
verträge selber geschrieben und verhandelt. Deshalb dür-
fen wir Gebührenentlastung und Qualität nicht gegen-
einander ausspielen; wir brauchen beides. Genau dieser 
Balanceakt gelingt uns mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf.
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Was bewirkt das Gesetz für die Qualität in den Ein-
richtungen?

(Zuruf von der AfD: Nichts!)
In meinem Bundesland plant die Landesregierung eine 
Fachkräfteoffensive, das Absenken des Fachkraft-Kind- 
Verhältnisses im Kindergarten und die Einführung eines 
landeseinheitlichen Mindestpersonalschlüssels. Mit dem 
Geld des Bundes ermöglichen wir in Mecklenburg-Vor-
pommern also kleinere Gruppen, eine bessere Betreuung 
der Kinder und eine Entlastung der Beschäftigten durch 
neue Fachkräfte. Auch in allen anderen Bundesländern 
sehen wir zusätzliche Qualitätsmaßnahmen dank der Mit-
tel des Bundes.

Wo werden wir in den nächsten Wochen im parlamen-
tarischen Verfahren noch einmal genauer hinschauen? 
Aus meiner Sicht gibt es eine zentrale Frage: Wie schaf-
fen wir einen guten Übergang für die Sprach-Kitas und 
deren langfristige Absicherung? Die Bundesfamilien-
ministerin verhandelt gerade mit Hochdruck, damit die 
Sprach-Kitas eine schnelle und langfristige Perspektive 
bekommen.

(Anne Janssen [CDU/CSU]: Schnell?)
Dafür hat sie die Rückendeckung der SPD-Bundestags-
fraktion. Bund und Länder müssen sich endlich einigen 
und eine Bestandsgarantie für die Sprach-Kitas schaffen. 
Die Beschäftigten brauchen jetzt Sicherheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sollten diese Bestandsgarantie in die zu verhan-
delnden Staatsverträge zwischen Bund und Ländern auf-
nehmen und dafür eine Grundlage im Gesetz schaffen. So 
können wir das Wissen und die Kompetenz der Sprach- 
Kitas langfristig im Rahmen des KiTa-Qualitätsgesetzes 
erhalten. Wir können mit dem KiTa-Qualitätsgesetz also 
eine Menge erreichen: Entlastung von Familien, kleinere 
Gruppen, mehr Fachkräfte, eine langfristige Absicherung 
der Sprach-Kitas. Ich freue mich auf die anstehenden 
Beratungen. Packen wir es an!

Danke schön.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die AfD-Fraktion Gereon Bollmann.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kollegen! Liebe Zuschauer an den Schirmen! Liebe Zu-
schauer auf der Tribüne! Die Ampel zeigt uns mit ihrem 
heutigen Entwurf einmal mehr, was sie kann: Sie kann 
teuer. Die Kindergartenbeiträge konnten bisher unabhän-
gig vom Einkommen der Eltern gesenkt oder abgeschafft 
werden.

(Leni Breymaier [SPD]: Das ist so was von 
vorgestern!)

Nun sollen Eltern also zur Kasse gebeten werden.
(Zuruf von der SPD: Das ist doch Quatsch!)

Die betroffenen Familien dürfen dann einen vierstelligen 
Betrag pro Jahr zusätzlich aufwenden. Das haben Sie ja 
wirklich prima hinbekommen.

(Beifall bei der AfD)
Nun, der Ansatz ist ja im Grunde richtig: Wer mehr 

verdient, kann auch mehr leisten, und ihm muss der Staat 
nicht unter die Arme greifen. Dafür sind die Sozialstaf-
feln ja da. Aber passt das denn auch in die heutige Wirk-
lichkeit? Mit Ihrer verkorksten Krisenbewältigung muten 
Sie den Familien unbezahlbare Strompreise zu. Bei den 
Gaspreisen wollen Sie mit Doppel-Wumms kurzfristige 
Kosmetik betreiben. Bei den Benzin- und Dieselpreisen 
haben Sie das schon aufgegeben

(Anke Hennig [SPD]: Wir sind beim KiTa- 
Qualitätsgesetz!)

– es geht um die Kosten; warten Sie es doch ab –, und 
gegen die dramatische Inflation fällt Ihnen überhaupt 
nichts mehr ein. Es ist doch wirklich eine aus der Zeit 
gefallene Maßnahme, in dieser Situation den berufstäti-
gen Eltern noch einmal in die Tasche zu greifen.

Mit Ihrem Entwurf sorgen Sie für eine weitere Belas-
tung des Mittelstandes. Wer hat denn die Kosten zu tra-
gen? Es sind diejenigen, die täglich zur Arbeit fahren, die 
wertschöpfend tätig sind, denen Sie Steuern abknöpfen, 
um sie anderen in die Tasche zu stopfen.

(Beifall bei der AfD – Leni Breymaier [SPD]: 
Haben Sie die richtige Rede eingepackt?)

Ja, ich spreche vom Mittelstand, den Sie entweder ver-
gessen haben oder den Sie vorsätzlich ausdünnen wollen.

(Anke Hennig [SPD]: Sie wissen überhaupt 
nicht, was Sie reden!)

– Hauptsache Sie.
Wir sind für Gerechtigkeit. Ihr Entwurf ist ungerecht.

(Beifall bei der AfD – Matthias Seestern-Pauly 
[FDP]: Das ist so ein Blödsinn!)

Sie wollen nur die Eltern fördern, die ihre Kinder in 
staatliche Obhut geben. Aber wenn die Eltern ihre Kinder 
selbst betreuen, haben sie von Ihrem Entwurf gar nichts.

(Sarah Lahrkamp [SPD]: Ah!)
Das ist schreiend ungerecht. Wir wollen die Unterstüt-
zung von Elternarbeit. Wenn die Eltern ihre Kinder selbst 
betreuen, dann ist das Arbeit für die Allgemeinheit, und 
diese Arbeit muss genauso unterstützt werden wie die 
Kindergärten.

(Beifall bei der AfD)
Auch diese Eltern müssen mindestens das bekommen, 
was ein Kindergartenplatz gekostet hätte.

(Leni Breymaier [SPD]: Und danach kommt 
das Mutterkreuz!)

Wir fordern eine fortschrittliche Familienpolitik.
(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)
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Deutschland ist ein rohstoffarmes Land. Deshalb brau-
chen wir ein hohes Bildungsniveau. Der Staat hat dafür 
zu sorgen, dass Bildung und Ausbildung nicht nur sehr 
gut, sondern vor allem kostenfrei sind.

Herr von Malottki, nur zu fordern, bringt es nicht; Sie 
müssen es in der Ampel umsetzen. Das wäre wirklich 
achtsam und nicht Ihre einseitigen ideologischen Stär-
kungsprogramme, für die Sie eine Kleinigkeit von 
200 Millionen Euro zulasten der Familien aufnehmen. 
Fangen Sie doch endlich einmal an, die Erzieher- und 
die Kinderpflegeausbildung kostenfrei zu stellen!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Mit einem solchen Fortschritt können Sie qualifizierte 
Fachkräfte deutlich leichter gewinnen. Fangen Sie doch 
endlich einmal mit einer gerechten Bezahlung an, und 
zwar, Herr von Malottki, in der Ausbildung! Und fördern 
Sie Quereinsteiger, zum Beispiel Mütter und Väter, die 
ihre Erfahrung einbringen können!

Die Familien brauchen eine echte Unterstützung – 
nicht mit Peanuts wie 18 Euro mehr Kindergeld, sondern 
zum Beispiel mit Darlehen zum Erwerb von Wohneigen-
tum, deren Schuld sich mit jedem neugeborenen Kind 
vermindert. Das wäre fortschrittlich und gerecht.

(Beifall bei der AfD)

Dann hätten Sie etwas gekonnt. Versuchen Sie es doch 
mal!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Leni Breymaier [SPD]: 
Falsche Rede! – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie peinlich und unterkom-
plex!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält das Wort Matthias 

Seestern-Pauly.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Matthias Seestern-Pauly (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit der 
umfassenden Weiterentwicklung – „Weiterentwicklung“, 
Herr Dr. Tebroke – des von der Union im Übrigen mit-
beschlossenen Gute-KiTa-Gesetzes gehen wir einen 
wichtigen Schritt zu mehr Qualität in der frühkindlichen 
Bildung und setzen ein klares Signal für mehr Aufstiegs-
chancen, und zwar unabhängig von der eigenen sozialen 
Herkunft.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Als Bund bleiben wir damit nicht nur verlässlicher Part-
ner der Länder bei der Kinderbetreuung, sondern machen 
wir auch einen großen Sprung hin zum Qualitätsentwick-
lungsgesetz mit bundeseinheitlichen Standards, das wir 
im Koalitionsvertrag miteinander vereinbart haben.

Wir als Freie Demokraten haben uns schon lange dafür 
eingesetzt, den Fokus auf echte Qualitätsverbesserungen 
zu legen. Daher freut es mich sehr, dass wir dies nun 
gemeinsam in der Ampelkoalition angehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Bundesfinanzminister stellt für die Jahre 2023 und 
2024 insgesamt 4 Milliarden Euro für Investitionen in die 
frühkindliche Bildung durch das KiTa-Qualitätsgesetz 
zur Verfügung – 4 Milliarden Euro, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Union, die im Übrigen in der Finanz-
planung der vorherigen Regierung ebenso wenig ein-
geplant waren wie Mittel für die Fortführung des 
Sprach-Kita-Programms, was ja gerade Thema war. We-
der das eine noch das andere haben Sie finanziell abge-
sichert. Von daher sind das alles Sonntagsreden, die Sie 
hier halten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, somit unterstützen 
wir trotz der schwierigen Haushaltslage des Bundes die 
Länder in den kommenden Jahren weiter, und zwar, weil 
wir uns als Koalition die Förderung der Startchancen 
unserer Kinder so enorm auf die Fahnen geschrieben 
haben. Hierfür liegt uns – das muss man sehr deutlich 
sagen – ein richtig guter Gesetzentwurf vor. Ich sage 
Ihnen auch gerne, warum.

Zum einen kommt der Gesetzentwurf nämlich den zen-
tralen Kritikpunkten der Sachverständigen aus der letzten 
Legislaturperiode am Gute-KiTa-Gesetz nach. Zum an-
deren orientiert er sich klar an den wissenschaftlichen 
Empfehlungen des Evaluationsberichtes der Bundes-
regierung zum KiTa-Qualitäts- und -Teilhabeverbes-
serungsgesetz. Daran sieht man, dass uns als Ampelkoa-
lition die Wünsche der Erzieherinnen und Erzieher, der 
Eltern, der Familien und der Kinder wichtig sind.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was heißt das jetzt aber konkret? Erstens. Wir als Freie 
Demokraten haben uns dafür eingesetzt, dass neue Maß-
nahmen der Länder für die pauschale Beitragsentlastung 
auf Kosten der Qualität ab dem 1. Januar 2023 nicht mehr 
durch den Bund – „durch den Bund“, Herr Bollmann; den 
Ländern ist das weiterhin möglich – finanziert werden. 
Das ist sinnvoll; denn wir wollen einen klaren Fokus auf 
mehr Qualität legen. Bundesländer, die im Zuge des bis-
herigen Gute-KiTa-Gesetzes in Beitragsentlastungen in-
vestiert haben, müssen nun mindestens 50 Prozent der 
Mittel in die vorrangigen Handlungsfelder investieren. 
Bei den sieben prioritären Handlungsfeldern geht es um 
wirkliche Qualitätsverbesserungen. Hierzu zählen bei-
spielsweise ein guter Betreuungsschlüssel, die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen von Fachkräften, die 
Stärkung der Kitaleitung und der Kindertagespflege 
oder die deutlich stärkere Förderung der sprachlichen 
Bildung.

Zweitens. Nachdem wir als FDP ausdrücklich dafür 
geworben haben, müssen künftig die Kitagebühren bun-
desweit nach verpflichtenden Kriterien gestaffelt werden. 
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Damit werden finanziell schwächere Familien spürbar 
entlastet. Diejenigen Eltern, die beispielsweise Wohn-
geld, Kinderzuschlag oder Unterhaltsvorschuss erhalten, 
sind bereits seit 2019 im gesamten Bundesgebiet von den 
Gebühren befreit.

In diesem Zusammenhang appelliere ich dringend an 
die Bundesländer, diesem richtig guten Gesetzentwurf 
zuzustimmen, um zu zeigen, dass ihnen die Qualität in 
der frühkindlichen Bildung ebenso wichtig ist wie uns. Es 
kann nicht sein, dass einige Länder immer neue Forde-
rungen aufstellen und ihren landeseigenen Verpflichtun-
gen nicht ausreichend nachkommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Um es ganz klar zu sagen: Die Aufgabe der Länder ist 
es, die Kitas und Schulen hervorragend auszustatten. Das 
ist ihre Aufgabe. Wir als Bund unterstützen mit dem 
Gesetz die Länder in ihren Aufgaben, weil wir sehen, 
wie wichtig es ist, dass alle Kinder in ihren Talenten 
gefördert werden und dass Fachkräfte in ihrer Arbeit 
unterstützt werden, damit wir Aufstiegschancen und 
weltbeste frühkindliche Bildung für alle ermöglichen.

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf sind wir auf einem 
sehr guten Weg in Richtung eines gemeinsamen Quali-
tätsentwicklungsprozesses mit bundesweiten Standards. 
Ich freue mich auf das weitere parlamentarische Verfah-
ren und besonders auf die öffentliche Anhörung der Sach-
verständigen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für Die Linke erhält das Wort die Abgeordnete Heidi 

Reichinnek.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Dass der Bund sich engagiert, um die Kitasi-
tuation zu verbessern, ist dringend geboten. Die Idee des 
KiTa-Qualitätsgesetzes ist also völlig richtig. Aber wie 
Sie das machen, ist typisch für die Ampel: nette Idee, 
komplettes Chaos in der Umsetzung.

(Beifall bei der LINKEN)

Es war klar, dass das Gute-KiTa-Gesetz zum 31. De-
zember 2022 auslaufen wird. Trotzdem legen Sie erst 
Mitte August einen Gesetzentwurf vor. Hätte dieser we-
nige Änderungen beinhaltet, wäre das vielleicht machbar 
gewesen. Doch mit dem Gesetzentwurf produzieren Sie 
einen erheblichen Umsetzungsaufwand, der nicht zu 
stemmen ist. Und um dem Ganzen die Krone aufzuset-
zen, stampfen Sie mal eben das Bundesprogramm 
„Sprach-Kitas“ ein.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Tun wir ja 
nicht!)

Länder, Kommunen, Träger – sie alle wissen nicht, wie es 
nach dem 31. Dezember damit weitergehen soll. Dass 
Sprachförderung als Qualitätsmerkmal in das KiTa-Qua-
litätsgesetz und von der Projektförderung in die struktu-
relle Förderung überführt werden soll, ist ja richtig; aber 
niemand hat einen Plan, wie das so schnell gehen soll. Es 
läuft halt typisch für die Ampel: nette Idee, absolutes 
Chaos in der Umsetzung.

(Beifall bei der LINKEN – Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP]: Typisch für Die 
Linke: Phrasen dreschen!)

Übrigens wissen auch die 6 800 Fachkräfte, die über 
das Programm finanziert werden, nicht, wie es weiter-
geht; die orientieren sich neu. Mit Blick auf Ihre groß 
angekündigte Fachkräfteoffensive in Erziehungsberufen 
nur ein Tipp: Die Idee wäre, Fachkräfte zu gewinnen und 
zu halten, nicht zu verprellen.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Verbände hatten, nachdem Sie Monate mit inter-

nen Beratungen zubrachten, ganze zwei Tage Zeit, um 
zum Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Zwei Tage! 
Das können vielleicht große Industrieverbände leisten, 
zu denen Sie ja traditionell die besten Kontakte haben 
und die – aus Gründen – sowieso schon riesige Juraab-
teilungen beschäftigen. Aber für ehrenamtliche und ge-
meinnützige Organisationen, denen es nicht um wirt-
schaftliche Interessen geht, sondern darum, dass ihre 
Kinder in einem guten Umfeld aufwachsen, ist es eine 
ziemliche Höchstleistung, mitten in der Sommerpause 
so einen Gesetzentwurf durchzuarbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)
Dennoch haben die in der Kürze der Zeit zahlreiche Kri-
tikpunkte herausgearbeitet, die wir voll und ganz unter-
stützen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Besonders fatal: Das Kitasystem ist chronisch unter-

finanziert; jedes Jahr steigt das Defizit um weitere 3 Mil-
liarden Euro. Statt zumindest die Inflation aufzufangen, 
legt die Bundesregierung einen Sparhaushalt vor und 
stellt nicht einmal die Summe des Vorjahres für den Kita-
bereich bereit. Sie tun schlicht so, als gäbe es die Inflation 
nicht. Dabei hat sie doch zumindest für den Finanzminis-
ter eine richtig positive Seite: Im ersten Halbjahr sind 
durch die hohen Preise die Einnahmen allein aus der 
Mehrwertsteuer um 30 Milliarden Euro angestiegen. We-
gen 260 Millionen Euro stellen Sie das Programm 
„Sprach-Kitas“ ein, haben aber gleichzeitig zig Milliar-
den Euro für Steuererleichterungen übrig, die in erster 
Linie Gut- und Besserverdienenden zugutekommen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Un-
glaublich!)

Man muss festhalten: Sie haben Prioritäten, und das sind 
die falschen.

(Beifall bei der LINKEN)
Da passt es auch wirklich zu gut, dass die Gebühren-

freiheit in Zukunft kein förderfähiges Kriterium mehr 
sein soll. Aber gut – das wurde gesagt –: Als Sie die 
Eckpunkte angekündigt haben, haben Sie zumindest be-
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teuert, dass bei den Gebühren eine Einkommensstaffe-
lung verpflichtend sein soll. Aber schon damals habe 
ich mich gefragt, ob Sie das mit den Ländern abgespro-
chen haben. Nun kam die Stellungnahme des Bundesrats: 
Die Länder tragen das so nicht mit, die wussten nichts 
von ihrem Glück. Ich sage mal: Typisch für die Ampel – 
nette Idee, Chaos in der Umsetzung. Dabei brauchen wir 
dringend gute frühkindliche Bildung und Betreuung für 
alle. Wir helfen Ihnen gerne, aus den netten Ideen auch 
Gesetze zu machen, die funktionieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für Bündnis 90/Die Grünen erhält jetzt das Wort Nina 

Stahr.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Ampelkoalition haben wir mit dem Koali-
tionsvertrag der jungen Generation ein Zukunftsverspre-
chen gegeben, und das lösen wir jetzt ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP)

Gerade jetzt, wo Krieg, Energiekrise und Inflation die 
Debatten prägen, rücken wir Familien in den Fokus. Die 
Bundesfamilienministerin hat in den Verhandlungen zu 
den drei Entlastungspaketen sehr viel erreicht: Erhöhung 
von Kindergeld und Kinderzuschlag, Kinderbonus, Ener-
giepauschale, und natürlich profitieren besonders viele 
Familien auch von der Ausweitung der Berechtigung 
zum BAföG- und zum Wohngeldbezug. Wir unterstützen 
Familien gezielt in dieser Krise. Aber dabei werden wir 
es nicht belassen. Mit dem KiTa-Qualitätsgesetz werden 
wir das Versprechen des Koalitionsvertrages weiter ein-
lösen und in die Zukunft investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Worum geht es? Mit dem KiTa-Qualitätsgesetz über-
weist der Bund in den nächsten zwei Jahren 4 Milliarden 
Euro an die Länder, die prioritär in die Qualität investiert 
werden müssen. Dieser Fokus auf Qualität ist die ent-
scheidende Weiterentwicklung vom Gute-KiTa-Gesetz 
hin zum KiTa-Qualitätsgesetz. Für uns ist klar: Jetzt ist 
die Zeit, um in Qualität zu investieren. Denn eine quali-
tativ hochwertige frühkindliche Bildung legt das Fun-
dament für das spätere Leben, für Schule, Ausbildung 
und Beruf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Gerade weil durch Corona in den vergangenen Jahren 
besonders Kinder aus finanziell benachteiligten Familien 
noch mehr abgehängt wurden, wodurch Erzieher/-innen 
auf dem Zahnfleisch gehen, weil die Belastungen immer 
größer werden, müssen wir dieser Entwicklung mit In-
vestitionen in die Qualität entgegensteuern, und das ma-
chen wir jetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir müssen doch zuerst ausreichend Fachkräfte in den 
Kitas haben, damit Zeit ist, auf jedes Kind individuell 
einzugehen, um Bildung und Chancengerechtigkeit wirk-
lich zu ermöglichen. Wir brauchen ausreichend Plätze 
und Öffnungszeiten, die die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf wirklich ermöglichen. Erst wenn wir ins-
gesamt ausreichend Qualität in der frühkindlichen Bil-
dung haben, dann können wir über Gebührenfreiheit für 
alle sprechen. Bis dahin soll dieses Gesetz die soziale 
Staffelung der Elternbeiträge vorschreiben. Damit entlas-
ten wir gezielt diejenigen, die es wirklich brauchen, und 
das ist gut so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Deshalb mein Appell an die CDU/CSU-Fraktion in 
diesem Haus: Überzeugen Sie Ihre Kolleginnen und Kol-
legen in den Ländern, die Politik umzusetzen, die Sie zu 
Recht hier auf Bundesebene fordern, womit Sie erfreuli-
cherweise den Kurs der Ampelfraktionen unterstützen. 
Lassen Sie uns gemeinsam in die Qualität in den Kitas 
investieren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Der vorliegende Gesetzentwurf ist der erste große 
Schritt für gleichwertige frühkindliche Bildung von 
Mecklenburg-Vorpommern über Berlin bis Bayern. Im 
nächsten Schritt werden wir zusammen mit den Ländern 
ein Kitagesetz mit bundesweiten Qualitätsstandards er-
arbeiten.

Ich danke dem Ministerium sehr für diesen sehr guten 
Gesetzentwurf. Ich freue mich auf die Beratungen. Las-
sen Sie uns gemeinsam die Priorität auf die Qualität in 
Kitas legen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die SPD-Fraktion erhält jetzt das Wort Anke 

Hennig.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Anke Hennig (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich bin qualifizierte Kindertagespfle-
geperson. Im Volksmund nennt man uns Tagesmütter 
oder Tagesväter. Was bedeutet das? Die Kindertages-
pflege ist eine familienähnliche Betreuungsform, die als 
Alternative zur Kita vor allem von Eltern mit Kindern 
unter drei Jahren in Anspruch genommen wird. Bevor 
ich im September letzten Jahres in den Bundestag ge-
wählt wurde, habe ich zwölf Jahre als sogenannte Tages-
mutter an einer Grundschule in meinem Heimatort Bram-
sche in Niedersachsen gearbeitet. Obwohl die meisten 
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Kindertagespflegepersonen Kleinkinder betreuen, habe 
ich im Rahmen der Ganztagsbetreuung Schülerinnen 
und Schüler der ersten bis vierten Klasse begleitet. 
Nach einem gemeinsamen Mittagessen folgten die Haus-
aufgabenbetreuung und verschiedene AG-Angebote.

Ich habe sehr gerne als Kindertagespflegeperson ge-
arbeitet. Fakt ist jedoch: Die Rahmenbedingungen dieser 
Arbeit sind in Deutschland alles andere als einheitlich. 
Die Betreuungsqualität ist sehr unterschiedlich, und die 
Arbeitsbedingungen für Tagesmütter und Tagesväter sind 
häufig, sagen wir mal, alles andere als rosig, und das, 
obwohl die Kindertagespflege in Deutschland einen 
wichtigen Bestandteil unseres Betreuungssystems dar-
stellt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Schon jetzt entscheidet sich jede sechste Familie mit 
Kleinkindern in Deutschland für dieses Modell. Die Kin-
dertagespflege ist damit eine entscheidende Entlastung 
für berufstätige Eltern und somit zentral für die Weiter-
entwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung. Klar 
ist jedoch: Es muss sich noch einiges auf Bundes-, Lan-
des- sowie kommunaler Ebene verändern, damit die wert-
vollen Betreuungsplätze der Kindertagespflege gehalten 
werden können.

(Beifall des Abg. Erik von Malottki [SPD])
Ich bin froh, dass wir mit dem KiTa-Qualitätsgesetz 

heute ein Gesetz in die erste Lesung im Bundestag ein-
bringen, das finanziell dazu beitragen kann, die Rahmen-
bedingungen für die wertvolle Arbeit von Kindertages-
pflegepersonen zu verbessern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ganz besonders begrüße ich die Fokussierung des Ge-
setzentwurfes auf die Weiterentwicklung der Qualität 
der Kindertagesbetreuung und der Kindertagespflege, 
für die der Bund 4 Milliarden Euro in die Hand nehmen 
will.

Das Baukastensystem des Gesetzes erlaubt es den 
Bundesländern, aus verschiedenen qualitätssteigernden 
Maßnahmen zu wählen und diese durch Bundesmittel 
finanziell zu unterfüttern. Durch die Priorisierung des 
Handlungsfeldes 8 – dahinter verbirgt sich die Stärkung 
der Kindertagespflege – wird genau diese gesondert in 
den Fokus des Gesetzes gerückt. Ich erhoffe mir ganz 
persönlich, dass durch diese Maßnahme nun auch mehr 
als acht Bundesländer Mittel aus dem KiTa-Qualitäts-
gesetz in den Ausbau der Qualität der Kindertagespflege 
investieren, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
in diesem Land weiterführend zu verbessern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Klar ist: Dieses Gesetz kann und wird nicht alles sein, 
was der Bund tun kann, um die Arbeits- und Betreuungs-
bedingungen in der Kindertagespflege zu verbessern. Wir 
haben noch einen weiten Weg vor uns. Aber dieses Ge-
setz und die Priorisierung der Kindertagespflege sind ein 
wichtiger erster Schritt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die CDU/CSU-Fraktion gebe ich nun das Wort an 

Dr. Katja Leikert.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin Paus, seit fast 
einem Jahr wartet das Land darauf, dass die Ampel end-
lich ein inhaltliches Gesetz im Familienbereich vorlegt. 
Heute hat das Warten ein Ende; denn wir diskutieren das 
sogenannte KiTa-Qualitätsgesetz. Mein Kollege 
Hermann-Josef Tebroke hat es bereits erwähnt: Es ist 
wirklich positiv zu bewerten, dass in den nächsten zwei 
Jahren jeweils 2 Milliarden Euro vom Bund in den Kita-
bereich fließen sollen.

Man könnte meinen, dass dort, wo Qualität draufsteht, 
auch wirklich 100 Prozent Qualität drin ist.

(Zuruf des Abg. Matthias Seestern-Pauly 
[FDP])

Laut Ihrem Gesetz muss die gesamte Förderung aber gar 
nicht, Herr Seestern-Pauly, für Qualität ausgegeben wer-
den.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Dass aus-
gerechnet die Union das vorträgt, ist peinlich!)

Mit einem großen Teil der Förderung können die Länder 
zum Beispiel den Wegfall jeglicher Elternbeiträge bezah-
len. Ein Wegfall der Elternbeiträge bedingt aber logi-
scherweise nicht zwingend eine bessere Qualität. Das 
sagt auch der Familienbund. Deshalb klingt das für uns, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, wirklich nach einer Mo-
gelpackung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber vielleicht haben wir auch grundsätzlich unter-

schiedliche Auffassungen davon, was Qualität bedeutet. 
Für mich war immer zentral, dass meine Kinder gut ge-
schultes Personal, ein gutes pädagogisches Angebot und 
ein kinderfreundliches Umfeld haben. Zentral für die Po-
litik sind hier Begriffe wie der Fachkraft-Kind-Schlüssel 
und die Fachkräftegewinnung. Das kann ich wieder an 
Sie richten: Wären Sie mal so oft vor Ort wie meine 
Kolleginnen und Kollegen von der Union, würde das 
Gesetz mit Sicherheit anders aussehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dabei gibt es eine große wissenschaftliche Evaluation – 

das ist ein dickes Buch – vom Familienministerium, das 
genau hingeschaut und die Zustände beschrieben hat. 
Hätten Sie mal einen Blick in diese Evaluation geworfen, 
hätten Sie gesehen, dass die Personalfrage in den Kitas 
besondere Priorität hat. Wenn Sie schon nicht auf uns 
hören, liebe Ampel, dann bitte gerne auf diese offizielle 
Evaluation.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Hinzu kommt noch eine echte Ungerechtigkeit. Es gibt 
Länder, die das Geld schon seit jeher in niedrigere Eltern-
beiträge gesteckt haben, und die dürfen das Geld weiter 
dafür nutzen. Andere Länder, die es für den Qualitäts-
ausbau genutzt haben, wie zum Beispiel Baden-Württem-
berg, dürfen das nicht. Das bestraft ja geradezu diejeni-
gen Bundesländer, die in den vergangenen Jahren kreativ 
und fleißig waren. Das ist für uns der falsche Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr von Malottki, Sie leiden ja genauso wie wir von 

der CDU/CSU-Fraktion unter dem Wegfall der Sprach- 
Kitas. Heute Morgen haben wir im Familienausschuss 
einen Antrag dazu gestellt. Sie hätten die Möglichkeit 
gehabt, dem zuzustimmen und die Finanzierung der 
Sprach-Kitas auch im nächsten Jahr sicherzustellen. 
Und auch wenn Sie noch so oft das Gegenteil behaupten, 
Frau Ministerin Paus – es ist leider so festzustellen –: Sie 
stellen eben keine zusätzlichen Mittel bereit, sondern 
schieben die Sprach-Kitas nach wie vor zwischen dem 
Bund und den Ländern hin und her. Das geht aus unserer 
Sicht so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ampel, es ist, 

wie ich bereits zu Beginn erwähnt habe: Dieses KiTa- 
Qualitätsgesetz wird seinem Namen nicht gerecht. Das 
können Sie besser.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
So, jetzt noch mal alle aufwachen! Letzte Rednerin in 

dieser Debatte ist Sarah Lahrkamp für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Jetzt 
aber!)

Sarah Lahrkamp (SPD):
Ja, jetzt aber. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte meine Rede mit 
einem Zitat beginnen:

Willst du für ein Jahr vorausplanen, so baue Reis. 
Willst du für ein Jahrzehnt vorausplanen, so pflanze 
Bäume. Willst du für ein Jahrhundert planen, so 
bilde Menschen.
(Thomas Ehrhorn [AfD]: Willst du ein Land 

ruinieren, so wähle Grüne!)
Dieses Zitat stammt von dem chinesischen Philosophen 
Guan Zhong und ist aktueller denn je. Bildung, gerade die 
frühkindliche Bildung, legt das Fundament für die Ent-
wicklung unserer Kinder und für unsere Gesellschaft. 
Dabei geht es nicht nur um die kognitive Entwicklung, 
sondern auch um die emotionale und soziale Entwicklung 
unserer Kinder.

Der Besuch einer Kindertageseinrichtung gehört heute 
fast zum gesellschaftlichen Selbstverständnis. Circa 
3,8 Millionen Kinder besuchen eine Kindertagesbetreu-
ung, und die Betreuungsquote von Drei- bis Sechsjähri-

gen liegt bei 91,9 Prozent. Vor Jahren wäre das fast noch 
unvorstellbar gewesen. Die Kindertagesbetreuung nimmt 
also einen immer höheren Stellenwert im Leben der Kin-
der und Familien ein.

In der Kitazeit machen unsere Kinder häufig ihre ers-
ten Erfahrungen außerhalb der Familie. Sie treffen auf 
andere Kinder, bekommen neue Bezugspersonen, lernen 
neue Regeln und entwickeln eigene Stärken und Fähig-
keiten. Es handelt sich hierbei um eine prägende Phase 
unserer Jüngsten, und es ist unsere Aufgabe, dafür zu 
sorgen, dass Kitas Orte sind, wo sich Kinder unbeschwert 
und kindgerecht entfalten können. Dabei ist der Alltag 
von Kitas von zentraler Bedeutung; denn er wird zur 
Lerngelegenheit. Hören, Sehen, Fühlen, Nachahmen 
oder Experimentieren – Kinder lernen schnell und mit 
allen Sinnen. Um ihnen dies zu ermöglichen, ist es not-
wendig, dass der Qualität in Kitas ein höherer Stellenwert 
eingeräumt wird; denn es geht hierbei auch um die Chan-
cengerechtigkeit unserer Kleinsten. Der Zugang zu guter 
und qualitativ hoher Bildung ist entscheidend für den 
weiteren Lebensverlauf. Deshalb ist 2019 das Gute-Ki-
Ta-Gesetz in Kraft getreten. Damit wurde das Fundament 
für eine gute Bildung von Anfang an gelegt.

Mit dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf eines KiTa- 
Qualitätsgesetzes gehen wir noch einen Schritt weiter. 
Wir werden die guten Vorhaben aus dem Gute-KiTa-Ge-
setz weiterentwickeln und konkretisieren. Bedarfs-
gerechte Angebote, ein besserer Fachkraft-Kind-Schlüs-
sel und die Gewinnung und Sicherung von qualifizierten 
Fachkräften sind nur ein paar der möglichen Maßnah-
men. Aber nicht nur das! Wir stärken ebenfalls den Bil-
dungsauftrag der Einrichtungen, indem auch ein Schwer-
punkt auf die ganzheitliche Bildung gelegt wird. Die 
Bereiche kindliche Entwicklung, Gesundheit, Ernährung, 
Bewegung und auch die sprachliche Bildung können mit 
diesem Gesetz weiterentwickelt und gefördert werden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich freue mich, dass wir jetzt in das Gesetzgebungs-
verfahren eingestiegen sind, und hoffe auf konstruktive 
Gespräche zum Wohle unserer Kinder und damit auch 
zum Wohle unserer Zukunft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/3880 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den nunmehr letzten Tagesordnungspunkt für 
den heutigen Tag auf, Tagesordnungspunkt 23:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gottfried Curio, Marcus Bühl, Thomas Dietz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
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Eine zukunftsfähige Asylpolitik nach dem 
Vorbild Dänemarks ermöglichen – Opt-Out 
aus dem Gemeinsamen Europäischen Asyl-
system

Drucksache 20/3931
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

(Beifall der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte um zügigen und leisen Sitzplatzwechsel, da-
mit wir weitermachen können.

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort erhält 
Dr. Gottfried Curio für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Dieser Tage erreichen uns wieder Nachrichten über einen 
dramatischen Anstieg bei der illegalen Migration an deut-
schen Grenzen: wieder explodierende Zahlen, hinter de-
nen sich auf der Balkanroute und beim Nadelöhr Türkei 
erhebliche weitere Migrantenmassen aufstauen. Neben 
der Hilfe für Ukraineflüchtlinge, die Deutschland leisten 
will, wird es damit umso dringlicher, sämtliche sozusa-
gen „klassischen“ illegalen Migrationsbewegungen nach 
Deutschland zu stoppen. Wie das Beispiel 2015 zeigt, 
wäre es irrig, hier Hilfe von der EU zu erwarten. Dem 
bisherigen System ist durch Deutschlands pauschalen 
Selbsteintritt damals der Todesstoß versetzt worden. 
Das EU-Asylsystem ist durch Merkels Rechtsbruch bei 
Dublin III komplett zerstört worden.

(Beifall bei der AfD)

Dem deutschen Negativbeispiel folgend, missachten 
seither einzelne Mitgliedstaaten systematisch die Vor-
gaben zur Zuständigkeit. Faktisch bestimmt inzwischen 
nicht das geltende Recht, sondern der einzelne Asylbe-
werber, wo sein Verfahren läuft bzw. er sich niederlässt. 
Das vorrangige Kriterium für die Bestimmung der Zu-
ständigkeit, über welchen Staat die Ersteinreise in die 
EU erfolgte, kann meist nicht ermittelt werden. Die vor-
gesehene Erfassung ist zuletzt bei drei Vierteln der An-
träge unterblieben. Und wenn das zuständige Land ermit-
telt werden kann, scheitern 80 Prozent und mehr der 
Rücküberstellungen. Als Folge hiervon trägt Deutschland 
eine deutlich überproportionale Last in der EU. Dabei lag 
2021 laut BAMF die Schutzquote nur bei 40 Prozent. Bei 
60 Prozent der Antragsteller lag Asylbetrug vor. Das sind 
keine Zustände, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Dazu kommt die rechtswidrige Sekundärmigration nach 
Deutschland von Personen, die schon anderswo ihr Ver-
fahren hatten. Der Wille, sich an die Regeln zu halten, 
fehlt. Das Instrument, um Regeln durchzusetzen, fehlt. 

Das kann nicht funktionieren. Hinter einer Fassade der 
Rechtsstaatlichkeit dominieren Willkür und Rechtsbruch. 
Damit muss Schluss sein.

(Beifall bei der AfD)
Eine Lösung der Problematik auf EU-Ebene ist nicht 

zu erwarten. Die Vorschläge der Kommission verhindern 
weder die illegale Migration in die EU noch die Binnen-
migration innerhalb derselben. Sie schaffen vielmehr 
neue Pull-Faktoren durch die geplante Legalisierung der 
privaten Schleppertätigkeit im Mittelmeer, wo linke 
Gruppen nachgewiesenermaßen aktiv mit Schleusern ko-
operieren, durch erleichterte Familienzusammenführung, 
was die Praxis von Großfamilien verstärkt,

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Sie sagen 
doch immer, Sie sind eine Familienpartei!)

minderjährige Ankerkinder vorzuschicken, die der ge-
samten Familie unabhängig vom Schutzbedürfnis Nach-
zug ermöglichen. Da die osteuropäischen Staaten eine 
Aufnahme kulturfremder Migranten ablehnen, die Mittel-
meerstaaten einfach nach Norden durchwinken, wird der 
Großteil wieder an Deutschland hängen bleiben, dem 
Deutschland, das bisher schon mit mangelndem Abschie-
bewillen bei üppigen Sozialleistungen nach illegaler Zu-
wanderung förmlich schreit.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Widerlich! – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist schlimmes 
Zeug! Das ist wirklich ekelhaft!)

Und Faesers bereits in Aussicht genommene „Koalition 
der Willigen“ zeigt, dass Planerfüllung beim Import ille-
galer Migration der Ampel einfach über alles geht, Marke 
„Zur Not nehmen wir sie eben alleine“.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wirklich ekelhaft, was Sie da 
erzählen!)

Eine klare Mehrheit der Bundesbürger will aber laut 
Umfrage eine Begrenzung der Migration Unqualifizier-
ter, will verstärkten Schutz der Außengrenzen, will das 
Gegenteil des Kommissionsentwurfs, in dem jegliche 
Obergrenzen fehlen. Konträr zu dem einzig sinnvollen 
Ansatz heimatnaher Zuflucht ist dieses EU-Asylsystem 
klar auf transkontinentale Migration ausgerichtet. Selbst 
Menschen, die durch zig sichere Staaten und vor allem 
aus wirtschaftlichen Gründen kommen, sollen da unein-
geschränkt Aufnahme finden. Ein Austritt aus einem sol-
chen System ist unabdingbar.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist widerlich!)

Ein effektives Schutzsystem ist nur außerhalb der EU 
möglich. Großbritannien hat mit Ruanda vereinbart, dass 
illegal einreisende Asylbewerber ihr Verfahren in Ruanda 
durchlaufen, und bei Anerkennung verbleiben sie dort. 
Schutzanspruch heißt nicht freie Auswahl eines Ziellan-
des. Dänemark hat unter dem sozialdemokratischen In-
tegrationsminister mittels nationaler Politikgestaltung 
Lösungen gefunden und rät den Kollegen in der EU, es 
Dänemark gleichzutun. Man leiste viel effektivere Hilfe 
vor Ort in der Krisenregion für die tatsächlich Hilfs-
bedürftigen. Dänemark sagt, es wolle die Zahl der unbe-
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rechtigten Asylbewerber Richtung null reduzieren – 
rechtsstaatlich eine Selbstverständlichkeit –, und der An-
satz wirkt: Letztes Jahr gab es in Relation zur Bevölke-
rung nur ein Fünftel der in Deutschland gestellten Anträ-
ge. Und hier soll das nicht gehen? Es ist was faul im 
Staate Germany.

(Beifall bei der AfD)
Handeln auch wir endlich im Interesse Deutschlands! 

Gewinnen wir die nationale Souveränität zurück! Steigen 
wir aus dem GEAS aus mit Fokus auf Hilfe vor Ort und 
heimatnahe Zuflucht für viel mehr und wirkliche Schutz-
bedürftige, mit lückenlosem Grenzschutz für Freizügig-
keit innerhalb der EU, mit Ausrichtung an deutschen 
Interessen statt europäischer Vergemeinschaftung der 
Frage, was nicht nur kein Mehrwert ist, sondern ein ge-
höriger Klotz am Bein! Deshalb: Treten wir ein in Ver-
handlungen, bringen wir Deutschlands Gewicht zum Tra-
gen! Wer etwas will, findet Wege. Wer etwas nicht will, 
findet Ausreden. Tun wir es für die wirklich Schutz-
bedürftigen! Tun wir es für Deutschland!

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Hakan Demir für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Hakan Demir (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Wir haben gerade gehört, 
dass Deutschland etwas wollen soll, und es ist ganz klar: 
Wir als Deutschland wollen, dass das Recht auf Asyl 
weiterhin gewährleistet bleibt. Das sind wir auch den 
Menschen hierzulande schuldig. Wir haben internatio-
nale Verträge, wir haben unser Grundgesetz, wir haben 
unseren Rechtsstaat, und da ist dieses Recht verbrieft. Ich 
glaube, wir handeln im Interesse aller Menschen hier in 
Deutschland, wenn wir diesen Rechtsstaat weiterhin ver-
teidigen und schützen,

(Martin Reichardt [AfD]: Das tun Sie ja gerade 
nicht!)

und das ist es, was wir auch als Fraktion wollen.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ein Satz noch zur Seenotrettung. Ich verstehe einfach 
nicht, was Sie da wollen. Wenn jemand in Seenot ist, 
müssen wir – auch da nach internationalem Recht, nach 
unserem Recht – diese Person retten. Da gibt es keine 
Alternative, Punkt. Das ist so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zurufe von der AfD)

Als ich im Februar am Berliner Hauptbahnhof war, 
waren die Bahngleise voll von Menschen, die vor Putins 
Raketen geflohen waren. Einige wollten weiterreisen 

nach Spanien, Italien, in die Niederlande oder nach 
Frankreich. Es sind Momentaufnahmen, es ist nur eine 
Seite des brutalen Angriffskriegs, den Russland gegen die 
Ukraine führt: 14 Millionen Menschen mussten infolge 
des Krieges ihre Heimat verlassen, 7,5 Millionen flohen 
ins Ausland. Schutz finden sie in ganz Europa: Von Finn-
land bis Portugal, von Irland bis Rumänien empfangen 
Staaten Geflüchtete, organisieren Wohnraum, schulen 
Kinder ein und öffnen ihre Arbeitsmärkte.

Niemand kann behaupten, dass die Aufnahme von 
7,5 Millionen Menschen einfach ist; das sagt auch nie-
mand. Aber ohne das enorme zivilgesellschaftliche En-
gagement wäre die Aufnahme nicht möglich. Dass es 
überhaupt funktioniert, liegt auch ganz zentral an etwas, 
das die AfD-Fraktion mit ihrem Antrag heute aufkündi-
gen will: an der europäischen Solidarität. Die Aufnahme 
ukrainischer Geflüchteter sollte uns vor Augen führen, 
was Europa leisten kann, wenn alle Staaten zusammen-
stehen.

Vor diesem Hintergrund einen Rückzug Deutschlands 
aus dem Gemeinsamen Europäischen Asylsystem zu for-
dern, wie die AfD es tut, ist Wahnsinn. Ein sogenannter 
Opt-out, also die Nichtteilnahme an einem auf EU-Ebene 
geregelten Politikbereich, wird vor Inkrafttreten von Ver-
trägen verhandelt. Ein nachträglicher Ausstieg ist gar 
nicht möglich. Das, was Sie fordern, ist also nicht mög-
lich, außer Sie wollen aus der EU austreten; das müssten 
Sie dann halt einfach sagen.

(Beifall des Abg. Karsten Hilse [AfD] – 
Karsten Hilse [AfD]: Das wollen wir!)

– Gut, dann haben Sie es jetzt noch mal gesagt.
(Karsten Hilse [AfD]: Richtig!)

Ein Opt-out wäre auch falsch, weil gerade das Gemein-
same die Stärke in der Asyl- und Migrationspolitik ist 
und ein Ausstieg Deutschlands aus dem Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem das gesamte System ins Wan-
ken bringen würde. Menschen, die vor Krieg und Ver-
folgung fliehen, muss man Schutz gewähren. Das ist 
eine große Errungenschaft des 20. Jahrhunderts. Verwirk-
lichen lässt sich dieses Recht nur gemeinsam. Auch dank 
der europapolitischen Führungsrolle unserer Innenminis-
terin Nancy Faeser gibt es vielversprechende Ansätze, ein 
gemeinsames solidarisches Vorgehen auf europäischer 
Ebene zu organisieren. 19 EU-Staaten sowie Norwegen 
und die Schweiz haben den freiwilligen Solidaritäts-
mechanismus für aus Seenot gerettete Menschen auf 
den Weg gebracht.

Gleichzeitig – das muss man auch sagen – finden men-
schenrechtswidrige Pushbacks statt, Gewalt gegen 
Schutzsuchende an den Außengrenzen und die Ausset-
zung von schutzlosen Menschen auf hoher See. Diese 
Situation zu beenden und wieder Sicherheit für alle Men-
schen an den Außengrenzen zu schaffen, muss ein unver-
handelbares Ziel aller Anstrengungen um die GEAS-Re-
form bleiben. Und wir müssen aufpassen, dass neue 
Rechtsakte nicht Schlupflöcher bieten, um das Recht 
auf Asyl an den Außengrenzen auszuhöhlen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bilder vom Ber-
liner Hauptbahnhof sind heute nicht mehr die gleichen. 
Aber deutschland- und europaweit wird weiterhin mit 
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großer Kraft daran gearbeitet, dass Unterkünfte herge-
richtet und Schulplätze organisiert werden. Auch das 
sind Momentaufnahmen, aber sie zeigen: Wenn die Euro-
päische Union zusammenhält, wenn alle Länder zusam-
menhalten, wenn wir solidarisch sind, dann funktioniert 
vieles viel besser.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die CDU/CSU-Fraktion erhält das Wort der Kol-

lege Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Mit dem vorliegen-
den Antrag verlangt die AfD ein Opt-out Deutschlands 
aus dem Gemeinsamen Europäischen Asylsystem ent-
sprechend dem Vorbild Dänemarks. Das wäre schlicht 
rechtswidrig. Das Recht zu einem Opt-out, also zur 
Nichtanwendung des europäischen Rechts, muss – das 
ist gerade schon zutreffend gesagt worden – durch Proto-
kollerklärung festgehalten werden. Das hat das Ver-
einigte Königreich gemacht, ebenso Irland, Polen und 
Dänemark, aber Deutschland nicht, und deshalb könnte 
Deutschland auch nicht aus diesem Rechtsbereich aus-
treten.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Meine Damen und Herren, Dänemark will zukünftig 
die Unterbringung der Asylbewerber im Asylverfahren in 
Drittländer auslagern und hat sich zwischenzeitlich mit 
Ruanda auf eine Erklärung verständigt, die ein solches 
Verfahren vorbereiten soll. Herr Curio, Sie haben gerade 
gesagt, irgendwas sei faul im Staate Germany. Der 
Spruch heißt: „Es ist was faul im Staate Dänemark“, 
und das merkt man auch in diesem Punkt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP)

Jetzt kommt die eigentliche Kernaussage: Unabhängig 
vom europäischen Recht verstößt eine derartige Verbrin-
gung gegen die Europäische Menschenrechtskonvention. 
Eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zu einer vorgesehenen Verbringung ei-
nes Menschen vom Vereinigten Königreich nach Ruanda 
hat gezeigt, dass dies wahrscheinlich keinen Bestand ha-
ben wird.

Ruanda ist im Übrigen – lassen Sie das mal auf sich 
wirken – nicht, zumindest für mich nicht, als außer-
ordentlicher Rechtsstaat oder zuverlässiger Partner be-
kannt. Dort gibt es auch keine außerordentlich guten 
oder einfach nur durchschnittlichen Aufnahmebedingun-
gen.

Wie kann die AfD überhaupt auf die Idee kommen, 
dass wir Menschen im Zuge eines Asylverfahrens von 
Deutschland nach Ruanda verbringen könnten? Sie haben 
doch sicherlich zur Kenntnis genommen, dass wir im 
letzten Jahr verschiedene Entscheidungen von Verwal-
tungsgerichten zu den Aufnahmebedingungen in Grie-
chenland und Italien hatten. Wir haben anerkannt Schutz-
berechtigte, die wir nicht von Deutschland in diese 
Länder zurückführen können, sondern die hier nochmals 
einen Antrag stellen. Schreiben Sie sich das hinter die 
Ohren! Das wird unter dem Gesichtspunkt nicht möglich 
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber eines ist klar – Sie haben die Zahl genannt –: Wir 
haben in den letzten Jahren eine Gesamtschutzquote von 
40 Prozent. Das heißt, hier sind tatsächlich 60 Prozent, 
die unser System ausnutzen. Und leider ist festzustellen, 
dass die Ampelregierung hier die erforderlichen Schritte 
zurzeit nicht geht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Aber Sie selber haben es getan, ja? – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Wie heuchlerisch 
ist das denn?)

Stattdessen werden durch einen Systemwechsel noch 
neue Anreize geschaffen, höhere Standards, erweiterte 
freiwillige Aufnahmen, einfachere Möglichkeiten zur Er-
langung eines Aufenthaltstitels, Stichwort „Chancen- 
Aufenthaltsrecht“. Das schafft zusätzliche Anreize und 
ist kontraproduktiv.

(Beifall bei der CDU/CSU -Enrico Komning 
[AfD]: Das fällt Ihnen aber früh ein!)

Der überwiegende Teil der EU-Mitgliedstaaten will 
eine restriktive Asylpolitik. Der österreichische Bundes-
kanzler hat gestern gesagt: Jetzt ist endgültig Schluss.

Meine Damen und Herren, meine Fraktion will im 
Gegensatz zur AfD nicht das Ende der Humanität und 
des Flüchtlingsschutzes, sondern nur das Ende des Miss-
brauchs. Da liegt der große Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Das hätten Sie ja lange machen können 
zu Ihren Regierungszeiten!)

Die frühere Bundesregierung hat geeignete Maßnahmen 
vorgeschlagen, die auch von der EU-Kommission über-
nommen wurden. Ganz wichtiges Kernelement ist das 
Grenzverfahren: Prüfung vor Ort, erkennungsdienstliche 
Behandlung, Sicherheitsüberprüfung, Gesundheitsprü-
fung und vor allen Dingen eine Vorabprüfung des Asyl-
verfahrens, damit die Menschen, die erkennbar keinen 
Anspruch haben, noch von der Grenze aus zurückgeführt 
werden.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter Seif, erlauben Sie eine Zwischen-

frage des Abgeordneten Demir aus der SPD-Fraktion?

Detlef Seif (CDU/CSU):
Ja, gerne.
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Hakan Demir (SPD):
Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Es geht um 

das Chancen-Aufenthaltsrecht, das besagt, dass Men-
schen, die seit fünf Jahren hier geduldet sind, im An-
schluss ein Bleiberecht bekommen sollen. Was haben 
Sie dagegen, dass eine Person, die jetzt hier geduldet ist 
und offenbar momentan auch nicht zurückgeführt werden 
kann, danach beispielsweise als Pflegekraft oder als Koch 
oder Köchin hier arbeitet? Ich frage Sie ganz offen: Was 
haben Sie gegen dieses Gesetz?

Detlef Seif (CDU/CSU):
Darunter fallen auch Menschen, die zwar nicht über 

ihre Identität getäuscht haben, aber deren Identität wir 
nicht kennen. Ich habe nicht im Ansatz Verständnis dafür, 
dass uns jemand nicht seine Vita erklärt, seinen Hinter-
grund, und dann noch erwartet, dass er hier einen Vorteil 
bekommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Entscheidende ist – man kann es in einem Wort 

sagen –: Ihr Vorhaben ist so, wie es vorgelegt wurde, 
Murks; denn Sie berücksichtigen nicht, dass es Asylver-
fahren gibt, die in Gänze länger als fünf Jahre dauern. 
Viele Verfahren sind noch bei den Gerichten anhängig; 
es steht noch eine Prüfung an, ob hier ein Schutzanspruch 
besteht oder nicht. Wenn Ihr Gesetz in Kraft tritt, werden 
ganz viele Menschen ihre Anträge zurücknehmen und 
dann hier ein Chancen-Aufenthaltsrecht haben. Das ist 
eine Umgehung des Rechtsstaates. Dafür habe ich über-
haupt kein Verständnis. Allein das ist schon Grund, wa-
rum wir als Fraktion das ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Setzen Sie sich als Ampel bitte für einen Punkt ein, der 

wirklich wichtig ist, das Grenzverfahren. Ich habe es vor-
hin gesagt: Das ist ein Kernelement. Ich höre jetzt, dass 
S&D – dazu gehört ja auch die SPD – und Grüne in 
Brüssel jetzt nicht mehr anstreben, dass das ein verbind-
liches Verfahren wird, sondern dass es freiwillig ist, was 
auch innerhalb der Europäischen Union durchgeführt 
wird. Das ist eine komplette Entwertung eines Systems, 
das hier auch nur halbwegs funktionieren kann. GEAS 
würde dann lauten: gescheitertes europäisches Asylsys-
tem.

Sie sind in der Pflicht.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Lassen Sie uns alle daran arbeiten, dass das System 

funktioniert! Aber ich bitte die Ampel, in Brüssel mit 
Nachdruck vorzugehen. Das ist der nächste Schritt, der 
uns wirklich weiterhilft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für Bündnis 90/Die Grünen Leon Eckert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Die 
AfD hat hier einen Antrag eingereicht, der absolut durch-
schaubar ist und die Menschenfeindlichkeit der Fraktion 
noch einmal offen zeigt; das haben wir auch im Redebei-
trag gerade gehört. Unverblümt werden illegale 
Pushbacks verharmlost und wird versucht, Menschen ge-
geneinander aufzuhetzen.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Recht durchsetzen ist 
nicht menschenfeindlich! Das ist rechtsstaat-
lich!)

Man wird hier zum verlängerten Arm Putins, weil man 
auch gegen die ukrainischen Kriegsflüchtlinge Stimmung 
macht, passend zu den Demonstrationen am Wochen-
ende. Das ist eine Profilierung auf dem Rücken von Men-
schen, die zu uns kommen, um Schutz zu erhalten, die ein 
Recht darauf haben, einen Antrag auf Asyl zu stellen.

Solidarität, das ist ein Grundwert Europas. Das muss 
die Grundlage sein für das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem, für das Finden gemeinsamer Regeln, wie 
wir Menschen Schutz bieten können, die auf ihrer oft 
lebensgefährlichen Flucht Schlimmes erlebt haben und 
ertragen mussten. Es ist der Geist der Solidarität, der 
global mit der Genfer Flüchtlingskonvention das interna-
tionale Flüchtlingsrecht festlegt. Hier wird geregelt, wem 
Flüchtlingsstatus zuerkannt wird, wer Schutz braucht und 
wer welche Rechte hat.

Es ist kein Geheimnis, dass die Regelungen zu Migra-
tion und Asylverfahren in Europa verbessert werden 
müssen. Die unterschiedlichen nationalen Anwendungen, 
obwohl es einheitliche Regelungen in der EU gibt, sind 
auch ein Versagen der Mitgliedsländer. Daher muss es 
unser Ziel sein, dass die Bedingungen für das Asylver-
fahren, die Unterbringung, den Zugang zu Sozialleistun-
gen und andere Aspekte in allen Mitgliedstaaten men-
schenwürdig werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Bettina Müller [SPD])

Wir sollten auch die Verteilung innerhalb der EU stär-
ken, um solidarisch mit den Ländern an den EU-Außen-
grenzen zu sein. Wenn jedes Land der EU seinen fairen 
Teil übernimmt, können wir doch ganz selbstbewusst in 
Europa den Menschen Schutz gewähren. Es muss in Eu-
ropa doch das gelten, was auch im Kleinen überall in 
unserem Land gut funktioniert. Egal ob es die Feuerwehr, 
das THW oder das Rote Kreuz ist: Wenn jemand in Not 
ist, dann wird ihm geholfen, dann werden die Probleme 
gelöst und wird nicht gefragt, woher jemand kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Hakan Demir [SPD])

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                                                                                                                                                                                                6607 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Es gibt in Europa und in Deutschland ein Recht auf 
Asyl, und das werden wir verteidigen, auch gegen An-
griffe von rechts. Wir sehen in Europa leider eine zuneh-
mende Verschärfung der Auslegung der nationalen Ge-
setzgebungen und Praktiken im Umgang mit Migration. 
Das finde ich beschämend.

Im zentralen Mittelmeer setzt sich das Sterben von 
Menschen auf der Flucht leider fort. Auf der sogenannten 
Balkanroute erfahren Flüchtende weiterhin wiederholt 
illegale Zurückweisungen und Gewalt durch Grenzbeam-
tinnen und -beamte. Aber wir haben im Koalitionsvertrag 
einen klaren Kompass vorgelegt: für eine faire Verteilung 
von Verantwortung, für bessere Standards für Schutz-
suchende in den Asylverfahren, für die Erleichterung 
bei der Integration und für eine Beendigung von illegalen 
Zurückweisungen und des Leids an den Außengrenzen.

Für all diese Maßnahmen, für all diese Ziele hat unsere 
Innenministerin meine volle Unterstützung. Es geht da-
rum, solidarische und menschenwürdige Lösungen auf 
europäischer Ebene zu verhandeln und Verbesserungen 
für Flüchtende zu erreichen, egal woher sie kommen.

Deswegen lehnen wir den Antrag ab.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Die Linke hat das Wort Gökay Akbulut.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Etwas Gutes hat dieser grauenhafte Antrag der 
AfD: Er gibt uns die Gelegenheit, den Stand des euro-
päischen Asylsystems und die systematischen Menschen-
rechtsverletzungen an den EU-Außengrenzen zu thema-
tisieren. Das ist dringend notwendig; denn auf EU-Ebene 
werden derzeit entscheidende Weichen für das künftige 
EU-Asylsystem gestellt. Die Ampelparteien möchten 
sich damit aber nicht auseinandersetzen. Seit Monaten 
blockieren sie im Innenausschuss den Antrag der Linken, 
zu diesem wichtigen Thema eine Sachverständigenanhö-
rung stattfinden zu lassen. Ich habe angesichts der aktuel-
len Herausforderungen in der Asylpolitik überhaupt kein 
Verständnis dafür.

(Beifall bei der LINKEN)
Diese Verweigerungshaltung verdeutlicht, was die Ver-

einbarungen im Koalitionsvertrag der Ampel zu diesem 
Thema wert sind, nämlich nichts. Zur Erinnerung: Die 
Ampel wollte illegale Pushbacks und das Leid an den 
EU-Außengrenzen beenden. Das waren ihre großen Ver-
sprechungen. Und was ist passiert? Im Juni gab es in 
Melilla ein Massaker mit mindestens 37 toten Geflüchte-
ten. Im August ist ein fünfjähriges syrisches Mädchen auf 
einer Insel im Grenzfluss Evros gestorben. Sie hätte ge-
rettet werden können; doch weder Frontex noch der grie-
chische Grenzschutz wollten helfen. Und das Massen-
sterben auf dem Mittelmeer geht weiter; es wird kaum 
noch wahrgenommen. Mehr als 1 300 Menschen sind 

dieses Jahr bei dem Versuch, Europa zu erreichen, bisher 
ertrunken. Wir Linke werden uns niemals mit der Bruta-
lität des europäischen Grenzregimes abfinden. Wer flie-
hen muss, verdient sicheren Schutz und unsere Unter-
stützung.

(Beifall bei der LINKEN)
Auf EU-Ebene hat die Bundesregierung bereits nega-

tive Fakten in der Asylpolitik geschaffen. Sie stimmte im 
Rat der Screening-Verordnung und dem Schengener 
Grenzkodex zu. Damit werden die menschenunwürdigen 
Hotspot-Lager, wie wir sie von den griechischen Inseln 
kennen, ausgeweitet und zur Normalität an den europäi-
schen Außengrenzen werden. Die im Koalitionsvertrag 
vereinbarte staatlich koordinierte Seenotrettung wird 
auf EU-Ebene nicht umgesetzt. Auch von einer fairen 
Verteilung von Schutzsuchenden kann keine Rede sein. 
Durch den sogenannten Solidaritätsmechanismus der EU 
wurde bislang keine einzige Person in Deutschland auf-
genommen. Das ist die Politik der Ampel: schöne Worte, 
die letztendlich unverbindlich bleiben. In der Praxis aber 
verbessert sich nichts, vor allem nicht für die betroffenen 
Geflüchteten. Hier besteht Handlungsbedarf. Handeln 
Sie endlich, sowohl auf nationaler Ebene als auch auf 
europäischer Ebene!

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Stephan Thomae.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Die Ampelkoalition will einen Paradigmen-
wechsel in der Asyl- und Migrationspolitik wagen. Der 
AfD-Antrag gibt vor, ein komplexes Problem mit ein-
fachen Antworten lösen zu können. Leider gibt es Men-
schen, die dieser Verheißung einer einfachen Antwort auf 
schwierige Fragen folgen und sich täuschen lassen.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie haben ja gar 
keine!)

Für die AfD sind mehr oder weniger alle Menschen, 
die in Deutschland einen Asylantrag stellen, Asyl- und 
Sozialbetrüger, die auf Kosten anderer auf der faulen 
Haut liegen wollen. Wenn Menschen ihre Heimat ver-
lassen, weil sie sich in Europa Arbeit oder ein besseres 
Leben erhoffen, ist das für sich genommen noch kein 
Betrug. Das Problem besteht darin, dass der Weg in un-
seren Arbeitsmarkt nur sehr schmal ist und mit sehr vie-
len Hürden versehen ist, und das, obwohl unser Arbeits-
markt, unsere Gesellschaft Arbeitskräfte eigentlich 
dringend nötig hätte, meine Damen und Herren.

Deshalb will die Koalition mehr reguläre und legale 
Migration möglich machen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Denn wenn es legale und reguläre Wege gibt, um bei uns 
Arbeit und Ausbildung zu finden, und wenn wir diesen 
Weg auch aktiv bewerben, dann werden weniger Men-
schen Schlepper und Schleuser mit viel Geld bezahlen 
und in der Wüste und auf dem Meer Leib, Leben, Ge-
sundheit und Freiheit aufs Spiel setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Seif, ich fand vieles von dem, was Sie 
sagten, durchaus richtig.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Alles! – Detlef 
Seif [CDU/CSU]: Alles!)

Aber wir entlasten doch unser Asylsystem, wenn wir aus 
irregulären Asylbewerbern reguläre Arbeitseinwanderer 
machen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ganz genau!)

Wir geben Menschen eine faire Chance, wenn sie in 
Europa ein besseres Leben suchen. Das nützt doch unse-
rer Wirtschaft, die händeringend nach Arbeitskräften 
sucht. Und wir entlasten unsere Sozialsysteme, wenn 
wir aus Hilfeempfängern Erwerbstätige machen, die 
Steuern bezahlen und in die Sozialversicherungssysteme 
einzahlen. Zugleich nützt es auch den Verbrauchern, 
wenn Arbeitsstellen im Handwerk und in Dienstleis-
tungsberufen wieder besetzt werden. Deswegen sollten 
wir diesen Weg beschreiten, der das Potenzial hat, vielen 
Menschen in Deutschland zu nützen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir erklären aber zugleich nicht wie die AfD alle 
Asylbewerber zu Betrügern. Anders als die AfD stehen 
wir auch zu unseren humanitären Verpflichtungen. An-
ders als Dänemark und andere Staaten erklären wir uns 
auch nicht für unzuständig und überlassen die Lösung des 
Flüchtlingsproblems anderen.

Wir bekennen uns zum Recht auf Asyl. Wir prüfen 
gewissenhaft jeden Asylantrag und gewähren Schutz 
und Hilfe da, wo die Voraussetzungen vorliegen.

(Martin Reichardt [AfD]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Wir wollen aber auch konsequenter sein, wenn wir zu 
dem Ergebnis gelangen, dass kein Asylgrund vorliegt. 
Deshalb wollen wir Asylverfahren beschleunigen. Wir 
wollen die Rückkehrberatung verbessern. Wir wollen 
eine Rückführungsoffensive starten. Wir wollen, dass 
ein Sonderbevollmächtigter Migrationsabkommen mit 
wichtigen Herkunftsländern schließt, in denen auch Ab-
schiebungsregelungen vereinbart werden.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Wann kommt das 
denn? – Enrico Komning [AfD]: Das wollte 
die CDU schon!)

Ein solcher Paradigmenwechsel ist ein großes Vorhaben. 
Die ersten Komponenten sind schon im Kabinett behan-
delt worden und befinden sich zurzeit in der Ressort-
abstimmung.

Vor allem: Anders als die AfD blicken wir auch nicht 
ablehnend auf ein Gemeinsames Europäisches Asylsys-
tem. In Dänemark funktioniert der Opt-out nur deshalb, 
weil andere Staaten ihre humanitären Pflichten ernster 
nehmen als die Dänen. Denn wenn sich alle einen schlan-
ken Fuß wie Dänemark machen, dann stauen sich die 
Probleme doch an anderer Stelle auf. Das wäre auch nicht 
unsere Vorstellung von einem Europa, in dem man Pro-
bleme gemeinsam löst, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun ist die Große Koalition zusammen mit der Union 
in der letzten Wahlperiode beim Thema Erwerbsmigra-
tion mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz sogar einen 
Schritt in die richtige Richtung gegangen. Uns fehlen 
allerdings nicht nur qualifizierte Fachkräfte und Aka-
demiker, sondern zunehmend auch ganz einfache Ar-
beitskräfte für Berufe, in denen keine Spezialisierung 
oder hohe Qualifikation notwendig ist.

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: 5 Millionen Ar-
beitslose!)

Ein Teil dieser Menschen lebt schon bei uns im Land. 
Sie haben aber das Problem, dass sie die Hürden des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes nicht überwinden 
konnten. Sie können aber auch nicht abgeschoben werden 
und können als Geduldete nun nicht richtig bei uns im 
Arbeitsmarkt integriert werden. Dieses Problem wollen 
wir nun endlich lösen für diejenigen Menschen, die zum 
Beispiel während der Flüchtlingswelle 2015 ins Land 
kamen und seit Jahren mit Kettenduldungen im Ungewis-
sen leben.

Wir wollen eine pragmatische Lösung, die auch funk-
tioniert, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Stephan Thomae (FDP):
– für Menschen, die sich bei uns gut integriert haben. 

Das ist es, was die Koalition beabsichtigt. Deshalb wer-
den wir den Antrag der AfD ablehnen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Enrico Komning 
[AfD]: Wer hätte das gedacht! – Martin 
Reichardt [AfD]: Das war eine echte 4,8-Pro-
zent-Rede!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort Dr. Silke 

Launert.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! „In jeder 
Schwierigkeit lebt die Möglichkeit.“ Worte, die zum 
Handeln motivieren, die der Resignation entgegenwirken 
und die von Albert Einstein stammen. Und ohne Zweifel: 
Die Herausforderungen, vor denen die EU-Mitgliedstaa-
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ten stehen, sind gewaltig und von Schwierigkeiten ge-
prägt. Ebenso schwierig und zugleich mühsam – quasi 
oft erfolglos – sind die Debatten über die Reform des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems. Die aktuelle 
Lage zeigt uns wieder, dass es erheblichen Verbes-
serungsbedarf und dringenden Handlungsbedarf gibt.

Nein, die gemeinsame EU-Migrations- und -Asylpoli-
tik funktioniert leider nicht einwandfrei: Einige der EU- 
Staaten werden über die Maßen belastet. Geltendes Recht 
wird nur zum Teil angewandt, zum Teil wird es nicht 
durchgesetzt. Nur ein Bruchteil der Rückführungen ist 
erfolgreich; selbst bei uns werden nur 6 Prozent der Über-
stellungen letztlich vollzogen. Der EU-Außengrenz-
schutz funktioniert nur lückenhaft, ebenso die Registrie-
rung.

Klar ist also: Die Reform ist überfällig. Nur – das sage 
in Hinblick auf Ihren Antrag – glauben wir nicht, dass die 
Lösung ein deutscher Sonderweg, ein nationaler Allein-
gang ist. Eigentlich sollten wir aus 2015 gelernt haben, 
dass das nicht so gut ist, sondern dass es wichtig ist, sich 
in der EU abzustimmen, so mühsam, so schwierig das 
auch ist.

(Enrico Komning [AfD]: Das wird doch aber 
nichts, Frau Kollegin!)

Denn in der Schwierigkeit liegt irgendwann die Möglich-
keit der Chance.

(Enrico Komning [AfD]: Die steigen alle aus!)

– Wie gesagt, vielleicht steigen wir mit aus. Das ist die 
Frage. Auch wir müssen uns vielleicht bewegen.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, wir sollten dann 
auch irgendwann aussteigen!)

Ich baue trotzdem auf die Ampel, dass sie es als links- 
grüne Regierung in der Hand hat, diesen Schritt zu ma-
chen. So wie vielleicht nur eine Regierung mit grüner 
Beteiligung eine Laufzeitverlängerung der Atomkraft-
werke durchsetzen kann, können Sie vielleicht einen res-
triktiveren und dann von den meisten Mitgliedsländern 
der EU getragenen Kurs gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Das ist jetzt aber Ironie! – Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist schon ein bisschen hinten durch die Brust 
ins Auge!)

Denn Fakt ist: Wir leben nun einmal in einem Schen-
genraum. Es ist schon angesprochen worden: Diese ge-
meinsame Asyl- und Migrationspolitik ist Primärrecht. 
Wir können eben nicht sagen: Wir gehen einfach raus; 
wir machen das, was wir wollen. – Das ist natürlich ein 
Problem. Bedenke die Folgen! Wenn Deutschland, das 
Mitverursacher der letzten Jahre war, plötzlich sagt: 
„Wir gehen aus diesem wesentlichen Teil raus. Es ist 
uns doch egal, was andere EU-Länder alles sagen und 
denken“, dann haben wir ein Problem. Deshalb halten 
wir diesen Lösungsweg nicht für den richtigen.

Schauen wir uns die aktuelle Lage an. Wir haben in 
diesem Jahr durch diesen schrecklichen Krieg bedauer-
licherweise über 1 Million registrierte Flüchtlinge aus der 
Ukraine, die wir natürlich aufnehmen, wenn in der Nach-
barschaft Krieg ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir haben absehbar wahrscheinlich über 200 000 irregu-
läre Asylgesuche. Heute erst haben wir den Bericht der 
Innenministerin im Innenausschuss gehört.

Uns erreichen Hilferufe der Bürgermeister und der 
Landräte, die die Regierung anflehen: Bitte helft uns! 
Wir schaffen es nicht mehr. Wir haben keine Unterbrin-
gungsmöglichkeiten mehr. Unterstützt uns finanziell! 
Wir schaffen es nicht mehr.

(Paul Ziemiak [CDU/CSU]: So sieht es aus!)
Die Zahlen gehen jetzt schon in Richtung von 2015. Es ist 
nun einmal so – der Ex-Bundespräsident Joachim Gauck 
hatte recht –: Unser Herz ist weit, doch unsere Möglich-
keiten sind endlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich würde ergänzen: Effektiv helfen kann nur, wer sich 
nicht selbst überfordert.

Deshalb verstehe ich die weiteren Signale nicht. Sie 
meinen es gut; aber Sie werden das Land überfordern. 
Sie werden dazu beitragen, dass immer mehr Leute AfD 
wählen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie denn das Land überfordert, 
als Sie 2015 die Menschen aufgenommen ha-
ben? Nein, haben Sie nicht!)

Ich verstehe es nicht! Die Leute sind unzufrieden. Die 
Leute haben Ängste. Leider haben die Leute Ängste ob 
der aktuellen Entwicklung, und leider werden einige ei-
nen Sündenbock suchen. Deshalb müssen wir versuchen, 
die Ängste ernst zu nehmen

(Martin Reichardt [AfD]: Probleme müssen 
gelöst werden!)

und das überschaubar zu halten, damit wir helfen können.
Nun zu einigen Vorschlägen der gemeinsamen Lösung, 

die wir unterbreiten. Es sollten – das ist von meinem 
Kollegen schon angesprochen worden – Vorabprüfungen 
der Asylverfahren an den Außengrenzen vorgenommen 
werden, sodass diejenigen, deren Schutzgesuche keine 
Aussicht auf Erfolg haben, von Vornherein keinen Zutritt 
in die EU haben. Es braucht ein funktionierendes System 
in der EU. Sekundärmigration müssen wir unterbinden. 
Das ist schwierig, aber wir müssen nun einmal reden, 
reden, reden. Das hilft mehr, als immer nur kluge Re-
den – – mit anderen reden.

(Lachen des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Till Steffen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Beim nächs-
ten Mal vorher überlegen, was man sagen 
will!)

Schließlich geht es auch um die Erweiterung des Famili-
enbegriffs. Auch das führt zu einer Sogwirkung, die wir 
im Moment – leider Gottes – nicht gebrauchen können.
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Sie sehen: Es ist sehr viel zu tun.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Sie haben vielleicht mehr Möglichkeiten als eine an-

dere Regierung. Fast alle anderen Länder der EU wollen 
einen restriktiven Kurs. Blockieren Sie diesen gemein-
samen Weg nicht – zum Wohle Europas, zum Wohle 
des Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin 

Gülistan Yüksel.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer 
auf den Tribünen! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ob 
Asylantrag, Aufenthaltsrecht oder Familiennachzug – in 
meiner langjährigen ehrenamtlichen Arbeit im Integrati-
onsrat meiner Stadt habe ich viele Menschen mit Rat und 
Tat unterstützt. Mit der Zeit stapelten sich meine Notizen 
und Unterlagen zu den vielen Schicksalen – Schicksale 
von Menschen, die teilweise jahrelang von ihrer Familie 
getrennt sind, die vor Krieg und Zerstörung fliehen muss-
ten. Am Ende standen in meinem Büro mehrere dicke 
Ordner, Ordner mit Namen und Sorgen, voll mit Hoff-
nungen und Ängsten.

Auch heute fliehen Menschen vor Krieg und Zerstö-
rung. Wir wollen ihnen Schutz bieten. Dabei sind mir drei 
Aspekte für eine humanitäre Flüchtlingspolitik besonders 
wichtig.

Erstens. Wir arbeiten erfolgreich an europäischen Lö-
sungen. So haben wir gemeinsam mit der EU die Richt-
linie über den temporären Schutz aktiviert. Wir bauen – 
ebenfalls mit unseren europäischen Partnern – winter-
feste Unterkünfte in der Ukraine, damit Menschen auch 
dort Schutz finden. Und: Unsere Innenministerin Nancy 
Faeser drängt auf eine „Koalition der aufnahmebereiten 
Mitgliedstaaten“, um die Weiterentwicklung des europäi-
schen Asylsystems in Gang zu bringen.

Zweitens. Unsere Bundesregierung hilft den Kom-
munen vor Ort, und das schnell, entschlossen und prag-
matisch.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja, genau! Das merke 
ich! Merkt man gerade in Bautzen!)

So haben wir 2 Milliarden Euro an Unterstützung bereit-
gestellt. Wir helfen dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge bei der Verteilung und Registrierung. Auch 
öffnen wir viele weitere Bundesimmobilien zur Unter-
bringung von Geflüchteten.

Drittens. Wir schützen Menschen vor Rassismus und 
Hetze.

(Zuruf von der AfD: Nee, nee!)
Wir halten dagegen, wenn das Grundrecht auf Asyl in-
frage gestellt wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Martin Reichardt [AfD]: Das tut ja kei-
ner! Es geht um die Umsetzung!)

Wir empören uns, wenn der CDU-Vorsitzende mit der 
unsäglichen Vokabel des „Sozialtourismus“ hantiert.

(Jörg Schneider [AfD]: So was gibt’s ja über-
haupt nicht! – Enrico Komning [AfD]: Un-
möglich ist das!)

Und wir widersprechen dem AfD-Antrag, der behauptet, 
dass zu viele Asylbewerber aus Syrien staatliche Leis-
tungen bezögen, gleichzeitig aber verschweigt, dass viele 
dieser Menschen zunächst gar nicht arbeiten dürfen. Das 
ist leider wie immer verlogen und populistisch.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lade Sie ein: 
Sehen Sie nicht nur die dicken Ordner meiner Migrati-
onsberatung, öffnen Sie die Ordner, sehen Sie die Men-
schen, die dahinterstehen, hören Sie die Schicksale von 
Krieg und Flucht. Ich bin sicher, dann werden wir nicht 
auf die wenigen Angstmacher und Hetzer hereinfallen

(Enrico Komning [AfD]: Das tun wir auch 
nicht! Wir fallen nicht auf die Hetzer rein!)

und gemeinsam das humanitäre Recht auf Asyl verteidi-
gen – in Deutschland und in Europa.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Misbah Khan.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Während in der Ukraine Wohnhäuser, Kran-
kenhäuser, Spielplätze und Kindergärten bombardiert 
werden und durch Putins Handeln in der Konsequenz 
die explodierten Weizenpreise für eine massive Not im 
Globalen Süden – – Entschuldigung. Also: Während 
durch Putins Handeln die explodierenden Weizenpreise 
die soziale Not im Globalen Süden massiv verschärfen, 
betreiben Sie hier fröhlich Ihre Hetze, nicht nur mit die-
sem Antrag, sondern schon die ganzen letzten Wochen.

(Martin Reichardt [AfD]: Das Wort „Hetze“ ist 
das Einzige, was Sie klar rausgekriegt haben! – 
Lachen bei der AfD – Gegenrufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Na, na!)
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– Das macht ja nichts. – Dass Sie in dieser Zeit überhaupt 
Ihre blaue Stunde wittern, ist widerlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich sehe hier viereinhalb Fraktionen vor mir, die alle 
auf ihre eigene Art und Weise versuchen und das Ziel 
haben, das Leben der Menschen zu verbessern, nicht 
nur im Allgemeinen, sondern auch gerade jetzt, wo wir 
mit der Krise konfrontiert sind. Das Einzige, was ich bei 
Ihnen sehe, ist Hetze, ich sehe Spaltung, und ich sehe 
Verunsicherung.

(Zurufe von der AfD: Weil Ihre Konzepte 
überall scheitern! – Schon mal gearbeitet?)

Seit Wochen spielen Sie mit der Angst. Sie instrumenta-
lisieren diese Angst, erst beim Krieg, dann bei der Ener-
gie, und jetzt versuchen Sie, auch die Asylkrise für sich 
dahin gehend zu instrumentalisieren.

Ehrlich gesagt, es ist schade, dass Herr Merz nicht da 
ist, weil er jetzt auch seine Strategie und damit den Grund 
für seine Wahlniederlage am vergangenen Wochenende 
hätte erkennen können.

Es ist keine Frage, dass wir gerade eine Situation ha-
ben, in der die Kommunen teilweise stark belastet sind. 
Es läuft nicht alles so, wie es soll. Wir haben hier auch 
schon deutlich gemacht, es muss besser laufen.

(Zuruf von der AfD: Sie sind an der Regie-
rung!)

Trotzdem haben wir doch folgende Situation: Wenn es 
auf der Welt brennt, dann suchen Menschen Schutz. 
Dass Flucht ein dynamisches Phänomen ist, ist kein Ge-
heimnis. Unsere Strukturen müssen so ausgelegt sein, 
dass sie eine Reaktion auf ebendiese Dynamik ermögli-
chen. Das Grundrecht auf Asyl darf niemals gegen die 
Sorgen und die Ängste der Bevölkerung ausgespielt wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Genau des-
wegen muss man illegale Migration bekämp-
fen! Genau aus dem Grund!)

Wer das tut, greift in die unterste braune Schublade.
Die europäische Migrationspolitik, um die es auch in 

diesem Antrag geht, ist das kleine Einmaleins der Ab-
schottung. Wir haben Pushbacks, wir haben zwielichtige 
Abkommen mit Drittstaaten, und wir haben die faktische 
Inhaftierung von Geflüchteten auf der Tagesordnung ste-
hen. Der einzige Lichtblick, den wir haben, ist der frei-
willige Solidaritätsmechanismus

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist ein Witz!)

für Geflüchtete, die aus Seenot gerettet worden sind. 
Auch da scheitern wir tatsächlich noch an der Umset-
zung.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Da übernimmt 
Deutschland die Hälfte davon!)

Dass wir überhaupt Menschen aus Seenot retten müs-
sen und es nicht schaffen, vorher in irgendeiner Form 
eine solidarische Antwort zu finden, ist doch das eigent-
liche Problem.

(Karsten Hilse [AfD]: Was ist denn die „soli-
darische Antwort“?)

Wir brauchen Lösungen, die das europäische Miteinander 
möglich machen. Wir wollen und wir müssen grund-
legende Reformen auf der europäischen Ebene bezüglich 
dieser Frage anstoßen. Das machen wir. Wir wollen faire 
und wir wollen zügige Verfahren. Was wir aber nicht 
wollen, ist die Aushebelung des Asylrechts auf dem Um-
weg über die EU. Das sind wir den Geflüchteten schuldig.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kollegen aus der AfD-Fraktion, ich bitte Sie 

herzlich darum, bei Zwischenrufen auf beleidigende Äu-
ßerungen zu verzichten.

(Karsten Hilse [AfD]: Was war denn jetzt be-
leidigend?)

Das nächste Mal werde ich hier Rügen und Ordnungsrufe 
erteilen. So geht man mit keinem Redner hier am Pult um.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Karsten 
Hilse [AfD]: „Brauner Sumpf“ werden wir ge-
nannt! – Weitere Zurufe von der AfD)

Jetzt erteile ich zur letzten Rede in dieser Debatte das 
Wort Helge Lindh.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD hat weder Grenzschutz noch Europa noch Dä-
nemark noch Logik noch nationale Interessen verstanden. 
Das muss man erst mal hinbekommen; das muss man erst 
mal schaffen. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Sie haben Grenzschutz nicht verstanden – weil das, 

was Sie vorschlagen, auf das Konzept hinausläuft, das 
der hochproblematische Martin Wagener vorgeschlagen 
hat, nämlich einen Schutzwall um Deutschlands Grenzen, 
weil lückenlos kontrolliert werden muss, mit mehreren 
Zehntausend Grenzbeamtinnen und Grenzbeamten. Die-
sen Vorschlag, analog zur Situation in der DDR – das 
können Sie alles nachlesen, 7. September 2018 –, hat 
Alice Weidel ausdrücklich in einer Pressemitteilung ge-
würdigt. Das ist Ihre Vorstellung von Grenzschutz.

Sie haben Europa nicht verstanden. Dänemark kann 
überhaupt nur via Maastricht die Opt-out-Regelung in 
Anspruch nehmen. Deutschland kann das gar nicht, selbst 
wenn es wollte, ansonsten begeht es Rechtsbruch.
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Sie haben selbst Dänemark nicht verstanden. Denn 
sogar Dänemark, dieses migrationspolitisch hoch frag-
würdige, restriktive Dänemark – das wüssten Sie, wenn 
Sie sich mal die Mühe machten, in die Papiere zu 
schauen –, hat konzediert und zugeben müssen, dass 
man, solange in Ruanda keine rechtsstaatlichen Verhält-
nisse herrschen und dort keine Verfahren sichergestellt 
werden können, ein Asylzentrum in Ruanda überhaupt 
nicht aufbauen kann. Deshalb funktioniert dies auch 
nicht. Also haben Sie selbst Ihr heißgeliebtes Dänemark 
nicht verstanden. Und noch etwas: Dänemark agiert da-
mit auf Kosten Deutschlands – Boris Pistorius hat das 
selbst im dänischen Parlament gesagt –; denn Leidtragen-
der ist nicht Dänemark, sondern die anderen Länder, die 
dann entsprechend einspringen müssen.

Sie haben aber auch Logik nicht verstanden. Es er-
schließt sich mir rein logisch nicht, warum, wenn sich 
das größte Land Europas migrationspolitisch komplett 
aus der Solidarität verabschiedet, in einem wundersamen, 
logischen Schluss und aus tiefster Dankbarkeit ganz Eu-
ropa sagen sollte: Wir bauen jetzt extra für Deutschland 
eine lückenlose Grenzsicherung an Europas Außengren-
zen; wir schicken die Leute nicht mehr durch, sondern 
aus Dankbarkeit für die Unsolidarität Deutschlands sind 
wir besonders solidarisch und registrieren die Men-
schen. – Diese Logik muss man mir mal erklären.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Als Letztes – das werden Sie als selbsternannte Patrio-
ten ganz besonders gerne hören –: Sie verstoßen zutiefst 
gegen nationale Interessen Deutschlands. Zum einen 
wäre ein so grenzgesichertes Deutschland ein DDR-arti-
ges Deutschland, in dem niemand in diesem Raum leben 
möchte. Außerdem würde das bedeuten, dass kein deut-
scher Bahnhof mehr durch Bundespolizisten gesichert 

wäre, weil alle ihr ganzes Berufsleben an deutschen 
Grenzen verbringen müssten. Sie verstoßen ferner gegen 
deutsche Interessen, weil wir alle Vorteile Europas, die 
wir jetzt genießen, nicht mehr nutzen könnten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Helge Lindh (SPD):
Sie verstoßen weiterhin gegen nationale Interessen 

Deutschlands, weil Sie genau das Land in Europa be-
weihräuchern und loben, das gegenwärtig integrations- 
und migrationspolitisch auf Deutschlands Kosten lebt. – 
Herzlichen Glückwunsch zu dieser Komplexleistung!

Schönen Abend.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/3931 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 13. Oktober 2022, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen einen 
schönen Abend.

(Schluss: 19.28 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Albani, Stephan CDU/CSU

Bachmann, Carolin AfD

Bauer, Nicole   
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

FDP

Beck, Katharina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Benner, Lukas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beyer, Peter CDU/CSU

Breher, Silvia CDU/CSU

Brehm, Sebastian CDU/CSU

Bünger, Clara DIE LINKE

Bury, Yannick CDU/CSU

Cotar, Joana AfD

Durz, Hansjörg CDU/CSU

Edelhäußer, Ralph CDU/CSU

Ferschl, Susanne DIE LINKE

Funke-Kaiser, Maximilian FDP

Gambir, Schahina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gebhart, Dr. Thomas CDU/CSU

Gohlke, Nicole DIE LINKE

Grund, Manfred CDU/CSU

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Heiligenstadt, Frauke SPD

Henneberger, Kathrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hoffmann, Dr. Christoph FDP

Hönel, Bruno BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Janich, Steffen AfD

Karliczek, Anja CDU/CSU

Katzmarek, Gabriele SPD

Abgeordnete(r)

Klein-Schmeink, Maria BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Koß, Simona SPD

Korte, Jan DIE LINKE

Kuban, Tilman CDU/CSU

Lechte, Ulrich FDP

Lenk, Barbara AfD

Lindner, Christian FDP

Link (Heilbronn), Michael 
Georg

FDP

Mann, Holger SPD

Mayer, Zoe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Metzler, Jan CDU/CSU

Miazga, Corinna AfD

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Mordhorst, Maximilian FDP

Müller (Erlangen), Stefan CDU/CSU

Naujok, Edgar AfD

Nicolaisen, Petra CDU/CSU

Otte, Karoline BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pellmann, Sören DIE LINKE

Rachel, Thomas CDU/CSU

Roth (Heringen), Michael SPD

Rouenhoff, Stefan CDU/CSU

Schäuble, Dr. Wolfgang CDU/CSU

Schröder, Christina- 
Johanne

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulze, Svenja SPD

Stefinger, Dr. Wolfgang CDU/CSU

Stöcker, Diana CDU/CSU

Storjohann, Gero CDU/CSU
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Abgeordnete(r)

Träger, Carsten SPD

Vöpel, Dirk SPD

Wadephul, Dr. Johann 
David

CDU/CSU

Wagener, Robin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wegge, Carmen SPD

Wegling, Melanie   
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

SPD

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Wundrak, Joachim AfD

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/3858)

Frage 9
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Haase (CDU/CSU):

Von welcher Inflationsrate geht die Bundesregierung aktuell 
für das Jahr 2023 aus, und welche Auswirkungen hat diese 
aktuelle Schätzung auf das Schuldenmanagement des Bundes 
im Jahr 2023, insbesondere mit Blick auf das Volumen und den 
Anteil der inflationsindizierten Bundeswertpapiere?

Die Bundesregierung veröffentlicht heute ihre Herbst-
projektion mit einer aktuellen Einschätzung zur weiteren 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung inklusive der für 
2023 zu erwartenden Inflationsrate gemäß nationalem 
Verbraucherpreisindex. Zuletzt war die Inflationsrate in 
Deutschland vor allem vor dem Hintergrund des russi-
schen Angriffskriegs und der Einstellung der Gasliefe-
rungen nach Deutschland stark erhöht.

Auch nächstes Jahr ist angesichts des anhaltend hohen 
Aufwärtsdrucks aus den Energiepreisen, die auch auf das 
gesamte Preisniveau für Waren und Dienstleistungen in 
der Breite wirken, zunächst mit stark erhöhten Raten zu 
rechnen, die allerdings durch die beschlossenen Maßnah-
men des Abwehrschirms etwas gedämpft werden.

Die Pressekonferenz von Bundesminister Habeck zur 
Herbstprojektion findet heute Nachmittag statt. Die für 
das kommende Jahr erwartete Inflationsrate kann der Ver-
öffentlichung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz entnommen werden.

Die Inflationsrate, die der Zuführung zum Sonderver-
mögen – Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz – am 
15. April 2023 im Regierungsentwurf 2023 zugrunde 
liegt, beträgt 8,11 Prozent. Es handelt sich um die Schät-
zung für den Mittelwert aus dem unrevidierten harmo-
nisierten Verbraucherpreisindex in der Eurozone (Ge-
samtindex ohne Tabak) für die Monate Januar und 
Februar 2023 zum Stand 31. Mai 2022, der gemäß den 
Emissionsbedingungen für die Zuführung am 15. April 
2023 relevant ist.

Die hohe Inflation treibt die Zinsausgaben im Bundes-
haushalt. Dies wird auch bei der Entscheidung über die 
Portfoliostrategie für 2023 im Rahmen des Schuldenma-
nagements zu berücksichtigen sein. Für die Planung der 
Höhe der Zuführung wurde im Regierungsentwurf 2023 
vorläufig ein Emissionsvolumen in etwa auf dem Niveau 
von 2022 unterstellt.

Frage 10
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Haase (CDU/CSU):

Hat die Bundesregierung eine Präferenz bezüglich der Ziele 
„Rezessionsverhinderung“ oder „Stoppen der Inflation“?

Die Bundesregierung zielt mit ihren finanzpolitischen 
Maßnahmen auf eine Begrenzung der negativen wirt-
schaftlichen Effekte vor allem des russischen Angriffs-
kriegs in der Ukraine – und der damit verbundenen 
starken Preissteigerungen für Energie – ab und damit 
sowohl auf eine Stabilisierung der Wirtschaft als auch 
auf eine Dämpfung der hohen Inflationsraten.

Bei den drei Entlastungspaketen, die die Regierung seit 
Jahresbeginn 2022 auf den Weg gebracht hat, geht es in 
erster Linie um eine Stabilisierung der Einkommenssitua-
tion der privaten Haushalte und den partiellen Ausgleich 
der realen Kaufkraftverluste, die sich bereits aufgrund der 
hohen Teuerung ergeben haben. Damit wirkt die Bundes-
regierung nicht zuletzt einer Rezession entgegen. Ins-
besondere die Strom- und Gaspreisbremsen dürften dabei 
die wirtschaftliche Entwicklung stabilisieren. Dazu kom-
men noch die Maßnahmen des wirtschaftlichen Abwehr-
schirms, die insbesondere die Struktur der deutschen 
Wirtschaft und ihre Wettbewerbsfähigkeit schützen.

Mit Blick auf den Energiesektor kommen weitere 
angebotsfördernde Maßnahmen zum Tragen, die über-
wiegend noch im Winter 2022/2023 wirken werden und 
somit die Energiepreise dämpfen und die Inflationsent-
wicklung abschwächen können. Eine umfassende Ver-
besserung des Angebots wird unter anderem durch die 
Ausschöpfung aller Potentiale der erneuerbaren Ener-
gien, durch die Kohleverstromung einschließlich der Si-
cherstellung der entsprechenden Versorgungstransporte, 
durch die Ermöglichung eines Fuel Switch sowie durch 
die Inbetriebnahme der beiden in Rekordtempo errichte-
ten Flüssiggasterminals erreicht.
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Die Bundesregierung wird zudem sorgfältig darauf 
achten, dass während der Zeit der Krise keine unverhält-
nismäßigen zusätzlichen Bürokratielasten die Wirtschaft 
beeinträchtigen und über zusätzliche Kosten für die Un-
ternehmen inflationär wirken können.

Mit Blick auf das kommende Jahr unterstützt die Bun-
desregierung nicht zuletzt durch die Einhaltung der Re-
gelgrenze der Schuldenbremse die Anstrengungen der 
Europäischen Zentralbank, die Inflation zu bremsen.

Frage 11
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage der 
Abgeordneten Antje Tillmann (CDU/CSU):

Wie würden die vorgesehenen 25 Prozent der Einnahmen 
aus der OECD-Mindestbesteuerung (OECD: Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) im Rah-
men der Tilgung der NGEU-Schulden (NGEU: „Next Genera-
tion EU“) ersetzt für den Fall, dass eine Einigung bei der 
Mindestbesteuerung nur bilateral zwischen einzelnen EU-Mit-
gliedstaaten gelingt, und welche Auswirkungen hätte dies auf 
den Bundeshaushalt?

Die Vorschläge der Europäischen Kommission zur 
Einführung neuer Eigenmittel gehen zurück auf die 
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Juli 
2020 im Kontext der Verständigung auf den Mehrjähri-
gen Finanzrahmen 2021–2027 und das coronabezogene 
Aufbauinstrument „Next Generation EU“ (NGEU) sowie 
auf die im Anschluss zwischen Rat, Europäischem Par-
lament und Kommission geschlossene Interinstitutionelle 
Vereinbarung vom Dezember 2020.

Der von der Europäischen Kommission vorgelegte 
Vorschlag vom 22. Dezember 2021 für eine Überarbei-
tung des Systems zur Finanzierung des EU-Haushalts 
sieht unter anderem vor, 15 Prozent des Anteils der durch 
Umsetzung der Säule 1 auf die EU-Mitgliedstaaten um-
verteilten Residualgewinne der größten und profitabels-
ten multinationalen Konzerne als neues EU-Eigenmittel 
zu verwenden. Für die künftigen Einnahmen aus der glo-
balen effektiven Mindestbesteuerung ist kein EU-Eigen-
mittel vorgesehen.

Frage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar auf die 
Frage der Abgeordneten Julia Klöckner (CDU/CSU):

Wie wird die Bundesregierung die Reaktivierung und Neu-
ausrichtung des Wirtschaftsstabilisierungsfonds konkret um-
setzen (www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/ 
2130920/2046cb91023bbd61eca3f3102c987fe8/2022-09-29- 
finanzieller-abwehrschirm-data.pdf, Seite 4)?

Die Gesetzesänderung dient der kurzfristigen Bereit-
stellung der zur Abfederung der wirtschaftlichen Auswir-
kungen des russischen Angriffskrieges und der dadurch 
verursachten Energiekrise erforderlichen Mittel. Wir le-
gen damit den finanziellen Grundstein, den von der Bun-
desregierung beschlossenen Abwehrschirms aufzuspan-
nen.

Zur Inanspruchnahme der Kreditermächtigung im lau-
fenden Jahr muss der Deutsche Bundestag vor Inkraft-
treten des Gesetzes mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen Beschluss nach Artikel 115 Grundgesetz wegen 
Überschreitung der Regelgrenze fassen. Dieser Beschluss 
muss auch eine Tilgungsregelung enthalten. Jetzt gilt es, 
die zentralen Programme der Strom- und Gaspreisbremse 
zügig aufzusetzen.

Die Bundesregierung hat am 29. September die Eck-
punkte des wirtschaftlichen Abwehrschirms gegen die 
Folgen des russischen Angriffskriegs vorgestellt. Der Ab-
wehrschirm federt die steigenden Energiekosten und die 
schwersten Folgen für Verbraucherinnen und Verbrau-
cher sowie Unternehmen ab. Zu den geplanten Maßnah-
men gehören eine Strom- und Gaspreisbremse, die ak-
tuell erarbeitet werden. Der Bund stellt für den 
Abwehrschirm insgesamt 200 Milliarden Euro bereit.

Die Finanzierung wesentlicher Maßnahmen des Ab-
wehrschirms soll durch den Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds erfolgen. Hierzu ist eine Änderung des Stabilisie-
rungsfondsgesetzes erforderlich.

Wesentliche Elemente des Entwurfs sind:

Der Zweck des Wirtschaftsstabilisierungsfonds wird 
erweitert, um ihn zur Finanzierung von Maßnahmen zur 
Abfederung der Folgen der Energiekrise nutzen zu kön-
nen. Hierzu wird eine Kreditermächtigung mit einem 
Volumen von 200 Milliarden Euro für das Jahr 2022 
geschaffen.

Im Gesetzentwurf wird genau geregelt, für welche 
Maßnahmen des Abwehrschirms der Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds Mittel bereitstellen darf. Er schafft die 
Grundlage für die Finanzierung der geplanten Maßnah-
men, legt aber noch nicht die inhaltliche Ausgestaltung 
der Programme fest; insbesondere die Einzelheiten der 
Strom- und Gaspreisbremsen sind nicht Gegenstand des 
Entwurfs.

Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds erfüllt folgende 
Aufgaben:

Finanzierung der Gaspreisbremse.

Finanzierung und Zwischenfinanzierung der Strom-
preisbremse. Für die Finanzierung der Strompreisbremse 
wird die Abschöpfung der Zufallsgewinne der Strom-
produzenten herangezogen. Bei Bedarf können bei Aus-
einanderfallen der Umsetzung der Entlastung und 
Abschöpfung jedoch Mittel aus dem WSF als Liquiditäts-
hilfe zeitlich begrenzt genutzt werden.

Finanzierung etwaiger weiterer notwendiger Stüt-
zungsmaßnahmen für Unternehmen, die aufgrund der 
Energiekrise in Schwierigkeiten geraten sind, insbeson-
dere soweit sie nicht in ausreichendem Ausmaß von der 
Strom- und Gaspreisbremse erfasst werden sowie für 
Gasimporteure, die für die Marktstabilität relevant sind, 
inklusive der Finanzierung der Ersatzbeschaffungen an 
den Energiemärkten, soweit sie nicht in ausreichendem 
Ausmaß von der Gaspreisbremse erfasst werden. Dies 
schließt Regelungen für Härtefälle ein.
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Darlehensgewährung an die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau zur Refinanzierung von vorgenanntem Pro-
gramm, soweit ihr entsprechende Geschäfte von der Bun-
desregierung aufgrund des § 2 Absatz 4 des Gesetzes über 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau zugewiesen werden.

Die vom Wirtschaftsstabilisierungsfonds finanzierten 
Programme und Maßnahmen können insbesondere die 
Möglichkeit der Gewährung von Zuschüssen, Rekapita-
lisierungsmaßnahmen und Krediten umfassen. Die Maß-
nahmen werden in den Programmen selbst geregelt.

Frage 15
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Wie hoch ist der Betrag an Vermögenswerten, der in 
Deutschland von sanktionierten Personen und Einrichtungen 
im Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg bis dato eingefroren 
wurde (bitte ab Februar 2022 nach Monaten aufschlüsseln und 
für Vermögenswerte ohne Marktwert, falls vorliegend, ent-
sprechende Schätzungen berücksichtigen), und wie hoch ist 
der Betrag an bisher von sanktionierten Personen angezeigten 
Vermögenswerten, die einer Verfügungsbeschränkung unter-
liegen (bitte ab Februar 2022 monatsweise aufschlüsseln)?

In Deutschland sind derzeit Vermögenswerte in Höhe 
von rund 4,88 Milliarden Euro durch die EU-Sanktionen 
gegen Russland/Belarus blockiert. Dies umfasst sowohl 
eingefrorene Kontoguthaben, Unternehmensbeteiligun-
gen sowie bewegliche und unbewegliche Vermögens-
gegenstände von gelisteten Personen und Einrichtungen 
als auch Vermögenswerte der Russischen Zentralbank, 
die in Deutschland belegt sind und die einem Transakti-
onsverbot unterliegen.

Ein Überblick über die Gesamtsumme wird nicht re-
gelmäßig vorgehalten, sondern nur auf besondere An-
frage erstellt. Eine monatsweise Aufschlüsselung über 
die Gesamtsumme seit Februar 2022 ist daher nicht mög-
lich.

Eine Anzeigepflicht für gelistete Personen und Ein-
richtungen hinsichtlich ihrer in Deutschland belegenen 
Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen besteht nach 
§ 23a des Außenwirtschaftsgesetzes. Die Regelung 
wurde durch das Sanktionsdurchsetzungsgesetz I ein-
geführt, welches am 27. Mai 2022 in Kraft getreten ist. 
Nach Kenntnis des Bundesministeriums der Finanzen 
sind Anzeigen sowohl bei der Bundesbank als auch 
dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ein-
gegangen.

Die entsprechenden Werte konnten in der Kürze der für 
eine Antwort zur Verfügung stehenden Zeit noch nicht 
abgefragt und aufbereitet werden.

Frage 18
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Eugen Schmidt (AfD):

Inwiefern wurden Angehörige der deutschen Minderheit in 
Russland nach Kenntnis der Bundesregierung gegebenenfalls 
bei Protesten gegen die jüngste Mobilisierung verhaftet, bzw. 
inwiefern sind Angehörige der deutschen Minderheit in Russ-
land von der jüngsten Mobilisierung betroffen?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über 
Verhaftungen von Angehörigen der deutschen Minder-
heit in Russland bei Protesten gegen die Mobilisierung 
in Russland vor. Der Bundesregierung sind Einzelfälle 
bekannt, in denen Angehörige der deutschen Minderheit 
in Russland von der Mobilisierung in Russland betroffen 
sind. Angehörige der deutschen Minderheit in Russland 
haben die russische Staatsangehörigkeit und sind in Russ-
land daher grundsätzlich auch von der Mobilmachung 
betroffen.

Frage 19
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Eugen Schmidt (AfD):

Wie viele Angehörige der deutschen Minderheit haben sich 
nach Kenntnis der Bundesregierung gegebenenfalls der jüngs-
ten Mobilisierung in Russland durch den Übertritt in andere 
Staaten zu entziehen versucht (bitte Zahlen für diese Staaten 
gegebenenfalls aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im 
Sinne der Fragestellung vor.

Frage 20
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Nicole Höchst (AfD):

In welchem Umfang haben deutsche Sicherheitsbehörden 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den letzten fünf Jahren 
jeweils Vermögenswerte aus dem Bereich der Organisierten 
Kriminalität (geschätzt jährlich 100 Milliarden Euro) vorläufig 
gesichert (vergleiche „Neues Lagebild: Polizei NRW be-
schlagnahmt mehr Vermögenswerte im Clanmilieu“, in: 
„Spiegel Online“ vom 5. April 2022, 14.33 Uhr, www. 
spiegel.de/panorama/gesellschaft/lagebild-clan-kriminalitaet- 
polizei-nrw-beschlagnahmt-mehr-vermoegenswerte-a- 
8fcc99e0-94b8-42a6-9db0-3eb3231c42ba; vergleiche Ralf 
Michel: „Mehr Fälle von Geldwäsche“, in: „Weser-Kurier“ 
vom 14. September 2022, Seite 1; vergleiche Felix Huesmann: 
„Nehmt ihnen das Geld“, in: „Kieler Nachrichten“, Seite 2)?

Gemäß dem „Bundeslagebild Organisierte Kriminali-
tät 2021“ wurden in den letzten fünf Jahren in Ermitt-
lungsverfahren im Zusammenhang mit Organisierter Kri-
minalität folgende Beträge vorläufig gesichert: 2017: 
24 Millionen Euro, 2018: 72 Millionen Euro, 2019: 
116 Millionen Euro, 2020: 114 Millionen Euro, 2021: 
173 Millionen Euro.

Frage 21
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Clara Bünger (DIE 
LINKE):

Wird die Bundesministerin des Innern und für Heimat, 
Nancy Faeser, die Ankündigung und Initiative des niedersäch-
sischen Innenministers Boris Pistorius (vergleiche Pressemit-
teilung vom 6. Oktober 2022) für einen allgemeinen Abschie-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                               6618 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/lagebild-clan-kriminalitaet-polizei-nrw-beschlagnahmt-mehr-vermoegenswerte-a-8fcc99e0-94b8-42a6-9db0-3eb3231c42ba
https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/lagebild-clan-kriminalitaet-polizei-nrw-beschlagnahmt-mehr-vermoegenswerte-a-8fcc99e0-94b8-42a6-9db0-3eb3231c42ba
https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/lagebild-clan-kriminalitaet-polizei-nrw-beschlagnahmt-mehr-vermoegenswerte-a-8fcc99e0-94b8-42a6-9db0-3eb3231c42ba
https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/lagebild-clan-kriminalitaet-polizei-nrw-beschlagnahmt-mehr-vermoegenswerte-a-8fcc99e0-94b8-42a6-9db0-3eb3231c42ba


bestopp in Bezug auf die aktuelle Situation im Iran unterstüt-
zen bzw. gegebenenfalls auch ihr Einvernehmen für eine darü-
ber hinausgehende Regelung nach § 23 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes erklären, weil die zugespitzte Gefahrenlage im 
Iran nach meiner Einschätzung nicht auf sechs Monate be-
grenzt sein wird (vergleiche § 60a Absatz 1 Satz 2 AufenthG), 
und wird das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) ablehnende Bescheide in Bezug auf das Herkunfts-
land Iran noch einmal überprüfen und gegebenenfalls korrigie-
ren, soweit entsprechende Klagen anhängig sind, auch um die 
Verwaltungsgerichte zu entlasten, vor dem Hintergrund, dass 
bereits vor der aktuellen Verschärfung der Lage im Iran ent-
sprechende Asylbescheide in überdurchschnittlichem Maße 
von den Verwaltungsgerichten nach einer inhaltlichen Über-
prüfung als rechtswidrig aufgehoben wurden (im Jahr 2021 
zu 39,2 Prozent, errechnet aufgrund der Angaben in der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zu Frage 20 
auf Bundestagsdrucksache 20/2309, bitte begründen)?

Die Anordnung einer vorübergehenden Aussetzung 
der Abschiebung obliegt nach § 60a Absatz 1 des Auf-
enthaltsgesetzes den Ländern. Der niedersächsische In-
nenminister, Boris Pistorius, hat einen entsprechenden 
Abschiebungsstopp für das Land Niedersachsen erlassen. 
Die Bundesministerin des Innern und für Heimat, Nancy 
Faeser, unterstützt dies. Nach ihrer Ansicht sollten Ab-
schiebungen nach Iran aufgrund der aktuellen Menschen-
rechtslage nicht vollzogen werden. Ausgenommen hier-
von sind Rückführungen von Gefährdern und Personen, 
die schwerwiegende Straftaten begangen haben.

Ein Abschiebungsstopp ist der richtige Schritt, über 
den die Länder schnellstmöglich entscheiden sollten. Es 
ist gut, dass der niedersächsische Innenminister, Boris 
Pistorius, mit einer Initiative in der Innenministerkon-
ferenz vorangeht. Frau Bundesinnenministerin Faeser 
hofft, dass sich die anderen Länder der Initiative Nieder-
sachsens anschließen und sich gemeinsam auf einen 
Stopp der Abschiebungen nach Iran mit der oben ange-
gebenen Ausnahme verständigen.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) wertet zur Erstellung einer für das Asylverfah-
ren umfassenden Erkenntnislage eine Vielzahl an Quellen 
aus und prüft in jedem Einzelfall, ob die Voraussetzungen 
für eine Anerkennung als Asylberechtigter, für die Zu-
erkennung der Flüchtlingseigenschaft, für die Gewäh-
rung subsidiären Schutzes oder für die Feststellung eines 
Abschiebungsverbots vorliegen. Bei der Prüfung eines 
Asylantrages finden sämtliche Umstände des Einzelfalls 
Berücksichtigung. Maßgeblich sind die tatsächliche Si-
tuation im Herkunftsland sowie deren rechtliche Bewer-
tung zum Zeitpunkt der Entscheidung. Aktuelle Entwick-
lungen werden fortlaufend überprüft und gegebenenfalls 
aktualisiert. Im Rahmen der aktiven Prozessführung prüft 
das BAMF anlassbezogen und auf Anfrage der Gerichte 
sowie Verfahrensbevollmächtigten regelmäßig ergan-
gene Bescheide in gerichtlichen Verfahren und ändert 
bei Vorliegen der Voraussetzungen der jeweiligen 
Schutznorm den Ausgangsbescheid entsprechend ab.

Frage 22
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Clara Bünger (DIE 
LINKE):

Was unternimmt die Bundesregierung bzw. das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gegebenenfalls, um die 
überdurchschnittlich lange Asylverfahrensdauer bei Asyl-
suchenden aus der Russischen Föderation (12,1 Monate im 
Jahr 2021 statt 6,6 Monate im allgemeinen Durchschnitt, Bun-
destagsdrucksache 20/940, Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage zu Frage 20) zu verkürzen, vor dem Hin-
tergrund, dass ich von der Rechtsanwältin einer relativ bekann-
ten russischen Oppositionellen erfahren habe, dass diese seit 
ihrer Anhörung bereits viele Monate auf eine Entscheidung 
warte, weshalb sie vermute, dass es eine Rückpriorisierung 
im BAMF geben könnte (bitte ausführen), und wird das 
BAMF abgelehnte Asylanträge von russischen Staatsangehö-
rigen angesichts der am 21. September 2022 verkündeten Teil-
mobilmachung von sich aus erneut überprüfen, wenn diese 
Verfahren noch bei den Gerichten anhängig sind und es sich 
um Männer im wehrfähigen Alter handelt, vor dem Hinter-
grund, dass mir der Fall eines abgelehnten Asylsuchenden 
aus Tschetschenien bekannt ist, dem nach eigener Auskunft 
im Falle einer Abschiebung die sofortige Einziehung zum Mi-
litär drohen würde?

Die Dauer bis zur Entscheidung des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) über einen Asyl-
antrag hängt von unterschiedlichen Faktoren ab. Unter 
anderem können zeitaufwendige Recherchen oder medi-
zinische Gutachten erforderlich sein. Weitere Faktoren, 
die zu einer längeren Verfahrensdauer führen können, 
sind pandemiebedingte Einschränkungen sowie Verfah-
ren, die durch das BAMF vorübergehend nicht entschie-
den wurden. Hierzu zählten insbesondere Verfahren von 
Schutzsuchenden, bei denen Hinweise dazu vorlagen, 
dass ihnen in Griechenland bereits ein Schutzstatus zu-
erkannt wurde.

Um die Verfahrensdauer im BAMF zu senken, werden 
unterschiedliche Maßnahmen ergriffen, zum Beispiel in-
tensive Schulungen von Entscheiderinnen und Entschei-
dern oder die Bereitstellung von detaillierten Länderana-
lysen. Diese Maßnahmen betreffen auch Asylverfahren 
von russischen Staatsangehörigen.

Die Asylanträge von Staatsangehörigen aus der Russi-
schen Föderation werden vom BAMF derzeit regulär be-
arbeitet. Im Rahmen der aktiven Prozessführung prüft das 
BAMF anlassbezogen und auf Anfrage der Gerichte so-
wie Verfahrensbevollmächtigten ergangene Bescheide in 
gerichtlichen Verfahren. Bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen der jeweiligen Schutznorm ändert das BAMF den 
Ausgangsbescheid entsprechend ab. Vor dem Hinter-
grund der Teilmobilmachung überprüft das BAMF der-
zeit die Entscheidungspraxis für Personen, die in die Ar-
mee eingezogen werden sollen und den Kriegsdienst 
verweigern, und wird diese, soweit erforderlich, anpas-
sen.

Frage 23
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Martina Renner (DIE 
LINKE):

Welche völkisch-nationalen Bundesorganisationen (verglei-
che www.belltower.news/sturmvogel-dieser-nachwuchs-sieht- 
sich-als-elite-des-nationalismus-139397/) sind nach Kenntnis 
der Bundesregierung seit 2021 in Deutschland aktiv (bitte un-
ter Angabe von Sitz, Rechtsform und Mitgliederzahl auf-
schlüsseln)?
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Der Bundesregierung ist bekannt, dass die rechtsextre-
mistischen Organisationen „Die Artgemeinschaft – Ger-
manische Glaubens-Gemeinschaft wesensgemäßer Le-
bensgestaltung e. V.“, der „Freundeskreis Ulrich von 
Hutten e. V.“ und der „Bund für Gotterkenntnis (Luden-
dorff) e. V.“ im Sinne der Fragestellung aktiv sind. Die 
„Artgemeinschaft“ wurde in einer Kleinen Anfrage (Bun-
destagsdrucksache 20/2010) vom 25. Mai 2022 behan-
delt, der „Freundeskreis Ulrich von Hutten e. V.“ und 
der „Bund für Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ fanden 
im „Lagebild Antisemitismus 2020/21“ des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz (BfV) Erwähnung, das im 
April 2022 veröffentlicht wurde.

Eine darüber hinausgehende Beantwortung ist aus 
Gründen des Staatswohls zu verweigern. Das BfV sam-
melt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Infor-
mationen und wertet diese gemäß § 3 Absatz 1 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes aus. Durch eine Stel-
lungnahme zu Organisationen außerhalb der Verfas-
sungsschutzberichte könnten Rückschlüsse auf den Auf-
klärungsbedarf, den Erkenntnisstand sowie die generelle 
Arbeitsweise des BfV gezogen werden. Dies würde des-
sen Funktionsfähigkeit nachhaltig beeinträchtigen. Nach 
sorgfältiger Abwägung des parlamentarischen Frage-
rechts mit den Folgen einer Beantwortung für dessen 
künftige Arbeitsfähigkeit und Aufgabenerfüllung ergibt 
sich, dass eine Beantwortung hinsichtlich einer etwaigen 
Beobachtung von Organisationen im Sinne der mündli-
chen Fragen nicht erfolgen kann.

Frage 24
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage der Abgeordneten Martina Renner (DIE 
LINKE):

Welche Parteien, Organisationen oder Vereine der extremen 
Rechten, der Reichsbürger/Selbstverwalter bzw. sogenannten 
Querdenker haben nach Kenntnis der Bundesregierung Ver-
anstaltungen von völkisch-nationalen Bundesorganisationen 
seit 2021 gefördert oder unterstützt (bitte nach Ort und Zeit-
punkt der Veranstaltung, der jeweiligen Veranstaltung, der je-
weiligen Unterstützer und der Art der Unterstützung aufschlüs-
seln)?

Die Antwort muss aus den in der Beantwortung der 
mündlichen Frage 23 genannten Gründen des Staats-
wohls verweigert werden.

Frage 25
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE 
LINKE):

Welche Veränderungen gibt es infolge von aus meiner Sicht 
zum Teil zweifelhaften Entscheidungen des Bundesinnen-
ministeriums hinsichtlich der Bundesstützpunkte für die Win-
tersportarten, und welche Folgen haben die erfolgten Aberken-
nungen des Bundesstützpunktstatus für die jeweiligen 
Wintersportarten und -regionen (siehe auch: „Verliert Alten-
berg jetzt seine Biathleten?“ in „Sächsische Zeitung“ vom 
6. Oktober 2022 sowie „Hoffnung ruht auf Nachwuchs-Status – 

Bundesstützpunkt Winterberg-Willingen: Was folgt nach dem 
Aus?“ in „Waldeckische Landeszeitung“ vom 6. Oktober 
2022)?

Die Anerkennungen der Bundesstützpunkte (BSPe) 
des Wintersports laufen zum 31. Dezember 2022 aus. 
Im durchgeführten Verfahren für die Anerkennung von 
Bundesstützpunkten im neuen Zyklus 2023 bis 2026 ha-
ben die Verbände Anträge eingereicht, die im sogenann-
ten Ampelverfahren durch den Deutschen Olympischen 
Sportbund, die Länder und das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat geprüft und bewertet wurden. 
Die Verbände wurden anschließend über die Ergebnisse 
informiert. Für den neuen Zyklus wurden 25 BSPe im 
Wintersport anerkannt. Bei der Anerkennung als BSP 
handelt es sich um ein Prädikat, mit dem keine unmittel-
bare finanzielle Förderung einhergeht.

Für die zwei Standorte (BSP Biathlon in Altenberg und 
BSP Ski Nordisch/Biathlon in Winterberg/Willingen), 
die aktuell die Anerkennungskriterien des Bundes nicht 
erfüllen, wird zur Abmilderung möglicher unverhältnis-
mäßiger Härten die bisherige Förderung (zunächst) für 
ein weiteres Jahr fortgesetzt. Die Möglichkeit der Ent-
wicklung einer langfristigen Perspektive dieser Standorte 
wird mit allen Beteiligten erörtert werden.

Frage 26
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE 
LINKE):

Wie ist aktuell der Stand der Planungen zu Inhalt und Ablauf 
des für den 13. Dezember 2022 von der Bundesregierung an-
gekündigten Bewegungsgipfels, und wer ist in die Vorberei-
tung dieses Gipfels aktiv einbezogen?

Wir befinden uns im Abstimmungsprozess mit den 
Ressorts der Bundesregierung, den Ländern im Rahmen 
der Fachministerkonferenzen (Sportministerkonferenz, 
Gesundheitsministerkonferenz, Kultusministerkonfe-
renz), den kommunalen Spitzenverbänden und dem 
Deutschen Olympischen Sportbund. Das Bundesministe-
rium des Innern und für Heimat plant einen Austausch 
mit dem Sportausschuss, um im Vorfeld des Bewegungs-
gipfels die Anliegen der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages in den Gipfel einzubinden und die Abläufe 
zu klären.

Frage 27
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage des Abge-
ordneten Carsten Körber (CDU/CSU):

Welche Projekte im Bereich der Klimaaußenpolitik hat die 
Bundesregierung unter Federführung der Staatssekretärin und 
Sonderbeauftragten für internationale Klimapolitik, Jennifer 
Lee Morgan, seit deren Amtsantritt konkret umgesetzt bzw. 
angestoßen?

Seit dem Übergang der Zuständigkeit für internatio-
nale Klimapolitik ins Auswärtige Amt und dem Amts-
antritt der Sonderbeauftragten für internationale Klima-
politik, Staatssekretärin Jennifer Morgan, hat die 
Bundesregierung ihre Klimaaußenpolitik insbesondere 
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durch neue Allianzen vorangetrieben. Ziel ist, die Klima-
kooperation anderer Staaten mit Deutschland auszubau-
en, insbesondere in den Themenbereichen Klimaauswir-
kungen, Klima und Sicherheit und nicht fossile 
Entwicklungspfade. Partner sind hierbei kleine Inselstaa-
ten, afrikanische Staaten, VN-Organisationen und „Nor-
dics“. Die Bundesregierung will eine progressive Allianz 
von Staaten, in der Entwicklungsländer gemeinsam mit 
der EU und proaktiven Industrieländern kooperieren.

Dazu traf sich am Rande der VN-Generalversammlung 
die High Ambition Coalition unter Vorsitz der Marshall-
inseln. Gespräche fanden auch im Rahmen des Peters-
berger Klimadialogs, der PreCOP in der Demokratischen 
Republik Kongo, am Rande der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen oder in bilateralen Formaten, etwa 
bei den Reisen von Staatsekretärin Morgan nach Bangla-
desch, Indonesien oder Kenia, statt.

Unter Federführung des Auswärtigen Amts wird die 
Bundesregierung erstmals eine Klimaaußenpolitikstrate-
gie der Bundesregierung erstellen. Eine erste Dialog-
phase richtet sich an die Zivilgesellschaft, die Wissen-
schaft, die Wirtschaft und internationale externe 
Stakeholder.

Im Rahmen der Berlin Climate and Security Confe-
rence hat die Bundesregierung gestern gemeinsam mit 
knapp 30 Staaten die Climate4Peace-Initiative gegründet, 
die auf bessere Koordinierung zum Nexus Klima und 
Sicherheit abzielt.

Die Auslandsvertretungen werden Klimabotschaften 
und Sprachrohr für die deutsche Klimapolitik. Im Sep-
tember wurden 35 Botschaften als Klima-Schwerpunkt-
botschaften benannt, die künftig eine Schlüsselrolle bei 
der Umsetzung der deutschen Klimaaußenpolitik im Aus-
land spielen sollen.

Verlässlichkeit schafft Vertrauen: Auf der Klimakon-
ferenz wird Staatssekretärin Morgan daher gemeinsam 
mit dem kanadischen Umweltminister einen Fortschritts-
bericht zum letztjährigen Climate Finance Delivery Plan 
vorlegen. Dieser wird darstellen, wie Industriestaaten 
ihre Verpflichtungen einhalten und 100 Milliarden US- 
Dollar Klimafinanzierung bis 2023 aufbringen.

Zudem sind konkrete Klimaschutzprojekte in Afrika 
und auf den pazifischen Inselstaaten in Planung. Diese 
werden in den nächsten Wochen und Monaten unter an-
derem im Rahmen der diesjährigen Klimakonferenz öf-
fentlich verkündet und vorgestellt.

Weiterhin wurde Staatssekretärin Morgan von der 
diesjährigen Präsidentschaft der Klimakonferenz Ägyp-
ten damit beauftragt, gemeinsam mit Chile den Verhand-
lungspunkt „Schäden und Verluste“ zu leiten. Dies ist ein 
zentrales Thema für den Globalen Süden, der von den 
Schäden infolge des Klimawandels überproportional be-
troffen ist.

Letztlich will die neue deutsche Klimadiplomatie zwi-
schen Industrie- und Entwicklungsländern Vertrauen 
schaffen, damit die kommende Klimakonferenz der Ver-
einten Nationen in Ägypten die notwendigen ambitio-
nierten Ergebnisse erzielt. Hierzu werden auf verschiede-
nen politischen Ebenen informelle Gespräche geführt, 
auch um mögliche progressive Allianzen auszuloten 

und drohende Blockaden zu verhindern. Die Bundes-
regierung will hierbei auf dem erfolgreichen diesjährigen 
Petersberger Klimadialog aufbauen, der erstmals unter 
Leitung des Auswärtigen Amts ausgerichtet wurde.

Frage 28
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Aussage, dass das so-
genannte „Versöhnungsabkommen“ mit Namibia ausverhan-
delt ist, auch wenn über einzelne Modalitäten der Umsetzung 
noch Gespräche geführt werden können (Bundestagsdruck-
sache 20/3236, Antwort zu Frage 3), vor dem Hintergrund, 
dass der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Na-
mibia, Herbert Beck, anlässlich der Ansprache während des 
Empfangs zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 
2022 mitgeteilt haben soll, dass diese gemeinsame Erklärung 
für die Bundesregierung noch nicht das letzte Wort sei („All-
gemeine Zeitung“ von Namibia vom 5. Oktober 2022, Seite 1), 
und wenn sie nicht dabei bleibt, welche Änderungen sind für 
die Bundesregierung verhandelbar?

Ein sogenanntes Versöhnungsabkommen im Sinne der 
Fragestellung besteht nicht. Die paraphierte, aber noch 
nicht unterschriebene Gemeinsame Erklärung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Namibia trägt 
den Titel: „Vereint im Gedenken an unsere koloniale Ver-
gangenheit, vereint im Willen zur Versöhnung, vereint in 
der Vision für die Zukunft“. Dabei handelt es sich um ein 
wegweisendes Dokument. Nach einem sechs Jahre wäh-
renden, oftmals schwierigen und für die Nachkommen 
der Betroffenen auch schmerzhaften Dialog stellt die Ge-
meinsame Erklärung eine historische, wenn auch noch 
nicht abgeschlossene Leistung in der Aufarbeitung des 
Erbes der deutschen Kolonialgeschichte in Namibia dar.

Eine Äußerung des deutschen Botschafters in Nami-
bia, Herbert Beck, im Sinne des in der Frage angeführten 
Zitats kann ich nicht bestätigen. Botschafter Beck hat 
seiner Hoffnung auf einen baldigen erfolgreichen Ab-
schluss des Versöhnungsdialoges Ausdruck verliehen, 
sich aber nicht zu Verhandlungsinhalten geäußert.

Die Bundesregierung hält, wie auch die namibische 
Regierung, an der Gemeinsamen Erklärung fest. In Nach-
verhandlungen sind noch offene Fragen der Umsetzung 
auf Wunsch beider Seiten in vertraulichen Gesprächen zu 
klären.

Frage 29
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Inwieweit bestehen nach Kenntnis der Bundesregierung die 
von der zuständigen UN-Beauftragten Rebeca Grynspan iden-
tifizierten Probleme bei der Umsetzung der beiden am 22. Juli 
2022 von der Ukraine und Russland mit den Vereinten Natio-
nen und der Türkei abgeschlossenen komplementären Abkom-
men fort, vor dem Hintergrund, dass zwar die kriegsbedingt 
blockierte Ausfuhr von ukrainischem Getreide und anderen 
Agrarmitteln von drei Schwarzmeerhäfen ermöglicht wurde, 
allerdings entgegen der Vereinbarung die Aufhebung der im 
Zusammenhang mit den Sanktionen gegen Russland stehenden 
Einschränkungen russischer Lebensmittel- und Düngemittel-
exporte stockt (dpa vom 13. September 2022), und welche 
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Auswirkungen (direkt und indirekt) haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung die von ihr mitgetragenen EU-Sanktionen 
gegen Russland auf russische Lebensmittel- und Dünge-
mittelexporte, vor dem Hintergrund, dass diese durch die ab-
schreckende Wirkung der Sanktionen sowie deren Auswirkun-
gen auf Schiffsverkehr, Bankwesen und Versicherungen de 
facto massiv eingeschränkt sind (https://apnews.com/article/ 
r u s s i a - u k r a i n e - g l o b a l - t r a d e - u n i t e d - n a t i o n s -  
73714206bd0c0bd9aab84ca0bb78d070) und laut UN-Ge-
neralsekretär António Guterres der ungehinderte Zugang rus-
sischer Lebens- und Düngemittel zu den globalen Märkten von 
entscheidender Bedeutung wäre, um die Lebensmittelpreise zu 
senken und eine Verschärfung der Lebensmittelknappheit zu 
vermeiden (www.n-tv.de/politik/UN-Generalsekretaer- 
Guterres-Getreide-Export-nur-Teil-der-Loesung-russischer- 
Duenger-entscheidend-article23537746.html)?

Während der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen hat der Präsident der Ukraine, Wolodymyr Selen-
skyj, eine Spende von 50 000 Tonnen Getreide für Soma-
lia und Äthiopien angekündigt. Deutschland hat die 
anfallenden Transportkosten nach Äthiopien in Höhe 
von 14 Millionen Euro übernommen.

Seit 27. Juli 2022 wurden auf Grundlage der Black Sea 
Grain Initiative insgesamt mehr als 6,8 Millionen Tonnen 
Getreide aus den drei ukrainischen Häfen Odessa, Ju-
schne und Chornomorsk auf die Weltmärkte über den 
Bosporus transportiert. Unter Hinzunahme von Exporten 
über von der Europäischen Union koordinierten Land-
transportwegen (EU-Solidarity Lanes) wurden zudem al-
lein im September 2022 insgesamt über 6,6 Millionen 
Tonnen Getreide aus der Ukraine transportiert. Diese 
Zahlen liegen auf dem Niveau vor Kriegsbeginn und 
zum Teil sogar darüber.

Dürren und Auswirkungen des Klimawandels, gestörte 
Lieferketten aufgrund der Covid-19-Pandemie und be-
waffnete Konflikte haben darüber hinaus schon vor dem 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine für Schocks 
auf den globalen Getreidemärkten gesorgt. Mit Kriegs-
beginn hat sich die Situation dramatisch zugespitzt. Russ-
land setzt auch durch gezielte Angriffe auf die Getreide-
speicher der Ukraine den Hunger als Waffe ein.

Die Ukraine zählte zu den Hauptlieferanten für viele 
Länder im Globalen Süden und große internationale 
Hilfsorganisationen. Nun führen Zerstörungen von Infra-
struktur, blockierte Häfen und Ernteausfälle zu Versor-
gungsengpässen.

Russland, selbst großer und wichtiger Exporteur von 
Getreide, hat eigene Exporte hingegen anfänglich sogar 
teilweise zurückgefahren. Die russische Propaganda 
streut zynische Desinformationen, nach denen westliche 
Sanktionen den Export von Getreide und Düngemittel an 
Entwicklungsländer verhinderten. Deswegen unterstrei-
che auch ich hier noch einmal: Der russische Angriffs-
krieg gegen die Ukraine ist schuld am Leid der Men-
schen, nicht die internationalen Sanktionen!

Es gibt keine Sanktionen auf Nahrungs- und Dünge-
mittel. Für Düngemittel bestehen Importquoten für die 
Europäische Union, die aber nur für die EU und EU- 
Unternehmen gelten. EU-Sanktionen sind nicht extrater-
ritorial.

Sanktionen in anderen Bereichen beinhalten Ausnah-
men für Nahrungs- und Düngemittel. Dies gilt für Sank-
tionen im Transport-, aber auch im Zahlungsbereich.

Die EU-Hafensperrung für russische Schiffe enthält 
eine explizite Ausnahme für die Beförderung von Le-
bensmitteln und Düngemitteln. Es gibt kein Versiche-
rungsverbot für den Schiffsverkehr mit Lebensmitteln 
oder Düngemitteln aus Russland in Drittstaaten.

Der von Russland zu verantwortende völkerrechtswid-
rige Angriffskrieg und die bewusste Zerstörung von In-
frastruktur, wie Häfen, Schienen und Verladebahnhöfen, 
durch Russland haben zu einem weltweiten Anstieg von 
Lebensmittelkosten und auch Versicherungsprämien ge-
führt.

Das Sicherheitsrisiko für Schiffe im Schwarzen Meer 
ist real; die Verantwortung hierfür trägt jedoch allein 
Russland.

Frage 30
Antwort

der Staatsministerin Katja Keul auf die Frage der Abge-
ordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Inwiefern teilt das Auswärtige Amt die Einschätzung von 
Bundeskanzler Olaf Scholz, dass Saudi-Arabien auf eine fried-
liche Entwicklung des Jemen setze (vergleiche www. 
tagesschau.de/ausland/asien/scholz-vae-fluessiggas-101. 
html), im Hinblick darauf, dass die Kriegsparteien im Jemen, 
von denen eine maßgeblich von Saudi-Arabien unterstützt 
wird, die seit April bestehende Waffenruhe nicht verlängert 
haben (vergleiche www.tagesschau.de/ausland/asien/jemen- 
waffenruhe-119.html), und welche Konsequenzen für weitere 
Waffenexporte nach Saudi-Arabien beabsichtigt die Bundes-
regierung hieraus sowie mit Blick auf Berichte zu ziehen, dass 
die Militäroffensive unter der Führung Saudi-Arabiens inten-
sive Luftangriffe geflogen habe, darunter wahllose Angriffe 
auf dicht besiedelte Gebiete, die die humanitären Auswirkun-
gen des Krieges verschärft haben sollen (vergleiche www. 
europarl.europa.eu/doceo/document/RC-8-2018-0444_DE. 
html)?

Die Bundesregierung ist besorgt über das Auslaufen 
der vom Sondergesandten des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen für Jemen, Hans Grundberg, vermittelten 
Waffenruhe zum 2. Oktober 2022. Diese hatte nach einer 
Offensive der von Saudi-Arabien geführten Militärkoali-
tion zu Jahresbeginn zu einer spürbaren Verbesserung der 
humanitären Lage im Land geführt. Dass es bisher nicht 
zu einer weiteren Verlängerung der Waffenruhe gekom-
men ist, liegt maßgeblich an von den Huthis kurz vor 
Fristablauf gestellten weitreichenden und für das Regie-
rungslager inakzeptablen Forderungen.

Saudi-Arabien unterstützt die Bemühungen der Ver-
einten Nationen für eine politische Lösung des Konflikts 
seit Längerem und hat sich an die Bedingungen der Waf-
fenruhe gehalten.

Der Koalitionsvertrag besagt, dass keine Exportgeneh-
migungen für Rüstungsgüter an Staaten erteilt werden, 
solange diese nachweislich unmittelbar am Jemen-Krieg 
beteiligt sind. Die Bundesregierung genehmigt daher seit 
2019 grundsätzlich keine neuen Anträge auf Ausfuhren 
von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien.

Bei Zulieferungen im Rahmen bestehender Gemein-
schaftsprojekte ist Deutschland vertraglich gebunden. 
Gerade angesichts der aktuellen Lage liegt es im deut-
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schen außenpolitischen Interesse, für unsere europäi-
schen und transatlantischen Verbündeten ein verläss-
licher Partner zu sein.

Wie die Bundesregierung in Zukunft mit Gemein-
schaftsprojekten umgehen wird, ist im Rahmen des Rüs-
tungsexportkontrollgesetzes, wie es der Koalitionsver-
trag vorsieht, zu entscheiden.

Frage 31
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Setzt der im Regierungsentwurf eines Gesetzes für einen 
besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie zur Umset-
zung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden (Bundesratsdrucksache 
372/22), vorgesehene Schadensersatzanspruch nach § 37 Ab-
satz 1 des Hinweisgeberschutzgesetzes ein Verschulden des 
Verursachers voraus, und umfasst der danach zu ersetzende 
Schaden nur den materiellen oder auch den immateriellen 
Schaden der hinweisgebenden Person bei einem Verstoß gegen 
das Verbot von Repressalien?

Der Schadensersatzanspruch nach § 37 Absatz 1 des 
geplanten Hinweisgeberschutzgesetzes ist verschuldens-
unabhängig. Dies ergibt sich aus dem Normtext selbst.

Der Umfang des Schadensersatzes bestimmt sich nach 
den allgemeinen Regeln. Diese sehen unter bestimmten 
Voraussetzungen, nämlich in den Fällen des § 253 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches, bzw. bei einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts, gestützt auf Artikel 1 Absatz 1 und 
Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes, auch den Ersatz 
immaterieller Schäden vor.

Frage 32
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Auf welcher Datenbasis kommt die Bundesregierung bei der 
Beurteilung des Erfüllungsaufwands für das Gesetz für einen 
besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie zur Umset-
zung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden (Bundesratsdrucksache 
372/22), zu der Einschätzung, dass „sich im Schnitt vier Be-
schäftigungsgeber“ mit 50 bis 249 Beschäftigten zusammen-
schließen, um eine gemeinsame Meldestelle zu betreiben?

Es handelt sich im Rahmen der Berechnungen zum 
Erfüllungsaufwand um eine konservative Schätzung der 
Anzahl der betroffenen Beschäftigungsgeber in der Wirt-
schaft. Es ist davon auszugehen, dass kleine und mittlere 
Beschäftigungsgeber von ihrer Möglichkeit, eine ge-
meinsame interne Meldestelle mit anderen Beschäfti-
gungsgebern derselben Beschäftigtengrößenklasse ein-
zurichten und zu betreiben, aus Effizienzgründen 
umfassend Gebrauch machen.

Frage 33
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage der Abgeordneten Canan Bayram (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

In welchem Umfang plant die Bundesregierung, den Pakt 
für den Rechtsstaat zu verstetigen und in diesem Zuge auch den 
im Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP vorgesehenen Digitalpakt für die Justiz (Seite 84) auf 
den Weg zu bringen (https://rp-online.de.nrw/panorama/nrw- 
justizminister-fordert-mehr-geld-fuer-digitalisierung_aid- 
77081109)?

Bei der weiteren Stärkung der Justiz kommt der Digi-
talisierung eine Schlüsselrolle zu. Prozesse und Verfah-
ren werden effizienter, die Zusammenarbeit über Landes-
grenzen hinweg mit gemeinsamen Schnittstellen und 
einheitlichen Standards leichter, die Justiz für die Bür-
gerinnen und Bürger besser erreichbar. Nur ein Rechts-
staat, der auch technisch auf der Höhe der Zeit ist, wird 
dauerhaft eine hohe Akzeptanz bei den Bürgerinnen und 
Bürgern genießen. Das Bundesministerium der Justiz 
wird deshalb einen Pakt für den digitalen Rechtsstaat 
auflegen, um gemeinsam mit den Ländern Digitalisie-
rungsvorhaben zu verwirklichen, die der gesamten Justiz 
in Deutschland zugutekommen und damit auch die Län-
der entlasten.

Vorbehaltlich der Zustimmung des Haushaltsgesetz-
gebers sollen mit diesem Pakt bereits im kommenden 
Haushaltsjahr Mittel in Höhe von 50 Millionen Euro für 
Projekte zur Digitalisierung bereitgestellt werden. Es ist 
beabsichtigt, dass der Bund für diese Projekte in den 
kommenden Jahren in Summe bis zu 200 Millionen 
Euro bereitstellt.

Auch in einer krisenbedingt schwierigen Gesamtlage 
setzen wir so ein Zeichen, welch hohe Bedeutung die 
Justiz und unser Rechtsstaat haben – gerade in diesen 
herausfordernden Zeiten.

Der Pakt für den digitalen Rechtsstaat erweitert den 
bisherigen Pakt für den Rechtsstaat um den Bereich der 
Digitalisierung und führt ihn damit fort. Denn der Digi-
talisierung der Justiz kommt bei der weiteren Stärkung 
des Rechtsstaats eine Schlüsselrolle zu. Das Volumen des 
neuen Pakts ist dabei mit dem Volumen des bisherigen 
Pakts vergleichbar – trotz der krisenbedingt schwierigen 
Haushaltslage. Wir setzen damit den Koalitionsvertrag 
um und machen den Rechtsstaat zukunftsfest.

Frage 34
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Manuela Rottmann auf die 
Frage des Abgeordneten Josef Rief (CDU/CSU):

Wie hoch ist die Investitionssumme aus dem Vorhaben der 
Bundesregierung zum Umbau der Tierhaltung, die für jeden 
der circa 13 Millionen Schweinemastplätze in Deutschland 
zur Verfügung steht, und ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, dass das ausreicht?

Viele tierhaltende Betriebe vermissen aktuell eine 
klare Zukunftsperspektive. Das aktuelle System hat viele 
Betriebe in eine Sackgasse geführt. Deshalb arbeiten wir 
mit Hochdruck daran, die Voraussetzungen für den erfor-
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derlichen Umbau der Tierhaltung und damit eine ehrliche 
Perspektive für die Tierhaltung in Deutschland zu schaf-
fen. Wir wollen unsere Landwirtinnen und Landwirte 
dabei unterstützen, die großen Herausforderungen, die 
mit diesem notwendigen Umbau verbunden sind, zu be-
wältigen. Darauf haben sich die Koalitionsparteien im 
Koalitionsvertrag geeinigt.

Im Rahmen der laufenden Haushaltsverhandlungen 
wurden im Einzelplan 10 plafonderhöhend Mittel für 
den Umbau der Tierhaltung berücksichtigt – 2023: 
150 Millionen Euro, 2024: 250 Millionen Euro, 2025: 
350 Millionen Euro, 2026: 250 Millionen Euro. Damit 
ist die so wichtige Anschubfinanzierung für eine zu-
kunftsfeste Tierhaltung möglich.

Mit unserer Einigung darauf, dass diese Mittel auch für 
die Unterstützung bei den laufenden Mehrkosten ein-
gesetzt werden können, bieten wir jetzt den Betrieben, 
die sich auf den Weg machen wollen oder dies bereits 
sind, eine klare Perspektive.

Zugleich sind wir uns bewusst, dass diese Mittel für 
unser Vorhaben nicht ausreichen werden. Daher werden 
wir unter enger Einbeziehung der Koalitionspartner ein 
Konzept zur weiteren Finanzierung ausarbeiten.

Frage 35
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Mit welchen Kosten war die Versendung des vom Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) in Auftrag gegebenen In-
formationsschreibens zur zweiten Coronaauffrischimpfung 
verbunden, die alle gesetzlichen Krankenkassen nach mir vor-
liegenden Informationen auf eigene Kosten an alle ihre Ver-
sicherten verschicken mussten, die am 31. Oktober 2022 das 
60. Lebensjahr vollendet haben und am Stichtag 1. August 
2022 bei der jeweiligen Krankenkasse versichert waren, und 
aus welchen formellen, datenschutzrechtlichen oder juristi-
schen Gründen lässt das BMG die digitale Versendung nicht 
zu, soweit entsprechende E-Mail-Adressen der Versicherten 
vorliegen?

Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV- 
Spitzenverband) und der Verband der Privaten Kranken-
versicherung (PKV-Verband) haben sich bereit erklärt, 
den Versand der Informationsschreiben aus eigenen Mit-
teln zu übernehmen. Die entstehenden Kosten sind nicht 
einheitlich, sondern unter anderem abhängig von gegebe-
nenfalls eigenen Druckkapazitäten, der Größe kassenspe-
zifischer Aufträge und bestehenden Verträgen mit Dienst-
leistern.

Das Bundesministerium für Gesundheit hat zudem da-
rauf hingewirkt, die Kostenbelastung für die Mitglieds-
kassen und -unternehmen möglichst niedrig zu halten, 
etwa durch den Verweis auf die durch Bundesmittel re-
finanzierte sogenannte Coronahotline 116 117 zur Klä-
rung möglicher Rückfragen der Versicherten. Zudem 
steht es den versendenden Stellen offen, die Informati-
onsschreiben über Onlinegeschäftsstellen zu verteilen, 
sofern Kundinnen und Kunden auch sonst eingewilligt 
haben, ausschließlich auf diesem Weg Dokumente ihrer 

Krankenversicherung zu erhalten. Eine nachträgliche 
postalische Übersendung ist in diesen Fällen nicht erfor-
derlich.

Frage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Warum müssen die Krankenkassen für die Kosten des als 
„persönlich“ deklarierten Briefs des Bundesministers für Ge-
sundheit an alle gesetzlich Krankenversicherten, den alle ge-
setzlichen Krankenkassen auf eigene Kosten an alle ihre Ver-
sicherten verschicken mussten, die am 31. Oktober 2022 das 
60. Lebensjahr vollendet haben und am Stichtag 1. August 
2022 bei der jeweiligen Krankenkasse versichert waren, auf-
kommen und nicht das BMG, und sieht das BMG die Kosten 
und den administrativen Aufwand für diese Briefaktion noch 
in einem adäquaten Verhältnis zu dem erwünschten Ziel, dass 
sich alle über 60-jährigen gesetzlich Krankenversicherten eine 
zweite Auffrischimpfung verabreichen lassen?

Das Schreiben des Bundesministers für Gesundheit 
dient der Aufklärung und der Information zur zweiten 
Auffrischimpfung gegen Covid-19. Der GKV-Spitzen-
verband und ihre Mitgliedskassen und der PKV-Verband 
mit ihren Mitgliedsunternehmen hatten auf Basis von 
§ 20i Absatz 4 Satz 2 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) ihre Unterstützung zugesichert, alle über 
60-Jährigen in Deutschland über die Möglichkeiten und 
den medizinischen Nutzen einer zweiten Auffrischimp-
fung zu informieren.

Entsprechend der Empfehlung der Ständigen Impf-
kommission (STIKO) für die zweite Covid-19-Auffrisch-
impfung richtet sich das Schreiben an Personen im Alter 
von über 60 Jahren. Ziel einer zweiten Auffrischimpfung 
in dieser Altersgruppe ist die Verhinderung von schweren 
Covid-19-Verläufen und Tod. Ein Alter von 60 Jahren 
oder älter und das Vorliegen von Grunderkrankungen 
stellen ein Risiko für schwere Covid-19-Verläufe dar, 
sodass diese besonders gefährdeten Personen ihren Impf-
schutz durch eine zweite Auffrischimpfung optimieren 
sollten.

Das Schreiben wird gegenwärtig durch die Kranken-
kassen und die privaten Krankenversicherungsunterneh-
men ausgefertigt und versendet und dient damit der In-
formation Versicherter über fällige Schutzimpfungen 
gemäß § 20i Absatz 4 Satz 2 SGB V.

Frage 37
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Daniela Kluckert auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Welche Speicherkapazitäten sind für den zusätzlichen Be-
darf an Strom durch E-Autos vorhanden bzw. vorgesehen, und 
sieht die Bundesregierung die Förderung von E-Fahrzeugen 
angesichts der drohenden Knappheit an Strom als sinnvoll an?

Die Grenzspeicherkapazität von Elektrofahrzeugen 
wird bei einer angestrebten Zahl von 15 Millionen Elek-
trofahrzeugen für das Jahr 2030 auf eine Größenordnung 
von circa 750 GWh geschätzt.
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Die Elektrifizierung des Straßenverkehrs ist eine wich-
tige Voraussetzung, um die Treibhausgasemissionen im 
Verkehrssektor zu reduzieren. Die Bundesregierung ver-
folgt deshalb eine Gesamtstrategie, die den Ausbau der 
Ladeinfrastruktur mit dem Ausbau der Stromnetze und 
der Stromerzeugung im Zusammenhang betrachtet und 
die notwendigen Grundlagen für eine netzdienliche Aus-
gestaltung der Elektromobilität schafft. Als mobile Spei-
cher bieten die Batterien von Elektrofahrzeugen selbst 
ein großes Potenzial zur Speicherung von Energie. Durch 
die Technologie des bidirektionalen Ladens kann dieses 
Potenzial für das Stromsystem nutzbar gemacht werden.

Frage 38
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Nicole Höchst (AfD):

Inwieweit hat die Bundesregierung im Rahmen des Haus-
haltes 2022 „Soziale Innovationen“ (vergleiche „Bundes-
bericht Forschung und Innovation 2022“, Bundestagsdruck-
sache 20/2400, Seite 166 ff.) gefördert, und inwieweit 
gedenkt sie, dies im Rahmen des Haushaltes 2023 weiterzufüh-
ren (bitte genaue Aufstellung der 28 am höchsten geförderten 
Projekte, vergebenen Preise und Änlichem)?

Die Bundesregierung folgt einem breiten Innovations-
verständnis, das Innovationen mit technologischem Fo-
kus und soziale Innovationen gleichermaßen in den Blick 
nimmt. Die Bundesregierung hat soziale Innovationen im 
Rahmen des Haushalts 2022 auf vielfältige Weise geför-
dert und plant, dies auch im Rahmen des Haushaltes 2023 
weiterzuführen.

Anliegend findet sich eine Aufstellung der 28 am 
höchsten geförderten Projekte der im Bundesbericht For-
schung und Innovation (BuFI) 2022 hervorgehobenen 
Maßnahmen (sortiert nach Gesamtförderhöhe):

Thema Fördersumme 
(in T€)

Jahrestranche 
2022 (in T€)

Jahrestranche 
2023 (in T€)

Ressort

1 Ideenwettbewerb „Gemeinsam wird 
es KI“ der Civic Innovation Platform 
(Preisgelder)

600.000 240.000 600.000 BMAS

2 Aufbau und Durchführung des 
Deutsch-Französischen Zukunfts-
werks

11.000,00 1.988,00 2.853,00 BMBF

3 Verbundprojekt Bürgerlabor Mobiles 
Münsterland (BueLaMo)

5.753,00 901,00 1.725,00 BMBF

4 Interessenbekundungsverfahren auf 
Basis der Förderrichtlinie „Stärkung 
der Nutzung von Daten und Techno-
logie unter Anwendung Künstlicher 
Intelligenz für das Gemeinwohl“

4.876,00 90,80 4.785,00 BMFSFJ

5 Förderprogramm „Zukunftssiche-
rung der Freien Wohlfahrtspflege 
durch Digitalisierung“

3.499,85 3.499,85 3.544,00 BMFSFJ

6 Die Rolle von Energie-Suffizienz in 
Energiewende und Gesellschaft

3.278,00 679,00 641,00 BMBF

7 Verbundprojekt: pane – Soziale, 
ökonomische und ökologische Ef-
fekte von partizipativer, nachhaltiger 
Lebensmittelerzeugung (PNL)

3.099,00 136,00 297,00 BMBF

8 Die Verkehrswende als sozial-öko-
logisches Realexperiment

2.804,00 510,00 230,00 BMBF

9 Verbundprojekt: MOVEN – 
MOtivationale und VErhaltensän-
dernde Nachhaltigkeitstechnologien

2.716,00 105,00 282,00 BMBF

10 Steuerungsmechanismen im poly-
zentrischen Energiesystem der Zu-
kunft. Die Bedeutung von Digitali-
sierung und Finanzierung für eine 
polyzentrische Governance

2.688,00 544,00 587,00 BMBF
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Thema Fördersumme 
(in T€)

Jahrestranche 
2022 (in T€)

Jahrestranche 
2023 (in T€)

Ressort

11 LeNa Shape – Forschen in gesell-
schaftlicher Verantwortung – Gestal-
tung, Wirkungsanalyse, Qualitäts-
sicherung

2.662,00 768,00 1.326,00 BMBF

12 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt Minerva

2.594 956 961 BMWK

13 Mit Precycling zu mehr Ressourcen-
effizienz. Systemische Lösungen der 
Verpackungsvermeidung

2.577,00 399,00 453,00 BMBF

14 Die sozio-räumliche Transformation 
zu nachhaltigem Mobilitätsverhalten

2.496,00 478,00 500,00 BMBF

15 Upscaling-Strategien für eine Urban 
Sharing Society

2.247,00 348,00 87,00 BMBF

16 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt IHR

2.244 273 1.148 BMWK

17 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt PCP2

2.233 325 111 BMWK

18 Plattformorganisationen in der digi-
talen Sharing Economy – Ausgestal-
tungsformen, Wirkungen, sozial- 
ökologische Transformationsper-
spektiven

2.182,00 225,00 121,00 BMBF

19 Verbundprojekt: Bürger ermächtigen, 
Stadt transformieren (empowering 
citizens, transforming the city) 
(ZSDD)

2.111,00 443,00 82,00 BMBF

20 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt DHDRGa

2.0f 539 986 BMWK

21 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt SKARTOFFEL

2.025 859 586 BMWK

22 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt G38

2.022 1.017 579 BMWK

23 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt Tropico7

1.971 755 1.117 BMWK

24 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt FFX

1.939 149 667 BMWK

25 Verbundprojekt: SLInBio – Städti-
sche Lebensstile und die Inwertset-
zung von Biodiversität – Libellen, 
Heuschrecken, Hummeln und Co

1.934,00 323,00 332,00 BMBF

26 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt Projekt 10

1.864 802 968 BMWK

27 Computerspielförderung des Bundes, 
Projekt DGS4

1.844 1.004 288 BMWK

28 Mehrwert durch Partizipation? Der 
Einfluss von Bürgerbeteiligung auf 
Qualität und Legitimität politischer 
Entscheidungen zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung

1.823,00 266,00 412,00 BMBF
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In der folgenden Tabelle sind einige Zusatzinformationen aufgeführt: 

Maßnahme Zusatzinformationen

Maßnahme „Civic Coding“ (nicht 
enthalten)

Das Innovationsnetz „Civic Coding“ befindet sich derzeit im Aufbau, sodass 
zu den vorgesehenen ressortübergreifenden Förderprogrammen und Unter-
stützungsmaßnahmen noch keine Angaben gemacht werden können.

Maßnahme „Nationaler Aktionsplan 
Gesundheitskompetenz“ (nicht ent-
halten)

Dies ist eine Initiative, die unter der Schirmherrschaft von Bundesminister 
Hermann Gröhe im Jahr 2018 gestartet ist. Es handelt sich um ein Koope-
rationsprojekt der Universität Bielefeld und der Hertie School. Das Projekt 
wird von der Robert-Bosch-Stiftung gefördert. Das BMG ist daran nicht 
beteiligt und kann deshalb keine Angaben zu Projekten machen.

Maßnahme Computerspieleför-
derung (enthalten)

Die Projektnamen der Computerspieleförderung des BMWK sind teilweise 
kryptisch, da die Hersteller entweder noch keinen finalen Titel haben oder 
eine öffentliche Ankündigung noch aussteht. Eine Übersicht über die geför-
derten Titel ist unter https://www.bmwk.de/Navigation/DE/Service/Games- 
Projekte/games-projekte.html abrufbar.

Angesichts der missionsorientierten Forschungs- und 
Innovationspolitik der Bundesregierung werden soziale 
Innovationen darüber hinaus in einer Vielzahl weiterer 
Förderprogramme entwickelt. So fördert das Bundes-
ministerium für Gesundheit beispielsweise verschiedene 
Vorhaben, zum Beispiel im Bereich Pflege/Nationale De-
menzstrategie, die Teil des Ressortkonzepts Soziale In-
novationen sind. Diese sind jedoch aufgrund des begrenz-
ten Seitenumfangs nicht ausdrücklich im BuFI 2022 
genannt.

Frage 39
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Wurden die staatlichen Hilfen von 9,8 Milliarden Euro an 
die ehemalige deutsche Gazprom-Tochter Germania nach 
Kenntnis der Bundesregierung ausschließlich zur Ablösung 
bestehender Bankdarlehen durch die KfW wegen eingetretener 
Kündigungsrechte, Sicherheitenbestellung (sogenanntes Mar-
gining) sowie Ablösung von Cashpool-Verbindlichkeiten aus 
einem Gemeinschaftsunternehmen und notwendiger Ersatz-
beschaffungen für weggefallene Liefermengen von Gas 
infolge der russischen Sanktionen ausgekehrt, oder gab es 
weitere Verwendungen?

Es wird zunächst auf die Antwort der Bundesregierung 
auf die schriftliche Frage 36 vom September 2022 ver-
wiesen. Wie dort beschrieben, dient der Kredit folgenden 
Verwendungszwecken:

In Höhe von 4,4 Milliarden Euro dient der Kredit der 
allgemeinen Finanzierung der SEFE GmbH; konkret 
wurden dadurch die Ablösung bestehender Bankdarlehen 
durch die KfW wegen eingetretener Kündigungsrechte, 
die Sicherheitenbestellung (so genanntes Margining) 
insbesondere auch gegenüber den für SEFE tätigen Clea-
ringbanken sowie die Ablösung von Cashpool-Verbind-
lichkeiten aus einem Gemeinschaftsunternehmen ermög-
licht. Es sind somit verschiedene Verwendungen im 
Rahmen der regulären betrieblichen Geschäftstätigkeit 
der SEFE denkbar, zum Beispiel Unterlegung von Trans-

aktionen, Zahlung von Transport- und Speicherkosten, 
Bedienung der Finanzierungskosten, Zahlung von Löh-
nen und Gehältern.

Ein Teilbetrag von 5,4 Milliarden Euro ist für notwen-
dige Ersatzbeschaffungen für weggefallene Liefer-
mengen von Gas infolge der russischen Sanktionen vor-
gesehen.

Die SEFE wird mit zusätzlichen Kreditmitteln in Höhe 
von 2 Milliarden Euro außerdem in die Lage versetzt, 
sehr kurzfristig ihren Anteil an einem Gasspeicher zu 
befüllen und damit einen weiteren Beitrag zur Versor-
gungssicherheit zu leisten.

Frage 40
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Welche rechtlichen Gründe gab es, die PCK Raffinerie 
GmbH in Schwedt unter die Treuhandverwaltung der Bundes-
netzagentur zu stellen, und welche Perspektive sieht die Bun-
desregierung für die Zukunft des Standorts Schwedt?

Am 16. September 2022 wurden die deutschen Ros-
neft-Töchter, Rosneft Deutschland GmbH (RDG) und 
RN Refining & Marketing GmbH (RNRM), die jeden 
Monat Rohöl im Wert von mehreren hundert Millionen 
Euro aus Russland nach Deutschland einführen, unter 
Treuhand gestellt. Grund für die Anordnung der Treu-
handverwaltung ist unter anderem, dass die Aufrecht-
erhaltung des Geschäftsbetriebs der betroffenen Raffine-
rien aufgrund der Eigentümerstellung der Unternehmen 
in Gefahr war, insbesondere weil zentrale Dienstleister, 
wie Zulieferer, Versicherungen, Banken, aber auch Ab-
nehmer nicht mehr zu einer Zusammenarbeit mit Rosneft 
bereit waren.

Rechtsgrundlage der Anordnung ist § 17 des Energie-
sicherungsgesetzes, der vorsieht, dass Unternehmen, die 
kritische Infrastruktur im Sektor Energie betreiben, unter 
Treuhandverwaltung gestellt werden können, wenn die 
konkrete Gefahr besteht, dass ohne eine Treuhandverwal-
tung die dem Funktionieren des Gemeinwesens im Sektor 
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Energie dienenden Aufgaben nicht erfüllt werden, und 
somit eine Beeinträchtigung der Versorgungssicherheit 
droht.

Für die ausführliche Begründung der Anordnung ge-
mäß § 17 Energiesicherungsgesetz bezüglich der Anteile 
an der Rosneft Deutschland GmbH und an der RN Re-
fining & Marketing GmbH vom 14. September 2022 und 
den Sachverhalt wird im Übrigen auf die Bekannt-
machung im Bundesanzeiger, veröffentlicht am 16. Sep-
tember 2022 (Bundesanzeiger, Amtlicher Teil, 16. Sep-
tember 2022, B1), verwiesen.

Mit der Treuhandverwaltung wird der drohenden Ge-
fährdung der Energieversorgungssicherheit begegnet und 
auch ein wesentlicher Grundstein für den Erhalt und die 
Zukunft des Standorts Schwedt gelegt. Die Entscheidung 
wird von einem umfassenden Zukunftspaket begleitet, 
das einen Transformationsschub für die Region bringt 
und die Raffinerie und den Standort für die Zukunft so-
lide aufstellt.

Herzstück des Maßnahmenpakets ist ein Sonderpro-
gramm im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) im 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK). Das GRW-Sonderpro-
gramm hat einen Gesamtumfang von 750 Millionen 
Euro. Davon stellt der Bund 375 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Die Umsetzung des Zukunftspakets ist angelau-
fen. Der erforderliche Beschluss zum GRW-Sonderpro-
gramm auf Bund-Länder-Ebene wird voraussichtlich im 
Dezember erfolgen.

Auch der Hafen Rostock und die Pipeline Rostock- 
Schwedt sind entscheidend für die Versorgung der 
PCK-Raffinerie in Schwedt. Die Pipeline könnte im jet-
zigen Zustand zirka 5 bis 7 Millionen Tonnen Öl pro Jahr 
verpumpen. Die Pipeline soll zügig auf eine stabile jähr-
liche Maximalkapazität von zirka 9 Millionen Tonnen pro 
Jahr ertüchtigt werden, was zukünftig eine sichere Aus-
lastung der PCK-Raffinerie von circa 75 Prozent der ma-
ximalen Verarbeitungskapazität bewirkt.

Im Rahmen eines Sonderprogramms wird die Bundes-
regierung unter anderem die Ertüchtigung der Pipeline 
Rostock-Schwedt aufgrund des nationalen Interesses 
zur Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit 
für Ostdeutschland finanziell unterstützen und den Pro-
zess im Rahmen der interministeriellen Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe zur Zukunft von Schwedt flankieren. Zentral 
dabei ist, eine langfristige und nachhaltige Perspektive 
für den Standort Schwedt zu entwickeln und den Struk-
turwandel und die Transformation vonseiten des Bundes 
aktiv zu begleiten.

Eine breite Palette möglicher Konzepte für eine nach-
haltige Nutzung des Standortes Schwedt in der Zukunft, 
wie die Erzeugung von Biokraftstoffen oder grünem 
Wasserstoff, sind in der Diskussion. Für Investitionen in 
den Standort interessieren sich mehrere nationale und 
internationale Unternehmen, mit denen das BMWK im 
Gespräch ist.

Frage 41
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Hat die Bundesregierung die Rechtsfrage geprüft, ob das 
Abschalten von Netzlast zur Laststeuerung im Stromnetz, ein 
sogenannter Lastabwurf, versicherungsrechtlich als Fall von 
höherer Gewalt einzustufen ist und ob die Netzbetreiber im 
Falle eines Lastabwurfs haftbar wären, und, wenn ja, mit wel-
chem Ergebnis (https://efahrer.chip.de/news/schaeden-durch- 
blackout-und-gas-stopp-was-zahlt-die-versicherung_ 
108503)?

Zu der Frage, ob die Netzbetreiber im Falle eines Last-
abwurfs haftbar wären, ist auf Folgendes hinzuweisen: 
Nach § 13 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes sind 
Übertragungsnetzbetreiber bei einer Gefährdung oder 
Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizi-
tätsversorgungssystems gegebenenfalls berechtigt und 
verpflichtet, sämtliche Stromerzeugung, Stromtransite 
und Strombezüge in ihren Regelzonen den Erfordernis-
sen eines sicheren und zuverlässigen Betriebs des Über-
tragungsnetzes anzupassen oder diese Anpassung zu 
verlangen. Soweit bei Vorliegen entsprechender Voraus-
setzungen solche Maßnahmen getroffen werden, ist inso-
weit die Haftung der Übertragungsnetzbetreiber für Ver-
mögensschäden nach Maßgabe von § 13 Absatz 5 des 
Energiewirtschaftsgesetzes ausgeschlossen.

Bei einer erforderlichen Anpassung von Stromerzeu-
gung und Strombezügen sind insbesondere die betroffe-
nen Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen und Strom-
händler – soweit möglich – nach § 13 Absatz 2 des 
Energiewirtschaftsgesetzes vorab zu informieren. Dies 
soll dazu beitragen, mögliche Vermögensschäden so ge-
ring wie möglich ausfallen zu lassen.

Die Frage nach der Leistung von Versicherern für 
Schäden infolge eines Lastabwurfs lässt sich ohne Bezug 
auf ein Versicherungsprodukt (Haftpflicht- oder Scha-
denversicherung) und die hierzu jeweils vereinbarten 
Versicherungsbedingungen in dieser Pauschalität nicht 
beantworten.

Frage 42
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Summe an Konventionalstrafen für russische Firmen gegen-
über deutschen Vertragspartnern, insbesondere der Firma Gaz-
prom gegenüber der Uniper SE (www.deraktionaer.de/artikel/ 
mobilitaet-oel-energie/geschundener-gas-importeur-uniper- 
will-sich-milliarden-von-gazprom-zurueckholen-klage- 
angedacht-20317271.html)?

Über die Gesamtsumme an Konventionalstrafen für 
russische Firmen gegenüber deutschen Vertragspartnern 
liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. Da-
rüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass solche Infor-
mationen auch Geschäftsgeheimnisse der jeweiligen Un-
ternehmen betreffen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                               6628 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://efahrer.chip.de/news/schaeden-durch-blackout-und-gas-stopp-was-zahlt-die-versicherung_108503
https://efahrer.chip.de/news/schaeden-durch-blackout-und-gas-stopp-was-zahlt-die-versicherung_108503
https://efahrer.chip.de/news/schaeden-durch-blackout-und-gas-stopp-was-zahlt-die-versicherung_108503
https://www.deraktionaer.de/artikel/mobilitaet-oel-energie/geschundener-gas-importeur-uniper-will-sich-milliarden-von-gazprom-zurueckholen-klage-angedacht-20317271.html
https://www.deraktionaer.de/artikel/mobilitaet-oel-energie/geschundener-gas-importeur-uniper-will-sich-milliarden-von-gazprom-zurueckholen-klage-angedacht-20317271.html
https://www.deraktionaer.de/artikel/mobilitaet-oel-energie/geschundener-gas-importeur-uniper-will-sich-milliarden-von-gazprom-zurueckholen-klage-angedacht-20317271.html
https://www.deraktionaer.de/artikel/mobilitaet-oel-energie/geschundener-gas-importeur-uniper-will-sich-milliarden-von-gazprom-zurueckholen-klage-angedacht-20317271.html


Frage 43
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Dirk Spaniel (AfD):

Von welchem Strommehrbedarf geht die Bundesregierung 
durch Elektrofahrzeuge aus, und wie soll dieser Mehrbedarf 
abgedeckt werden?

Die zunehmende Nutzung von Strom und strombasier-
ten Energieträgern wie grünem Wasserstoff in den Sek-
toren Industrie, Gebäude und Verkehr führt zukünftig zu 
einem höheren Stromverbrauch. Für das Ziel von 15 Mil-
lionen Elektrofahrzeugen im Pkw-Bereich werden in 
2030 rund 50 Terawattstunden (TWh) Strom benötigt. 
Insgesamt geht die Bundesregierung bis 2030 von einem 
Anstieg des Bruttostromverbrauchs in Deutschland auf 
680 bis 750 TWh aus. Zum Vergleich: In 2021 betrug 
der Bruttostromverbrauch in Deutschland rund 562 TWh.

Für die Deckung des zusätzlichen Strombedarfs ist der 
Ausbau der erneuerbaren Energien zentral. Dementspre-
chend sehen das novellierte Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) sowie das Windenergie-auf-See-Gesetz einen 
Ausbau der erneuerbaren Energien im Stromsektor bis 
2030 auf 115 Gigawatt (GW) Wind an Land, 30 GW 
Wind auf See sowie 215 GW Photovoltaik vor, um bis 
2030 mindestens 80 Prozent des Stromverbrauchs mit 
erneuerbaren Energien zu decken. Dies reduziert zudem 
die Abhängigkeit Deutschlands von Importen fossiler 
Energie, die im Verkehrsbereich besonders hoch ist.

Frage 44
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Fabian Gramling (CDU/CSU):

Was sind die konkreten Inhalte der Vereinbarung der Bun-
desregierung mit Frankreich, das Deutschland „das erste Mal 
Gas liefern wird“ (vergleiche Rede des Bundeskanzlers zum 
Einzelplan 04 in der 50. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 7. September 2022), und wie ist nach Kenntnis der Bundes-
regierung der Stand der Umsetzung dieser Vereinbarung?

Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine ist vorgesehen, temporär odoriertes Erd-
gas von Frankreich nach Deutschland zu importieren, um 
die Gasversorgungssicherheit in Deutschland zu erhöhen. 
Aufgrund der Odorierung von Gas auf Fernleitungsebe-
ne, die in Deutschland erst auf Verteilnetzebene erfolgt, 
wurde bislang kein Erdgas aus Frankreich importiert. Die 
Bundesnetzagentur ermöglicht mit einer Ausnahmerege-
lung den Import von odoriertem Gas aus Frankreich.

Am Mittwoch, dem 12. Oktober 2022, startet Frank-
reich die Vermarktung von Kapazitäten. Ab Donnerstag, 
den 13. Oktober 2022, kann der Eintritt von Frankreich 
nach Deutschland erfolgen, sofern private Händler ent-
sprechende Kapazitäten beauftragen.

Frage 45
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Fabian Gramling (CDU/CSU):

Ist der Klimaschutz für die Bundesregierung bei den Maß-
nahmen zur Versorgungssicherheit wichtig, und, wenn ja, wie 
gewichtet die Bundesregierung den Klimaschutz bei ihren ak-
tuellen Entscheidungen?

Auf viele Verbraucherinnen und Verbraucher, ein-
schließlich der Unternehmen, kommen derzeit deutliche 
Kostensteigerungen zu. Der völkerrechtswidrige An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine und die daraus 
resultierende Energiekrise haben hier zu einer weiteren 
Verschärfung der Lage geführt. Dies zeigt umso deutli-
cher, wie wichtig Klimaschutz und eine klimaschutz-
freundliche Energiepolitik sind.

Neben kurzfristigen Ansatzpunkten kommt es jetzt vor 
allem darauf an, dass wir die richtigen Weichenstellungen 
vornehmen, um die Abhängigkeit von den globalen Ener-
giemärkten und insbesondere auch von Gas, Öl und 
Kohle – vor allem aus Russland – Schritt für Schritt zu 
reduzieren. Wir müssen die Versorgungssicherheit ge-
währleisten und Haushalte ebenso wie Unternehmen in 
diesen schwierigen Zeiten unterstützen.

Der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien, 
die Steigerung der Energieeffizienz und ein funktionie-
render Binnenmarkt sind entscheidend, damit Energie 
bezahlbar bleibt. Gerade in diesen Zeiten sichern der 
Umstieg auf erneuerbare Energien und deren schnellerer 
Ausbau gegen diese Entwicklung ab.

Frage 46
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage der 
Abgeordneten Julia Klöckner (CDU/CSU):

Wie ist die Verstaatlichung der Uniper SE bei gleichzeitiger 
Beteiligung des Staates an der 50Hertz Transmission GmbH 
nach Auffassung der Bundesregierung mit den Vorgaben des 
Energiebinnenmarktrechts (Entflechtung) vereinbar (www. 
kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News- 
Details_481216.html)?

Die Bundesregierung führt den Erwerb von Bundes-
beteiligungen im Einklang mit den gesetzlichen und da-
mit auch entflechtungsrechtlichen Vorgaben durch. Zu 
den Einzelheiten in Bezug auf Uniper SE können auf-
grund der laufenden Prüfungen derzeit keine weiteren 
Angaben gemacht werden.

Frage 47
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):

Inwiefern leistet nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
und aus dem jüngsten Stresstest der Übertragungsnetzbetreiber 
speziell das Kernkraftwerk Lingen einen Beitrag zur Netzsta-
bilität (durch sogenannte Blindleistung), sodass infolgedessen 
in höherem Umfang Windenergie nach Mittel- und Süd-
deutschland transportiert werden kann, und droht daher bei 
der Abschaltung des Kernkraftwerks Lingen die Abriegelung 
von Windenergieanlagen im Norden, bzw., falls nicht, wie soll 
die auch zum Transport von Strom nach Mittel- und Süd-
deutschland erforderliche Netzstabilität gewährleistet werden, 
wenn das Kernkraftwerk Lingen nicht weiterbetrieben wird?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 59. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 12. Oktober 2022                                                                                                                                                                                                6629 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_481216.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_481216.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_481216.html


Es wird davon ausgegangen, dass sich die Frage auf 
das Kernkraftwerk Emsland bezieht. – Laut Gesetz sind 
die Übertragungsnetzbetreiber für einen sichereren Be-
trieb des Elektrizitätsversorgungssystems verantwortlich. 
Den Übertragungsnetzbetreibern ist seit 2011 bekannt, 
dass das Kernkraftwerk Emsland Ende 2022 stillgelegt 
wird. Sie hatten daher ausreichend Zeit, sich auf die Ab-
schaltung des Kraftwerks auch aus netztechnischer Sicht 
vorzubereiten. Dies haben sie auch durch umfangreiche 
Maßnahmen in den letzten Jahren getan.

Spezifische Berechnungen zu Blindleistungsbeiträgen 
einzelner Kraftwerke wurden im Stresstest nicht durch-
geführt. Aber auf Basis der Ergebnisse des Stresstests 
wurden und werden zudem zusätzliche Maßnahmen um-
gesetzt, zum Beispiel die Nutzung von Kraftwerksreser-
ven und die Rückkehr von Kohlekraftwerken an den 
Strommarkt. Des Weiteren enthält die dritte Novelle des 
Energiesicherungsgesetzes (EnSiG 3.0) auch Maßnah-
men zur Verbesserung der Transportkapazitäten im 
Stromnetz.

Frage 48
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU):

Welche Kosten sind bei der Bundesregierung und nach 
Kenntnis der Bundesregierung bei Energieversorgern, Gas-
importeuren durch die Einführung der Gasbeschaffungs-
umlage bis zu ihrer Aufhebung entstanden, und was geschieht 
nach der Ankündigung der Aufhebung der Umlage vom 
29. September 2022 nunmehr mit den auf der Basis der am 
9. August 2022 in Kraft getretenen Gaspreisanpassungsverord-
nung per Brief gegenüber den Verbrauchern angekündigten, 
teils per Rechnung bereits erhobenen Beträgen?

Zum Themenkomplex „Entstandene Kosten“: Der 
Bundesregierung sind Kosten im Zusammenhang mit ex-
ternen Beratern entstanden. Eine Schlussabrechnung ist 
bislang nicht erfolgt. Der Bundesregierung liegen keine 
Erkenntnisse über die Kosten vor, die Energieversorgern 
und Gasimporteuren durch die Einführung der Gas-
beschaffungsumlage bis zu ihrer Aufhebung entstanden 
sind.

Zum Themenkomplex „Beträge Gasbeschaffungs-
umlage“: Es ist die Erwartung der Bundesregierung, 
dass betroffene Versorgungsunternehmen den Wegfall ih-
rer Kostenbelastung aus der Umlage entsprechend in ih-
ren Lieferverträgen berücksichtigen.

Frage 49
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Bernd Schattner (AfD):

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wann die Bund- 
Länder-Ausschüsse „Handwerksrecht“ beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) in den letzten 
Monaten seit dem 26. September 2021, also in der 20. Wahl-
periode, stattfanden (vergleiche Antwort zu den Fragen 2 und 3 
auf Bundestagsdrucksache 20/3662)?

In der 20. Wahlperiode fanden bisher am 24./25. März 
2022 und am 28./29. September 2022 Sitzungen des 
Bund-Länder-Ausschusses „Handwerksrecht“ statt.

Frage 50
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Bernd Schattner (AfD):

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wann die Treffen 
der „Handwerkswirtschaft und Gewerbeförderung im Hand-
werk“ beim BMWK in den letzten Monaten seit dem 26. Sep-
tember 2021, also in der 20. Wahlperiode, stattfanden (ver-
gleiche Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 2 und 3 
der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestags-
drucksache 20/3662)?

In der 20. Wahlperiode hat am 7. Juli 2022 die bisher 
einzige Sitzung des Bund-Länder-Ausschusses „Hand-
werkswirtschaft und Gewerbeförderung im Handwerk“ 
stattgefunden.

Frage 51
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Plant die Bundesregierung, die Erlösobergrenze für Strom-
produzenten auch rückwirkend in Anwendung zu bringen und 
damit Zufallsgewinne, die seit dem Kriegsbeginn in der 
Ukraine entstanden sind, abzuschöpfen, und, wenn ja, wie 
weit soll die Rückwirkung greifen?

Die konzeptionellen Arbeiten der Bundesregierung zur 
Einführung einer Strompreisbremse werden derzeit in-
tensiv vorangetrieben. Dies schließt auch die Abschöp-
fung von Zufallsgewinnen ein. Dabei sind sowohl die 
verfassungsrechtlichen und europarechtlichen Vorgaben 
zu beachten als auch die administrative Umsetzbarkeit 
sicherzustellen. Die Details der künftigen Regelung sind 
Gegenstand der laufenden Arbeiten.

Frage 52
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):

Mit welchen Anreizen will die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund des in Nordrhein-Westfalen (NRW) bis 2030 be-
schlossenen Kohleausstiegs den Bau neuer Gaskraftwerke mit 
einer Leistung von 3 000 MW in NRW unterstützen?

Derzeit stehen mehrere Förderinstrumente zur Ver-
fügung, mit denen der Bau neuer Kraftwerke auf Basis 
von Erdgas und Wasserstoff angereizt wird:

So gibt es im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) die 
Ausschreibungen nach §§ 28d und 39o, mit denen was-
serstoffbetriebene Kraftwerke (auch „Hybrid-Kraftwer-
ke“ genannt) gefördert werden, die entsprechend des Dar-
gebots aus erneuerbaren Energien grünen Wasserstoff vor 
Ort erzeugen und diesen rückverstromen. Die Ausschrei-
bungen sollen im Dezember 2023 beginnen und ein Vo-
lumen von 4,4 Gigawatt (GW) bis 2028 haben. Die Aus-
schreibungsverordnung befindet sich derzeit noch in der 
Ausarbeitung.

Des Weiteren gibt es im EEG die Ausschreibungen 
nach §§ 28e und 39p, bei denen Wasserstoffkraftwerke 
gefördert werden, die auf vorhandene Wasserstoffinfra-
struktur zurückgreifen. Die Ausschreibungen sollen 
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ebenfalls im Dezember 2023 beginnen und ein Volumen 
von 4,4 GW bis 2026 haben. Die Ausschreibungsverord-
nung befindet sich derzeit noch in der Ausarbeitung.

Darüber hinaus sieht das EEG 2023 vor, die Förderung 
der Biomasse auf hochflexible Spitzenlastkraftwerke zu 
fokussieren. Biomethan darf künftig nur noch in hoch-
flexiblen Kraftwerken eingesetzt werden; zugleich ent-
fällt die Größenbegrenzung von bisher 10 Megawatt 
(MW) für Biomethananlagen. Die Biomethan-Ausschrei-
bungen haben ein jährliches Volumen von 600 MW bis 
2028.

Das zentrale Förderinstrument für neue Gaskraftwerke 
mit Wärmeauskopplung, die (ab einer Leistung von 
10 Megawatt) nachweisen, dass sie zu einem späteren 
Zeitpunkt zu moderaten Mehrkosten auf den Betrieb 
mit reinem Wasserstoff umgerüstet werden können, ist 
das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG).

Frage 53
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Wenzel auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):

Welcher Anteil bzw. welche Summe des sogenannten Ab-
wehrschirms im Umfang von 200 Milliarden Euro ist für gas-
preisbegrenzende Maßnahmen vorgesehen, und wie sollen 
diese aussehen?

Die Ausgestaltung der Einzelmaßnahmen wird von der 
Bundesregierung gegenwärtig erarbeitet. Insofern kann 
noch nicht beziffert werden, welches voraussichtliche 
Finanzvolumen die Einzelmaßnahmen haben werden.

Zu berücksichtigen ist, dass die Maßnahmen des Ab-
wehrschirms insgesamt zur Stabilisierung der Versor-
gungssicherheit und zur Begrenzung des Energiepreis-
anstiegs beitragen sollen. Die Wirkungen von Strom- 
und Gaspreisbremse sowie die Direktstützung von Gas-
importeuren und der Gaslieferkette greifen somit auch 
unmittelbar ineinander.
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